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Vorwort. 


In  der  Zeit,  die  zwischen  der  Genehmigung  der  vor- 
liegenden Arbeit  durch  die  Philosophische  Fakultät  der 
Universität  Heidelberg  und  der  Drucklegung  liegt,  haben 
sich  bedeutende  Ereignisse  zugetragen.  Der  ab  Februar  1917 
von  Deutschland  gegen  seine  Feinde  durchgeführte,  ver- 
schärfte Unterseebootkrieg,  der  den  immer  fühlbarer  wer- 
denden Mangel  an  Schiffsraum  im  Gefolge  hatte  und  daher 
für  die  Getreideversorgung  der  Schweiz  so  verhängnisvoll 
wurde,  hat  mit  dem  Zustandekommen  des  Waffenstillstan- 
des zwischen  den  Alliierten  und  Deutschland  aufgehört. 
Auch  die  Frage  der  künftigen  Rheinschiffahrt  ist  infolge 
der  Besetzung  von  Elsaß-Lothringen  durch  Frankreich 
ihrer  Lösung  um  ein  Bedeutendes  näher  gerückt.  Denn 
dadurch,  daß  die  Frankreich  1871  entzogenen  Rechte  eines 
Uferstaates  ihm  jetzt  wieder  zufallen,  wird  der  Rhein  von 
einem  speziell  deutschen  Strom  zu  einem  internationalen, 
und  die  Schweiz  hat  eher  Aussicht,  daß  ihr  der  längst 
beanspruchte  Zugang  zum  Rhein  gesichert  wird.  Es 
wird  natürlich  Aufgabe  der  Friedensverhandlungen  sein, 
die  schon  auf  dem  Wiener  Kongreß  und  1831  pro- 
klamierte freie  Rheinschiffahrt  durchzusetzen.  So  kann 
der  Hoffnung  Raum  gegeben  werden,  daß  sich  die 
Zufuhrmöglichkeit  für  Getreide,  insbesondere  aus  Amerilra, 
das  die  Schweiz  seit  Kriegsausbruch  ausschließlich  damit 
versorgt  hat,  wieder  besser  gestaltet.  Daß  auch  seitens 
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der  Eegierung  auf  reichlichere  Zufuhren  gerechnet  wird, 
zeigt  die  durch  den  Bundesrat  ab  1.  Dezember  1918  ange- 
ordnete Erhöhung  der  ,Brotration  pro  Person  und  Tag  um 
25  g.  Das  eidgenössische  Ernährungsamt  konnte  außerdem 

ab  1.  Februar  1919  infolge  der  guten  Ablieferung  der 
inländischen  Ernte  und  der  in  Aussicht  stehenden  Ver- 
besserung der  Verschiffungen  eine  weitere  Erhöhung  der 
Brotration  um  50  g pro  Person  und  Tag  eintreten  las- 
sen. Die  Kontingentierung  des  Konsums,  sowie  die  übrigen 
von  Bund  und  Kantonen  zur  gesicherten  V ersorgung  des 
Landes  mit  Lebensmitteln  getroffenen  Maßnahmen  werden 
aber  selbst  nach  Ftiedensschluß  noch  eine  längere  Zeit 
fortbestehen  müssen.  Es  bleibt  abzuwarten,  wie  lange  es 
dauern  wird,  bis  die  vor  dem  Krieg  bestandenen  Verhält- 
nisse auf  dem  Schweizer  Getreidemarkt  wiederkehren,  re- 
spektive wir  uns  wieder  einer  geordneten  Getreideversor- 
gung erfreuen  dürfen.  Zu  wünschen  ist  allerdings,  daß  die 
vor  dem  Kriege  leider  nur  zu  stark  zu  Tage  getretenen  Miß- 
stände sich  nicht  wieder  einschleichen,  sodaß  der  Krieg, 
so  verheerend  er  sonst  aufgetreten  ist,  wenigstens  in  diesem 
Punkte  sanierend  gewirkt  hat. 

An  dieser  Stelle  möchte  ich  noch  allen  denen, 
die  mir  bei  der  Beschaffung  der  erforderlichen  Ma- 
terialien behilflich  waren,  sowie  durch  Erteilung 
wertvoller  Ratschläge  an  die  Hand  gegangen  sind, 
meinen  besten  Dank  aussprechen.  Insbesondere  danke  ich 
Herrn  Geh.-RatProf.  Dr.  E.  Gothein  in  Heidelberg,  der  mich 

zu  dieser  interessanten  Untersuchung  ermunterte  und  ihr 
bis  zur  Beendigung  seine  Aufmerksamkeit  schenkte,  Herrn 
Kommerzienrat  Artmann,  Direktor  der  Walzmühle  A.-G, 
in  Ludwigshafen,  dessen  wertvolle  Mitteilungen  dem  Zu- 
standekommen der  Arbeit  ganz  besonders  förderlich  waren, 
Herrn  Prof.  Dr.  G.  Bachmann,  Generaldirektor  der  Schweiz. 
Nationalbank  in  Zürich,  Herrn  Dr.  A.  Meyer,  Chefredak- 
tor der  Neuen  Zürcher  Zeitung,  dem  seit  Januar  1915 
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an  das  Schweizerische  Kriegskommissariat  angegliederten 
Getreidebureau  und  seinen  Leitern,  dem  Schweizerischen 
Bauernsekretariat  in  Brugg,  den  Handelskammern  in  Mann- 
heim, Heidelberg,  Basel  und  Zürich  und  endlich  der  Ge- 
neraldirektion der  Bad.  Staatseisenbahnen  in  Karlsruhe. 

ZÜRICH,  März  1919. 
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Der  Verfasser. 
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IMs  Problem  der  schweizerischen  Getreide  Versorgung 
war  schon  vor  Kriegsausbruch  Gegenstand  lebhafter  Erörte- 
ningen  und  zwar  sowohl  von  Seiten  privater  schweizerischer 
Interessengruppen,  wie  von  Seiten  der  schweizerischen  Be- 
hörden. Allen  diesen  Diskussionen,  soweit  sie  auch  in  ihren 
Anregungen  und  Postalaten  auseinandergingen,  war  doch 
der  eine  grundlegende  Gedanke  gemeinsam:  Die  Beschaf- 
fung der  zum  Bedarf  benötigten  Menge  Getreide  in  Krisen- 
zeiten ist  eine  absolut  unsichere.  Es  müssen  Mittel  imd 
Wege  gefunden  werden,  um  über  diesen  schwierigen  Punkt 
in  der  Ernährungsfrage  in  der  Schweiz  nach  Möglichkeit 
hinwegzukommen. 

Doch  zu  einer  befriedigenden  Lösung  dieses  wichtigen 
Problems  führten  die  langen  Debatten,  auf  die  später  ein- 
gehend zurückzukommen  ist,  nicht.  Die  Interessengegen- 
sätze stiessen  noch  zu  hart  aufeinander  und  so  hatte  es 
den  Anschein,  als  ob  die  allseitig  gewünschten  Maßnahmen 
7P1  einer  jederzeit  gesicherten  Getreideversorgung  der 
Schweiz  erst  in  einer  noch  ferngelegenen  Zukunft  ihre  Lösung 
finden  sollten.  Aber  der  inzwischen  entbrannte  Weltkrieg 
verlangte  mit  ungeahnter  Dringlichkeit  die  Wiederaufnahme 
fder  Frage.  Ja  er  zeigte  uns  geradezu  die  unabweisbare  Tat- 
sache, dass  die  Lebensmittelversorgung  der  Schweiz  im  all- 
gemeinen und  speziell  die  Getreideversorgung  eine  ganz 
ungenügende  ist.  Die  folgende  knappe  Darstellung  des 
Standes  der  Getreideversorgung  bei  Ausbruch  des  Krieges 
(August  1914)  wird  uns  die  unzureichende  Fürsorge  in 
ein  helles  Licht  setzen. 

Egli,  Die  Qetreideversorgung  der  Schweiz.  1 

k 

I 

{ 


fr- 

liH 


Die  Wohnbevölkerung  der  Schweiz  betrug  1910 
3753  293.  Der  Tagesbedarf  der  Zivilbevölkerung  in  Frie- 
idenszeiten  beläuft  sich  auf  etwa  180  Wagen  Getreide 
(1  Wagen  ==  10  Tonnen).  Dagegen  war  bei  Kriegsausbruch 
in  den  öffentlichen  Lagerhäusern  ein  Vorrat  von  nur  ca. 
1670  Wagen  vorhanden,  was  gegenüber  dem  Bedarf  als 
viel  zu  gering  zu  bezeichnen  ist.  Dies  umsomehr,  wenn 
man  bedenkt,  daß  die  inländische  Getreideernte  erst  im 
September  eingebracht  werden  kann.  Aber  auch  mit  der 
Einbringung  der  eigenen  Produktion,  die  sich  durchschnitt- 
lich pro  Jahr  auf  ca.  900  000  Doppelzentner  beläuft,  ist 
für  einen  länger  andauernden  Krieg  wenig  geholfen.  Sie 
dürfte  nach  Wirzi)  in  60 — 70  Tagen  aufgezehrt  .sein. 

Unter  derartigen  Umständen  ist  es  leicht  ersichtlich, 
daß  die  Schweiz  bei  einem  europäischen  Krieg  hinsichtlich 
der  Versorgung  mit  Getreide  ganz  vom  guten  Willen  der 
umliegenden  Staaten  abhängig  ist.  In  der  Tat  ist  die  Schweiz 
durch  den  gegenwärtigen  Krieg  in  diese  mißliche  Lage 
geraten;  d.  h.  eine  kleine  Einschränkung  ist  hier  anzu- 
bringen, insofern,  als  es  dem  Bundesrat  noch  rechtzeitig 
gelang,  mit  Deutschland  und  Frankreich  ein  Abkommen 
für  den  Kriegsfall  zu  treffen.  Mit  Deutschland  wurde  ver- 
einbart, daß  das  dort  für  die  Schweiz  bestimmte  Getreide 
freigelassen  werde.  Mit  Frankreich  wurde  die  Durchfuhr 
von  Getreide  über  zwei  französische  Häfen  geregelt. 

Aus  obigem  geht  ohne  weiteres  hervor,  daß  in  Bezug 
auf  die  Getreideversorgung  der  Schweiz  ein  ganz  krasses 
Mißverhältnis  besteht  zwischen  Bedarf  und  der  Deckungs- 
möglichkeit desselben.  W’ie  bereits  erwähnt,  reicht  die 
eigene  Produktion  für  kaum  zwei  Monate  aus,  d.  i.  also 
ungefähi’  i/g  des  Bedarfes.  Es  erhebt  sich  nun  die  Frage: 
Ist  die  schweizerische  Landwirtschaft  in  der  Lage,  den  Ge- 
samtbedarf  durch  eigene  Produktion  zu  decken  oder  wenig- 

Wirz,  Die  Getreideproduktion  und  Brotversorgung  der  Schweiz. 
Zürich  1917. 


stens  in  einem  bedeutend  erhöhteren  Maße  als  dies  heute  V 

der  Fall  ist?  Oder  aber,  im  verneinenden  Falle,  auf  welche  * 

Weise  läßt  sich  die  Zufuhr  der  benötigten  Menge  sichern?  S 

Bevor  diesen  Fragen  näher  getreten  wird,  sei  nur  noch  3 

kurz  darauf  hingewiesen,  daß  sich  heute  alle  westeuro- 
päischen  Mächte  mehr  oder  weniger  vor  dieselben  Fragen  ■»' 

gestellt  sehen. 

Eine  lang  anhaltende  Friedensperiode,  die  rasche  Ent-  dR' 

Wicklung  und  Vervollkommnung  der  Verkehrsmittel  und  die 
Verbesserte  Rechtssicherheit  im  internationalen  Verkehr  ^ 

haben  die  internationale  Arbeitsteilung  so  weit  gedeihen  . 
lassen,  daß  das  Prinzip  der  Autarkie  immer  mehr  durch-  ^ 

brochen  wurde.  Es  ist  zu  konstatieren,  daß  trotz  den  noch 
vorherrschenden  schutzzöllnerischen  Maßnahmen  der  einzel-  'jm 

nen  Staaten  der  freihändlerische  Gedanke  immer  mehr  zum 
Durchbruch  gelangte.  So  ergeben  sich  für  die  Beantwor-  K 

tung  obiger  Fragenkomplexe  zwei  diametral  entgegenge-  ^ 

setzte  Gesichtspunkte,  auf  der  einen  Seite  der  etwas  eng  be-  ^ 

grenzte  nationalistische  Standpunkt  der  Schutzzöllner  und  J 

auf  der  anderen  Seite  derjenige  der  Freihändler.  Je  nach- 
deln  nun  der  Standpunkt  des  einen  oder  des  anderen  Lagers 
eingenommen  wird,  ergibt  sich  eine  ganz  verschiedene 
Lösung  des  (Versorgungsproblems  in  seinem  ganzen  Umfang.  ^ 

Es  wird  die  Aufgabe  der  folgenden  Abschnitte  dieser  Arbeit  jf  : 

sein,  die  tatsächliche  Entwicklung  der  bis  anhin  befolgten 
Politik  in  der  Getreideversorgung  und  die  prinzipielle  Stel-  ; 

lungnahme  der  einzelnen  Interessengruppen  näher  zu  be- 
leuchten. 
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I.  KAPITEL. 


Die  Getreideproduktion. 


a)  Die  Getreideproduktion  der  westeuropäischen 

Staaten. 

In  der  Einleitung  wurde  dai’auf  hingewiesen,  daß  die 
Schweiz  die  Sorge  um  das  Getreideproblem  mit  vielen  an- 
deren Staaten  in  ähnlicher  Weise  teilt,  d.  h.  eine  beträcht- 
liche Anzahl  von  Staaten  war  vor  Kriegsausbruch  nicht 
mehr  in  der  Lage,  ihren  Getreidebedarf  durch  eigene  Pro- 
duktion zu  decken.  Dies  läßt  ohne  weiteres  erkennen,  daß 
sich  im  Laufe  der  Zeit  eine  ganz  gewaltige  Verschiebung 
in  der  Produktion  vollzogen  hat  und  zwar,  wie  folgende 
Tabelle  zeigt,  zu  ungunsten  der  westeuropäischen  Staaten, 
d.  h.  des  kulturell  und  wirtschaftlich  entwickeltsten  Teiles 
Europas.  Es  wird  nun  Aufgabe  dieses  Abschnittes  sein, 
diese  Verschiebung  in  den  hauptsächlichsten  Staaten  West- 
europas näher  zu  verfolgen,  was  m.  E.  für  das  Verständnis 
der  schweizerischen  Entwicklung  unumgänglich  notwendig 
ißt. 

1913  betrug  die  Totalernte  der  Welt  an  Getreide 
1037  952000  Doppelzentner.  Daran  waren  die  einzelnen 
Staaten  \\ie  folgt  beteiligt: 


Staaten  Ertrag 

in  1000  Dz. 

Oesterreich  14 164 

Ungarn  42  494 

Belgien  3922 

Uebertrag  60580 


Staaten  Ertrag 

in  1000  Dz 

Algier  und  Tunis  11985 
Argentinien  45  763 

Australien  26 150 


Argentinien  45  763 

Australien  26 150 

Uebertrag  83  898 
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Staaten 

Ertrag 

Staaten 

Ertrag 

in  1000  Dz. 

in  1000  Dz. 

Uebertrag 

60580 

Uebertrag 

83  898 

Bulgarien 

17  543 

Kanada 

61017 

Dänemark 

1089 

Chile 

5 448 

Frankreich 

90  437 

Aegypten 

8 717 

Deutschland 

41  405 

Indien 

96  974 

Griechenland 

1525 

Union 

200  488 

Holland 

1525 

Uruguay 

2 615 

Italien 

54044 

Japan 

7 191 

Portugal 

1961 

Außereuropa 

466  348 

Rumänien 

19  613 

Rußland 

228  816 

Serbien 

3 922 

Spanien 

30  509 

Schweden 

1965 

Schw^eiz 

980 

England 

15  690 

Europa 

571604 

Schon  auf  den  ersten  Blick  erkennt  man  aus  obiger 
Statistik,  daß  die  Produktion  der  einzelnen  Länder  sich 
nicht  nach  Idem  Bedarf  richtet;  m.  a.W.  einzelne  Staaten  pro- 
duzieren weit  über  ihren  Bedarf,  andere  hingegen  erreichen 
nur  einen  kleinen  Bruchteil  desselben.  Wir  unterscheiden 
somit  Einfuhr-  und  Ausfuhrländer. 


Eingeführt  wnrde  im  Jahre  1911  in  den  Ländern:^) 


Belgien 

Deutschland 

England 

Frankreich 

Holland 

Italien 


16185  612  Dz. 
21 702 120  „ 

49  353  203  „ 

21 426  568  „ 

3 369  316  „ 

11780850  „ 


*)  Donini:  Zur  Frage  der  Getreideversorgung  in  der  Schweiz. 
Aarau  1914. 
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Oesterreich-Ungarn 

Schweiz 

Ausseführt  wurde  in  den  Ländern: 


1329  728  De. 
4 389  379  „ 


Argentinien 

Australien 

Kanada 

Indien 

Union 

Bulgarien 

Rumänien 

Rußland 


22  832  510  Dz. 
14  964  919  „ 

17  534  829  „ 

14199  064  „ 

8 509  484  „ 

3 023  769  „ 

14  475  670  „ 

39 177  801  „ 


Anmerkung;  Zwischen  den  ein-  und  ausführenden  Län- 
dern ergibt  sich  eine  Differenz  von  10 — 15  Mill.  Dz.  als 
Mehrausfuhr,  die  sich  aber  a'uf  die  oben  nicht  angeführten 
Einfuhrstaaten  verteilen. 

Diese  Zahlen  zeigen,  daß  Europa  ausschließlich  Ruß- 
land, Rumänien  und  Bulgarien  in  Bezug  auf  die  Getreide- 
versorgung von  andern  Staaten  abhängt.  Wie  kommt  das? 

Die  Erscheinung  der  unzureichenden  Bedarfsdeckung  ist 

keineswegs  .neueren  Datums.  Wir  finden  sie  vielmehr  schon 

^ * 

im  Altertum.  So  führte  Attica  zur  Zeit  des  Demosthenes 
jährlich  etwa  800  000  Medinmen  (420000  hl.)  Weizen  und 
Gerste  ein,  hauptsächlich  aus  dem  Pontos,  aber  auch  aus 
Thracien,  Aegypten,  Lybien  und  Sicilieni).  Auch  für  Rom 
kamen  als  Getreidelieferanten  hauptsächlich  Sicilien  und 
Aegypten  in  Betracht. 

Im  Mittelalter  zeugen  die  mannigfachen  und  strengen 
staatlichen  Anordnungen  davon,  daß  die  Getreideversorgung 
sehr  oft  auf  erhebliche  Schwierigkeiten  stieß.  Mit  der 
am  Ende  des  Mittelalters  einsetzenden  Bevölkerungsvermeh- 
rung gestaltete  sich  die  Deckung  des  eigenen  Bedarfes 
immer  schwieriger.  Ausfuhrverbote  einerseits  und  Einfuhr- 

1)  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  Art.  „Getreide- 
handel“. Bd.  IV,  S.  763  ff. 


Prämien  andererseits  erreichten  oft  nicht  den  erwünschten 
Erfolg.  Derartig  in  die  Verkehrswirtschaft  tief  einschnei- 
dende Maßnahmen  verursachten  starke  Preisschwankungen, 
denn  bei  den  unvermeidlich  schwankenden  Ernteergebnis- 
sen konnten  einerseits  die  Fehlbeträge  trotz  Einfuhrprä- 
mien nicht  leicht  herbeigeschafft  werden  und  andererseits 
kamen  etw^aige  Ueberschüsse  kaum  über  die  Grenze. 

Bei  den  Manufakturprodukten  finden  wir  schon  früh- 
zeitig die  Anwendung  des  Prinzips  der  internationalen  Ar- 
beitsteilung, d.  h.  kulturell  entwickelte  und  politisch  be- 
festigte Staaten  mit  ausreichenden  Rohprodukten  trachte- 
ten schon  frühzeitig  darnach,  nicht  nur  den  eigenen  Bedarf 
an  Industrieprodukten  zu  decken,  sondern  ihr  Bestreben 
ging  dahin,  auch  andere  Länder  damit  zu  versorgen. 

Ganz  anders  bei  den  landwirtschaftlichen  Produkten.  Die 
Ernährungsfrage  befand  sich  im  Zentrum  der  Staatsinteres- 
sen und  die  Landwirtschaft  bildete  demzufolge  die  Grund- 
lage, auf  die  sich  das  Wohlergehen  der  Nation  stützte. 
Dieser  Gedanke  kam  bei  den  Physiokraten  am  deutlichsten 
zum  Ausdruck.  Sie  sagten,  daß  jede  Handlung  zum  Zweck 
der  Gütererzeugung  notwendigerweise  gewisse  Ausgaben  be- 
dinge,  gewisse  Kosten,  m.  a.  W. : einen  gewissen  Güterver- 
brauch, der  von  den  im  Laufe  der  Gütererzeugung  geschaf- 
fenen Gütern  abzuziehen  ist.  Und  selbstverständlich  stellt 
nur  der  Unterschied,  der  Ueberschuß  dieser  über  jene, 
den  wirklichen  Güterzuwachs  dar.  Dies  nannten  sie,  und 
alle  nach  ihnen,  den  „Reinertrag“  (le  produit  net). 

Jedoch  glaubten  die  Physiokraten,  daß  dieser  Reiner- 
trag nur  bei  der  Erzeugung  einer  Art  Güter,  der  land- 
wirtschaftlichen, entstehe.  Nur  dort,  sagten  sie,  übersteigen 
die  erzeugten  Güter  die  verbrauchten;  der  Landarbeiter 
erzeugt,  abgesehen  von  UnglücksfäJlen,  mehr  Getreide,  als 
er  verbraucht,  einschließlich  nicht  nur  des  zur  Aussaat  ge- 
brauchten Saatgutes,  sondern  auch  des  von  ihm  als  Nahrung 
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wähi-end  des  Jahres  verbrauchten  Getreide&i).  Die  Physio- 
kraten  erblickten  also  in  der  Landwirtschaft  und  insbeson- 
dere im  Getreidebau  die  Quelle  des  Nationalreichtums.  Es 
ist  jedoch  bemerkenswert,  daß  sie  entgegen  den  damaligen 
Einschränkungen  der  Ein-  und  Ausfuhr  die  liberale  Ansicht 
vertraten,  die  Getreideausfuhr  zu  begünstigen,  um  den  Kurs 
m stützen  und  um  bei  Gelegenheit  einer  reichen  Ernte 
den  richtigen  Preis  zu  halten.  Auch  verlangten  sie  die 
Einfuhr erlaubnis,  aber  nur  im  Falle  einer  Hungersnot,  um 
zu  große  Teuerung  zu  verhüten.  Dieses  zum  Freihandel 
neigende  Postulat  der  Physiokraten  fand  in  England  zuerst 
die  Verwirklichung,  während  (es  in  den  übrigen  Staaten 
des  Kontinents  erst  nach  verschiedenen  mißglückten  Ver- 
suchen Aufnahme  fand.  Der  Freihandelsgedanke  kam  erst 
zu  einem  entscheidenden  Durchbruch,  nachdem  auf  dem 
Kontinent  sowohl  wie  -in  England  das  Werk  von  Adam 
Sfmibh  allgemeine  Aufnahme  gefunden  hatte.  In  seiner  Be- 
urteilung über  die  Bedeutung  der  Landwirtschaft  ist  bei 
Adam  Smith  noch  deutlich  der  physiokratische  Einfluß 
wahmehmbai-,  und  dennoch  führt  das  seinem  Werk  zu  Grunde 
gelegte  Prinzip  der  Arbeitsteilung  zu  einer  wesentlichen 
Verschiebung  der  Stellung  der  Landwirtschaft  innerhalb  der 
gesamten  Volkswirtschaft.  Denn  Adam  Smith,  im  Gegen- 
satz zu  den  Physiokraten,  bezeichnet  Handel  und  Gewerbe 
als  produktive  Klassen  und  stellt  sie  somit  der  Landwirt- 
schaft gleich.  Ganz  bedeutungsvoll  aber  wird  das  Prinzip 
der  Arbeitsteilung  im  auswärtigen  Handel.  Diese  Gedan- 
kengänge führen  zum  - unbeschränkten  Freihandel.  Er 
schreibt:  „Wenn  man  in  einer  besonderen  Kunst  — oder 
Manufaktur  dem  inländischen  Gewerbefleiße  das  Monopol  auf 
dem  einheimischen  Markte  zugesteht:  so  schreibt  man  ge- 
wissermaßen dem  Privatmanne  vor,  wie  er  sein  Kapital 
anlegen  soll,  d.  h.  man  tut  etwas  unnützes  oder  etwas  schäd- 

’)  Ch.  Gide  und  Ch.  Rist:  Geschichte  der  volkswirtschaftlichen 
Lehrmeinungen.  Jena  1913. 
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liches.  Kann  das  einheimische  Erzeugnis  ebenso  wohlfeil 
geliefert  werden:  so  ist  dies  gemeiniglich  schädlich.  Jeder 
kluge  Hausvater  macht  es  sich  zur  Regel,  niemals  das  im 
Hause  verfertigen  zu  lassen,  was  er  wohlfeiler  einkaufen 
kann  . . . Wenn  uns  das  Ausland  gewisse  Waren  wohlfeiler 
liefern  kann,  als  wir  sie  zu  machen  imstande  sind:  so  ist  es 
besser,  daß  wir  sie  mit  einem  Teile  von  dem  Erzeugnisse 
unseres  Fleißes,  den  wir  in  einer  Gattung,  worin  wir  ge- 
wisse Vorzüge  vor  dem  Ausland  besiteen,  angewandt  hat- 
ten, einkaufen“  . . . „Vermittels  der  Treibhäuser,  Mistbeete 
und  Mauern  kann  man  in  Schottland  recht  gute  Wein- 
trauben, und  von  diesen  recht  guten  Wein  erhalten,  aber 
er  würde  ungefähr  30  mal  so  viel  kosten,  als  ein  ebenso 
guter  Wein,  den  man  aus  fremden  Ländern  einführt.  Würde 
es  aber  eine  vernünftige  Gesetzgebung  sein,  die  Einfuhr 
fremder  Weine  zu  verbieten,  bloß  um  den  schottischen 
„Medoc“  und  „Burgunder“  emporzubringen?  Wäre  es  nun 
eine  auffallende  Ungereimtheit,  auf  ein  Gewerbe  dreißigmal 
mehr  an  Kapital  und  Betriebsamkeit  des  Landes  zu  ver- 
wenden, als  man  zum  Ankäufen  eines  gleich  starken  Waren- 
bedürfnisses aus  der  Fi’emde  nötig  hätte:  So  ist  es  eine 
ähnliche,  obgleich  nicht  ganz  so  auffallende  Ungereimtheit, 
auf  ein  solches  Gewerbe  den  dreißigsten,  oder  auch  nur 
den  dreihundertsten  Teil  mehr  an  Kapital  und  Betriebsam- 
keit zu  verwenden  . . . Manufakturwaren,  insonderheit  die 
von  der  feineren  Art,  können  leichter  als  Vieh  oder  Ge- 
treide aus  einem  Land  in  das  andere  geführt  werden.  Daher 
ist  der  auswärtige  Handel  größtenteils  nur  damit  beschäf- 
tigt, Manufakturw’aren  zu  holen  oder  zu  verführen.  Bei 
Manufakturwaren  kann  der  Ausländer,  wenn  er  nur  einige 
[ sehr  geringe  Vorteile  vor  dem  inländischen  Arbeiter  vor- 
j aus  hat,  wohlfeiler  als  dieser  auf  unserem  eigenen  Markte 
I verkaufen.  Er  müßte  aber  in  dem  Besitz  sehr  großer 

I (Vorteile  sein,  wenn  er  eben  dies  bei  den  rohen  Erdpro- 

! dukten  tun  sollte.  Dürften  fremde  Manufakturwaren  frei 
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eingeführt  werden:  so  würden  einige  unserer  Manufakturen 
ohne  Zweifel  leiden,  einige  vielleicht  gar  zu  Grunde  gehen, 
und  ein  beträchtlicher  Teil  vom  Kapital  und  Gewerbefleiße 
des  Landes,  der  gegenwärtig  damit  beschäftigt  ist,  eine 
andere  Bestimmung  suchen  müssen.  Allein  die  unbeschränk- 
teste Einfuhr  der  rohen  Brdprodukte  könnte  keinen  so  nach- 
teiligen Einfluß  auf  den  Ackerbau  des  Landes  haben  . . . 
Sogar  würde  die  freie  Einfuhr  des  fremden  Getreides  den 
britischen  Landwirten  sehr  wenig  schaden.  Getreide  nimmt 
noch  mehr  Raum  ein,  als  Fleisch.  Ein  Pfund  Weizen,  wenn  es 
einen  Pfennig  gilt,  wird  durch  die  Ftacht  ebenso  teuer, 
als  ein  Pfund  Fleisch,  wenn  es  mit  vier  Pfennig  bezahlt 
wild.  Daß  selbst  in  Zeiten  des  größten  Mangels  so  wenig 
fremdes  Getreide  eingeführt  worden  ist,  kann  unsere  I^nd- 
wii-te  überzeugen,  wie  wenig  sie  von  der  ganz  freien  Ein- 
fuhr zu  fürchten  hätten.  . . Die  Einführung  des  fremden 
Getreides  und  Schlachtviehes  auf  immer  verbieten,  ist  in 
der  Tat  ebensoviel,  als  festsetzen,  daß  die  Bevölkerung 
und  der  Gewerbefleiß  des  Landes  niemals  weitergehen  soll, 
als  soweit  sie  durch  die  rohen  Erzeugnisse  seines  eigenen 
Bodens  erhalten  werden  können.“  i)  Adam  Smith  trat  also 
für  uneingeschränkte  Ein-  und  Ausfuhr  der  Manufakturen 
wie  der  landwirtschaftlichen  Produkte  ein.  Nur  ist  dabei 
sehr  bezeichnend,  daß  er  meint,  die  Getreideeinfuhr  würde 
sich  kaum  bewerkstelligen  lassen,  indem  die  zu  große  Ton- 
nageinanspiuchnahme  die  Transportkosten  zu  sehr  in  die 
Höhe  treibe,  sodaß  das  amerikanische  Getreide  kaum  in 
Frage  kommen  dürfte,  weil,  wie  er  sagt,  dasselbe  auf  der 
langen  Fahrt  verderben  würde. 

Die  Verhältnisse,  die  uns  Adam  Smith  in  seinem  Werke 
schildert,  haben  sich  seither  wesentlich  verändert.  Wenn 
damals  der  englische  Bauer  fremde  Konkurrenz  auf  dem 


0 Adam  Smith:  Untersuchungen  über  die  Natur  und  die  Ur- 
sachen des  Nation alreichtums.  Bd.  III.  Frankfurt  und  Leipzig  1799. 
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heimischen  Markte  noch  nicht  zu  befürchten  hatte,  so  wurde 
dies  ganz  anders  durch  die  neuen  technischen  Errungen- 
schaften auf  dem  Gebiete  der  Verkehrsmittel.  Der  Güter- 
verkehr gestaltete  sich  sicherer,  rascher  und  billiger.  Erste 
Folge  dieser  verkehrstechnischen  und  wirtschaftlichen  Neue- 
rungen war  die  rapide  und  kräftige  Entfaltung  industrieller 
Erzeugnisse  auf  kapitalistischer  Grundlage.  Dies  ganz  be- 
sonders da,  wo  sich  einmal  eine  günstige  geographische 
Lage  des  Landes  vorfand,  wo  die  nötigen  Rohstoffe  vor- 
handen waren;  dann  aber  auch  da,  w'o  die  politischen  Ver- 
hältnisse es  gestatteten,  eine  großzügige  Handelspolitik  zu 
verwirklichen.  In  dieser  günstigen  Lage  befand  sich  vor 
allem  Großbritannien,  das  die  Lehren  Adam  Smith’s  befolgend 
bald  ganz  zum  Freihandelsstaat  überschwenkte,  nachdem  die 
Wirkung  der  Navigationsakte  so  weit  gediehen  war,  daß 
es  mit  der  stärksten  Handelsflotte  in  die  Weltkonkurrenz 
mit  gesichertem  Erfolg  eintreten  konnte.  Auch  auf  dem 
Kontinent  drängte  sich  der  Güteraustausch  auf  eine  brei- 
tere, liberalere  Basis,  die  übrigens  schon  zum  Teil  das 
merkantilistische  Zeitalter  geschaffen  hatte.  So  besonders 
in  Frankreich,  wo  unter  der  Führung  Colberts  die  lästigen 
Zollschranken  im  Innern  des  Landes  beseitigt  und  Handel 
und  Industrie  mächtig  gefördert  wurden.  In  Deutschland 
hingegen  ging  ein  Versuch  unter  Karl  V.,  die  wirtschaft- 
lich selbständigen  Territorien  handelspolitisch  zu  einen,  fehl, 
so  daß  in  Deutschland  großzügige  Maßnahmen  zur  Förde- 
rung des  \erkehrs  ausblieben  und  mit  der  Entwicklimg 
Englands  und  Frankreichs  somit  nicht  Schritt  gehalten 
werden  konnte.'  So  waren  ungefähr  die  Verhältnisse,  wie 
sie  die  einsetzende  freie  Verkehrswirtschaft  angetroffen 
hat:  England  freihändlerisch,  Frankreich  schutzzöllnerisch 
(beide  aber  zu  Einheitsstaaten  mit  entwickeltem  Handel 
und  Gewerbe  herangewachsen)  und  Deutschland  territorial 
zersplittert  mit  geringem  Außenhandel  und  unentwickeltem 
Gewerbefleiß. 
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Die  freie  ,V  erkehrs Wirtschaft  und  die  sich  dazu  j^esellende 
Freihandelspolitik  führten  sehr  rasch  zu  einer  gründlichen 
Veränderung  im  Wirtschaftsleben.  In  England  und  Frank- 
reich gelangten  Handel  und  Industrie  zu  großer  Blüte.  Be- 
sonders in  England  ging  diese  Umgestaltung  zum  Indu- 
strie- und  Handelsstaat  so  weit,  daß  der  dortige  Getreidebau 
auf  das  geringste  Maß  zurückgedrängt  wurde,  sodaß  die 
'Anbaufläche  für  Weizen  von  3 801000  acres  in  den  Jahren 
1866/70  auf  1665000  im  Jahre  1907  zurücksank.  Dazu 
kam  noch,  daß  ein  immer  größer  werdendes  Mißverhältnis 
zwischen  der  Eigenproduktion  und  der  Bevölkerungszahl 
resp.  des  Bedarfes,  entstand,  indem  diese  letztere  sehr  stark 
gewachsen  ist.  Nachfolgende  Tabelle  soll  diese  Entwicklung 
zur  Darstellung  bringen.  Man  kann  aus  diesen  wenigen 
Zahlen  mit  aller  Deutlichkeit  die  Umwandlung  des  einstigen 
Agrarstaates  in  einen  Industriestaat  herauslesen. 
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ProdnlOion 

Erntejahr  nach 

(1.  IX.— 31.  ¥111.)  Abzug  des 

Saatgutes 

Netto-  Zu- 

Import  sammeo 

in  1000  Tonnen 

Verbrauch 
pro  Kopf 

in  kg 

1852 '59 

/ 

2868 

1014 

3882 

140,84 

1860 '67 

2670 

1765 

4435 

151,94 

1 868/75 

2535 

2342 

4877 

155,53 

1876 '80 

1992 

3209 

5201 

154,15 

1881/85 

2014 

8846 

5860 

164,93 

1886/90 

/ 

1862 

3971 

5833 

159,90 

1890/91 

1918 

4356 

6274 

167,14 

1891/92 

1889 

5329 

7218 

189,90 

1892/98 

/ 

1514 

5211 

6725 

176,25 

1893/94 

1267 

5173 

6440 

167,14 

BerölkeruDgszahl 

1851 

27  870  000 
1861 

28  980  000  . 
1871 

81  480  000 
1881 

84  880  OOO 


1891 

87  780  000 
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Produktion 

Erntejahr  nach 

(1.  IX.— 31.  VIII.)  Abzug  des 

Saatgutes 

Netto-  Zu- 

Import  sanmeu 

in  1000  Tonnen 

Verbranch 
pro  Kopf 
in  kg 

Bevölkemogszahl 

1894/95 

1532 

5693 

7225 

185,92 

1895/96 

954 

5191 

6145 

156,64 

1896/97 

1539 

4997 

6536 

164,87 

1897/98 

1470 

4448 

5918 

147,84 

1898/99 

1983 

4706 

6689 

165,51 

1899/00 

1774 

4892 

6666 

163,37 

1901 

1900/01 

1417 

4915 

6332 

153,83 

41  460  000 

1901/02 

1416 

5034 

6450 

155,24 

1902/03 

1537 

5418 

6955 

165,79 

1903/04 

1279 

5876 

7155 

168,89 

1904/05 

985 

5594 

6579 

153,00 

1905/06 

1593 

5639 

7232 

168,12 

1906/07 

1603 

5542 

7145 

162,40 

1907/08 

1471 

4898 

6369 

160,10 

1908/09 

1721 

4574 

6295 

146,80 

1909/10 

1416 

4947 

6363 

168,00 

1911 

1910/11 

1743 

5300 

7043 

156,50 

45  216  665 

1911/12 

1525 

4935 

6460 

161,10 

1912/13 

1562 

6446*) 

8008 

172,60 

1914 

1913/141) 

1 548 

5700*) 

7243 

154,50 

46  407  037 

In  Frankreich  ist  die  Entwicklung  insofern  eine 
andere,  als  die  Deckung  des  Bedarfes  bis  in  die  70  er 
Jahre  durch  eigene  Produktion  erfolgen  konnte.  Aber  wenn 
auch  von  diesem  Zeitpunkte  an  Frankreich  die  Zufuhr  frem- 

D Inkl.  Weizenmehl  umgerechnet  in  Körner. 

) Die  Zahlen  der  Jahre  1852 — 1907  sind  dem  Handwörterbuch 
der  Staats  Wissenschaften  Art.  «Getreideproduktion‘*  entnommen  und 
ab  1907  der  Schrift  von  Donini  „Zur  Frage  der  Getreideversorgung 
in  der  Schweiz“,  Aarau  1914  und  dem  vom  internationalen  Land- 
wirtschaftsinstitut in  Rom  herausgegehenen  „Annuaire  international 
de  statistique  agricole.“ 
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Iden  Getreides  benötigte,  so  geschah  dies  doch  nur  in  einem 
relativ  geringen  Maße,  denn  bis  vor  Kriegsausbruch  l>etrug 
die  eigene  Produktion  noch  81  ®/o  des  Bedarfes  gegenüber 
Großbritannien,  das  nur  noch  23  o/o  selbst  ^oduzierte. 
Frankreich  hat  also  den  Charakter  eines  Agrarstaates  noch 
nicht  stark  eingebüßt.  Einige  Zahlen  mögen  dies  erhellen. 
So  betrug  1871 — 80  die  Ausfuhr  an  Weizen  noch  835  000 
Dz.,  die  Einfuhr  9 461000,  dagegen  1881 — 90  erstere  bloß 
54000,  diese  aber  10  230000,  1891—1900  erstere  15  000, 
letztere  9 444  0001).  Von  1902—1906  betrug  die  Einfuhr 
2 818  000  und  1907 — 1911  6 651000  Dz.  Die  Anbaufläche 
für  Weizen  betnig  1815  4 592  000  ha  mit  einem  Ernteer- 
trag von  39  500  000  hl,  1906  hingegen  6 517  000  ha  mit 
einem  Ernteertrag  von  117  600  000  hl.  Die  Anbaufläche 
ist  somit  absolut  und  der  Ernteertrag  sogar  absolut  und 
relativ  ganz  beträchtlich  gestiegen.  Der  dennoch  resultie- 
__  rende  Fehlbetrag  hängt  weniger  von  der  Bevölkerungsver- 
mehrung  als  vielmehr  vom  feehr  stark  gestiegenen  Konsum  ab. 
Während  nämlich  in  den  20  er  und  30  er  Jahren  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  nur  150 — 200  1.  Weizen  entfielen, 
ist  diese  Quote  in  den  70  er  Jahren  bereits  auf  240  und 
seit  Ende  der  80  er  Jahre  gar  auf  ungefähr  275 1 gestiegen.^) 

Deutschland  schritt  erst  spät  und  unter  dem  Druck 
von  außen  zur  Vereinheitlichung  und  Zusammenfassung  sei- 
nes V\'irtschaftslebens,  denn  erst  mit  dem  Zustandekommen 
des  Deutschen  Zollvereins  konnten  die  durch  den  Parti- 
kularismus des  stark  zergliederten  Reiches  errichteten 
Schranken  einigermaßen  beseitigt  werden.  Aber  eine  zah- 
lenmäßige Erfassung  der  Getreide  Versorgung  Deutschlands 
kann  nur  bis  zur  Gründung  des  Deutschen  Reiches  resp. 
einige  Jahre  später  zurück  verfolgt  werden.  Immerhin  darf 
gesagt  werden,  daß  für  den  in  den  70er  Jahren  erfolgten 

9 Handwörterbuch  der  Staatsw.  Bd.  IV.  S.  806  ff. 

Hdw.  d.  Staatsw.  Art,  „Getreideproduktion“  von  Wirminghaus. 
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riesenhaften  Aufschwung  der  industriellen  Tätigkeit  schon 
vor  der  Einigung  des  Deutschen  Reiches  eine  gute  Grund- 
lage für  die  spätere  Entwicklung  vorhanden  war.  Doch 
ist  sicher,  daß  Deutschland  im  Anfang  des  19.  Jahrhun- 
derts noch  überwiegend  Agrarland  war.  Man  berechnet,  daß 
damals  80  o/o  der  Bevölkerung  von  der  Landwirtschaft  ge- 
lebt . haben.  Bei  dem  noch  w^eit  vorherrschenden  Wirt- 
schaftssystem der  Dreifelderwirtschaft  war  der  Ertrag  noch 
ein  relativ  geringer.  So  betrugen  nach  RybarkQ  die  Durch- 
schnittserträge  pro  ha  in  kg: 

beiW'eizen  Roggen  Gerste  Hafer 

50,23  8,62  8,00  5,64 

Allein  auch  der  Bedarf  der  Bevölkerung  war  damals  ver- 
gleichsweise gering.  Daher  konnten  trotz  der  verhältnis- 
Imäßig  geringen  Getreideproduktion  Jahr  für  Jahr  nicht 
unerhebliche  Mengen  ausgeführt  werden.  Deutschland  war 
, somit  bis  zur  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  noch  Ge- 
^ treideexportland.  Dagegen  betrug  schon  1852  die  Rog- 
geneinfuhr mehr  als  die  Ausfuhr.  Für  das  Haupt- 
bfrotgetreide  des  deutschen  Volkes  ist  dies  also  schon  seit 
4852  zum  Teil  auf  das  Ausland  angewiesen  gewesen.  Allein 
während  man  für  den  Bedarf  der  deutschen  Bevölkerurig 
Roggen  einfülirte,  führte  man  noch  ein  Vierteljahrhundert 
länger  mehr  Weizen  aus  als  ein.  Die  Deutschen  waren  eben 
damals  noch  weit  mehr  Roggenverzehrer  als  heute,  während 
das  englische  Volk  schon  während  des  ganzen  19.  elahr- 
hunderts  Weizen  als  einzige  Brotfrucht  kannte.  Beit  1876 
überstieg  auch  die  Weizeneinfuhr  Jahr  für  Jahr  die  Wei- 
zenausfuhr2).  Die  nachfolgenden  Zahlen  mögen  eine  Ueber- 
sicht  bieten  über  den  Entwicklungsgang  der  deutschen 
Getreideversorgung. 

* ) Rybark : Die  Steigerung  der  Produktivität  der  deutschen  Land- 
wirtschaft im  19.  Jahrhundert.  Berlin  1905. 

Lujo  Brentano:  Die  deutschen  Getreidezölle.  Stuttgart  und 
( Berlin  1911. 


Getreidezölle) 

Gerste 

14.4 

15.5 
16,3 
18,0 
19,0 
18,8 
21,2 
22,2 
19,8 


(aus  Brentano, 
Jahr  Roggen 

1878  5 950,2 

1883  5 817,1 

1893  6 016,9 

1900  5 981,6 

1905  6 145,5 

1909  6 130,7 

1913  6 414,1 

1914  6 298,9 


Die  deutschen 

Weizen 

1 819,2 

1 926,3 

2 044,9 
2 051,2 
1 927,1 
1 831,3 
1 974,0 
1 996,1 


Getreideaölle) 

Gerste 

1 623,3 
1 754,3 
1 627,1 
1 706,5 
1 633,2 
1 646,3 
1 654,0 
1 581,9 


Hafer 

3 753,3 
3 773,8 

3 905,8 

4 104,9 
4 182,0 
4 309,9 
4 387,4 
4 388,1 


Anm.:  Im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  ist  die  Anbau- 
fläche der  vier  Hauptgetreidearten  des  heutigen  Reichsge- 
bietes um  35  o/o  gewachsen,  und  zwar  die  des  Weizens  uir 
102,5  >,  die  des  Roggens  um  29  o/o,  die  des  Hafers  un: 
62  0/0,  während  die  der  Gerste  allerdings  um  19  o/o  abge- 
notumen  hat.  Dieses  Wachstum  fällt  in  der  Hauptsache  ir 
die  Zeit  von  1800—1878.  Hingegen  fand  in  jener  Zeil 
eine  Steigerung  der  Erträge  pro  ha  nach  Liebig  nur  in  un- 
zureichendem Maße  statt.  ■ In  der  weiteren  Periode  von 
1878  1900  ist  die  Anbaufläche  nur  noch  um  0,99  o'o  ge- 
stiegen.  Dafür  bewirkte  in  der  zweiten  Periode  eine  inten- 

si\  ere  Bewirtschaftung  eine  außerordentliche  Steigerung  dei 
Erträge. 
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(Aus  Brentano,  Die  deutschen 


Roggen 

11.7 

11.8 
13,9 
14,7 
16,1 

17.5 

18.5 
19,1 

16.6 


Weizen 

14.4 
15,2 
16,9 

18.4 

19.8 

20,0 

20.5 

23.6 

19.9 


Egli,  Die  Getreideversorgung  der  Schweiz 


Hafer 

13.5 

14.1 
14,4 

17.0 

18.9 

18.0 

21.2 

21.9 

20.6 
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Oesterreic h-U n g a r n hat  bei  weitem  xaicht  die  Ent- 
wicklung der  oben  behandelten  Staaten  mitgemaeht.  Im 
Laufe  der  Jahre  wurde  sowohl  die  Anbaufläche  wie  das  Er- 
trägnis pro  ha  gana  erheblich  gesteigert,  sodaß  Oesterreich- 
, Ungarn  erst  in  den  90  er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts 
zu  einem  Emfuhrstaate  geworden  ist.  Jedoch  ist  der  Fehl- 
1 erheblicher  (von  1907-1911  durchschnittlich 

1459000  Dz.),  sodaß  die  Doppelmonarchie  heute  noch  als 
^hermegender  Agrarstaat  gilt  und  seine  Unabhängigkeit 

in  Bezug  auf  die  Getreideversorgung  vor  der  Hand  mch 
nicht  eingebüßt  hat. 

In  Italien  war  das  Hauptnahrungsmittel  bis  vor  kur- 
zem nicht  das  Getreide,  sondern  der  Mais  und  der  Reis 
^on  diesen  beiden  Produkten  wurde  aber  besonders  in  frü- 
heren Zeiten  sehr  viel  ausgeführt.  Durch  die  starke  Bevöl- 
erungszunahme  ist  jedoch  die  Ausfuhr  von  Mais  und  Reis 


^ »(^etreideproduktion“,  der  Voss.  Ztg. 

nmo  für  das  Deutsche  Reich 

(lyiiÄ — 14)  entnommen. 


Jahr 

1878 

1880 

1890 

1900 

1905 

1908 

1909 

1910 

1911 

1912 
1918 
1914 


Deutschlands  Produktion.^) 

in  1000  Tonnen  ä 1000  kg 


Roggen 

Weizen 

Gerste 

6 920 

2 607 

2 825 

4 971 

2 358 

2 150 

5 844 

2 646 

2 205 

8 551 

3 841 

3 002 

9 607 

3 700 

2 922 

10  736 

3 767 

8 059 

11  848 

3 755 

3 495 

10  515 

3 861 

2 902 

10  866 

4 066 

8 159 

11598 

4 361 

8 482 

12  222 

4 656 

3 673 

10  427 

8 972 

3138 

Hafer 

5 040 
4 248 
4 583 
7 092 

6 547 

7 694 
9125 
7 900 

7 704 

8 520 

9 714 
9 088 
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stark  zurückgegangen  und  die  Einfuhr  dementsprechend  ge- 
wachsen. Auch  ist  das  Getreide  als  Nahrungsmittel  immer 
stärker  in  den  Vordergrund  gerückt,  sodaß  Italien  seit 

den  80  er  Jahren  ca.  28  o/o  seines  Bedarfes  aus  dem  Ausland 
. beziehen  muß. 

Man  kann  also  sagen,  daß  die  freie  Verkehrswirtschaft 
den  Prozeß  der  Arbeitsteilung  im  Sinne  einer  rationelleren 
Ausnützung  der  Kräfte  erst  so  recht  zur  Entfaltung  brachte 
und  im  speziellen,  daß  damit  der  Getreidebau  eine  Verschie- 
bung erfuhr,  indem  er  teilweise  dank  der  Ereihandelspolitik 
(England)  und  teilweise  trotz  der  Schutzzollpolitik  (Frank- 
reich und  Deutschland)  in  den  kulturell  und  wirtschaftlich 
entwickelten  Ländern  Europas  relativ  (in  England  sogar 
absolut)  zurückgeht.  So  kam  es,  daß  gerade  die  kulturell 
und  wirtschaftlich  fortgeschrittensten  Länder  Europas  in 
Bezug  auf  ihre  Getreide  Versorgung  in  ein  Abhängigkeitsver- 
hältnis zum  Teil  der  östlichen  Staaten  Europas  (Rußland,  ‘ 
Rumänien,  Bulgarien)  und  zum  Teil  von  Ländern  anderer 
Kontinente  (Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika,  Kanada, 
Argentinien,  Australien,  Indien)  geraten  sind. 

Man  sieht  also,  die  Getreideproduktion,  hauptsächlich 
itiiejenige  des  westlichen  Europas,  hielt  nicht  Schritt  mit 
der  fortschreitenden  Bevölkerungsvermehrung,  m.  a.  W.  sie 
blieb  hinter  dem  steigenden  Bedarf  zurück;  und  dies  trotz 
der  intensiveren  Bewirtschaftung  mit  dem  entsprechend  er- 
höhten Ertrag  pro  Bodeneinheit.  Mit  Ausnahme  von  Groß- 
britannien ist  allerdings  die  Anbaufläche  erweitert  worden, 
aber  lange  nicht  im  nötigen  Verhältnis  zur  wachsenden  Be- 
völkerung und  zu  deren  im  allgemeinen  gestiegenen  Be- 
darf sQuote  pro  Kopf.  Bis  in  die  70  er  Jahre  des  vorigen 
Jahihunderts  war  die  Erweiterung  des  Anbaues  allerdings 
noch  ordentlich  gestiegen;  dann  aber  setzte  eine  allgemeine 
Stagnation  ein,  und  fortan  ist  zu  beobachten,  daß  man 
mehr  darauf  bedacht  ,war,  den  Ertrag  pro  Bodeneinheit 
Äu  steigern.  Diese  Erscheinung  ist  am  deutlichsten  in 


Deutschland  wahrzunehmen  (v 
und  weniger  scharf  ausgeprägi 
gen  Ländern  hervor. 

üeber  die  Ursachen,  die 
bewirkten,  kann  hier  nicht  we 
sprechung  der  schweizerischen 
legenheit  bieten  darauf  zurückzukommen 
Verständnis  des  im  Laufe  des 
ßtandenen  Mißverhältnir 

durch  eigene  Produktion  in  den  meisten 
teil  sei  nur  erwähnt,  daß  durch  die  ; 
kehrsverhältnisse  und  die  billigen  Frachtsätze 
lieh  weniger  entwickelte  Länder  mit 
hältnissen  (in  Bezug  auf  Preis 
gedehnter  Gekeideproduktion 
Smith  für  unwahrscheinlich 
Die  überseeischen  Länder 
f.eranten.  Bestimmend 
die  Produktionskosten, 


außeracht  bleiben.  .Wesentlich  ist  dagegen  hervorzuheben, 
daß  man  in  Bezug  auf  die  Maßnahmen  zur  Sicherung  der 
Getreideversorgung  in  den  einzelnen  europäischen  Staaten 
zwei  Arten  unterscheiden  kann: 

1.  die  freihändlerische  Richtung,  die  den  rationalisti- 
schen Standpunkt  vertritt,  die  Wirtschaftsorganisation  zu 
verbessern  durch  internationale  Arbeitsteilung  und  die  Pro- 
duktivität der  Arbeit  zu  erhöhen.  Diesem  Prinzip  huldigts 
Großbritannien  seit  1846.  Bis  zu  diesem  Zeitpunkt  hatten 
die  Getreidepreise  in  England  steigende  Tendenz;  seit  Ab- 
schaffung der  Getreidezölle  zuerst  eine  sinkende,  um  dami 
zieinlich  stabil  zu  bleiben.  Wie  sich  die  Wirkung  des  eng- 
lischen Freihandels  auf  die  Anbaufläche  und  den  Ertrag 
pro  Bodeneinheit  äußerte,  zeigte  die  Darstellung  weiter  oben. 

2.  die  schutzzöllnerische  Richtung,  die  mehr  vom  iiatio- 
nal-militärisc'hen  Gesichtspunkt  aus,  wenn  auch  auf  Kosten 
einer  rationellen  Arbeitsteilung,  die  Erhaltung  der  Getreide- 
produktion verlangt,  hat  vor  allem  die  Sicherung  der  Ge- 
treideversorgung des  Landes  zur  Kriegszeit  im  Auge.  Aber 
trotz  des  Schutzes  inländischer  Produktion  und  trotz  des 
Opfers,  das  den  Konsumenten  damit  auferlegt  wurde,  blieb 
eine  gewisse  Abhängigkeit  von  den  Getreide  liefernden  Län- 
dern bestehen,  wenn  auch  eine  nennenswerte  Differenz  zu 
Gunsten  der  schutzzöllnerischen  Staaten  gegenüber  den  Frei- 
handelsstaaten besteht. 

Freihandel  und  Schutzzoll,  das  sind  die  beiden  Haupt- 
fragen, die  schon  seit  vielen  Jahren  Anlaß  boten  zu  reich- 
lichen, wissens^jhaftlichen  und  politischen  Erörterungen. 
Sie  wurden  zum  Tummelplatz  der  verschiedenen  Interes- 
sengruppen (Agrarier,  Müller,  Händler,  Konsumenten,  Staat). 


me  derartige  Umwandlung 
ter  die  Rede  sein.  Bei  Be- 
Verhältnisse  wird  sich  Ge- 

Zum  besseren 
vorigen  Jahrhunderts  ent- 
sses  zwischen  Bedarf  und  Deckung 

--i  europäischen  Staa- 
gut  entwickelten  Ver- 
-j  wirtschaft- 
günstigen  Bodenver- 
Qualität  und  Lage)  zu  aus- 
angereizt  wurden.  Was  Adam 
hielt,  ist  zur  Tatsache  geworden: 
wurden  zu  unseren  Getreidelie- 
war  letzten  Endes  der  Preis  d.  li. 
die  in  West-  und  teilweise  in  MitfpJ- 

sZZübeTf  Bodenpreise  und  Arbeitslöhne 

^ t T kamen, 

h das  Eintreten  einer  erfolgreichen  Konkurrenz  osteu- 

opaischer  und  außereuropäischer  Getreideproduzenten  auf 
dem  europäischen  Markte  wurde  die  oben  erwähnte  Sta»-- 
“ b ' Ausdehnung  der  Anbaufläche  bewirkt.  Is 
"'t  I’  Getreidebau  in 

Erscheinung  intensiverer 
aftung  ist  nur  eine  Konsequenz  des  Einsetzens 
TOn  s^thehen  Maßnahmen  zum  Schutze  der  heimischen 

vor  L seiiiT'  ' Ed  kein  Zweifel 

Ihend  00^7^“  “u“  ^fdßnahmen  bewirkten  entspre- 

chend  den  Zollsätzen  mehr  oder  weniger  erhaltend  auf  den 

inländischen  Getreidebau.  Auf  wessen  Kosten  diese  schüt 

zenden  Maßnahmen  getroffen  wurden,  mag  vor  der  tind 
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b)  Die  Getreideproduktion  der  Schweiz. 

baumc^f  vrca'TstL";  auf  einer  Ar 

ca.  2 9 Mill.  L X,  t ® Durchschnitteernte  voi 

keinen  Aufschluß  üC  die  r'^'^  f 

gung,  um  die  es  sich  doP>i  i ^ Bi’otgetreideversDr 

rung  der  Getreideversorgung”eto!rLMdtrh'’"'l  Ir 
-e  detaillierte  Parste^^  ÄreS'^lnreS 

Anbaufläche  und  Ertrag  vor  Kriegsausbruch. 

Weizen  und  Korn 


Anbau- 
fläche Ertrag 

ha  Dz. 

6«  097  1 454  810 
Gerste 


pro 

ha 


Anbau- 

fläche 

ha 


22,01  24  254 


Anbau- 

fläche 

ha 

5 182 


Ertrag 

Dz. 

99  361 


pro 

ha 


Anbau- 

fläche 

ha 


19,10  32,644 


Roggen 

Ertrag 

Dz. 

450  556 

Hafer 

Ertrag 

Dz. 

753  247 


pro 

ha 

18,50 


pro 

ha 

23,07 


»r  HeSu'Tvrtlt  f 

maßen,  daß  mau  den  T?n  nicht  dei 

einen  bedeutenden  Teil  “^baupt,  oder  .auch  nu 

könnte.  So  betrug  9n7  7 

fmcht  ® Eigenproduktion  an  Brot 

Demgegenüber  aber  bestand  ein  Bedarf  von  ’ ^ 

IIL  ll,  r Bevölkerung  vo” 

B <53293  (am  1.  XII.  1910)  = ^ _ 

Somit  ergab  sich  ein  Fehlbetrag  von  ^QOPnm  ” 

lades  «mrde  eingeführt  an  WeL  4 9060W  „ 

an  Mehl  (umgerechnet  in  Frucht:  80  kg  ' ” 

Mehl  _ 100  kg.  Weizen) 

Total  der  Binfuhi-  o44  743  „ 


_^44  743 

5 837021^ 
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Es  ergab  sich  somit,  die  Einfuhr  mit  dem  Fehlbetrags 
verglichen,  ein  Ueberschuß  von  931021  Dz.  Dieser 
Ueberschuß  diente  aber  laut  den  Angaben  des  schwei- 
zerischen Bauemsekretariates  landwirtschaftlichen  Zwecken, 
d.  h.  mehr  als  die  Hälfte  des  inländischen  Ertrages  fand 
Verwendung  teils  als  Saatgut,  teils  zu  Brennereiziwecken 
und  als  Futtermittel. 

Auf  jeden  Fall  war  die  Schweiz  für  ca.  Ve  Bedarfes 
auf  das  Ausland  angewiesen.  Ein  Vergleich  mit  den  ajidern 
Ländern  Europas  zeigt,  daß  die  Schweiz  mit  England,  Bel- 
gien und  Holland  den  höchsten  Prozentsatz  des  Bedarfes 
mit  fremdem  Getreide  decken  muß.  Prüft  man  auch  nach 
der  Bedarfsintensität  und  nach  der  Ertragsintensität  pro 
Bodeneinheit,  so  ergibt  sich  folgendes  Bild: 


Bedarf 
pro  Kopf 
in  kg 

Eigen- 
produktion 
in  ®/o 

des  Bedarfs 

Ertrag 
pro  ha 
in  Dz. 

Schweiz 

170 

21,2 

21,64 

England 

180 

22,4 

24,00 

Belgien 

2269 

19,7 

25,00 

Schon  aus 

diesen  wenigen 

Relativzahlen  kann 

man  d 

O — — 7 — ww  fT  VA Axx  t x/X  iaav/X1X 

der  eigenen  Getreideproduktion  keine  besondere  Mühe  gab. 
Gleich  den  anderen  Freihandelsstaaten  (England  und  Bel- 
gien) überließ  sie  die  Brotversorgung  des  Landes  beinahe 
gänzlich  den  Getreideausfuhrländern.  Denn  der  größte  Teil 
der  eigenen  Getreideproduktion  diente  ja  für  andere  Zw’ecke; 
wanim,  werden  wir  noch  sehen. 

Derart  stand  es  mit  der  Getreideversorgung  resp.  der 
Getreideproduktion  der  Schweiz  vor  Ausbruch  des  Krieges. 
Dem  war  aber  nicht  immer  so. 


*)  Durchschnitt  der  Jahre  1904  — 14  entnommen  dem  „Annuaire 
int6rnatioual  dö  statistique  agricole“  in  Rom. 


J 
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Ganz  entsprechend  der  Zeit  war  die  Schweiz  im  Mit- 
telalter mit  der  Getreideversorgung  auf  sich  selbst  ange- 
wiesen. Darin  teilte  sie  das  Schicksal  aller  übrigen  Länder. 
Die  rechtlich  und  technisch  unentwickelten  Verkehrsver- 
hältnis^e  bedingten  noch  überwiegend  die  Naturalwirtschaft, 
und  so  äst  es  klar,  daß  zu  jener  Zeit  vor  allem  die  Interes- 
sen der  Konsumenten  zu  berücksichtigen  waren.  Dies  äußerte 
sich  am  deutlichsten  in  der  Stellung  der  Bodenprodukte 
erzeugenden  Klasse  (also  der  Bauern)  zu  den  Konsumenten 
(besonders  der  Städte).  „Der  überwiegende  Teil  der  ur- 
sprünglich freien  Bauern,  sagt  .Wirzi),  geriet  im  Laufe 
des  Alittelalters  in  ein  Abhängigkeitsverhältnis  zu  den  welt- 
lichen und  geistlichen  Grundherren  und  den  Städten,  in 
deren  Händen  sich  der  Grundbesitz  allmählich  angesammelt 
hatte.  Infolge  dieses  Abhängigkeitsverhältnisses  waren  die 
Bauern  zu  einer  Reihe  von  Dienstleistungen  und  Natural- 
abgaben verpflichtet.  Die  Mithülfe  in  der  Bewirtschaftung 
der  Herrschaftshöfe,  die  Gemeindelasten,  der  Unterhalt  der 
Straßen,  Brücken  und  Wasserläufe,  die  Fuhren  an  öffentliche 
Gebäude,  sowie  auch  die  Militärpflicht  hafteten  ausschließ- 
lich oder  doch  größtenteils  auf  dem  Grundbesitz  und  muß- 
ten von  den  Bauern  in  Form  von  Hand-  und  'Gespann- 
diensten oder  in  Naturalabgaben,  seltener  in  Geld,  getra- 
gen werden“. 

Doch  darin  ^erschöpfte  sich  noch  keineswegs  die  Gel- 
tendmachung des  Einflusses  der  herrschenden  Klasse  auf 
die  Bauern.  Letztere  mußten  das  Land  mit  Brot  versorgen, 
und  demzufolge  entstand  für  die  Bauern  die  Pflicht,  die 
Getreideproduktion  in  ihrem  bisherigen  Umfange  zu  erhal- 
ten: „acker  beliben  acker  ond  matten  matten“  und  niemand 
sollte  „oss  keinem  acker  nit  matten  machen“. 

Die  vielen  Verordnungen  und  Verbote  sind  jedoch  un- 
verkennbare Anzeichen  dafür,  daß  die  Selbstversorgung  sich 

*)  J.  Wirz : Die  Getreideproduktion  und  Brotversoigung  der 
Schweiz.  Zürich  1917.  S.  11  ff. 


S 


25  — 


zunehmend  schwieriger  gestaltete.  In  der  Tat  stellten  sich  ihr 
zwei  Hindernisse  von  wachsender  Bedeutung  in  den  Weg: 
1.  die  Bevölkerungszunahme  und  2.  der  Rückg^g  des  Ge- 
treidebaues im  allgemeinen  und  ganz  besonders  in  den  Al- 
pen Gegen  letzteren  halfen  weder  Verbote  noch  direkte 
Unterstützungen  zur  Erhaltung  des  Getreidebaues.  Die  ein- 
mal eingesetzte  Entwicklung  nahm  ihren  Fortgang  und  zwar 
hauptsächlich  hervorgerufen  durch  die  Erweiterung  des  Ver- 
sorgungskreises und  durch  die  Umwandlung  der  Grundzin- 
sen und  Zehnten  in  Geldleistungen  oder  gänzliche  Ablösung 
derselben!).  Ueber  die  Ursache  des  Rückganges  im  Ge- 
treidebau in  den  Gebirgsgegenden  scheint  man  noch  ge- 
teilter Ansicht  zu  sein.  Kiem  meint,  daß  die  Kulturverän- 
derung hauptsächlich  durch  den  Umschwung  zu  erklären 
sei,  der  seit  der  Schlacht  von  Sempach  (1386)  nicht  nur 
im  politischen  Leben,  sondern  auch  in  den  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  eingetreten  sei,  indem  erst  die  Befreiung  des 
Landes  die  Möglichkeit  zu  ungehemmter  Benützung  des  Bo- 
dens nach  erfolgter  Ablösung  der  Grundlasten  eröffnet  habe. 
Als  weitere  Erklärungsgründe  werden  die  anhaltenden 
Kriege  des  15.  Jahrhunderts  in  ihrem  Einfluß  auf  die  Volks- 
vemiinderung  und  die  Vernachlässigung  des  Ackerbaues, 
und  endlich  die  Vorliebe  der  Obwaldner  für  die  freie  Alp- 
wirtschaft herangezogen. 

Miaskowski  dagegen  ist  der  Ansicht,  daß  diese  Kultur- 
veränderungen  nicht  sowohl  eine  Folge  der  inneren  Befrei- 
ung des  Landes  und  Ablösung  des  Zehnten,  noch  weniger 
eine  Folge  der  Vorliebe  der  Bevölkerung  für  eine  bestimmte 
Beschäftigung  sei,  sondern  daß  sie  hauptsächlich  bedingt 
gewesen  sei  durch  die  allgemeine  wirtschaftliche  Lage  Ob- 
waldens und  sein  Verhältnis  zu  anderen  Ländern.  Solange 
Obwalden  vom  Verkehr  nach  außen  abgeschlossen  war, 
mußte  es  auch  seinen  Brotbedarf  durch  eigene  Produktion 

^ ’)  Uber  die  Entwicklung  der  Getreideproduktion  in  den  Alpen 

I und  Voralpen  verweise  ich  auf  J.  Wiiz  a.  a.  0.  S.  21  f. 
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I ‘*'®  Benitzung  der  Alpen  als  Weiden 

Md  Wald  und  des  Talbodens  als  Wiese  zur  Gewinnung  des 
Winterfutters  die  normale  ist,  so  wird  sich  dieselbe  fiber- 

f ™ a?®?“  ““«iräckliches  Verbot,  durchzusetzen  su- 

chen  wo  die  Verhältnisse  dies  gestatten  oder  begünstigpn 
bolche  Verhältnisse  treten  ein,  wenn  die  Bevölkerung  wächst 

licte  PoI’h  " allmählich  seine  wichtige  wirtschaft- 
iche  Funktion  wenn  auch  fürs  erste  nur  in  bescheidenem 

Maße,  auch  in  diese  Gebirgsgegenden  ausdehnt,  und  der  Ver- 
angrenzenden  und  fernerliegenden  Gebieten  sich 
mer  mehr  entwickelt.  Dadurch  wird  es  möglich,  die  unter 
ungünstigen  Verhältnissen  früher  selbst  produzWten  tro- 

sich^f  ™ beziehen  und 

sich  fortan  ausschließlich  auf  die  Hervorbringung  derienigen 

Gegenstände  zu  beschränken,  für  die  die  günftigften  Tota^u" 
Setzungen  vorhanden  sind.  Dieser  Zeitpunkt  scheint  für  Ob- 
walden ^m  14.  Jahrhundert,  vollends  aber  im  16.  .Tahrhun- 
d»t  gekommen  zu  sein,  obgleich  die  damalige  Versorgung 
mit  Getreide  von  außen  her  infolge  des  noch  mannigfach 
gehemmten  Verkehrs  sehr  unsicher  war.  ^ 

M.  E.  hegt  der  Gegensatz  dieser  beiden  Begründuno-en 

OTr  dann,  daß  beide  unvollständig  sind.  Die  Argumente 

1 er  zusammengefaßt  dürften  das  richtige  treffen;  die 

in  Umwandlung  der  Grundzinsen  und  Zehnten 

rrunüf  ? gänzliche  Ablösung  der 

undlasten  darf  m.  E.  nicht  unterschätzt  werden.  Solange 

nämlich  die  Naturalabgaben  bestanden  (und  da  stand  das  Ge- 

n ur  ? n volens  ver- 

pflichtet Getreide  anzubauen.  Natürlich  kam  dabei  die  Vor- 

fib-  eine  bestimmte  Beschäftigung 
mcht  m Betracht;  wohl  aber  konnte  sie  von  dem  Augen 

blick  an  zur  Geltung  gelangen,  wo  der  äußere  Zwang  zum 

reidebau  aufhorte.  Die  freie  Wahl  zur  Beschäftigung 

aber  ergab  sich  von  dem  Augenblick  an,  wo  der  Bauer  Seht 
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mehr  Getreide,  sondern  Geld  zu  leisten  hatte.  Da  ergab 
sich  doch  füi’  den  Bauer  die  Frage:  was  ist  vorteilhafter, 
Getreide  auf  den  Markt  bringen  oder  Fleisch-  und  xMilch- 
produkte?  Und  nun  finde  ich  es  verständlich,  wenn  er 
sich  zum  letzteren  entschloß.  Die  amtlich  festgesetzten  Ge- 
treidepreise wirkten  offenbar  nicht  besonders  anziehend  ge- 
genüber der  mühsamen  Bestellung  des  Ackers  im  gebir- 
gigen Gelände  und  den  schlechten  Ertragsaussichten  bei  man- 
gelndem Dünger  und  ungünstigen  Boden-  und  Klimaverhält- 
nissen. Die  freie  Alpwirtschaft  bot  ihm  gewiß  günstigere 
Aussichten.  Nun  ist  allerdings  zu  bemerken,  daß  damit  der 
Getreidebau  in  den  Alpen  noch  keineswegs  gänzlich  ver- 
schwand: ein  Teil  des  Bedarfes  konnte  immer  noch  gedeckt 
werden,  umsomehr,  als  die  Bergbewohner  sehr  wenig  Brot 
konsumieren. 

Auf  der  anderen  Seite  darf  der  Einfluß  der  sich  nach 
und  nach  verändernden,  d.  h.  erweiternden  Verkehrs  Ver- 
hältnisse nicht  zu  gering  eingeschätzt  werden,  obwohl  auch 
sie  nicht  allein  ausschlaggebend  sein  konnten,  besonders 
nicht  im  14.  und  15.  Jahrhundert  bei  den  noch  bestehen- 
den Verkehrshemmnissen  mannigfachster  Art.  Jmmerhin 
vollzog  sich  eine  Erweiterung  und  Vervollkommnung  des 

iWirtschaftslebens  im  Sinne  einer  intensiveren  Arbeitstei- 
lung. 

Das  Mißverhältnis  zwischen  Bedarf  und  Deckung  des- 
selben durch  eigene  Produktion  wurde  demnach  zu  einem 
chronischen  Uebel,  dem  auch  durch  Einfuhr  nicht  immer, 
ja  sogar  selten  abgeholfen  werden  konnte.  Im  Laufe  des 
18.  Jahrhunderts  suchte  man  durch  obrigkeitliche  Maß- 
nahmen wenigstens  allzugroße  Schwankungen  in  Menge  und 
Preis  einzudämmen.  Bei  voraussichtlichem  Mangel  wurde 
ein  Getreideausfuhrverbot  erlassen  und  die  Einfuhr  gestat- 
tet. Bei  günstigen  Ernteaussichten  hingegen  wurde  die  Ein- 
fuhr verboten.  Der  letztere  Fall  gehörte  aber  zur  Selten- 
heit. Viel  öfter  geschah  es,  daß  trotz  Einfuhrerlaubnis 
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der  Fehibetrag  nicht  hereinzubringen  war  infolge  allgemei- 
ner ^appheit  oder  Kornsperren  als  Repressalie.  Das  Er- 
pbms  war  dann,  daß  der  Konsum  sich  den  sehr  schwan- 
kenden  Ernteergebnissen  aupassen  mußte,  was  zur  Folge 
hatte,  daß  die  Preise  sich  dementsprechend  hoch  oder  nied- 
ng  pstalteten.  Nun  war  man  aber  schon  von  jeher  be- 
strebt, die  Getreidepreise  möglichst  auf  gleicher'  Höhe  zu 
halten  und  zwar  immer  dem  Konsumenteninteresse  entspre- 

TYl  O * T—  * J 1 ' gewissen  Grad  sah 

man  sich  jedoch  veranlaßt,  auch  den  Produzenten  in  Schutz 

zu  nehmen;  dann  nämlich,  wenn  die  Ernte  sehr  reichlich 
ausfiel  und  infolgedessen  die  Gefahr  vorhanden  war,  daß 
le  Preise  zu  stark  gedrückt  würden.  In  diesem  Fall  ge- 
stattete man  die  Ausfuhr.  Weit  häufiger  aber  bestand  Knapp- 
heit, und  da  versuchte  man,  ganz  ähnlich  den  heutigen 
^egsmaßnahmen,  durch  Höchstpreise  und  Ausschaltung 
des  fluchers  (des  Zwischenhandels)  den  Konsumenten  vor 
Steuerung  zu  schützen.  Ganz  besonders  suchte  man  dem  ver- 
s eckten  Handel,  insbesondere  dem  Wuchergeschäft,  beizu- 
kommen, das  infolge  des  gebundenen  Innen-  und  Außenhan- 
dels zu  großer  Blüte  gelangte  und  deshalb  auch  als  eine 
der  Hauptursachen  der  Preissteigerungen  betrachtet  wurde 
Die  Anstrengungen  der  Behörden  blieben  aber  ziemlich  er- 
lolglos.  Ein  Gutachten  aus  dem  Jahre  1791i)  über  ein  ein- 
OTfuhrendes  „Getreidesystem“  meint,  „daß  der  Ueberfluß 
des  Getreides  und  eine  beständige  Billigkeit  des  Preises 
nicn„  durch  Gewalt  erzwungen,  sondern  beide  einzig  durch 
die  Beförderung  des  Ackerbaues,  durch  die  Beschützung  des 
äußeren  jmd  inneren  Handels  und  durch  Anlegung  eines 
hinlänglichen  Vorrates  erzielt  werden  könne,  und  daß  hier- 
mit alle  diejenigen  Einrichtungen,  welche  nicht  auf  jenen 
(Heifachen  Endzweck  zielen,  entweder  das  Hebel  selbst  her- 
beifuhren oder  demselben  nur  unzureichende  Palliative  ent- 
g-^ensetzen“. 

*)  s.  J,  Wirz  a.  a.  0. 


Aus  diesen  Worten  fühlt  man  den  Geist  der  Zeit,  aus 
der  sie  stammen:  physiokratische  Nachklänge.  Doch  schon 
bevor  dieses  Gutachten  geschrieben  wurde,  setzte  eine  Be- 
wegung ein  (Mitte  des  18.  Jahrhunderts),  die  für  den  wei- 
teren Getreidebau  von  ganz  weittragender  Bedeutung  wurde, 
wie  überhaupt  für  die  weitere  Getreide  Versorgungspolitik. 

Es  wurde  schon  darauf  hingewiesen,  daß  für  den  Bauer 
der  Getreidebau,  nachdem  die  Pflicht  der  Naturalleistungen 
auf  hörte,  vor  allem  eine  Frage  der  Rentabilität  wurde 
>’  und  daß  für  ihn  die  Entscheidung  nicht  schwer  fallen  mußte, 

^ indem  durch  die  Vernachlässigung  der  Viehhaltung  bei  aus- 
gedehntem Ackerbau  die  Düngerproduktion  zu  gering  wurde. 

: Quantität  und  Qualität  der  Getreideernte  mußte  notwen- 
digerweise darunter  leiden.  Dieses  Moment  spielte  haupt- 
sächlich in  den  Alpen  eine  große  Rolle.  Was  aber  auch 
im  Flachland  zu  einer  entscheidenden  Aenderung  in  der 
Betriebsrichtung  führte,  das  war  die  in  der  zweiten  Hälfte 
des  18.  Jahrhunderts  einsetzende  starke  Preissteigerung  der 
Milchprodukte.  „Sie  bewirkte  die  Einführung  des  Futter- 
‘ baues  auf  dem  Felde  in  Verbindung  mit  der  Sommerstall- 
' fütterung  des  Viehes.  Rotklee,  Luzerne,  Esparsette  kamen 
als  Futterpflanzen  in  Aufnahme.  Vielerorts  wurden  nach  Art 
der  Egertennutzung  ganze  Zeigteile  mit  Esper  bepflanzt; 
anderwärts  ging  man  zu  einer  Wechselwirtschaft  zwischen 
Acker-  und  Futtern utzung  der  Felder  über.  Meistenorts  aber 
wurde  der  Rotklee  als  Brachfrucht  in  den  Dreifelderturnus 
aufgenommen.  Man  ging  von  der  reinen  zur  verbesserten 
Dreifelderwirtschaft  über.  Wesentlich  gefördert  wurde  die- 
ser Uebergang  durch  Verordnungen  und  gesetzgeberische 
Erlasse  der  Obrigkeit  und  durch  Belehrungen  gelehrter  Ge- 
sellschaften wie  namentlich  der  Oekonomischen  Gesellschaft 
des  Kantons  Bern,  insbesondere  ihres  verdienten  Begrün- 
ders Johann  Rudolf  Tschiffely  und  der  Naturforschenden 
(physikalischen)  Gesellschaft  in  Zürich,  die  den  Landwirten 
ihrer  Kantone  auch  Samen  der  neueingeführten  Futterpflan- 
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aes  uetreiaes  sicn  längere  Z/eiü  aie  wage  nieiten,  ja  in 
den  40er  Jahren  erfuhren  die  Getreidepreise  sogar  eine 
starke  Steigerung.  Das  bewirkte,  daß  die  Getreideproduk- 
tion wieder  zu  Ansehen  gelangte  und  eine  ganz  beträcht- 
liche Vermehrung  erfuhr. 

Erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  voll- 
zog sich  der  riesige  Umschwung  zu  Ungunsten  des  , Ge- 
treidebaues. Zu  diesem  Ergebnis  mußte  letzten  Endes  doch 
die  schon  seit  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  eingesetzte  Ent- 
wicklung führen.  Maßgebend  zur  Entscheidung  war  nur 
noch  die  Preisgestaltung  der  beiden  Rivalen:  Getreide  und 
tierische  Produkte. 

Der  schon  frühzeitig  einsetzende  Uebergang  von  der 
gebundenen  zur  freien  Verkehrswürtschaft  und  ihre  stete 
Erweiterung,  hervorgerufen  durch  die  Verbesserung  und 
Ausdehnung  der  Verkehrswege,  das  mächtige  Anwachsen 
großer  industrieller  Unternehmungen  auf  kapitalistischer 
Grundlage  etc.  hatte  durch  reichlicheren  Verdienst  eine 
üppigere  Lebenshaltung  im  Gefolge.  Der  Konsum  von  Fleisch 
und  Milchprodukten  (besonders  Käse)  erfuhr  große  Ver- 
breitung. Die  Lebensmittelpreise  stiegen  von  Jahr  zu  Jahr, 
d.  h.  bis  anfangs  der  70er  Jahre.  Von  diesem  Zeitpunkt 
ab,  mit  a.  W.  seit  Eintreten  der  starken  Verbilligung  der 
Transportkosten  und  der  Erschließung  neuer  großer  Pro- 
duktionsgebiete,  die  den  einheimischen  Markt  mit  Nah- 
rungsmitteln überschwemmten,  sanken  die  Preise.  Wenn 
auch  die  Käsepreise  'sanken,  so  behielten  sie  doch  noch 
eine  annehmbare  Höhe  für  den  Produzenten.  Hingegen  die 
Getreidepreise  fielen  ganz  erheblich,  ohne  sich  nennens- 
wert erholen  zu  können.  Folgende  Tabelle  soll  die  Preis- 
bewegung in  Weizen  und  Käse  zeigen: 


Weizen 

Durchschnittspreis 
per  100  kg 

Fr.  36.  ~ 
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Dieser  Umwandlung  zufolge  ergab  sich: 

1.  eine  starke  Steigerung  der  Räseproduktion  und  des- 
sen Exportes: 


1855 

Käseproduktion 

Dz. 

Export 

Dz. 

65  461 

1860 

73  395 

1866 

260  853 

133  697 

1876 

344  906 

261  438 

1886 

477  194 

274  319 

1896 

531  184 

238  167 

2.  ein  gewaltiger  Rückgang  der  Getreideproduktion. 

Jn  Ermangelung  einer  Anbau-  und  Elrtragsstatistik  ist 
man  auf  Schätzungen  angewiesen.  Franscini  schätzte  die 
Gesamtproduktion  an  Getreide  für  das  Jahr  .1846  auf 
3,408,000  Dz.;  Mühlemann  berechnet  sie  für  das  Jahr  1885 
auf  4,375,151  Dz;  Stehler  dagegen  nur  auf  3,300,000  Dz 
für  das  gleiche  Jahr.  Laur  schätzte  den  Ertrag  für  den 
Anfang  der  90er  Jahre  auf  3,050,000  Dz.  Zur  richtigen 
Bewertung  dieser  Zahlen  ist  aber  die  Bevölkerungsvermeh- 
rung in  jenem  Zeitraum  zu  berücksichtigen.  Bei  einem  Ver- 
gleich obiger  Zahlen  mit  den  Jmportziffern  und  den  Be- 
völkerungszahlen wird  der  Rückgang  der  Getreideproduktion 
leicht  zu  erkennen  sein. 


in  den 
Jahren 

Gesamtimport  an 
Getreide,  HQIsep- 
früchten  u.  Mehl- 
produkten 

(diese  in  Getreide 
umgewandelt 
Mittel  per  Jahr) 
in  Dz. 

Wohnbevölkerung 
(Mittel  aus  voran- 
gehendem und 
nachfolgendem 
Zähljahr) 

« 

Import 

pro  Kopf 
der 

Bevölkerung 

kg 

1851-60 

1 442  542 

2 451  617 

58,8 

1861  — 70 

1 886  559 

2 582  747 

73,0 

1871—80 

3 177  183 

2 743  394 

115,8 

1881—88 

4 044  302 

2 874  770 

140,7 

1889—99 

5 484  610 

3 115  785 

176,1 

Egli,  Die  Getreideversorgung  der  Schweiz. 


Der  anwachsende  Jmport  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
beruht  nur  zum  kleinsten  Teil  auf  einer  Vermehrung  des 
Brotkonsums  des  einzelnen. 

Nach  J.  Wirz  hat  die  Getreideproduktion  wie  folgt  ab- 
genommen: 

1868—1882  um  1,334,258  Dz. 

1888—1895  um  712,996  Dz. 

1890—1900  um  26,727  Dz. 

Leider  geben  auch  diese  Zahlen  noch  keinen  genaueren 
Aufschluß  über  die  Bewegung  der  Getreideproduktion  und 
msbesondere  der  Brotgetreideproduktion.  Man  muß  sich  mit 
einigen  zui  Verfügung  stehenden  Beispielen  begnügen.  Im 
Kanton  Zürich  ging  das  Getreideland  1885—1895  um 
12,2  0/0,  der  Brotfruchbau  (Weizen  und  Korn)  um  16,3  o/o 
zurück;  im  Kanton  Bern  1847 — 1895  um  17,3  o/o,  der  Brot- 
fruchtbau um  27,5  0/0,  In  den  Gebirgskan tonen  aber  ist  das 
Getreideland  noch  bedeutend  mehr  zurückgedräng-t  worden. 

Die  bisherigen  Ausführungen  über  die  Getreideproduk- 
tion  der  Schweiz  zeigen,  wie  eigentlich  nur  durch  die  Ge- 
bundenheit des  Verkehrs  und  des  Bauers  in  der  Bestimmung 
der  Bebauungsart  des  Bodens  sowie  bei  schwacher  Bevöl- 
keiungszahl  des  Landes  die  Selbstversorgung  an  Getreide 
aufrecht  erhalten  werden  konnte.  Sobald  aber  diese  Bande 
gelockert  wurden,  machte  sich  auch  sogleich  eine  Ver- 
schiebungsbewegung in  der  Bebauung  bemerkbar,  die  sich 
mit  'der  fortschreitenden  Befreiung  des  Bauern  und  der 
Behebung  der  Verkehrshindernisse  sukzessive  entfaltete  und 
befestigte,  bis  sie  zu  einem  leistungsfähigen  Glied  der 
Volkswirtschaft  heranreifte.  Das  war  der  lange,  müh- 
same Werdegang  der  heute  hochentwickelten,  intensiven 
Bodenbenutzung  zur  Produktion  von  Milch-  und  Molkereier- 
zeiignissen.  Warum  dies  so  gekommen  ist,  habe  ich  zum 
Teil  bereits  erwähnt:  für  den  erwerbenden  Bauer  war  es 
vor  allem  eine  Rentabilitätsfrage.  Was  lohnte  sich  mehr 


Getreide-  oder  Futterbau?  Die  Antwort  hierauf  wurde  durch 
die  tatsächliche  Entwicklung  gegeben.  Der  Getreidebau 
wurde  also,  weil  unrentabel,  vernachlässigt  und,  würde 
wohl  mancher  Agrarier  korrigierend  hinzufügen,  mehr  noch 
aus  mangelndem  Schutz!  Tatsächlich  genoß  und  genießt 
der  schweizerische  Getreidebau  keinen  Schutz,  aber  der 
Grund  des  fehlenden  Schutzes  liegt  eben  doch  in  der  Tat- 
sache begründet,  daß  die  Grundbedingungen  für  eine  pri- 
vatwirtschaftlich sich  einigermaßen  lohnende  Selbstversor- 
gung fehlen. 

Klima  und  Boden  der  Schweiz  eignen  sich  wenig  für 
die  Brotfrucht.  Im  allgemeinen  haben  wir  im  Gebirge  schwere 
Bodenarten  und  im  Mittelland  meist  zähe,  schwer  zu  verar- 
beitende Ton-  und  Lehmböden,  die  sich  w'ohl  zum  Futter- 
bau  eignen,  nicht  aber  zum  Getreidebau.  Dementsprechend 
kann  auch  die  Qualität  nicht  konkurrenzfähig  sein,  dies 
besonders,  wenn  man  noch  die  ungünstigen  Niederschlags- 
verhältnisse des  größten  Teiles  der  Schweiz  berücksichtigt. 
In  der  Tat  Lst  es  so,  daß  die  Bauern  selbst  das  schönere 
und  bessere  importierte  Mehl  oder  Getreide  zur  Verwen- 
dung als  Brot  dem  selbstproduzierten  vorziehen.  Die  qua- 
litative Inferiorität  gegenüber  dem  eingeführten  Getreide 
zeigt  sich  auch  in  den  Marktpreisen:  die  Notierungen  des 
inländischen  Getreides  stehen  immer  2 — 3 Fr.  tiefer  als 
die  für  das  fremde.  Die  eigene  Getreideproduktion  dient 
dann  auch,  wie  schon  erwähnt,  größtenteils  zur  Knnsnm- 
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Mittel  der  Jaire  1891—1899  auf  Fr.  18.50—19.50  stand. 
Dabei  ist  in  diesen  Berechnungen  der  Strohertrag  zu  Markt- 
preisen bewertet,  zu  Preisen,  welche  sich  bei  Verwendung 
in  .der  dgenen  Wirtschaft  nie  bezahlt  machen.  Ungefähr 
gleich  fallt  die  Rechnung  für  das  Korn  (den  Spelz)  aus: 
auch  der  Marktpreis  des  Roggens  steht  meist  unter  den 
Produktionskosten.  Nur  beim  Hafer  stellen  die  Verhältnisse 
sich  günstiger.  Die  Berechnungen  beziehen  sich  selbstver- 
ständlich auf  Durchsehnittsverhältnisse.  Auf  diese  Unren- 
tabilität des  Getreidebaues  ist  sein  gewaltiger  Rückgang 

m der  Schweiz  in  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhun- 
derts zurückzuführen. 

Daß  nun  gerade  durch  die  starke  Verbreitung  des  Fut- 
terbaues und  mithin  verstäi'kte  Viehhaltung  der  Getreide- 
' an  Rentabilität  gewonnen  hat,  und  vor  allem 

ur  die  Landwirtschaft  selbst,  ist  unbestreitbar.  Doch  dürfte 
es,  nach  Berücksichtigung  der  ausschlaggebenden  Faktoren 
niemals  möglich  sein,  den  Bedarf  an  Brotgetreide  unter 
i ahrung  der  volkswirtschaftlichen  wie  privatwirtschaft- 

hchen  Interessen  der  Schweiz  ganz  oder  nur  annähernd  selbst 
zu  decken.  ^ 

Die  Streitfrage  der  Erweiterung  des  Getreidebaues  kann 
hier  nicht  weiter  erörtert  werden;  ich  werde  später  in 
anderem  Zusammenhang  noch  darauf  zurückkommen.  Hier 
handelte  es  sich  lediglich  darum,  darzutun,  wie  man  auf 
den  anfangs  gezeigten  Stand  der  schweizerischen  Getreide- 
produktioii  gekommen  ist  und  welches  die  Hauptursachen 
waren,  die  für  diese  Entwicklung  entscheidend  wirkten. 
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II.  KAPITEL. 


Die  Getreideeinfuhr  der  Schweiz. 

a)  Die  Entwicklung  bis  zum  Kriegsausbruch. 

Das  vorhergehende  Kapitel,  das  den  Umfang  und  die 
wesentlichen  Momente  der  Getreideproduktion  behandelte, 
soll  im.  folgenden  Kapitel  eine  notwendige  Ergänzung  fin- 
den. Wir  sahen,  daß  das  Prinzip  der  Selbstversorgung  schon 
frühzeitig  durchbrochen  wurde  und  daß  man  in  der  Folge 
sich  immer  mehr  mit  dem  Gedanken  beruhigte:  wir  werden 
ja  reichlich,  gut  und  billig  von  außen  mit  Getreide  ver- 
sorgt. Diese  neue  Seite  der  Getreideversorgung  vom 
Ausland,  der  Getreideimport  mit  all  seinen  Begleiterschei- 
nungen, soll  uns  hier  beschäftigen. 

AVenn  sich  im  Mittelalter  die  Knappheit  an  Getreide 
fühlbar  machte,  so  gestattete  man  ausnahmsweise  eine 
Bresche  in  die  das  eng  begrenzte  Wirtschaftsgebiet  um- 
schlingende Chinesenmauer  zu  schlagen.  Durch  die  Erlaub- 
nis freier  Einfuhr  hoffte  man  die  Teuerung  oder  gar  die 
drohende  Hungersnot  ablenken  zu  können.  Nur  in  der  Not 
sollte  freie  Einfuhr  gestattet  sein,  sonst  aber  womöglich 
Ein-  und  Ausfuhrverbot.  Nun  ist  jedoch  leicht  verständ- 
lich, daß  derartig  wenig  freundnachbarliche  Maßnahmen 
gai“  nicht  dazu  geeignet  waren,  den  Notleidenden  aus  seiner 
bituation  zu  retten,  es  sei  denn,  daß  die  Nachbarn  des 
Bedrängten  eine  überreichliche  Ernte  hatten,  sodaß  sie  im 
eigenen  Interesse  die  Ausfuhr  erlauben  konnten.  Dies  traf 
aber  in  den  seltensten  Fällen  zu;  vielmehr  war  es  so,  daß 
sich  der  Getreidebedürftige,  also  die  Stadt  mit  deren  Ter- 


rüorien,  an  weiter  entfernte  mit  reichlicher  Ernte  bedachte 
nder  wenden  mußte.  Aber  auch  in  diesem  Fall  waren 
Hindernisse  nicht  ausgeschlossen.  Der  Durchgang  der  Waren 
durch  die  einzelnen  Hoheitsgebiete  wurde  oft  sehr  er- 
schwert tHier  gar  gänzlich  untersagt  durch  Anwendung  der 
sog.  Kornsperre.  Dabei  wurde  das  im  Transitverkehr  pas- 
sierende Getreide  angehalten  und  entweder  vorläufig  ein- 
behalten i^er  wenigstens  zur  mehrtägigen  Feilhaltung  ge- 
züngen. Die  Folgen  solcher  Sperren  für  Handel  und  Preis- 
bildung waren  die  denkbar  schlimmsten.  Jeder  Umsate 
wmrde  lahnigelegt,  die  Preise  und  die  allgemeine  Angst 

° zurückgehaltenen  Angebot  gegen- 

sei  lg,  le  Produzenten  saßen  bei  vollen  Speicheni  ohne 
emen  Kreuzer  Geld,  um  die  drängenden  Abgaben  zu  be- 
za  en.  Schmuggel,  Unterschleife  aller  Art,  infolgedessen 
zahllose  strenge  Bestrafungen,  stiegen  ins  Ungemessene  und, 
was  der  Hanptnachteil  war,  jede  Sperre  erzeugte  notwen- 
digerweise Gegensperren  aller  angrenzenden  Territorien.  Da 
nun  irgendwo  fast  jedes  zweite  oder  dritte  Jahr  die  Ernte 
mßig  ausfiel,  da  ferner  die  andauernden  Kriegszeiten  die 
euenmg  «'tweise  zu  einem  chronischen  Zustand  machten 
d da  endlich  die  Angst  vor  Hungersnot  das  Volk  nur 
alkn  leicht  und  oft  sogar  unnötigerweise  nach  Sperre 
^^eien  neß  und  so  einen  Druck  auf  die  Regierung  aus- 
«bte,  da  zum  Ueberfluß  jedes  Land  zögerte,  als  er.stes 
die  Sperre  wieder  aufeuheben,  so  kam  es  oft  vor 
daß  Jahre  hmdurch  jeder  territoriale  Getreidehandel  völ- 
ig  ausgeschlossen  oder  auf  den  Weg  des  Schmuggels  ver- 
wiesen  war.  In  der  Regel  wurde  vor  völliger  Aufhebung 
der  Sperre  erst  einzelnen  Händlern  der  inländische  Einkauf 
IS  zu  einem  gewissen  Maximum  gestattet.  War  dann  end- 
hch  die  Sperre  aufgehoben,  so  war  alle  Nachfrage  ver- 

AnfeLr‘®  allgemeine  plötzliche 

gebot  sanken  die  Preise  übermäßig  oder  die  Vorräte  wur- 
den ganz  unverkäuflich. 
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Der  Bauer  wai-  in  allen  Fällen  derjenige,  welcher  die 
Zeche  zu  bezahlen  hatte:  „Der  arme  Landmann  sitzet  bey 
seinem  großen  Haufen  Frucht,  den  Er  nicht  benutzen  kan 
und  l>eweint  seine  Noth,  die  Er  sich  aus  saueren  Mühe  und 
dem  Von  dem  Himmel  erhalten  Seegen  nicht  vermutet 
hätte“i).  Er  blieb  mit  den  Abgaben  und  Geldverpflichtungen 
im  .Rückstände  und  fiel  rettungslos  dem  Wucherer  in  die 
Hände.  2) 

Dies  genügt  schon,  um  zu  erkennen,  daß  im  Mittelalter 
die  Einfiilir  sich  nicht  wie  heute  nach  privat-  und  volks- 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten  richtete,  sondern  größten- 
teils nach  der  von  Fall  zu  Fall  gegebenen  Möglichkeit.  Bei 
der  damaligen  territorialen  Zersplitterung  und  dem  ausge- 
dehnten Schleichhandel  und  Schmuggel  läßt  sich  heute  kaum 
etwas  sagen  über  den  Umfang  der  jeweiligen  Getreide- 
einfuliren,  ebensowenig  über  die  Bezugsländer.  Demgemäß 
kann  man  auch  nicht  von  einem  eigentlichen  Getreidehan- 
del reden;  denn  die  Bezugsländer  w^echselten  und  die  Zu- 
fahrtslinien noch  mehr.  Also  waren  die  Transporttarife  und 
die  Zölle  (Mauten)  nicht  von  der  neuzeitlichen  Bedeutung. 

Man  mußte  eben  von  da  .beziehen,  von  wo  man  erhalten 
konnte,  diejenige  Zufahrtslinie  gebrauchen,  die  begehbar 
war  und  am  meisten  Sicherheit  bot  und  sich'  im  übrigen 
den  Fä-achtsätzen  und  Mauten  unterziehen,  die  gefordert 
w’urden. 

So  lange  die  reine  Naturalwirtschaft  dominierte  und 
. zudem  die  Bevölkerung  noch  keine  starke  Zunahme  auf  wies, 
vermochte  die  Schweiz  noch  mit  ihrer  eigenen  Produktion 
' auszukommen.  Nur  bei  schlechten  Ernten  waren  die  heim- 
i gesuchten  Territorien  auf  das  Wohlwollen  ihrer  Nachbarn 

t 0 Akten  des  Landesarchives  zu  Karlsruhe.  Generalakten  der 

Pfalz  (L.  g.)  7545. 

I *)  Walter  Borgius : Mannheim  und  die  Entwicklung  des  süd- 

1 westdeutschen  Getreidehandels.  Freiburg  i.  Br.  1899. 
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angewiesen.  Mit  zunehmendem  Zurücktreten  der  Natural- 
wirtschaft und  mit  der  gleichzeitig  vordringenden  freien 
Verkehrswirtschaft  trat,  wie  im  vorigen  Kapitel  dargetan 
wurde,  die  eigene  Getreideproduktion  stets  zurück,  und  da- 
mit wurde  die  Emfuhr  für  mehrere  Gebiete  der  Schweiz  (be- 
sonders der  Gebirgskantone)  eine  jährlich  wiederkehrende 
Notwendigkeit.  Die  Zufuhr  hatte  sich  allerdings  durch  die 
zunehmende  Rechtssicherheit  und  die  technisch  verbesserten 
Transportverhältnisse  im  Laufe  der  Zeit  etwas  gebessert. 
Der  freie  Handel  jedoch  konnte  sich  nicht  entfalten,  so  lange 
die  Brot  Versorgung  im  Interesse  der  Konsumenten  noch  in 
den  Händen  der  Behörden  lag,  die  über  die  Verteilung  ver- 
fügten. Die  Schwierigkeiten  behufs  ungehinderter  Ein-  und 
Ausfuhr  waren  vorderhand  noch  keineswegs  beseitigt.  Nur 
mit  größter  Mühe  konnten  die  auf  die  Kreszenzen 
der  Pfalz  angewiesenen  Territorien  Brotkorn  erlangen. 
So  petitioniert  z.  B.  „Schultheiß  und  Stadtrat  der  Re- 
publik Bern“  (deren  Land  über  einen  ausgedehnten  Ge- 
treidebau verfügte,  allerdings  dann  zuerst  zum  Futterbau 
•überging)  an  die  Stadtdirektoren  von  Mannheim  um  die 
„besondere  Gefälligkeit,  für  ein  Quantum  von  1000  Malter 
entv’eder  in  der  Pfalz  selbst  oder  in  den  pfälzischen,  gräf- 
lichen und  ritterschaftlichen  Reichsgütern  der  Pfalz  er- 
kaufen zu  können  und  uns  das  benötigte  Ausfuhrpatent  ge- 
neigtest zu  verwilligen  und  zukommen  zu  lassen“. 

Die  Pfalz  war  also  eine  der  Kornkammern  der  Schweiz. 
Borgius  sagt:  „Südwestdeutschland  und  zumal  die  Pfalz  ist 
damals  (seit  Ende  des  17.  Jahrhunderts)  landwirtschaft- 
liches Exportgebiet  mit  der  doppelten  Absatzrichtung:  einer- 
seits nach  den  Niederlanden,  andererseits  nach  der  Schweiz, 
und  sie  ist  dies  bis  in  das  erste  Viertel  dieses  Jahi*hunderts 
(gemeint  ist  das  19.  Jahrhundert)  geblieben“. 

Neben  Südwestdeutschland  kamen  auch  Burgund  und 
Schw'aben  als  Getreidelieferanten  für  die  Schweiz  in  Be- 
tracht. 
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Leider  fehlen  die  notwendigen  statistischen  Daten  (über 
Konsum,  Umfang  der  Einfuhr  mit  genauer  Angabe  der  Pro- 
venienz, über  die  in  Betracht  kommenden  Transportmittel, 
die  Frachten  und  Preise)  für  eine  zusammenhängende  Dar- 
stellung des  Getreideimports.  Erst  seit  der  Gründung  des 
schweizerischen  Bundesstaates  1848  legte  man  den  sta- 
tistischen Aufzeichnungen  einen  erhöhten  Wert  bei,  wenn 
auch  anfänglich  noch  in  sehr  bescheidenem  Umfang.  Immer- 
hin bieten  sie  einige  sichere  Anhaltspunkte,  mittels  denen 
man  die  Getreideversorgung  der  Schweiz  und  die  von  diesem 
Zeitpunkt  an  ganz  erheblich  steigende  Einfuhr  verfolgen 
1 kann.  Diese  Möglichkeit  verdanken  wir  vor  allem  Stefani 
Pranscini,  mit  Recht  der  Vater  der  schweizerischen  Sta- 
tistik genannt.  Ihm  kommt  das  große  Verdienst  zu,  auf  den 
Nutzen  statistischer  Erhebungen  hingewiesen,  und  durch 
seine  unermüdlichen  Anstrengungen  den  Grundstein  zum 
Eidgenössischen  Statistischen  Bureau  gelegt  zu  haben.  Er- 
leichtert und  vereinfacht  wmrden  die  Aufzeichnungen  durch 
die  Aufhebung  der  kantonalen  Zollschranken  und  deren  Ver- 
F legung  an  die  Landesgrenze.  Das  Zolhvesen  wurde  infolge 
der  neuen  Bundesverfassung  Sache  des  Bundes.  Die  Zoll- 
verwaltung trat  mit  dem  1.  Februar  1850  in  Funktion, 
sodaß  die  Einfuhrstatistik  in  diesem  Jahr  nur  11  Monate 
umfaßt.  So  betrug  die  Getreideeinfuhr  der  Schweiz  seit 
1851  wie  folgt: 


Getreideeinfuhr  der  Schweiz. 

Gerste,  Mais,  Hülsenfrüchte 


Jahr 

Getreide  und 
Hülsenfrüchte 

gerollt  und  gebrochen 

Grütze,  Gries,  Mehl  von 
Getreide,  Reismehl 

Total 

Getreide 

in  Dz. 

in  Getreide 
in  Dz. 

um  gewandelt 
75  : 100 

in  Dz. 

1851 

1 065  753 

244  901 

326  535 

1 392  288 

1852 

1 217  535 

272  615 

363  487 

1 581  022 

185P) 

1 263  688 

250  905 

330  540 

1 598  228 

1854 

1 329  776 

170  672 

227  563 

1 557  339 
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J ahr 


1855 

1860 

1865 

1870 

1875 


Gerste,  Mais,  Hfllsenfrüchte 


Getreide  und 
Hfllsenfrüchte 

in  Dz. 

gerollt  und  gebrochen 

Grütze,  Gries,  Mehl  von 
Getreide,  Reismehl 

in  Getreide  umgewandelt 

Total 

Getreide 

in  Dz.  75  : 100 

in  Dz. 

1 192  426 

126  578  164  771 

1 657  194 

1 556  541 

261  329  .648  439 

1 904  980 

1 620  464 

246  885  629  180 

1 949  614 

1 770  780 

130  740  174  320 

1 945  100 

2 706  845 

259  368  345  824 

6 049  669 

Mehl 

Total 

Jahr 

Getreide 

Hfllsen- 

Total 

in  Getreide 

Getreide 

frflehte 

umgewandelt 

u.  Hfllsen- 

Dz. 

7.5 : 100 

frflehte 

Dz. 

Dz. 

Dz. 

Dz. 

1880 

3 556  343 

21  747 

3 575  090 

286  640 

6 861  43(  1 

1885 

6 464  065 

1 9 863 

6 483  928 

403  189 

3 886  117 

1890 

4 328  763G 

20  562 

4 349  325 

432  329 

4 781  654 

1895 

5 015  816 

35  151 

5 050  967 

652  701 

5 703  668 

1900 

5 534  319 

35  664 

5 569  983 

811  740 

6 381  723 

1905 

5 906  761 

59  249 

5 966  010 

458  268 

6 424  278 

1910 

6 188  792 

83  443 

6 272  235 

679  524 

6 951  759 

1903 

7 490  852 

76  173 

7 567  025 

508  264 

8 075  289 

Die  Zahlen  der  ersten  Jahre  obiger  Tabelle  sind  ganz 
erstaunlich  groß.  Wenn  man  sich  aber  der  Entwicklung  der 
Landesproduktion  gerade  in  jener  Epoche  wie  auch  in  der 
der  französischen  Republik  folgenden  erinnert,  so  können  sie 
nicht  befremden.  Die  Schweiz  war  eben  schon  ganz  auf 
fremde  Zufuhr  angewiesen,  die  sich  übrigens  nicht  mehr  so 
schwierig  gestaltete  wie  ehedem,  sodaß  man  sich  schon  mit 
einiger  Bestimmtheit  auf  die  benötigte  Einfuhr  verlassen 
konnte.  Indes  ist  es  doch  von  großem  Interesse  zu  sehen, 
wie  sich  diese  Brotversorgimg  von  außen  vollzog,  und 

‘)  Eektifiziert  nach  der  vergl.  Publikation  1885/95. 


jjwar  vor  allem:  woher  bezog  die  Schweiz  das  be- 
nötigte Getreide? 

Ganz  genauen  Aufschluß  gibt  uns  die  Zollstatistik  über 
obige  Frage  nicht,  d.  h.  der  Ursprungsort  der  Ware  ist  aus 
ihr  nicht  zu  entnehmen,  wohl  aber  die  Richtung,  aus  der 
sie  kommt.  Für  die  Ausdehnung  des  damaligen  Außenhan- 
dels konnteci  diese  Daten  genügen,  um  wenigstens  in  der 
großen  Mehrzahl  der  Fälle  das  Bezugsgebiet  erkennen  zu 
können.  Soviel  mir  aber  bekannt  ist,  ist  auch  heute  nDch 
aus  der  schweizerischen  Zollstatistik  das  Bezugsland  nicht 
ersichtlich.  Die  Statistik  erfaßt  eben  nicht  das  Produktions- 
oder Konsumtionsland,  sondern  das  Land,  aus  dessen  Eigen- 
handel oder  in  dessen  Eigenhandel  die  betreffende  Ware 
geht.  So  wird  kanadischer  Weizen,  der  durch  englische 
Händler  über  Rotterdam  nach  Deutschland  geht,  in  Deutsch- 
land als  Einfuhr  aus  England  registriert^).  Ueber  dieses 
Hindernis  hinweg  hilft  uns  aber  (wenigstens  für  die  GOer 
' und  60er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts)  der  Umstand,  daß  ein- 
mal die  Grenzlinie  der  Schweiz  in  sechs  Zollgebiete  zer- 
t fällt  und  daß  damals  noch  wenige  Eingangstore  mit  weni- 
gen Zufahrt-slinien  in  Betracht  kamen,  sodaß  man  mit  ziem- 
‘ lieber  Bestimmtheit  das  jeweilige  Bezugsland  feststellen 
kann,  wenigstens  solange  der  überseeische  Getreidebezug 

■ noch  unbedeutend  war.  Die  Grenzen  der  sechs  Zollkreise^) 

% ’)  H.  Sieveking;  Auswärtige  Handelspolitik  (Sammlung  Göschen). 

*)  Einteilung  der  6 Zollkreise; 

I.  — Kt.  Bern,  Solothurn,  Basel  und  Aargau  gegen  Frank- 
reich und  Baden ; 

II.  Zürich,  Sehaffhausen,  Thurgau  gegen  Baden,  Württem- 
berg, Bayern  und  Österreich; 

III.  — St.  Gallen,  Graubünden  gegen  Bodensee,  Lichtenstein, 

Tirol,  Lombardei  und  Sardinien; 

IV.  = Tessin  gegen  Lombardei  und  Sardinien ; 

^ V.  = Waadt  und  Neuenburg  gegen  Frankreich,  Genfer  See 

i und  Sardinien ; 

■ VI.  = Genf  und  Wallis  gegen  Frankreich  und  Sardinien. 
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deckon  sich  nicht  mit  den  Landesgrenzen  der  Nachbarstaa- 
ten, sodaß  auch  eine  Darstellung  der  Einfuhr  durch  die  ein- 
zelnen Zollkreise  keinen  genügenden  Anhaltspunkt  bietet 
für  unsern  Zweck.  Knies i)  versuchte  dieses  Hindernis  zu 
bewältigen,  indem  er  folgendermaßen  argumentiert:  ,,Rein 
-deutsche  Grenze  hat  nur  II  : 1,518,701  Ztr.  Einfuhr  in 
3 Jahren  — rein  französische  keines,  auch  nicht  V wegen 
der  Wassergrenzen  des  Genfer  Sees;  rein  italienische  da- 
gegen IV:  1,074,080  Ztr.  Die  übrigen  sind  gemischt,  doch 
so,  daß  und  VI  mit  der  Haupteingangspforte  Genf  (zu- 
zammen  1,370,783  Ztr.)  überwiegend  auf  Frankreich  hin- 
weisen,  III  mit  der  Haupteingangspforte  Rorschach 
(2,684,896)  den  unvergleichlich  größeren  Bezug  von 
Deutschland  her  bewerkstelligt,  I mit  dem  großen  Tor  Ba- 
sel aber  ein  ziemlich  paritätisches  Verhältnis  annehmen 
läßt.  Verbindet  man  die  Grenze  des  Deutschen  Bundes  mit 
der  Grenze  von  österreichisch  Italien,  so  beträgt  die  über 
dieselbe  eintretende  Menge  (III  und  II)  weit  über  ein 
Drittel  des  Gesamteinganges  (4,203,598  Ztr.).  Bei  dem  star- 
ken Eingang  von  Frankreich  her  darf  man  nicht  außer  Acht 
lassen,  daß  schon  Genf,  in  viel  höherem  Grade  aber  Basel 
das  Eingangstor  der  überseeischen  Bezüge  ist,  was  denn 
auch  für  die  Wasserstraße  des  Rheines  nach  Basel  gilt. 
Dagegen  kommen  die  massenhaften  Einfuhren  nach  III  und 
II  jedenfalls  entschieden  von  dem  festländischen  Europa. 
Dieses  Verhältnis  zeigt  sieh  auch  darin  bekundet,  daß  die 
Hauptmasse  des  eines  w^eiten  Transportes  fähigeren  Mehles 
in  die  Zollgebiete  eintritt,  auf  welche  Genf  mit  dem  Genfer 
See  und  Basel  hin  weist,  während  III  den  ersten  Rang  und 
II  seine  bedeutende  Stelle  durch  die  nackte  Frucht  erhält. 
Man  kann  eben  in  erster  Linie  Basel,  dann  aber  auch  Genf, 

*)  C.  Knies:  Verhältnisse  des  Getreidewesens  in  der  Schweiz. 
Eidgenossenschaft  seit  denr  Bestehen  der  Zollverwaltung  des  neuen 
Bundes  (erschienen  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissen- 
schaft, Jahrgang  1854 — 1855). 
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wenigstens  hinsichtlich  der  schweizerischen  .Ai’tikel,  ganz 
entschieden  die  Seeplätze  der  Schweiz  nennen.  Eben  d.araus 
erklärt  sich  die  ganz  unverhältnismäßig  starke  Zunahm.e 
des  Importes  nach  I und  dann  auch  nach  VI,  welche  sich 
in  1852  und  1853  gegen  1851  gezeigt  hat.  Nicht  minder, 
daß  sie  füi'  die  im  ganzen  so  geringfügige  Ausfuhr  aus  dem 
Zufuhr  bedürftigen  Lande  die  hauptsächlichen  Tore  bilden; 
der  ganze  Bezug  überseeischen  Getreides  macht  es  trotz 
dem  starken  Einfuhrbedürfnis  des  eigenen  Hinterlandes  mög- 
lich, für  das  angrenzende  Ausland  einen  kleinen  Stapelplatz 
der  weither  transportierten  Frucht  abzugeben“.  (S.  Tabelle 
auf  folgender  Seite). 

In  den  50er  Jahren  hat  sich  gegenüber  dem  18.  Jahrhun- 
dert und  der  ersten  Hälfte  des  19.  keine  wesentliche  Ver- 
schiebung der  Bezugsländer  vollzogen.  An  erster  Stelle  steht 
immer  noch  Deutschland  und  voran  das  Schwab enland.  Ein 
ganz  bezeichnendes  Dokument  für  die  Bedeutung  des  süd- 
deutschen Getreides  besonders  für  die  Ostschweiz  ist  die 
Aeußerung  von  Regierungsrat  Hungerbühler  am  27.  Mai 
1847  in  der  Gemeinnützigen  Gesellschaft  in  St.  Gallen: 
; „Süddeutschlands  Ebenen,  die  wir  von  unseren  Bergen  her- 

■ ab  mit  wogenden  Kornfeldern  bedeckt  erblicken,  fürwahr 
^ sie  sind  von  Gott  bestimmt,  auch  der  Bevölkerung  des  kar- 
I gen  Gebirges  die  notwendige  Nahrung  zukommen  zu  lassen 
t und  diese  hinwiederum  durch  ihre  Industrie  den  Völker- 
* schäften  der  benachbarten  Niederungen  Fabrikate  zu  lie- 
; £ern“.i)  Was  in  das  Zollgebiet  II  (Zürich,  Schaffhausen  und 
I Thurgau)  und  in  III  (St.  Gallen  und  Graubünden)  von  Deutsch- 
^ land  hereintrat,  muß  zum  weitaus  größten  Teil  als  süd- 

■ deutsches  Landesprodukt  angesehen  werden.  Knies  sagt, 

: es  wäi-e  wohl  1853  vorgekommen,  daß  schweizerische  Händ- 
ler in  Bayern  Getreide  gekauft  hätten,  das  aber  von  Nord- 
deutschland  und  Holland  herstammte;  doch  wären  dies  Fälle, 

S *)  P.  H.  Schmidt:  Die  Schweiz  und  die  europäische  Handels- 
I Politik.  Zürich  1914. 


— 46  — 


Ein-  und  Ausfuhr  von  Getreide  und  Mehl 


I. 

II 

• 

111 

1. 

Jahr 

Einf. 

Ausf. 

Einf. 

Ausf, 

Einf. 

Ausf. 

1851 

Getreide  und  1 
Hülsenfrüchte  / 

Dz. 

221 272 

Dz. 
8 926 

Dz. 

216  030 

Dz. 

1060 

Dz. 

410489 

Dz. 

1076 

1851 

Mehl  in  Getreide  1 
uma:erechnet  / 
75 : 100  1 

98575 

475 

5205 

986 

34331 

2179 

1852 

Getreide  und  1 
Hülsenfrüchte  / 

362  628 

18f>85 

202878 

1710 

410119 

6073 

00 

LO 

Mehl  in  Getreide  1 
umgerechnet  > 
75 : 100  j 

107  701 

5 952 

2691 

1614 

27396 

1654 

1863 

Getreide  und  \ 
Hülseefrüchte  / 

288054 

5892 

318638 

1039 

439  255 

450 

1853 

Mehl  in  Getreide  1 
umgerechnet  V 
75:100  ) 

66890 

3 622 

10211 

915 

23190 

1315 

in  und  aus  den  einzelnen  Zollkreisen 

»V. 

V. 

• 

1 

VI 

• 

Jahr 

Einf, 

Ausf. 

Einf. 

Ausf. 

Einf. 

Ausf. 

Dz. 

Dz. 

Dz. 

Dz. 

Dz. 

Dz. 

1851 

Getreide  und 
Hülsenfrüchte  / 

149601 

43 

36  915 

1809 

27  939 

1417 

1851 

Mehl  in  Getreide  1 
umerechnet  : 
75 : 100  j 

3471 

6 

130284 

142 

39335 

1995 

1852 

Getreide  und  \ 
Hülsenfrüchte  / 

163  270 

88 

35670 

839 

42916 

2720 

1852  Mehl  in  Getreide  1 
umgjerechnet  > 
75 : 100  j 

5409 

2 

113992 

358 

79  652 

4345 

1853 

Getreide  und  \ 
Hülsenfrüchte  / 

138119 

261 

18029 

469 

61 691 

3390 

1853  Mehl  in  Getreide  1 
umgerechnet  ; 
75:100  1 

4535 

— 

108181 

526 

94702 

5597 

die  den  Charakter  der  Ausnahme  erkennen  ließen.  Im  all- 
gemeinen war  die  Nord-  und  Ostschweiz  seit  langer  Zsit  auf 
den  Bezug  vom  nahen  Deutschland  gewöhnt.  Deshalb  ver- 
setzten die  1846  und  1847  erlassenen  deutschen  Ausfuhr- 
verbote die  Schweiz  und  insbesondere  die  Ostschweiz  in 
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große  Aufregung.  Dies  mahnte,  für  weitere  Zufuhrwege 
zu  sorgen.  „Das  für  das  westliche  Europa  weit  günstigere 
Erntejahr  1851  nötigte  in  unserer  Periode  insbesondere 
auch  die  Ostschweiz  ihre  Blicke  von  dem  karger  geseg- 
neten deutschen  Lande  nach  den  w'estwärts  kommenden  Li- 
nien zu  richten.  Während  die  Gesamteinfuhr  der  Brotfrucht- 
artikel von  1851  im  Jahr  1852  sanken,  im  Zollgebiet  II 
(449,620:413,742  Ztr.)  und  III  (885,645  : 872,406  Ztr.), 
hoben  sie  sich  mit  einem  Male  in  dem  auch  an  Frankreich 
grenzenden  Gebiet  I (Basel  etc.)  von  590,190  auf  904,145; 
in  VI  (Genf  und  Wallis)  von  135,763  auf  229,945  Ztr. 
usw.“i). 

Die  Beteiligung  der  einzelnen  süddeutschen  Grenzländer 
an  der  Getreideversorgung  der  Schweiz  ist  nicht  festzu- 
stellen; nur  über  Württemberg  bringt  Knies  einige  interes- 
sante Zahlen:  „Aus  den  württembergischen  Bodenseehäfen 
(also  mit  Ausschluß  dessen,  was  zu  Land  nach  Ueberlingen 
und  Lindau  ging)  wurden  ausgeführt: 

11852  195,091  Scheffel  Früchte  und  9239  Zollztr.  Müh- 

lenfabrikato. 

1853  238,533  Scheffel  Früchte  und  8251  Zollztr.  Müh- 

lenfabrikate. 

Davon  gingen  nach  der  Schweiz: 

1852  157,447  Scheffel  P^üchte  und  8064  Zollztr.  Müh- 

lenfabrikate. 

'1853  189,830  Scheffel  Früchte  und  8092  Zollztr.  Müh- 

lenfabrikate. 

Das  Haupteingangstor  für  das  deutsche  Getreide  war  der 
Hafenplatz  Rorschach;  ihm  flössen  die  Hauptmassen  des 
von  Lindau  aus  Bayern  und  von  Ph-iedrichshafen  aus  Würt- 
temberg kommenden  Getreides  zu.  Auch  das  badische  Ge- 
treide kam  von  Basel  rheinaufwärts  in  den  Bodensee.  Grau- 

9 Knies  a.  a.  0. 
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bünden  und  der  Tessin  bezogen  das  Getreide  gi'ößtenteils 
aus  Italien,  d.  h.  aus  der  benachbarten  Lombardei  und  dem 
Königi-eich  Sardinien.  Sogar  39,972  Dz.  italienisches  Ge- 
treide kam  nach  der  Mißernte  von  1851  über  den  Splügen 
nach  Deutschland.  Für  den  Kreis  I (Bern,  Solothurn,  Ba- 
sel und  Aargau)  kommt  als  Eingangstor  Basel  in  Betracht. 
Hier  handelt  es  sich  um  den  Zusammenschluß  von  drei  ver- 
schiedenen Bezugsquellen: 

1.  Süd-  und  Mittel-Deutschland,  die  größtenteils  den 
Khein  benützen,  lieferten  mehr  als  ein  Drittel  der  Einfuhr 
über  Basel. 

2.  Frankreich.  Der  Anteil  Frankreichs  jedoch  konnte 
nur  ganz  gering  sein,  indem  al  seine  durchschnittliche  Pro- 
duktion kaum  ausreichte  und  b)  die  Zollskalagesetzgebung 
die  Ausfuhr  verhinderte.  Weitaus  der  größte  Teil  aber  kam 
c)  von  Uebersee.  Was  also  von  Frankreich  kam,  war  ganz 
überragend  Transitware  über  die  Route  Havre-Basel.  Das 
von  großer  Ferne  her  und  namentlich  auf  der  überseeischen 
Straße  für  die  Schweiz  bezogene  Getreide  tritt  im  W esten 
ein.  JEs  ist  hier  hauptsächlich  auf  Basel  zu  verweisen, 
wenn  auch  später  vielleicht  (}enf  größere  Bedeutung  als 
jetzt  erhalten  wird.  ,,Für  den  Bezug  über  Basel  ist  die 
direkte  Verbindung  mit  Havre  von  unschätzbarem  Werte 
geworden,  weil  dadurch  insbesondere  auch  die  üblen  Stock- 
ungen in  dem  Flußschiffahrtsverkehr  auf  dem  Rhein  bedeu- 
tend gemindert  w’erden.  Ist  man  doch  am  Schlüsse  1853 
sogar  dazu  geschritten,  Getreide,  welches  in  Marseille  la- 
gerte, auf  dem.  Wasserweg  nach  Havre  zu  dirigieren  und 
von  da  mit  der  Eisenbahn  kommen  zu  lassen,  obwohl  man 
für  100  kg.  5 PT-.  statt  wie  sonst  3 Fr.  und  8 « o Kapitäns- 
prämie für  die  Wasserfracht,  auch  4.98  Fr.  der  Eisen- 
bahn zahlen  mußte,  w^eil  die  Frachtkompagnien  für  den 
Landweg  statt  der  6 — 7 Fr.  im  Jahre  1852  nicht  weniger 
als  14,5  bis  17,5  Fr.  forderten.  Im  Gegensatz  zu  den  Ein- 
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fuhren  an  anderen  Grenzstellen  der  Schweiz  zeigt  die  über 
Basel  demi  auch  sehr  ausgeprägt  die  Merkmale  des  aus 
w'eiter  Ferne  vom  Großhandel  bezogenen  Getreides.  Indes- 
sen ist  diese  Beschickung  der  Getreidemassen  von  weit 
entfernten  Märkten  her  verhältnismäßig  noch  sehr  jung 
in  der  Schweiz.  Was  aus  Aegypten,  von  den  Mündungen  der 
Donau  und  von  Odessa  her  über  Marseille  sich  nach  der 
Schweiz  drängt,  was  Nordamerika  schickt,  was  von  Nord- 
und  Mittel-Deutschland,  von  den  Küstenländern  der  Nord- 
see wie  des  Baltischen  Meeres  zu  den  Quellbezirken  des 
Rheines  hinauf  strebt,  das  kommt  auf  Frachtwagen,  Eisen- 
bahnen und  Rheinschiffen  vornehmlich  durch  dieses  merk- 
würdige Tor  der  Schweiz  herein“. Q 

Genf  als  Eingangstor  des  Zollkreises  VI  hatte  noch  ganz 
geringe  Bedeutung,  solange  die  Eisenbahnverbindung  mit 
Marseille  fehlte. 

Man  sieht,  die  noch  mangelhaft  entwickelten  V'erkehrs- 
mittel  veranlaßten  die  Schw^eiz,  sich  vorzugsweise  aus  näch- 
ster Nähe  mit  Getreide  zu  versehen,  solange  natürlich  diese 
Ueberlandversorgung  nicht  versagte.  Beredtes  Zeugnis  hier- 
von sind  die  Einfuhrziffern  der  Zollkreise  II,  III  und  IV 
und  teilweise  I,  über  deren  Grenzen  allein  im  Nahverkehr 
allermindestens  drei  Viertel  der  Gesamteinfuhr  gelangte,  ab- 
gesehen von  dem,  was  von  Frankreich  über  Basel,  den  Zoll- 
kreis V und  VI  hereinkam,  das  allerdings  nicht  von  großer 
Bedeutung  war.  Diese  Erscheinung  erklärt  sich  aus  den  ge- 
lingen Transportkosten  einerseits  und,  wie  Knies  mit  Recht 
sagt,  aus  dem  verminderten  Risiko,  das  den  Händlern  durch 
den  Nahhandel  entstand;  denn,  sagt  er:  „ausländische  Händ- 
ler bringen  das  Getreide  in  die  Schweiz  und  diese  w'erden 
immer  Scheu  haben,  fernher  bezogene  Getreidemassen,  für 
deren  V^ erkauf  die  Handeiskonstellationen  so  rasch  und  stark 
Kvechseln  können,  in  Länder  zu  werfen,  aus  denen  sie  die- 
selben  nicht  trotz  eines  erlegten  Eingangszolles  jederzeit 

')  Knies  a.  a.  O. 
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wieder  ausführen  können.  El>enso  muß  es  ihnen  bedenklich 
erscheinen,  eine  lange  Trans it-straße  — wie  z.  B.  Frank- 
reich — bei  der  Berechnung  ihrer  Operationen  nicht  auch 
als  Verkaufsmarkt  füi*  den  Fall  veranschlagen  zu  dürfen, 
daß  auf  dem  zunächst  ins  Auge  gefaßten  Verkaufsmarkt 
— z.  B.  der  Schweiz  — die  Verkaufsbedingungen  während 
der  Transportzeit  ungünstiger  geworden  sein  sollten.  Oben- 
drein glhubt  sich  dann  ja  auch  durch  das  Ausfuhrverbot 
eines  fern  liegenden  Landes  wie  Belgien,  gleich  der  nächste 
(Nachbar,  aus  dessen  Gebiet  man  direkt  bezieht,  zur  Nach- 
folge gedrängt  und  gezwungen“.  Knies‘  Bedenken  beruhen 
also  vorzugsweise  auf  der  damals  noch  bestehenden  Un- 
sicherheit in  Bezug  auf  obrigkeitliche  Maßnahmen  (Repres- 
salien, Ausfuhrverbote  etc.)  and  besonders  auf  dem  noch 
unentwickelten  internationalen  Getreidehandel  (ohne  j)reis- 
nivellierende  Börsen  und  rasche}  Kommunikationsmittel).  Dies 
waren  wohl  auch  die  entscheidenden  Momente,  die  den 
überseeischen  Import  noch  zurückhielten.  Sobald  aber  das 
Eisenbahimetz  sich  erweiterte  und  die  Frachten  sanken, 
mußten  einerseits  Repressalien  etc.  auf  hören  und  anderer- 
seits mußte  der  internationale  Handel  seine  technische 
Vervollkommnung  erfahren. 

Doch  gehen  wir  noch  nicht  so  weit,  sondern  verweilen 
noch  einen  Augenblick  bei  den  Zufahrtslinien  um  die  Mitte 
des  19.  Jahrhunderts.  Die  billigsten  Verkehrswege  w^aren 
um  jene  Zeit,  wie  überhaupt  von  jeher,  die  Wasserstraßen, 
die  ja  auch,  soweit  dies  angängig  war,  benützt  wurden.  Für 
die  Schweiz  jedoch  kam  der  Wasserweg  in  nur  ganz  be- 
scheidenem Umfang  in  Betracht  und  zwar  wurde  dieser, 
soweit  mögrich,  für  den  Nahverkehr  ausgenützt,  also  zwi- 
schen Deutschland  und  der  Schweiz  auf  dem  Rhein  und  Bo- 
densee, W'as  immerhin  bewirkte,  daß  'die  viel  teureren  Land- 
frachten per  Fuhrwerk  umgangen  werden  konnten.  Für  den 
Fernverkehr,  also  für  Ueberseegetreide,  kamen  Wasserfrach- 
ten nur  bis  Havre  in  Frage  und  auch  da,  wie  wir  sahen, 
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nur  in  geringem  Umfange.  Solange  eben  die  Versorgung 
aus  nächster  Nähe  stattfinden  konnte,  vermochte  das  über- 
seeische Getreide  noch  nicht  mit  Erfolg  auf  unserem  Markte 
aufzutreten.  Die  Wasserfrachten  waren  noch  zu  teuer.  Das- 
selbe gilt  für  die  Eisenbahnfrachten,  die  um  jene  Zeit  nicht 
viel  über  den  Schiffsfrachten  standen.  Bei  ungenügender 
Deckung  des  Bedarfes  aus  Bezugsländern  mit  günstigen 
Iransportspesenbedingungen  jedoch  konnte  dann  allerdings 
das  unter  ungünstigen  Transportkosten  herbeigeschaffte  Ge- 
treide konkurrenzfähig  werden,  m.  a.  W.  bei  starker  Preis- 
steigerung. 

Starke  I’reisschwankungen  gehörten  noch  xMitte  des  19. 
JahHiunderts  keineswegs  zur  Seltenheit.  So  haben  wir  ein 
typisches  Beispiel  dafür,  daß  erhöhte  Getreidepreise  die 
überseeischen  Getreideländer  in  größerem  Maße  zur  Aus- 
fuhr anreizten. 


1846 

Fr. 

55,44 

1847 

33,40 

1848 

9* 

23,45 

1849 

j ? 

21,10 

1850 

79 

26,20 

1851 

79 

34,69 

1852 

79 

29,24 

1853 

79 

48,12 

Die  Ausiuhrverbote  in  den  deutschen  Landen  von  1846 
bis  1847  machten  sich  in  der  Preisbildung  stark  bemerkbar 
und  dementsprechend,  wie  oben  schon  gesagt,  die  vermehrte 
Einfuhr  an  der  Westgrenze  und  Basel;  also  vermehrte  Ein- 
fuhr aus  Ueberseeländern.  Im  Jahre  1851  hatte  Deutschland 
eine  schwache  Ernte,  Frankreich  dagegen  eine  reiche.  Das 
veranlaßte  zum  Bezug  aus  Frankreich,  aber  unter  ungün- 
stigen Transportkosten,  w^as  wiederum  eine  Preissteigeruno- 
veiursachte.  1853  hat  es  sich  sodann  gelohnt,  das  in  Mar- 
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seillo  lagernde  Getreide  über  Havre  nach  Basel  bringen 
zu  lassen. 

Nicht  weniger  stark  sind  die  Schwankungen  in  kleinen 
und  'kleinsten  Zeitabständen,  ebenso  aber  auch  die  ört- 
lichen Abstände. G 

Bei  all  dem  tritt  so  recht  die  Abhängigkeit  der  schwei- 
zerischen Brot  Versorgung  vom  Ernteausfall  seiner  Haupt- 
lieferanten oder  in  weiterem  Sinne  von  den  Transportver- 
hältnissen hervor.  In  diesem  Zusammenhang  muß  man  sich 
doch  wohl  auch  der  Konsumenten  erinnern!  Es  liegt  auf 
der  Hand,  daß  diese  großen  Schwankungen  der  Getreide- 
preise vor  allem  die  Konsumenten  in  empfindlicher  Weise 
treffen  müssen.  Knies  meint,  daß,  wenn  die  Bevölkerung 
bei  einem  teuren  Weizenbrot  verbleibe,  ein  vollwertiges 
Zeugnis  für  die  Stärke  des  Arbeitsverdienstes  und  des  er- 
Bparten  Kapitals  vorliegt.  Ob  darin  ein  vollwertiges  Aequi- 
valent  für  das  teure  Brot  vorlag,  mag  dahingestellt  blei- 
ben; hingegen  dürften  die  enormen  Preisschwankungen  von 
sehr  nachteiligem  Einfluß  gerade  auf  die  Brotpreise  ge- 
wesen sein,  die  in  der  Schweiz  verhältnismäßig  höher  waren 
als  z.  B.  in  Deutschland.  Knies  bemerkt  selbst,  daß  die  durch- 
schnittliche Höhe  der  Getreidepreise  gegenüber  Deutschland 
merklich  hervortrete.  „Die  Differenz  wird  zu  Ungunsten  der 
Schweiz  bedeutsam  gesteigert,  wenn  man  die  ßrotpreise 
vergleicht“.  Mit  anderen  Ländern  verglichen,  äußerten 
sich  die  Preisschwankungen  denn  doch  allzustark,  als  daß 
man  nicht  nach  dem  Grunde  ilieser  Ungleichheit  suchen 
sollte.  Man  muß  sich  vor  allem  daran  erinnern,  daß  die 
Schweiz  bis  1848  resp.  bis  zum  Inkrafttreten  des  eidge- 
nössischen Zollwesens  ein  ganz  unerfreuliches  Bild  von  Zer- 
rissenheit darbet.  Jeder  Kanton,  ohne  Rücksicht  auf  die 
übrigen  Glieder  der  Eidgenossenschaft,  erhob  an  seiner 
Grenze  nach  Gutdünken  Zölle  und  Abgaben  aller  Art,  die 
die  Transitwaren  beim  Durchgehen  des  Landes  belasteten, 

q Vergl.  dazu  Knies  a.  a,  O. 
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sodaß  es  sogar  Schweizer  Exporteure  für  vorteilhaft  hiel- 
ten, wenn  irgendwie  möglich  das  Passieren  der  eigenen 
Landesteile  zu  vermeiden  und  dafür’,  wenn  auch  auf  Um- 
wegen, durch  fremdes  aber  einheitliches  Zollgebiet  ihre  Wa- 
ren zu  befördern. 

Ich  sagte  schon  w^eiter  oben,  daß  die  starken  und  häu- 
figen Preisschwankungen  auf  die  ungünstigen  Verkehrs- 
verhältnisse zurückzuführen  wmren,  infolge  deren  die  Händ- 
ler mit  der  Zufuhr  von  Getreide  sehr  zurückhaltend  sein 
mußten  und  immer  nur  soviel  nach  der  Schw^eiz  beförderten, 
als  sie  für  strikte  notwendig  erachteten.  Dies  taten  sie,  um 
weiteres  Verschieben  der  Ware  zu  vermeiden,  d.  h.  um 
durch  unvermeidliche  Zölle  und  Abgaben  in  jedem  zu  pas- 
sierenden Kanton  die  Ware  nicht  zu  belasten  und  zu  ver- 
teuern. Ueber  die  damals  noch  herrschenden  Zustände  äus- 
sert  sich  Knies  wie  folgt:  ,,  . . . aber  noch  weit  über  die 
verfassungsmäßige  Basis  hinaus  geht  dann  die  Praxis  in  der 
Wirklichkeit.  Das  interkantonale  Zoll  wesen  w’uchert  üppig 
empor  und  wenn  in  dieser  früheren  Zeit  von  Verkehrshemm- 
nissen und  Beschwerungen  die  Rede  ist,  spielen  die  eid- 
genössischen Grenzgebühren  eine  ganz  bedeutende  Rolle“. 

Also  die  bis  1848  in  rfer  Schwmiz  bestehende  w’irtschaft- 
liche  und  politische  Konstellation  verhinderte  direkt  das  Ent- 
stehen eines  eigentlichen  Getreidehandels  und  damit  eine  ein- 
heitlichere Preisbildung.  Demzufolge  die  außerordentlichen 
Preisschw’ankungen  in  zeitlich  und  räumlich  kurzen  Abstän- 
den. Diese  Erscheinung  ist  dann  aber  nach  der  Vereinheit- 
lichung des  Zollgebietes  ziemlich  rasch  verschwunden.  Aber, 
und  das  ist  die  Hauptsache,  wer  unter  diesen  unhaltbaren 
Zuständen  zu  leiden  hatte,  das  waren  die  Konsumenten  so- 
we  die  gesamte  Volkswirtschaft  der  Schweiz. 

Die  Bundesverfassung  von  1848  und  besondere  das  Zoll- 
gesetz vom  30.  Juni  1849  brachten  in  dieser  Hinsicht  eine 
gevmltige  Aenderung.  Die  kantonalen  Zollgrenzen  und  all 
die  lästigen  und  verkehrshindemden  Abgaben  fielen,  und  es 
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ver'Äirklicht-e  sich  das,  was  Johann  Caspar  Zellw'eger  schon 
1826  vej-Iangte:  „Eidgenössisches  Zollwesen,  Verkehrsfrei- 
heit im  Innern,  Freihandelssystem  nach  Außen“i). 

Die  ganze  sog.  Regenerationszeit  kennzeichnet  sich 
durch  das  Bestreben  nach  freiheitlichen  Institutionen,  und 
vereint  mit  den  politischen  Frtüheitsrechten  verlangte  man 
auch  den  Freihandel.  Schmidt  sagt:  „Unter  dem  Banner 
des  Freihandels  trafen  sich  Konservative  und  Radikale;  ja 
die  am  lautesten  die  schweizerische  Handelsfreiheit  im 
Munde  führten,  w^aren  Anhänger  des  bestehenden  zollpo- 
litischen Systems  . . . Sie  wollten  die  Beseitigung  aller  klein- 
licher Hindernisse,  des  Handels  und  Verkelirs.  vor  allem 
der  350  Zollstationen  im  Innern  der  Schw^eiz,  viele  unter 
ihnen  auch  die  Aufhebung  aller  Zölle.  Doch  erklärten  sich 
andere  — und  ihre  Zahl  und  Bedeutung  nahm  offenkundig 
zu  — füi’  die  Verlegung  der  Zölle  an  die  Schweizer  Grenze: 
nur  sollten  die  eidgenössischen  Zölle  dann  so  niedrig  wie 
möglich  sein  und  lediglich  fiskalischen,  keinen  anderen 
volkswirtschaftlichen  Zwecken  dienen.  Jede  Art  von  Schutz- 
zoll sei  unbedingt  auszuschließen“i) 

Vorab  hatten  die  Industriellen  Verlangen  nach  dem  Frei- 
handel, dann  sogar  auch  die  Gewerbetreibenden,  die  1843 
den  schweizerischen  Gewerbeverein  gründeten,  der  dann  mit 
aller  Energie  für  die  Vereinheitlichung  des  2k)llgebietes 
warb.  Bald  aber  wurden  auch  schutzzöllnerische  Stimmen 
laut;  so  besonders  in  der  Wollindustrie,  die  sich  gegen  die 
freie  Einfuhr  der  wollenen  Stoffe  stellte.  Von  landwirt- 
schaftlicher Seite  verlangte  mari  nur  Schutz  gegen  die  frem- 
den Weine  (vorab  die  Waadt),  nicht  aber  gegen  Getreide. 
In  letzterem  herrschte  ungeteilt  der  Standpunkt  des  Kon- 
sumenten, daß  den  Lebensmitteln  Zollfreiheit  zu  gewäJi- 
ren  sei. 

Das  Prinzip  des  Freihandels  wurde  dann  auch  in  die 
Verfassung  aufgenommen.  Art.  25  lautete:  „Bei  Erhebung 
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der  Zölle  sollen  folgende  Grundsätze  beachtet  w^erden:  die 
für  die  inländische  Industrie 'erforderlichen  Stoffe  sind  im 
Zolltarif  möglichst  gering  zu  taxieren;  ebenso  die  zum  not- 
wendigen Lebensbedarf  erforderlichen  Gegenstände;  die 
Gegenstände  des  Luxus  unterliegen  der  höchsten  Taxe; 
Durchgangsgebühren  und  in  der  Regel  auch  die  Ausgangs- 
gebühren sind  möglichst  mäßig  festzusetzen“i).  Doch  die 
Aufstellung  des  Tarifs,  dessen  Regelung  der  Gesetzgebung 
Zustand,  führte  noch  zu  lebhaften  Debatten.  Die  Gewerbe- 
vereine machten  nun  gew'altige  Anstrengungen  für  hohe 
Sciiutzzölle.  Ein  Teil  der  Bauern  wollte  Komzölle,  andere 
verlangten  Zölle  auf  Wem  und  Tabak.  Die  Fabrikarbeiter 
standen  in  ihrer  Masse  (als  Konsumenten)  der  Frage  teil- 
nahmslos gegenüber. 

Der  Bundesrat  sprach  sich  gegen  den  unbedingten  Frei- 
handel aus;  mit  noch  mehr  Nachdruck  aber  gegen  den 
Schutzzoll.  Schließlich  entstand  ein  Zolltarif,  der  in  Bezug 
auf  die  Lebensmittel  ganz  freihändlerisch  war;  d.  h.  die 
geringfügige  Erhebung  auf  Getreide  und  Mehl  konnte  nur 
als  gelinder  Finanzzoll  betrachtet  werden.  Getreide  und  Hül- 
senfrüchte aller  Art  sowie  Reis  zahlten  per  Ztr.  einen 
Batzen  = 15  Cts.;  Brot  und  Mehl  2 Batzen  = 30  Cts. 

In  der  1851  vorgenommenen  Revision  des  Zolltarifes 
kam  es  wieder  zu  schutzzölhierischen  Begehren,  besonders 
vom  schweizerischen  Gew  erbe  verein;  aber  auch  von  Sei- 
ten der  Landwirtschaft  regten  sich  Wünsche  für  erhöhte 
Getreide-,  Mehl-  und  Brotzölle.  Namentlich  die  Westschweiz 
rührte  sich,  die  ja  noch  den  ausgedehntesten  Getreide- 
anbau 1-atte  und  sich  besonders  durch  die  guten  Ernten 
der  letzten  Jahre  nicht  veranlaßt  fühlte,  die  (wenn  auch 
nur  momentan)  günstige  Situation  unbenützt  preiszugsben. 
Aus  den  übrigen  Gauen  der  Schweiz  machte  man  aber 
keine  besonderen  Anstrengungen  für  verschärfte  Getreide- 
zÖlle.  Das  Interesse  für  die  Getreideproduktion  war  schon 
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geschwunden.  An  deren  Stelle  ist  ein  anderes  getreten: 
der  Futterbau  mit  der  Milchwirtschaft.  Ich  erinnere  nur 
an  die  Ausführungen  über  die  Getreideproduktion  um  die 
Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  (vergl.  I.  Kapitel  S.  31  lg.),  in 
jene  Zeit  des  großen  Umschwungs  fallen  die  zahlreichen 
Gründungen  von  Käserei-Genossenschaften.  Trotz  dem  mo- 
mentan sehr  stark  steigenden  Getreidepreise  verlegte  sich 
der  Bauer  doch  vorzugsweist!  auf  den  nun  einmal  in  Auf- 
schwung geratenen  Futterbau,  womit  er  sich  ebenso  gut 
stellte  und  wo  überdies  der  eingetretene  Landarbeiterman- 
gel weniger  empfindlich  verspürt  wurde  als  im  Getreidebau. 

Die  Botschaft  des  Bundesrates  vom  12.  Mai  1851  lau- 
tete, daß  dem  mehrfachen  Begehren  um  Erhöhung  des  Ein- 
gangszolles auf  Getreide  bei  dem  großen  Bedarf  der  Schweiz 
an  diesem  wichtigen  Lebensmittel  nicht  entsprochen  wer- 
den könne;  die  Industrie  werde  bedeutend  darunter  leiden, 
ohne  daß  dem  Ackerbau  dadurch  im  mindesten  werde  ge- 
holfen w’erden.  Weniger  Anstand  findet  die  Berücksichtigung 
des  Wunsches  nach  Erhöhung  des  Taidfes  für  Mehl  und 
Brot.  Namentlich  die  Einfuhr  des  Mehles  beunruhigte  den 
Müller  und  auch  die  Landwirte.  Wirklich  bietet  der  Trans- 
port des  Mehles  gegenüber  dem  der  rohen  Frucht  erhebliche 
Vorteile;  man  erspart  etwa  ein  Fünftel  an  Frachtkosten,  w^eil 
beim  Mahlen  Kleie  und  Raumehl  abfällt.  Eine  vermehrte 
Mehleinfuhr  aber  hätte  das  mißliche  Eingehen  mancher  Ge- 
treidemühlen zur  Folge.  Deshalb  halte  der  Bundesrat,  w'eit 
entfernt  einen  besonderen  Schutzzoll  im  Interesse  der  Mül- 
ler Vorschlägen  zu  wollen,  die  Erhöhung  des  Zolles  auf 
Mehl  und  demzufolge  auch  auf  Brot  von  30  auf  50  Cts. 
für  gerechtfertigt.  Der  Zoll  auf  Getreide  blieb  unverändert 
mit  15  Cts.  per  Ztr.;  hingegen  eiTeichten  also  die  Müller 
einen,  wenn  auch  unbedeutenden  Schutz  auf  Mehl  und  Brot. 
An  Mehl  wurde  in  der  Tat  zu  jener  Zeit  verhältnismäßig 
mehr  eingeführt  als  von  den  70er  Jahren  an  bis  vor  Aus- 
bruch des  Krieges.  Am  1.  Janu;ir  1852  trat  der  so  veränderte 
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Tarif  in  Kraft.  Die  Wirkung  jedoch  w'ar  sehr  bescheiden;  denn 
die  Mehleinfuhr  ging  nur  ganz  unmerklieh  zurück.  Die  Kon- 
sumenten w^aren  damit  offenbar  gar  nicht  befriedigt,  wohl  we- 
niger wegen  des  zahlenmäßigen  Mißerfolges,  als  vielmehr, 
weil  die  Preise  in  beängstigender  Weise  stiegen,  Kantonsre- 
gierungen und  Private  verlangten  vom  Bundesrat  die  Aufhe- 
bung des  Getreide-  und  Mehlzolles.  Das  Begehren  woi'de 
abgewiesen.  Die  Preise  aber  hoben  sich  bald  und  nach- 
haltig wieder.  Da  fühlte  sich  der  Bundesrat  veranlaßt,  der 
öffentlichen  Meinung  Gehör  zu  schenken.  In  seiner  Bot- 
schaft an  die  beiden  Räte  (1.  Dezember  1854)  sagte  der 
Bundesrat:  ,,Seit  bereits  15  Monaten  stehen  die  Getreide- 
preise auf  einer  außergewöhnlichen  Höhe“.  Er  beantragte 
eine  Aufhebung  der  Eingangszölle  auf  sämtliche  ßrot- 
früchte  für  ein  halbes  Jahr.  In  der  Motivierung  jedoch 
läßt  er  erkennen,  daß  ihm  die  Suspendierung  der  Zölle 
gar  nicht  behage,  sodaß  die  ablehnende  Haltung  der  Räte 
auf  keinen  Widerstand  stieß  und  die  Suspendierung  wirk- 
lich nicht  zustande  kam.  Die  Zölle  blieben  also  weiter  be- 
stehen. Die  ehemalige  große  Begeisterung  für  den  abso- 
luten Ireihandel  wurde  im  Laufe  der  Zeit  w-esentlich  ge- 
dämpft. Ein  jeder  dachte  vor  allem  an  die  Wahrung  seiner 
nächstliegenden  Interessen.  Der  Bundesverwaltung  selbst 
kamen  die  Zolleinnahmen  zur  Bewältigung  der  langsam  aber 
stetig  sich  mehrenden  Aufgaben  des  Bundes  sehr  gelegen. 
Wenn  also  der . Bundesrat  und  die  Räte  für  die  Beibehal- 
tung des  Getreidezolles  waren,  so  geschah  dies  nicht  etwa 
auf  Wunsch  der  Landwirte,  sondern  im  eigenen  Interesse. 

1 . H.  Schmidt  sagt  dann  auch:  ,,als  gar  die  Zollverwaltung 
des  Jahres  1851  nach  Abzug  der  Verwaltungskosten  und 
der  Zollablösungen  1,312,568  Pr.  an  die  Bundeskasse  ab- 
lieferte, da  erklärten  sich  viele  der  bisherigen  Gegner  mit 
dem  eidgenössischen  Zollwesen  durchaus  zufrieden“. 
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Neue  Umwälzungen. 

Unter  der  finanzzollpolitis(;hen  Aera  (um  nicht  zu  .'agen 
freihandelspolitischen)  der  50er  und  60er  Jahre  blieb  °die 
Gesamtentwicklung  in  Bezug  auf  die  Getreideversorgung 
eine  ziemJich  ruhige.  Der  Getreideanbau  behielt  seine  ste- 
tige,  zurückgehende  Bewegurig,  besonders  gegenüber  der 
aufsteigenden  Bevölkerungszahl  (also  ein  hauptsächlich  re- 
lativer Rückgang  der  Getreideproduktion).  Der  Fntterbau 
und  damit  die  Milchprodukteei’zeugung  machte  Fortschritte, 
und  der  Getreideimport  bewegte  sich  in  den  Jahren  1851 
bis  1870  zwischen  1,39  Mill.  Dz.  und  1,94  Mill.  Dz.  Große 
Verschiebungen  haben  sich  auch  hinsichtlich  der  Herkunft 
des  importierten  Getreides  nicht  ergeben.  Weim  sich  auch 
in  absoluten  Zahlen  die  Zufuhr  aus  weitentfernten  Gebie- 
ten vergrößerte,  so  blieb  ihr  doch  immer  noch  das  Merkmal 
der  Uni’egelmäßigkeit  anhaften;  sie  blieb  eben  doch  ein,  wann 
auch  sich  steigernder,  Notbehelf.  Dieser  Umstand  erklärt 
auch  zum  Teil,  weshalb  die  Getreidepreise  während  dieser 
.ganzen  Zeit  (bis  anfangs  der  70er  Jahre)  fast  ausnahms- 
los hoch  blieben. 

In  den  70er  Jahren  aber  kam  es  zu  einer  gründlichen 
Umwälzung. 

Die  ganz  wunderbaren  Errungenschaften  der  Technik  zu 
Ende  des  18.  und  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  konnte  sich 
das  Wirtschaftsleben  in  ungeahnter  Art  und  Ausdehnung  zu 
Nutze  machen.  Erst  durch  die  durchgreifende  Ueberwindung 
der  bisherigen  Verkehrshindernisse  wurden  die  Völker  einan- 
der nahegerückt  und  so  konnte  sich  ein  Austausch  der 
Wirtschaftsgüter  vollziehen,  den  Adam  Smith  für  ganz  aus- 
geschlossen hielt^).  Im  Binnenverkehr  die  Eisenbahnen  und 
im  überseeischen  Verkehr  die  Schiffahrt!  .Diese  beiden  Trans- 
portmittel gelangten  in  den  70er  Jahren  zu  einer  riesen- 
haften Ausdehnung.  Der  Güterverkehr  gew’ann  durch  diese 

’)  s.  I.  Kapitel  S.  10. 
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seine  zwei  wichtigsten  Träger  ganz  außerordentlich  an 
Schnelligkeit,  Sicherheit,  Genauigkeit,  Regelmäßigkeit  und 
Billigkeit.  Dazu  kam  noch  die  Verbesserung  des  Nachrich- 
tendienstes durch  den  Telegraph,  ein  hochwichtiges  Glied 
für  einen  zuverlässigen  und  raschen  Pemverkehr,  nament- 
lich auch  für  eine  gleichmäßige  Preisbildung. 

Die  Einwirkungen  dieser  verkehrstechnischen  Neuerungen 
auf  die  Getreideversorgung  im  allgemeinen  und  die  Schweiz 
im  besonderen  soll  uns  hier  beschäftigen. 

Wir  sahen  schon,  wie  schwer  es  seit  Mitte  des  19. 
Jahrhunderts  in  Europa  fiel,  die  Selbstversorgung  an  Ge- 
treide aufrecht  zu  erhalten.  Die  Einfuhr  aus  außereuro- 
])äischen  Staaten  wurde  nach  und  nach  zu  einer  regelmäßigen 
Erscheinung  von  zunehmender  Bedeutung.  Diese  Einfuhr 
jedoch  trat  nur  in  dem  Umfange  ein,  als  das  Manko  zur 
Deckung  des  Bedarfes  betrug.  Hieraus  ergibt  sich,  daß  das 
fremde  Getreide  auf  dem  europäischen  Markte  nicht  kon- 
kurrenzfähig wur,  oder  m.  a.  W.:  Je  mehr  überseeisches 
Getreide  eingeführt  w'erden  mußte,  desto  mehr  stiegen  die 
Preise.  Es  lohnte  sich  also  immer  noch,  den  Getreidebau 
beizubehalten  und  da,  wo  die  Klima-  und  Bodenverhältnisse 
günstige  waren,  sogar  auszudehnen. 

Das  kam  aber  ganz  anders  mit  dem  rapiden  Ausbau 
der  modernen  Verkehrsmittel  in  den  70er  Jahren  und  nach 
der  Krise  von  1873.  „In  Amerika  wandten  sich  die  ar- 
beitslos gewordenen  Industriearbeiter  nach  dem  Westen  und 
bebauten  das  Land.  Darin  wurden  sie  durch  die  Eisen- 
bahnverwaltungen unterstützt.  Diese  hatten  den  Osten  des 
amerikanischen  Kontinentes  mit  dem  Westen  verbunden  und 
dabei  das  Land  rechts  und  links  von  den  Bahnlinien  erhal- 
ten; auf  diesen  siedelten  sie  die  massenhaft  aus  dem  Osten 
Zuwandernden  an,  um  in  dem  Getreide,  das  diese  bestellen 
würden,  eine  Pi’acht  für  ihre  Bahnen  zu  erhalten.  Dieses 
Getreide  kam  nun  zu  unerhört  billigen  Preisen  auf  die  euro- 
päischen Märkte. 
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Gleichzeitig  hatten  Verbesserungen  der  Verkehrsmittel 
und  Ausbau  der  Verkehrswege  in  Rußland  und  Indien  statt- 
gefunden und  die  dort  aufgesammelten  Getreide  Vorräte  und 
das  dort  erbaute  Getreide  den  europäischen  Märkten  zu- 
gängig gemacht!). 

Die  Situation  hat  sich  somit  zu  Ungunsten  der  euro- 
päischen Getreideproduzenten  geändert.  Das  früher  in  jeder 
Beziehung  sehr  entfernt  gelegene  Amerika  ist  nun  plötz- 
lich ganz  nahe  gerückt  und  tritt  als  gefährlicher  Konkur- 
rent auf  den  europäischen  Markt.  Amerika  liefert  das  auf 
billigstem  Boden  und  mit  extensiver  Wirtschaft  erzeugte 
Getreide  mit  stets  sinkenden  Frachtkosten  weit  billiger 
als  der  europäische  Produzent  mit  intensiver  Bewirtschaf- 
tung und  sehr  hohen  Grundstückspreisen.  Die  Getreide- 
preise maßten  also  heruntergehen. 

Die  Wirkung  dieses  kolossalen  Umschwunges  war  in 
den  einzelnen  Staaten  Euro]>as  eine  verschiedene.  Jeden- 
falls mußte  sich  da,  wo  der  Getreidebau  sehr  ausgedehnt 
war  (also  in  den  Agrarstaaten  wie  Deutschland  und  Frank- 
rei(.h),  für  die  Landwirte  eine  sehr  kritische  Situation  er- 
geben. 

So  waren  die  deutschen  Agrarier  ausgesprochene 
Freihändler,  solange  sie  mehr  Getreide  aus-  statt  einführ- 
ten. Von  1876  an  aber  schwenkten  sie  zum  Schutzzoll  über, 
nachdem  ihnen  der  englische  Markt  von  der  amerikanischen 
Konkurrenz  entrissen  worden  war  und  selbst  der  eigene 
stark  bedroht  wurde.  Sie  verlangten  Sicherungen  des  eige- 
nen Marktes  durch  Schutzzölle,  die  ihnen  1879  in  mäßiger 
Höhe  (1  Mark  pro  100  kg.,  1885  3 Mark  und  1887  sogar 
5 Mark)  zugestanden  wurden.  Die  Steigerung  erklärte  sich 
aus  dem  steten  Sinken  der  Getreidepreise  durch  die  Er- 
öffnung immer  neuer  Getreideexportgebiete  mit  der  gleich- 
zeitig einsetzenden  gewaltigen  Konkurrenz  der  Eisenbahn- 

')  L.  Brentano;  Die  deutschen  Getreidezölle  1911. 


und  Schiffahrtsgesellschaften,  die  auf  die  Transportkosten 
preisdrückend  wirkte.  Allerdings  kam  durch  die  von  Ca- 
privi  anfangs  der  90er  Jahre  eingeführten  Handelsverträge 
mit  einigen  Staaten  eine  Herabsetzung  des  Zolles  auf  Mk. 
3.50  zustande.  Ende  der  90er  Jahre  aber,  als  der  Ablauf  der 
Handelsverträge  bevorstand,  stellte  die  Regierung  einen  Zoll- 
tarif auf,  der  für  das  Getreide  wiederum  eine  Erhöhung 
bedeutete  und  ztvar  5 Mark  für  Roggen  und  Hafer,  5.50 
Mk.  für  Weizen  und  4 Mk.  für  IVtalzgerste. 

Deutschland  äußerte  damit  die  Absicht,  entgegen  den 
Konsumenteninteressen  die  Landwirtschaft  in  ihrem  Hauot- 
zw’eig,  dem  Getreidebau,  zu  schützen,  um  ihr  auf  diese 
Weise  den  Uebergang  zu  einer  anderen  Wirtschaftsform  zu 
ersparen.  Oder  aber  man  tat  dies  weniger  dem  Schutz  der 
Landwirte  zuliebe  als  vielmehr  zur  Sicherstellung  des  Lan- 
des mit  dem  wichtigsten  Nahrungsmittel  bei  drohender 
Gefahr  von  außen. 

Wenn  das  letztere  bezweckt  wurde,  so  ist  dies  teil- 
weise erreicht  worden,  aber  auch  nur  teilweise. 

Wie  einleitend  bereits  festgestellt  wmrden  ist,  ging  die 
Getreideproduktion  in  Deutschland  trotz  starkem  Schutz- 
zoll zurück.  Sehr  anschaulich  zeigt  dies  Brentano  in  fol- 
gender Aufstellung.  Es  kamen  auf  einen  Einwohner  des 
Deutschen  Reiches  an  Anbaufläche  der  einzelnen  Getreide- 
arten in  Aren: 


Getreideart 

Roggen 

Weizen 

Spelz 

Einkorn 

Hafer 

Gerste 

Insgesamt  \ 
Getreideland  i 


187H 

1883 

1893 

13,48 

12,04 

11,85 

4,12 

4,19 

4,03 

0,89 

0,89 

0,09 

0,02 

0,01 

0,01 

8,50 

8,20 

7,69 

3,68 

3,81 

3,20 

30,09 

29,74 

27,47 

19<t0 

10,07 

3,00 

0,57 

0,01 

7,32 

3,04 


1909 

9,59 

2,86 

0,47 

0,01 

6,74 

2,58 


25,27  22,25 
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Der  Rückgang  der  Anbaufläche  pro  Kopf  der  Bevöl- 
kerung konnte  aber  nicht  wett  gemacht  werden  durch  Er- 
höhung des  Ertrages  pro  Bcdeneinheit.  Deutschland  blieb 
demnach  nichts  anderes  übrig,  als  den  Fehlbetrag  einzu- 
führen. iNun  war  früher  Roggen  das  Brotgetreide  Deutsch- 
lands und  dann  deckte  die  inländische  Produktion  den  Be- 
darf  ganz.  Auch  jetzt  noch  wird  nur  ein  ganz  kleiner  Pro- 
zentsatz, vielleicht  1— 2 o^o  und  1908—1909  sogar  gar- 
mchts  eingeführt;  dafür  aber  ist  man  im  Laufe  der  Jahre 
zum  Weizen  als  Brotgetreide  übergegangen,  der  aber  zu 
ca.  30  o/a  eingeführt  werden  muß. 

l\äre  hingegen  das  erstere  bezw'eckt  worden,  nämlich 
der  Schutz  der  Landwirte,  so  hätte  man  das  Ziel  zum 
giößten  Teil  verfehlt.  ,,Die  Zölle  hatten  nicht  das  von 
den  Landwirten  erhoffte  Steigen  der  Preise  zur  Folge.  Das 
ausländische  Getreide  stand  in  solcher  Menge  zur  Verfü- 
gung,  daß  trotz  der  Bismarck’schen  Zölle  die  Preise  auch 
auf  den  deutschen  Märkten  weiter  herabgingen.  Aber  sie 
sanken  in  Deutschland  nicht  so  tief  wie  im  Ausland^). 
Und  auf  die  Frage,  ob  die  höheren  Preise  wirklich  den 
Landwirten  zugute  gekommen  wären,  antwortet  Brentano: 
„Von  der  Hochhaltung  der  Getreidepreise  können  nur  die 
Vorteile  gehabt  haben,  welche  Getreide  zu  verkaufen  hatten. 

Sind  dies  alle  Landwirte? 

Ganz  sicher  nicht.  Aber  selbst  die  Zahl  der  Landwirte, 
welche  Getreide  verkaufen  und  derjenigen,  die  Getreide 
kaufen  oder  zukaufen  müssen,  ist  noch  nicht  amtlich  er- 
hoben worden,  um  von  der  Zahl  derjenigen  ganz  zu  schwei- 
gen, die  zwar  Getreide  verkaufen,  deren  Mehreinnahme  aus 
den  höheren  Preisen  aber  durch  die  größeren  Ausgaben 
infolge  der  Preissteigerung  von  Futtermitteln  und  Löhnen, 
die  sie  zur  Folge  hatten,  übertroffen  worden  ist. 

In  Bayern  fand  am  2.  April  1883  im  landwirtschaftlichen 
Vereine  eine  Diskussion  über  die  Getreidezölle  statt.  Tn  die- 

9 Brentano  a.  a.  O. 
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ser führte  der  2.  Vorsitzende  aus,  daß  die  Landwirte  in 
der  Pfalz,  in  Unterfranken  und  Oberfranken,  die  Mehrzahl 
derer  in  Mittelfranken  und  derer  in  der  Oberpfalz  Getreide 
zukaufen  müßten.  Prinz  Ludwig  von  Bayern  fügte  hinzu, 
dasselbe  gelte  für  die  südlichen  Teile  Oberbayerns  und 
Schwabens,  in  denen  die  Viehzucht  vorwiege  . . . Geht 
man  von  der  allgemeinen  Annahme  aus,  daß  nahezu 
alle  Betriebe  ü!s  zu  5 ha.,  sei  es  zu  menschlichem  Unter- 
halt, sei  es  zur  Viehfütterung,  Getreide  zukaufen  müssen, 
so  brachten  also  noch  nicht  einem  Viertel  der  deutschen 
l^dwirte  die  Bismarck’schen  Getreidezölle  Gewinn.  Nach 
der  Betriebszählung  von  1907  gab  es  4,384,786  Betriebe 
bis  zu  5 ha;  rechnet  man  dazu  die  17,982  Betriebe  über 
o ha,  w’elche  kein  Ackerland  haben,  so  erhält  man 
4,4:02, /68  von  5,^36,082,  d.  h.  76,75  aller  Ijandwdrt- 
schaftsbetriebe,  welche  Getreide  zukaufen  müßen.  Nur 
23,25  Vf  der  deutschen  Landwirte  sind  somit  heute  an  ho- 
hen Getreidepreisen  interessiert.  Das  sind,  von  verhältnis- 
mäßig wenigen  Bauern  abgesehen,  die  Großgrundbesitzer 
und  zwar  in  der  Hauptsache  die  ostelbischen  Großgrund- 
besitzer . Der  Großzahl  der  Landwirte  war  somit  gar  nicht 

wenn  man  in  Betracht  zieht,  daß  laut 
den  Klagen  des  Landwirtschaftsministers  (Februar  1907)  eine 
beträchtliche  Steigerung  der  Güterpreise  stattgefunden  hat. 

Wenn  die  Angaben  Brentanos  stimmen,  so  folgt  dar- 
aus, daß  durch  die  Hochhaltung  der  Preise  resp.  durch  die 
Zölle,  die  Viehwirtschaft  der  kleinen  landwirtschaftlichen 
Betriebe  gehemmt  wurde,  wohl  nicht  zum  Vorteil  der  Be- 
tilebe  selbst  wie  der  gesamten  Volkswirtschaft. 

Eine  ähnliche  Entwicklung  hat  Frankreich  aufzu- 
weisen. Napoleon  III.  war  wmhl  überzeugter  Freihändler; 
er  konnte  aber  in  der  Durchführung  des  Freihandels  nicht 
so  weit  gehen  wie  England:  Die  bestehenden  Schutzzölle 
wurden  ermäßigt,  aber  nicht  aufgehoben.  In  der  dritten 
Republik  jedoch  kam  der  Schutzzoll  wieder  ganz  zum  Siege. 
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Der  Weizenbau.  sowie  alle  übrigen  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktionszweige wurden  durch  die  transozeanische  Konkur- 
renz hart  bedrängt.  So  wurden  in  den  80er  Jahren  die  land- 
wirtschaftlichen Zölle  erhöht,  besonders  Meline  bewirkte 
1892  eine  starke  Erhöhung  der  Tarifsätze.  Frankreich  wie 
Deutschland  wollten  sich  selbst  mit  Getreide  versorgen. 
Bis  in  die  70er  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  konnte 
es  sich,  wie  Deutschland,  durch  eigene  Produktion  decken; 
von  da  an  aber  wurde  Frankreich  zum  Einfuhrland.  Die 
Einfuhr  ist  jedoch  nicht  sehr  beträchtlich:  sie  beträgt  nur 
19  0 0 des  Bedarfes.  Frankreich  konnte  infolge  der  stabi- 
len Bevölkerungszahl  ein  günstiges  Verhältnis  zwischen  der 
eigenen  Produktion  und  dem  Bedarf  aufrecht  erhalten.  Von 
1872 — 1900  ist  die  Einwohnei’zahl  nur  von  36,102.921  auf 
39,252,245  gestiegen.  Auf  diese  Art  war  es  Frankreich 
eher  möglich  als  Deutschland,  eine  Autarkie  zu  erhalten, 
allerdings  nicht  ohne  die  ihr  anhaftenden  Nachteile.  So 
sagt  Sieveking:  ,,Den  hohen  Agrarzöllen  Frankreichs  ist 
es  möglich  gewesen,  die  Preisgestaltung  für  Agrarprodukte 
von  der  Bewegung  der  Weltmarktpreise  einigermaßen  un- 
abhängig zu  halten;  umsomehr  aber  wwden  sie  den  Ein- 
flüssen der  Natur,  den  Ernteschwankungen  im  Inland  un- 
terworfen. Die  Einfuhr  von  Nahrungsmitteln  ging  um  eine 
halbe  Milliarde  Fr.  im  Jahresdurchschnitt  zurück.  Dadurch, 
daß  .die  Ernährung  Frankreichs  im  wesentlichen  auf  den 
heimischen  Weizenbau  angewäesen  wurde,  erhielt  sich  dieser 
in  einer  Ausdehnung,  die  dem  einzelnen  Landwirt  trotz 
wiederholt  erhöhter  Zölle  keine  lohnenden  Preise  brachte;  in 
der  Viehzucht  aber  blieb  Frankreich  mit  einem  verhält- 
nismäßig niederen  Viehstand  ziemlich  stabil,  die  Ausfuhr 
von  Butter  ging  von  39  Milk  kg.  1890  auf  19,6  Milk  kg. 
1901  zurück“!).  Also  auch  hier  wie  in  Deutschland  die  durch 
die  Schutzzölle  hervorgerufene  Hemmung  im  Ausbau  der 
Viehzucht. 

’)  H.  Sieveking:  Auswärtige  Hunde] spolitik  (Sammlung  Göschen;. 
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Den  zwei  erwähnten  Staaten  gegenüber  steht  Eng- 
land. Die  große  Umgestaltung  der  Handelsbeziehungen  der 
70er  Jahre  in  Bezug  auf  das  Getreide  hatte  für  das  eng- 
lische Inselreich  eine  ungleich  geringere  Bedeutung  als  für 
die  Kontinentalstaaten.  Mit  den  Getreidezöllen  machte  Eng- 
land schon  lange  keine  guten  Erfahrungen  mehr,  nament- 
lich nicht  mehr  mit  der  gleitenden  Zollskala  von  1828.  Nach 
der  Kontinentalsperre  suchte  man  die  hohen  Getreidepreise 
durch  entsprechend  hohe  Schutzzölle  zu  Gunsten  der  Land- 
wirtschaft aufrecht  zu  erhalten.  Doch  diese  künstliche  F'ern- 
haltung-  der  ausländischen  Produkte  verursachte  die  Ver- 
wenduug  unergibiger  Böden  zum  Getreidebau;  ja,  den  Land- 
wirten schien  nichts  unwillkommener  als  eine  gute  Ernte, 
die  die  Preise  sinken  ließ.  Diese  Zustände  riefen  eine 
heftige  Bewegung  gegen  die  Getreidezölle  hervor;  die  >\nti- 
cornlawleague.  Der  Kampf  endigte  zu  Gunsten  des  Freihan- 
dels und  zu  Ungunsten  der  bisher  herrschenden  wenigen 
Grundbesitzer.  1847  wurden  die  Kornzölle  definitiv  suspen- 
diert, nachdem  sie  1842  ermäßigt  und  1846  aufgehoben 
wurden.  „Die  Aufhebung  der  Getreidezölle  hatte  für  die 
■englische  Landwirtschaft  keine  nachteiligen  Folgen,  im 
Gegenteil  erlebte  sie  gerade  nach  dieser  Aufhebung  der 
Zölle  eine  Zeit  der  Blüte.  Sie  wurde  veranlaßt,  ihren  Be- 
trieo  rentabler  zu  gestalten,  vielfach  vom  Getreidebau  zur 
Viehzucht  überzugehen.  Der  allgemeine  Aufschwung  des 
wirtschaftlichen  Lebens  in  England  kam  ihr  voll  zugute. 
Ja  die  wachsende  Nachfrage  ließ  trotz  der  auswärtigen 
Konkurrenz  nicht  einmal  die  Getreidepreise  erheblich  sin- 
ken“!). Die  Pachtsätze  gingen  daher  seit  jener  Zeit  nicht 
zurück,  sondern  im  Gegenteil  außerordentlich  in  die  Höhe. 
Eine  Unterbrechung  dieser  Entwicklung  brachte  indes  doch 
auch  der  um  die  Mitte  der  70er  Jahre  emtretende  Zustrom 
amerikanischen  und  russischen  Getreides  für  die  englische 
Landwirtschaft.  Erst  in  den  80er  Jahren  machte  sich  der 

H.  Sieveking  a.  a.  O. 
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Einfluß  der  neuen  Verhältnisse  in  einer  rückläufigen  Be- 
wegung der  Landwirtschaft  geltend.  Man  dachte  jedoch 
in  England  nicht  mehr  daran,  die  Einfuhr  fremden  Getreides 
zu  erschweren;  die  Landwirtschaft  paßte  sich  den  neuen 
Wirtschaftsverhältnissen  an  und  stellte  sich  schließlich  so 
gut,  oder  sogar  noch  besser,  als  früher  mit  dem  Getreide- 
bau. In  der  neuesten  Zeit  hatte  sogar  der  Getreidebau 
wieder  eine  Erweiterung  erfahren. 

Im  Gegensatz  zu  den  Agrarstaaten  des  Konti- 
nents hat  sich  in  England  der  große  Umschwung,  ohne 
tiefere  Eingriffe  ins  Wirtschaitsleben  zu  erfordern,  voll- 
zogen. Aehnlich  me  in  der  S<;hweiz  hat  sich  für  England 
nur  eine  Aenderung  der  Getreidelieferanten  ergeben;  an- 
statt von  den  kontinentalen  Agrarstaaten  versorgt  zu  wer- 
den, brachten  fortan  Amerika  und  Rußland  in  reichliche- 
rem Maße  ihr  billigeres  Getreide  auf  den  Markt.  Wie  in 
der  Schweiz,  so  mußte  auch  in  England  der  Freihandel 
ein  starkes  Herabmindern  der  für  Konsumenten  wie  für  die 
Landwirte  'lästigen  Preisschwankungen  zur  Folge  haben. 

Und  nun  zur  Schweiz  zurück. 

Die  neue  Bundesverfassung  von  1874  übertrug  dem 
Bunde  erweiterte  Aufgaben,  besonders  die  Reorganisation 
des  Heerwesens.  „Die  eidgenössische  Staatsrechnung  zeigte 
ein  von  Jahr  zu  Jahr  wachsendes  Defizit.  Es  betrug  1875 
827,666  Fr.  und  stieg  1877  auf  1,836,630  Fr.  Die  Zoll- 
einnahmen wuchsen  sehr  langsam  und  erlitten  bei  nieder- 
gehendem Geschäftsgang  sogar  einen  Rückgang‘‘i).  Die  da- 
durch entstandenen  Rechnungsdefizite  aber  wurden  durch 
Ei‘sparnisse  und  Mehreinnahmen  bei  der  Post  u.  a.  momen- 
tan ausgeglichen. 

„Bei  der  nahezu  unbedingten  Herrschaft,  die  der  Frei- 
handelsgedanke in  der  öffentlichen  Meinung  ausübte,  schien 
es  ein  schwieriges  Unterfangen,  eine  Erhöhung  der  Zoll- 

')  P.  H.  Schmidt  a.  a.  O. 
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sätze  zu  erstreben.  Und  doch  mußte  der  Bundesrat,  ge- 
trieben von  der  PTnanznot,  diesen  Schritt  unternehmen; 
erhöhte  Ansätze  sollten  den  Zollertrag  um  wenigstens 
Fr.  3,000,000  steigern.  Außerdem  stand  der  Ablauf  der  Ver- 
träge in  Aussicht,  und  man  wollte  dieses  Mal  doch  mit  stär- 
kerer Rüstung  in  den  Kampf  ziehen.  Der  alte  Tarif  hatte 
jetzt  schon  über  20  Jahre  seine  Dienste  getan.  Inzwischen 
waren  die  Eisenbahnen  gebaut  worden,  in  allen  Erzeugungs- 
und Absatzverhältnissen  hatten  sich  große  Wandlungen  voll- 
zogen“i) 

Da  nun  aber  niemand  nach  Schutzzöllen  verlangte,  der 
Lundesrat  aber  solche  für  die  Bundesfinanzen  dringend  ge- 
brauchte, so  gab  er  als  erster  Anlaß  zu  Wünschen  durch 
ein  Rundschreiben  vom  2.  Oktober  1878  an  die  Kantons- 
regierungen. Die  Gelüste  zeigten  sich  auch  bald  von  allen 
Seiten,  so  auch  von  der  Landwirtschaft;  nicht  aber,  und 
dies  ist  das  interessante,  für  den  Schutz  der  Getreide- 
produktion. Die  Landwirte  fühlten  sich  eben  dieser  Frage 
gegenüber  immer  mehr  als  Konsumenten  und  weniger  als 
Produzenten;  und  die  Konsumenten  wie  auch  die  Industriel- 
len und  Kaufleute  vertraten  den  Standpunkt,  daß  die  Lebens- 
mittel freien  Eingang  haben  sollen.  ,,Die  Landwirtschaft, 
so  sagte  die  Kaufmännische  Gesellschaft,  könne  Ln  der  Zoll- 
psetzgebung  nur  dadurch  berücksichtigt  werden,  daß  man 
ihr  die  Produktionsmaterialien  nicht  verteuere.  Von  Schutz- 
zöllen auf  Getreide,  Kartoffeln,  Schlachtvieh  u.  drgl.  düi’fe 
absolut  keine  Rede  sein“.  Daß  die  Bauern  mehr  den  Stand- 
punkt der  Konsumenten  vertraten  als  den  der  Produzen- 
ten, erklärt  sich  aus  zwei  Tatsachen: 

1.  durch  das  Ueberhandnehmen  fremder  Getreide  und 
die  sich  damit  entwickelnde  Handelsmüllerei  wurde  das  ein- 
heimische Getreide  als  Brotfrucht  immer  mehr  verdrängt. 
Das  bessere  und  weiße  Brot  kam  rasch  zu  allgemeiner  Ver- 
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breitung  und  zwar’  bis  in  die  entlegensten  Dörfer  hinaus. 
Die  Bauern  fanden  es  bald  für  vorteilhafter,  das  Brot  zu 
kaufen,  als  ihr  Korn  zur  K.undenmühle  zu  tragen. 

2.  das  Interesse  des  Bauern  am  Getreidebau  ging  iioi* 
so  weit,  als  das  Getreide  für  seinen  Betrieb  selbst  in  Be- 
tracht kam.  Wir  haben  schon  gesehen,  daß  ein  großer  Teil 
der  inländischen  Produktion  in  der  Landwirtschaft  Verwen- 
dung findet.  Auch  von  diesem  Standpunkt  aus  deckt  sich 
das  Interesse  des  Landwirtes  mit  dem  des  Konsumenten, 
indem  der  durch  Schutzzoll  (uzielte  höhere  Preis  drückend 
auf  die  Vieh  Wirtschaft  wirken  mußte.  Es  ist  eben  nicht  zu 
vergessen,  daß  bei  Einsetzen  des  erweiterten,  weltwirt- 
schaftlichen Getreidehandels  die  schweizerische  Landwirt- 
schaft bereitb  in  vollem  Begriff  stand,  zur  intensiveren  Vieh- 
wirtschaft überzutreten.  Deshalb  das  geringe  Interesse  der 
Bauern  am  Schutzzoll  und  deshalb  auch  die  ziemlich  rei- 
bungslose Anpassung  an  die  sich  im  Laufe  der  70er  und 
80er  Jahre  gestaltenden  Vtuhältnisse  in  Getreideproduk- 
tion und  Handel. 


Daß  diese  letzte  große  verkehrswirtschaftliche  Revolu- 
tion dennoch  in  der  Schweiz  weitere  Folgen  nach  sich  zog 
als  die  früheren  politischen  und  wirtschaftlichen  Neuerun- 
gen, ist  klar.  Alle  Stadien  der  bisherigen  Evolution  w.vren 
sozusagen  Schritte,  die  auf  das  eine  große  Ziel  gerichtet 
waren : die  freie  Verkehrs  Wirtschaft. 

Mit  dem  letzten  großen  Schritt  wurde  dem  Werk  die 
Krone  aufgesetzt;  das  Ziel  war  damit  vollständig  eiTeicht. 

Die  erste  Folge  war,  daß  das  Land  von  Jahr  zu  Jahr 
in  reichlicherem  Maße  mit  Getreide  weit  entfernter  Län- 
der bedacht  wurde.  Die  sich  konkurrierenden  Erzeugungs- 
iänder  sorgten  dafür,  daß  das  Getreide  zu  billigsten  Prei- 
sen erstanden  werden  konnte,  und  die  Transportgesellschaf- 
ten ihrerseits  wirkten  in  gleicher  Richtung  durch  gegen- 
seitiges Unterbieten  in  den  Frachtsätzen.  Man  konnte  also 
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reichlich  und  billig  mit  Getreide  versorgt  werden.  Von 
Fr.  40. — und  mehr  im  Jahre  1873  sanken  die  Preise  auf 
Fr.  14. — 16. — in  den  Jahren  1894 — 1896i). 

Eine  zweite  Folge  war  die,  daß  der  Getreidebau  nun- 
mehr entschieden  und  stark  zurückging,  besonders  in  der 
Ostschweiz  (s.  dazu  Kapitel  I,  S.  31  fg.). 

Zum  dritten  und  als  Folge  des  oben  erwähnten  Rück- 
ganges im  Getreidebau  trat  eine  Erweiterung  des  Putter- 
baues mit  der  Viehzucht  und  der  Milchverwertung  ein. 
Der  schweizerische  Bauernverband  sagt:  „Unleugbar  war 
der  Rückgang  der  Preise  der  wichtigste  Faktor,  der  die 
schweizerischen  Landwirte  veranlaß te,  den  Getreidebau  ein- 
zuschränken. Als  sekundäre  Momente  treten  hinzu  die  rela- 
tiv ordentlichen  Konjunktionen  des  Marktes  in  viehwirt- 
schaftlichen Produkten  und  die  zunehmenden  Schwierigkei- 
ten für  die  Beschaffung  der  nötigen  Arbeitskräfte“. 

Der  vorwiegend  kleinbäuerliche  Besitz  erleichterte  nicht 
imw’esentlich  diesen  Uebergang.  Dazu  kommen  aber  noch 
andere  Momente,  die  von  sehr  großer  Bedeutung  sind  und 
offenbar  schein  maßgebend  waren,  als  man  bei  jedem  neuen 
Schritt  zur  freien  Verkehrswirtschaft  immer  mehr  darauf 
verharrte,  den  Getreidebau  mit  dem  Fhtterbau  einzutau- 
schen. 

Schon  an  anderer  Stelle  wurde  darauf  hingewiesen,  daß 
die  klimatischen  Verhältnisse  des  größten  Teiles  der  Schweiz 
dem  Getreidebau  nicht  günstig  sind.  Anders  in  Bezug  auf  den 
Futterbau:  die  vorherrschend  schweren  Bodenarten  eignen 
sich  gut  für  den  Graswuchs.  In  den  höheren  Regionen  mit 
geringer  Sonnentemperatur  ist  die  Kultur  der  Feldfrüchte 
ausgeschlossen.  Aber  auch  im  Flachland,  das  den  Vorber- 
gen und  Alpen  nahegelegen  ist  und  demgemäß  häufige 
Niederschläge  hat,  ist  der  Putterbau  dem  dea  Ge^treides 
vorzuziehen.  Klima  und  Boden  bedingen  so  für  weite  Strecken 
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der  Schweiz  eine  außerordentliche  Graswüchsigkeit,  die  da, 
wo  sich  zu  ihr  auch  besonders  sorgfältige  Pflege  und  Dün- 
gung gesellt,  die  größeren  Erträge  bedingt.  In  solchen 
Strichen  rechnet  man  die  Jahre  (wie  1893),  in  denen  in 
den  Gebieten  der  Plußtäler  und  der  nördlichsten  Schweiz 
über  Ti'ockenheit  und  Futtermangel  geklagt  wird,  zu  den 
besseren,  weil  der  geringe  Futterausfall  weit  gedeckt  wird 
durch  die  hohen  Preise  und  die  bessere  Qualität  des  ge- 
ernteten Dürrfutters.  — Wie  sehr  übrigens  die  Schweiz 
in  Bezug  auf  Niederschlagsmenge  gegenüber  dem  Ausland 
bevorzugt  ist  und  wie  eng  an  das  Vorkommen  reicher  Nie- 
derschläge auch  das  Vorherrschen  des  Putterbaues  ge- 
knüpft ist,  das  mögen  die  nachfolgenden  nach  der  einschlä- 
gigen Statistik  und  an  Hand  von  Schätzungen  nach  Regen- 
karten zusammengestellten  ZahlenQ  lehren: 


Gebiete  mit  Regenhöhe 
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100  cm 


85-100  cm 


unter 
85  cm 


"/o  des  Oesamtareals 


Vom 

anbaufähigen 
Land  entfallen 
auf  den  Futter- 
bau 


Schweiz 

iO 

Deutschland 

o 

O 

Frankreich 

8 

Grossbritannien 

35 

Irland 

60 

20 

5 

30,0  7o 

7 

90 

9,0  *7. 

10 

82 

-13,0  7ü 

15 

50 

28,9  7o 

25 

15 

33,1  7o 

Neben  den  Boden-  und  Klimaverhältnissen  sind  es  auch 
solche  volkswirtschaftlicher  Natur,  die  zu  Gunsten  des  Fut- 
terbaues sprechen:  die  freie  Zufuhr  von  fremdem  Getreide 
auf  unserem  Markt  verunmöglicht  zum  vornherein  jegliche 


Konkurrenz  unserer  Getreideproduktion  mit  den  niedrigen 
Preisen  des  zur  Einfuhr  gelangenden  Getreides.  Dazu  sind 
die  Arbeitslöhne  viel  zu  hoch  und  Grund  und  Boden  viel  zu 
teuer.  Aber  wenn  auch  ein  Schutzzoll  die  Einfuhr  erschwe- 
ren sollte,  so  dürfte  sich  dennoch  die  heimische  Getreide- 


^ *)  Handwörterbuch  der  schweizerischen  Volkswirtschaft  von 
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Produktion  nicht  lohnen.  Die  Schweiz  ist  kein  Agrarstaat, 
sondern  ein  vorwiegender  Industriestaat.  In  Ermangelung 
eigener  .Rohstoffe  sah  sie  sich  veranlaßt,  ihr  Augenmerk 
auf  die  Qualitätsindustrie  zu  lenken.  Das  bedingt  aber  hohe 
Arbeitslöhne.  Die  mächtige  Entfaltung  der  industriellen  Tä- 
tigkeit seit  dem  Einsetzen  der  freien  Verkehrswürtschaft 
mit  der  sich  parallel  entwickelnden  Einwohnerzahl  ist  be- 
kannt, ebenso  die  Erscheinung  der  Abwanderung  der  land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung  in  die  Industriezentren. 

Nun  nehmen  wir  an,  die  Schweiz  wolle  den  Getreidebau 
durch  Schutzzoll  erhalten.  Würde  ihr  das  gelingen,  oder 
wäre  ihr  das  gelungen  zur  Zeit  des  letzten  großen  Um- 
schwunges in  den  70er  Jahren?  — Ich  denke  kaum. 

Auf  der  einen  Seite  wären  die  für  den  Getreidebau  ver- 
mehrte.! Arbeitskräfte  kaum  zu  finden  and  auf  jeden  Fall 
viel  zu  teuer,  sodaß  die  so  schon  zu  hohen  Bodenpreise 
noch  mehr  in  die  Höhe  getrieben  würden.  Auf  der  anderen 
Seite  müßten  erhöhte  Getreidepreise  steigernd  auf  die  schon 
hohen  Arbeitslöhne  der  Industrie  wirken  und  damit  die 
schon  bedrängte  Industrie  schwer  schädigen.  Auf  jeden  Fall 
würde  dadurch  die  Kaufkraft  des  Landes  vermindert.  Die 
so  künstlich  erhöhten  Getreidepreise  könnten  auf  die  Dauer 
unmöglich  auch  nur  ganz  wenig  über  dem  in  freier  Kon- 
kurrenz entstandenen  Preis  gehalten  werden.  Das  Los  der 
Landwirtschaft  würde  dadurch  auf  jeden  Fall  eher  ver- 
schlechtert als  verbessert. 

Dagegen  hat  die  Landwirtschaft  gerade  an  einer  guten 
Kaufkraft  der  breiten  Schichten  der  Bevölkerung  ein  sehr 
großes  Interesse;  d.  h.  sofern  sie  sich  auf  den  Futterbau 
verlegt,  ist  ihr  ein  aufnahmefähiger  Inlandmarkt  für  ihre 
Milchprodukte  (besonders  Käse)  gerade  durch  die  lebens- 
fähige Industrie  gesichert.  „Die  schweizerische  Landwirt- 
schaft“, sagt  P.  H.  Schmidt,  „mußte  zum  größeren  Teil  dazu 
übergehen,  nicht  für  den  Bedarf  der  nächsten  Umgebung  zu 
erzeugen,  sondern  für  den  Bedarf  der  milch  verarbeitenden 


.^5  ' 


m 


72 


Industrien“.  In  welchem  Maße  aber  g^erade  diese  landwirt- 
schaftlichen Produkte  vom  inländischen  Markte  beansprucht 
wurden,  zeigt  die  Tabelle  über  die  Käseproduktion  und  des- 
sen Export  in  Kapitel  I,  S.  M3.  Da  wurden  z.  B.  1866 
260,858  Dz.  produziert,  wovon  133,697  Dz.  zur  Ausfuhr  ge- 
langten, 1896  wurde  dagegen  531,184  Dz.  produziert  und  nur 
238,167  Dz.  ausgeführt. 

Die  Landwirtschaft  wahrt  dadurch,  daß  sie  sich  an  die 
gesamte  volkswirtschaftliche  Struktur  des  Landes  anpaßL 
ihre  eigenen  Interessen. 

Obige  Darstellung  soll  nur  zeigen,  daß  die  von  der  bil- 
ligen Einfuhr  zurückgedrängte  schweizerische  Getreidepro- 
duktion nicht  die  von  einigen  Vertretern  der  Landwirtschaft 
bezeichneten  schlimmen  Folgen  zeitigen  konnte.  So  scheint 
mir  die  Behauptung  des  schweizerischen  Bauernverbandes 
unzutreffend,  wenn  er,  sich  auf  die  große  Getreideeinfuhr 
stützend,  sagt:  „Unter  solchen  Verhältnissen  darf  mit  Sicher- 
heit behauptet  werden,  daß  ein  Getreidezoll  zum  weitaus 
größten  Teile  eine  entsprechende  Erhöhung  der  Getreide- 
preise bewirkt  hätte.  Es  wäre  somit  möglich  gewiesen,  der 
schweizerischen  Landwirtschaft  eine  den  Produktionskosten 
entsprechende  Verwertung  des  Getreides  durch  die  Bewil- 
ligung von  Schutzzöllen  zu  verschaffen.  Es  ist  dies  nicht 
geschehen.  Man  darf  deshalb  mit  Recht  behaupten,  daß 
die  freihändlerische  Zollpolitik  des  Bundes  den  schweize- 
rischen Brotfruchtbau  ruiniert  hat“.  Dem  ist  zum  Teil  bei- 
zupflichten, obwohl  die  vorwurfsvolle  Art  des  Vortrages 
wohl  glauben  machen  sollte,  als  ob  damit  die  Landwirtschaft, 
zum  Nachteil  der  gesamten  Volkswdrtschaft,  geschädigt  wor- 
den sei,  was  der  weitere  Satz  des  schweizerischen  Baueim- 
verbandes  bekräftigt:  „Die  Preisgabe  des  Getreidebaues 
in  der  Zollpolitik  wird  der  Volkswirtschaft  im  ganzen  mehr 
schaden  als  der  Landwirtschaft“.  Doch  gibt  er  zu,  daß  dem 
schweizerischen  Getreidebau  auch  ohne  Schutzzoll  gehol- 
fen werden  kann.  Hierüber  später. 
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Etwas  anders  gestaltet  sich  allerdings  das  Eirgebnis, 
wenn  man  die  Wirkung  auf  die  Landwirtschaft  in  ihrer  Ge- 
samtheit betrachtet. 

Die  billige  Einfuhr  blieb  nicht  aufs  Getreide  beschränkt: 
sie  dehnte  sich  auf  alles  aus:  Erzeugnisse  der  Landwirt- 
schaft wie  J^abrikate.  Vieh  wurde  in  großer  Alenge  einge- 
führt und  die  Butter,  die  früher  ausgeführt  wurde,  mußte 
vom  Markt  verschwinden,  und  an  deren  Stelle  trat  fremde 
Butter.  Der  Weinbau  wurde  besonders  hart  mitgenommen. 

„Gewiß  hat  die  schweizerische  Landwm’tschaft  mitten 
in  jenen  Umwandlungen  große  technische  Fortschritte  ge- 
macht, besonders  in  der  Tierzucht  und  in  der  Verbesserung 
und  Ausnützung  der  Alpen;  durch  die  Milch  Verwertungsin- 
dustrien nimmt  sie  reichen  Anteil  an  der  Eroberung  des 
Weltmarktes;  das  Schweizer  Obst  wird  ein  Exportartikel, 
Schweizer  Zuchtvieh  geht  zur  Aufbesserung  fremder  Vieh- 
rassen in  alle  Welt.  Aber  die  Preise  der  landwirtschaftlichen 
Produkte  entsprechen  nicht  den  Mehrauslagen,  der  Erhö- 
hung der  Pi’oduktionskosten,  der  Verteuerung  der  Rohstoffe 
und  Hilfsmaterialien,  den  bedeutenden  Lohnerhöhungen,  dem 
Steigen  der  Bodenpreise  und  Schuldzinsen  und  der  Vermeh- 
rung der  Bedürfnisse.  Seit  dem  Beginn  der  70er  Jahre  waren 
die  Preise  fast  aller  landwirtschaftlichen  Produkte  unauf- 
haltsam gesunken,  die  Produktionskosten  dagegen  gestie- 
gen, die  Bodenverschuldung  hatte  einen  beängstigenden  Um- 
fang angenommen^).  Die  hohen  Bodenpreise  veranlaßten  den 
Uebergang  zur  intensiven  Wirtschaft.  Damit  war  aber  eine 
Ei’höhung  der  Gestehungskosten  verbunden.  So  stand  denn 
die  Preisbewegung  in  schroffem  Gegensatz  zu  der  Verän- 
derung der  Produktionskosten. 

Die  große  wirtschaftliche  Umwälzung  mußte  notwen- 
digerweise, worauf  schon  hingewiesen  wurde,  ein  kritisches 
Uebergangsstadium  bis  zur  völligen  Anpassung  an  die  neue 
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Wirtßchaftsordnung  herbeiführen.  Diese  gewiß  nicht  ganz 
schmerzlose  Operation  bekam  aber  nicht  nur  die  Land- 
wirtschaft zu  kosten;  Handel  und  Industrie  erreichie  das 
gleiche  Schicksal.  Diese  aber  haben  gegenüber  der 
Landwirtschaft  eine  weit  größere  Bewegungsfreiheit;  sie 
können  sich  rascher  und  leichter  den  neuen  Verhältnissen 
anpassen.  Die  Landwirtschaft  hingegen  ist  an  Grund  und 
Boden  gebunden.  Deshalb  denn  auch  die  unvermeidliche,  miß- 
liche L-age  zu  Ende  der  70er  und  80er  Jahre,  die  mit 
folgenden  W orten  Otto  Brunner,  der  frühere  Direktor  der 
landwirtschaftlichen  Schule  Strickhof  bei  Zürich,  treffend 
kennzeichnete:  ,,Mit  Bangen  sieht  der  Bauer  Martini  heran- 
nahen, Geld  ist  nicht  viel  vorhanden,  aber  die  Schulden  häu- 
fen sich;  am  Mund  muß  abgespart  werden,  um  noch  länger 
ein  ehi’Iicher  und  stimmfähiger  Bürger  verbleiben  zu  kön- 
nen, und  bei  spärlicher  Kartoffel-Branntwein  und  Kaffee- 
Surrogat-Kost  sollten  Kräfte  gesammelt  werden  zu  ange- 
strengter physischer  Arbeit?  Die  Resultate  der  Rekruten- 
aushebungen sind  sprechende  Beweise  der  zu  schlechten  und 
ungenügenden  Ernährung  eines  großen  Teiles  unserer  Land- 
leute und  der  Fabrikbevölker ung“i). 

Aber  die  schweizerische  Landwirtschaft  wußte  sich  mit 
lobenswertem  Geschick  und  Opfermut  über  die  schwere 
Zeit  hinwegzusetzen.  Dabei  kam  ihr  allerdings  die  schon 
geleistete  Vorarbeit  (der  teilweise  Uebergang  zum  Futter- 
bau) sehr  zu  statten.  Sie  mußte  nur  bedacht  sein,  den  ein- 
geschlagenen Weg  auf  rationelle  Weise  auszubauen.  Dies 
tat  sie  auch;  und  zwar  tat  sie  es  vor  allem  dadurch,  daß  sie 
den  schon  von  jeher  unter  ungünstigen  Verhältnissen  be- 
triebenen Getreidebau  fallen  ließ;  d.  h.  ihn  auf  das  für  die 
Viehwirtschaft  bedingte*  Maß  zurücksetzte.  Dann  aber  ver- 
suchte sie  durch  rationelle  Gestaltung  des  Futterbaues,  der 
Viehzucht  und  der  Milchwirts<3haft  ihre  Stellung  auf  dem 
in-  und  ausländischen  Markte  zu  behaupten. 
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Daß  die  Landwirte  zur  Sanierung  ihrer  Betriebe  die 
Unterstützung  des  Staates  beanspruchten,  erscheint  aus  der 
für  sie  geschaffenen  ungünstigen  Lage  als  selbstverständ- 
lich. Am  27.  Juni  1889  erfolgte  der  Bundesbeschluß,  der 
die  Unterstützung  des  landwirtschaftlichen  Unterrichtes  und 
der  Versuchsanstalten,  der  Vereine  und  Genossenschaften, 
die  Bekämpfung  der  Reblaus,  die  Förderung  von  Ausstel- 
lungen u.  dergl.  verspricht.  Dann  aber  verlangten  die  Bau- 
ern wirksame  Schutzzölle  auf  fremdes  Vieh  und  Wein.  Mäs- 
sige  Zölle  wurden  auf  Futter,  Schweine  und  Mehl  gefor- 
dert. Die  Bestrebungen  der  Landwirtschaft  wurden  dann 
auch,  sei  es  durch  Schutzzölle  wie  durch  direkte  Beiträge 
des  Staates  (Subventionen),  kräftig  und  ziemlich  wirksam 
unterstützt. 

Aber  eines  fällt  in  dieser  letzten  Entwicklung  auf  und 
kennzeichnet  so  recht  den  Charakter  des  ganzen  Entwick- 
lungsganges der  schweizerischen  Landwirtschaft,  wie  er  oben 
zur  Darstellung  gelangt  ist:  für  den  Futterbau  und  die  da- 
mit zusammenhängenden  Gebiete  der  landwirtschaftlichen 
Produktion  entwickelte  sich  ein  derartiges  Interesse,  daß 
ihnen  nicht  nur  reichliche  Bundeaunterstützung  zu  Teil 
wurde,  sondern  man  opferte  ihnen  auch  das  bis  anhin  gehand- 
habte  freihändlerische  Prinzip.  Die  Einfuhr  von  Nahrungs- 
mitteln durfte  nicht  gehemmt  werden,  obwohl  die  von  der 
schweizerischen  Landwirtschaft  erzeugten  Produkte  den  Be- 
darf bei  weitem  nicht  zu  decken  vermögen.  Daneben  aber, 
und  dies  ist  wiederum  typisch,  ließ  man  dem  Getreidebau 
beinahe  keine  Pflege  mehr  angedeihen  — , er  wrurde  direkt 
vernachlässigt.  Wirz  illustriert  die  grundverschiedene  Be- 
handlung der  zwmi  Gebiete  durch  folgende  Angaben  über 
die  Verw'endung  der  62,28  Milk  Fr.,  die  der  Bund  in  der 
Periode  1852 — 1912  zur  Förderung  der  Landwirtschaft  ver- 
ausgabte : 

46  o/o  der  Pferde-,  Rindvieh-  und  Kleinviehzucht,  der 
Schlachtviehproduktion,  Viehversicherung  und  Be- 
kämpfung der  Futternot, 
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17.5  0/0  den  Bodenverbesseningen, 

12.5  o/o  dem  Unterrichts-  und  Vereinswesen, 

10.0  o/o  dem  Schutz  des  Weinbaues, 

8.5  0/0  dem  Versuchswesen, 

5.0  0;o  der  Hagelversicherung  und 
0,5  0/0  dem  Schutz  des  Obstbaues. 

Von  den  6200  landwirtschaftlichen  Vereinen,  die  nach 
den  Erhebungen  des  Bauernsekretariates  im  Jahre  1910 
in  der  Schweiz  bestanden,  waren: 

45  0/0  Milch-  und  Käserei-Genossenschaften, 

15,0  o/o  Rindviehzucht-Genosseiischaften, 

9.0  0/0  landwirtschaftliche  Genossenschaften  (vorwiegend 

für  Ankauf  von  Düngt^r  und  Kraftfutter), 

8.0  oq  landwirtschaftliche  und  milchwirtschaftliche  Ver- 

eine, 

5.0  0/0  Kleinviehzucht-Genossenschaften, 

4.5  0//()  Geflügel-,  Kaninchen-  und  Bienenzuchtvereine, 

3.5  o/ü  Alp-  und  Weide-Genossenschaften, 

2,3  O/'o  Kredit-Genossenschaften  und  Viehleihkassen, 

2.2  o/o  Dreschmaschinen-Genossenschaften, 

2.0  oq  Obst-  und  Weinbau-Genossenschaften, 

1.2  0/0  Meliorations-  und  Bev/ässenings-Genossenschaftan, 
0,9  0/0  Brennerei-Genossenschaften, 

0,7  0/0  Müllerei-  und  Bäckerei-Genossenschaften  und 
0,2  o/o  Pflanzenbau-Genossenschaften. 

Dazu  bemerkt  Wirz:  „Es  fehlte  dem  Getreidebau  die  aus- 
gedehnte, nachhaltige,  tiefgreifende,  direkte  Anregung,  wie 
sie  dem  Futterbau,  der  Viehzucht  und  Milchwirtschaft  zu 
Teil  wurde.  Man  denke  nur  an  den  gewaltigen  Einfluß  der 
landwirtschaftlichen  Tages-,  Wochen-  und  Fachschriften! 
Zv^eifelsohne  hat  speziell  auch  die  Erleichterung  der  Be- 
schaffung von  Backmehl,)  Kraftfutter,  Stroh  und  Streue  durch 
die  Genossenschaften  viele,  besonders  kleinere  Landwirte, 
veranlaßt,  den  Getreidebau  aufzugeben,  ohne  vorher  genau 
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geprüft  zu  haben,  ob  der  Ankauf  wirklich  vorteilhafter  sei 
als  die  Eigenproduktion“.  Auf  diese  Art  kam  man  dann,  wie 
eingangs  gezeigt  wurde,  so  weit,  daß  die  Schweiz  gerade 
noch  so  viel  Getreide  produzierte,  als  die  landwirtschaft- 
lichen Betriebe  selbst  benötigten. 

b)  Die  Bezugsländer  der  Schweiz. 

In  der  bisherigen  Darstellung  wmrde  bereits  darauf  hin- 
gewiesen,  daß  schon  im  Laufe  der  50er  und  60er  Jahre  des 
vorigen  Jahrhunderts  eine  allmähliche  Ablösung  der  nabe- 
gelegenen Getreidelieferanten  der  Schweiz  durch  weiter  ent- 
fernt gelegene  Produktionsgebiete  stattfand.  Wir  sahen, 
daß  sogar  amerikanisches  Getreide  den  Weg  nach  der 
Schweiz  fand,  wenn  auch  noch  nicht  in  regelmäßigem  Ver- 
kehr. Mit  der  Ausbreitung  des  Eisenbahnnetzes  und  der 
Verbesserung  der  Flußschiffahrt  trat  zunächst  Oester- 
reich-Ungarn für  unsere  Getreideversorgung  in  den 
Vordergrund,  nachdem  die  süddeutschen  Staaten  ihre  Aus- 
fuhr einschränken  mußten.  Dabei  wurden  Buchs  und  Ptor- 
schach  die  Haupteingangstore.  In  der  Hauptsache  handelte 
es  sich  um  ungarischen  Weizen,  der  dann  seit  den  70er  Jah- 
ren zum  Hauptkontingent  der  schweizerischen  Einfuhr  ge- 
worden ist  und  es  für  längere  2^it  blieb,  bis  Ungarn  vor 
dem  entfernter  gelegenen  Konkurrenten  Rußland  zurück- 
treten mußte,  d.  h.  bis  anfangs  der  90er  Jahre.  Die  Ver- 
sorgung der  Schweiz  durch  Oesterreich-Ungarn  deckt  sich 
überhaupt  mit  dem  Verlauf  des  österreichisch- ungarischen 
Getreideexports  im  gesamten.  Die  österreichisch-ungarische 
Weizenausfuhr  betrug 

Im  Jahresdurchschnitt 
in  1000  Dz. 


1831—40  213 

1841—50  245 

1851—60  411 

1861—70  2975 
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Im  Jahresdurchschnitt 
in  lOOü  Dz. 


1871—80  1982 

1881—90  2541 

1891—00  535 

1901—05  113 

1906—13  4 


Der  Bezug  aus  Oesterreich-Ungarn  (zum  größten  Teil 
kommt  Ungarn  in  Betracht)  hat  sich  aus  ganz  geringfügi- 
gen Mengen  heraus  rasch  bis  zur  Hälfte  unseres  Bedarfes 
entwickelt,  um  dann  aber  ebenso  rasch  wieder  zu  verschwin- 
den. Der  Grund  dieser  interes.^;anten  Bewegung  liegt  ein- 
mal darin,  daß  Oesterreich-Ungarn  und,  wie  wir  noch  sehen 
werden,  Rußland  auf  dem  Fuß  folgend,  die  Gelegenheit 
der  sich  in  Westeuropa  steigenden  Nachfrage  (verursacht 
teils  aus  Rückgang  der  Getreideproduktion  und  teils  durch 
die  stark  wachsende  Bevölkerung)  benutzte,  um  ihren  Ge- 
treidebau mächtig  zu  vermehren;  deshalb  das  riesige  An- 
schv,  eilen  des  Exportes.  Grundlage  dieser  günstigen  Ent- 
wicklung war  natürlich  die  Anlage  von  Eisenbahnen  zur  Be- 
wältigung des  Transportes  unter  günstigen  Frachtbeding- 
ungen. Besonders  markant  war  der  Aufschwung  von  1877. 
Ungarn  hatte  eine  reiche  Ernte,  dazu  aber  kam  noch  die  Ab- 
sperrung der  Häfen  des  Schwarzän-  ;und  Azow’schen  Meeres, 
was  dem  ungarischen  Getreide  den  Absatz  auf  allen  euro- 
päischen Märkten  sicherte.  Sogar  große  Quantitäten  rus- 
sischen Getreides  kamen  in  jener  Zeit  des  Krieges  auf  dem 
Landweg  über  Oesterreich-Ungarn  zur  Versendung  und,  sagt 
Neumann-Spallart^),  „gewiß  nicht  immer  als  Transitogut, 
Bondern  auch  als  Posten  der  Ein-  und  Ausfuhr  in  den 
Handelslisten  deklariert“.  Wie  sich  Ungarn  die  Gelegen- 
heit zu  Nutzen  zu  machen  wußte,  erhellt  aus  der  Tatsache, 
-daß  es  der  Müllerei,  welche  seit  der  Mitte  der  60er  Jahre 
bedeutende  technische  und  kommerzielle  Fortschritte  ge- 

Neumann-Spallart : Übersichten  der  Weltwirtschaft  1878. 
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macht  hat,  die  größte  Aufmerksamkeit  schenkte  und  den 
Mehlexport  zu  großer  Blüte  brachte.  „Von  1867 — 1879  stieg 
die  Leistungsfähigkeit  der  Dampf-  und  Kunstmühlen  in  Un- 
garn von  3 Mill.  Dz.  auf  ca.  12  Mill.  Dz.,  und  die  iVnzahl 
der  Dampfmühlen  vermehrte  sich  von  180  auf  mehr  als 
500.  Das  Gesamtquantum  Weizen,  welches  in  Budapest 
allein  vermahlen  ward,  bezifferte  sich  im  Jahre  1881  auf 
cm  4,08  Mill,  im  Jahre  1882  auf  4,54  Mill.  Dz.“i).  Die  un- 
srarische  Großmüllerei  findet  aber  bald  einen  Rivalen,  der 

o 

auf  die  Ausfuhr  lähmend  wirkt,  sie  sogar  etwas  zurück- 
drängt. Neumann-Spallart  bemerkt  dazu:  ,,die  Abnahme  der 
Mchlausfuhren  im  Jahre  1879  und  noch  mehi‘  1880  hängt 
teilv/eise  mit  den  Ernteverhältnissen,  vorwiegend  aber  wohl 
mit  der  wachsenden  Konkurrenz  Nordamerikas  zusammen, 
dessen  Mahlprodukte  die  ungarischen  sowohl  von  den  bri- 
tischen als  südamerikanischen  und  andern  Märkten  nach- 
weisbar verdrängen.“ 

Oesterreich-Ungarn  vermochte  aber  seine  Stellung  als 
Getreide-  und  Mehllieferant  nicht  lange  zu  behaupten.  Die 
absteigende  Kurve  des  Exportes  setzte  1890  stark  ein,  um 
dann  quasi  auf  den  Nullpunkt  zu  gelangen. 

R u ß 1 a n d,  wie  schon  bemerkt,  trat  gleich  Oesterreich- 
Ungarn  zu  ausgedehnter  Getreideproduktion  über,  um  deren 
Ueberschuß  nach  IVesteuropa  zu  bringen.  Die  beiden  Ri- 
valen erschienen  so  ziemlich  gleichzeitig  mit  ihren  Produk- 
ten auf  dem  Markte.  Für  die  schw^eizerische  Getreidever- 
sorgung jedoch  kam  vorab  Oesterreich-Ungarn  in  Betracht. 
Erst  Ende  der  80er  Jahre  vermochte  sich  das  russische 
Getreide  dominierenden  Einfluß  auf  dem  schweizerischen 
Markte  zu  verschaffen.  Aber  schon  lange  vorher  w’ar  Ruß- 
land das  mächtigste  Getreideexportland;  nur  haben  sich 
seine  Absatzgebiete  im  Laufe  der  Zeit  etwas  verschoben. 
Der  wuchtigste  Sammel-  und  Verschiffungsplatz  für  den  zu 

*)  Neumann-Spallart  a.  a.  0. 
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exportiereiKlen  Weizen  war  schon  immer  Odessa;  für  IvDg- 
gen  und  Hafer  dagegen  die  Häfen  der  Ostsee.  Die  Weizen - 
ausfuhr^)  aus  Rußland  betrug  in  1000  Dz.: 


1831—40  = 5,639 
1841—50  = 3,998 
1851—60  = 7,337 
1861—70  = 13,317 
1871—80  --  21,222 
1881—90  = 29,780 
1891-00  -=  27,689 
1901—05  = 30,812 

1906  -=  36,036 

1907  = 23,207 

1908  ==  14,710 

1909  --  51,511 

1910  ==  61,360 

1911  -=  39,402 

1912  = 26,376 

1913  = 33,294 


Wie  in  Oesterreich-Ungarn,  so  setzte  auch  in  Rußland 
die  bedeutende  Ausfuhr  in  den  60er  Jahren  ein.  Rußland 
aber,  im  Gegensatz  zu  Oesterreich-Ungarn,  vermochte  trotz 
der  in  den  70er  Jahren  stark  einsetzenden  amerikanischen 
Konkurrenz  standzuhalten;  ja  bis  Mitte  des  ersten  Jahr- 
zehnts dieses  Jahrhunderts  ül>erstieg  seine  Ausfuhr  teil- 
weise diejenige  Amerikas.  Rußland  überflügelte  somit  Un- 
garn bald  und  schlug  es  mit  Amerika  gänzlich  aus  dem 
Felde.  Die  Ursache  liegt  nahe:  die  Eisenbahnfrachten  ver- 
mochten dem  sich  in  den  80er  und  besonders  in  den  90er 
Jahren  entwickelnden  Konkurrenzkampf  mit  der  Schiffahrt 


Aus  dem  „Annuaire  internationale  de  statistique  agricole“  in 
Rom.  Für  die  Zahlen  von  18.S1  — 1905  standen  mir  zuverlässige 
Angaben  nicht  zur  Vei’fiigung. 
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nicht  weiter  die  Stirne  zu  bieten  — die  Schiffahrt  siegte. 
So  sehen  ivir  an  Hand  des  statistischen  Materials  ganz  deut- 
lich den  Uebergang  von  Ungarn  auf  Rußland  sich  vollziehen, 
insoweit  es  die  Verproviantierung  der  Schweiz  betrifft.  Von 
1883 — 1887  erhielt  die  Schweiz  nur  6,12  o,o  ihres  Bedar- 
fes aus  Rußland,  während  Oesterreich-Ungarn  ca.  50  o/o 
lieferte;  1890  erhielten  wir  dagegen  aus  Rußland  schon 
39  f’/o,  während  Oesterreich-Ungarn  noch  35  « o nach  der 
Schw’eiz  zu  liefern  vermochte.  1906 — 1913  deckte  die  rus- 
sische Einfuhr  sogar  62  o/o  des  Bedarfes,  während  Oester- 
reich-Ungarn sich  sozusagen  gar  nicht  mehr  an  der  Korn- 
lieferung der  Schweiz  beteiligte. 

Odessa  errang  sich  eine  hervorragende  Stellung  unter 
den  verschiedenen  Häfen  am  Schwarzen  und  Asow’schen 
Meere  in  der  Verschiffung  von  Getreide,  obwohl  auch  die 
Ostseehäfen  durch  den  Ausbau  dpr  Eisenbahnen  einen  Teil 
der  Ausfuhr  an  sich  zu  reißen  vermochten.  Die  Cerealien- 
exporte von  Odessa  betrugen 


im  Jahre  1868 
im.  Jahre  1871 
im  Jahre  1878 
im  Jahre  1879 


3066  (in  1000  Dz.), 
9 343  (in  1000  Dz.), 
11820  (in  1000  Dz.), 
12  080  (in  1000  Dz.). 


Diese  enorme  Steigerung  der  Ausfuhr  ist  auf  den  Bal- 
kankrieg  von  1877  zurückzuführen.  Die  Kriegssperre  hatte 
die  Ausfuhr  verhindert,  sodaß  sich  ungeheure  Vorräte  an- 
samnielten,  die  dann  nach  Wiedereröffnung  der  Wasser- 
straße nach  Westeuropa  zur  Verschiffung  gelangen  konn- 
ten. Die  Jahre  1880  und  1881  waren  dagegen  wieder  sehr 
ungünstig  und  zwar  verursacht  zum  Teil  durch  die  Miß- 
ernten, aber  auch  durch  die  Ende  der  70er  Jahre  stark 
einsetzende  amerikanische  Konkurrenz.  In  den  folgenden 
Jahren  erholte  sich  die  Ausfuhr  wieder,  um  dann  Ende  der 
80er  Jahre  ganz  gewaltige  Proportionen  anzunehmen. 

Egli,  Die  Qetreideversorgung  der  Schweiz,  6 
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Cerealien-  und  Mehlexport  von  Odessa: 


Jahr 

in  1000  Dz. 

1868 

3066 

1871 

9 343 

1878 

11820 

1879 

12  080 

1880 

5 665 

1881 

6446 

1882 

9 504 

1883 

11045 

1884 

11436 

1885 

13  276 

1886 

11045 

1887 

16  305 

1888 

20  844 

1889 

18  284 

Odessa  mit  seinem  Hinterland  wurde  also  zunächst  mit 
Ungarn  und  den  übrigen  Balkaiiländern  (besonders  Rumä- 
nien) der  Getreidelieferant  der  Schweiz  und  zwar  per  Schiff 
bis  Genua  oder  Marseille.  Ganz  im  Anfang  des  russischen 
Getreidebezugs,  solange  nämlich  die  Marseille-Genf-  und  die 
Gotthard-Route  noch  nicht  existierten,  gelangte  die  Sen- 
dung bis  HävTe  und  von  dort  per  Bahn  nach  Basel.  In 
jener  Zeit  aber  lohnte  es  sich  nur  bei  Mißernten  in  West- 
und  Zentraleuropa,  russisches  Getreide  zu  importieren.  Mit 
dem  Zustandekommen  der  Linien  Marseille-Genf  und  Gott- 
hard-Brunnen waren  dem  russischen  Getreide  erst  eigent- 
lich die  Tore  der  Schweiz  geöffnet.  Doch  gelangte  das 
russische  Getreide  nicht  nur  durch  die  südlichen  Eingangs- 
tore in  die  Schweiz.  Schon  bevor  der  Gotthard  dem  Betrieb 
übergeben  wurde  (1882),  kam  es  in  ganz  ansehnlichen  Men- 
gen über  Rotterdam  und  Antwerpen  den  Rhein  hinauf  nach 
Basel,  und  z^’ar  nicht  nur  Getreide  aus  Nordrußland,  son- 
dern vorzugsweise  aus  Odessa  (also  in  der  Hauptsache  Wei- 
zen). Im  Jahresbericht  der  Handelskammer  in  Mannheim 


83 


für  die  Jahre  1877  -1879  ist  zu  lesen:  „Die  billigen  See- 
frachten und  unsere  außerordentlich  leistungsfähige  Rhein- 
schiffahrt ermöglichen  den  Bezug  von  Getreide  aus  fer- 
nen Ländern,  wie  Nord- Amerika,  Kalifornien,  Nord-  und 
Süd-Rußland  usw.  über  Antwerpen  und  Rotterdam  hier- 
her und  damit  die  Versorgung  des  Konsums  in  Süddeutsch- 
land, Elsaß-Lothringen,  der  Schweiz  usw“.  Und  in  demsel- 
ben Bericht  von  1880  heißt  es:  „Unsere  hauptsächlichste 
Bezugsquelle  für  Weizen  war  auch  in  diesem  Jahre  wieder 
Nord-Amerika.  Rußland,  w'elches  sonst  fast  die  Hälfte  des 
Bedarfes  deckte,  lieferte  beinahe  gar  nichts,  da  die  Ernte, 
me  bereits  erwähnt,  kaum  für  den  eigenen  Bedarf  reichte 
und  sogar  zu  einigem  Import  von  Amerika  nötigte.  Außer 
von  Amerika  wurde  auch  von  Ungarn,  Rumänien  und  Ser- 
bien bezogen.  Unser  Hauptabsatzgebiet  blieb  Süddeutsch- 
land und  die  Schweiz.“  Ohne  nähere  Angaben  über  den  Um- 
fang des  russischen  Getreideimportes  über  Mannheim  zu 
besitzen,  ist  doch  nach  den  ängstlichen  Aeußerungen  der 
Mannheimer  Handelskammer  über  die  Eröffnung  der  Gott- 
hardlinie und  der  südlichen  Konkurrenz  anzunehmen,  daß 
es  sich  nicht  nur  um  belanglose  Mengen  handelte. 

Seit  Ende  der  80er  Jahre  stand  Rußland  unter  den 
Staaten,  welche  die  Schweiz  mit  Getreide  belieferten,  an 
erster  Stelle.  Erst  in  den  letzten  Jahren  vor  Kriegsaus- 
bruch wurde  Rußlands  Position  auf  dem  Schweizer  Markt 
strittig  gemacht  durch  einen  andern  Rivalen,  mit  dem  Ruß- 
land allerdings  schon  geraume  Zeit  und  auf  unangenehme 
Weise  Bekanntschaft  gemacht  hatte: 

Amerika. 

„Die  hohe  Bedeutung  des  amerikanischen  Getreides,  be- 
sonders des  Weizens,  für  die  Versorgung  Europas  tritt  mit 
der  stetigen  Vervollständigung  der  transkontinentalen  Bah- 
nen in  der  neuen  Welt,  mit  der  besseren  Einrichtung  der 
Verfrachtungen  auf  den  Kanälpn  und  von  den  Hauptsta- 
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pelplätzen  des  Landes  zu  den  großen  Exporthäfen  immer 
mehr  hervor.  In  Jahren,  wie  da.^.  eben  verflossene  (1877),  wo 
durch  Kriegssperre  die  Versendung  des  russischen  Getrei- 
des von  den  gewohnten  Handelswegen  abgelenkt  wurde, 
macht  sich  der  gewaltige  Einfiuß  Amerikas  in  Europa  am 
kräftigsten  geltend.  Die  Konkurrenz  des  Weizens  von  Min- 
nesota, Wisconsin,  Kalifornien  und  Indiana  mit  demjeni- 
gen der  ungarischen  Donauebene  und  des  Banates  oder 
der  beßarabischen  und  wolhynischen  Schwarzerde  ist  eine 
vollendete  Tatsache;  amerikanischer  Weizen  wird  heute  auf 
die  europäischen  Getreidemärkte  ebenso  billig  gebracht  wie 
ungarischer  oder  russischer.  Die  Exporthäfen  des  Schwar- 
zen und  Asow’schen  Meeres  und  der  Ostsee  haben  mit  New- 
York,  Baltimore,  Philadelphia  und  den  übrigen  transatlan- 
tischen Plätzen  um  den  Vorrang  auf  den  Kornmärkten  in 
England,  Belgien,  der  Schweiz  und  Deutschland  zu  käm- 
pfen. Das  letzte  Jahr  hat  gezeigt,  daß  Oesterreich-Ungam 
die  Weizen-  und  Mehlpreise  beispielsweise  in  Deutschland 
nur  so  lange  bestimmen  konnte,  bis  die  ersten  Schiffs- 
ladungen aus  Amerika  in  Europa  eintrafen;  von  da  ab 
(Mitte  September)  wurde  die  Preisbestimmung  -.md  die 
Effektuierung  der  größten  Lieferungen  im  gleichen  Grade 
von  Amerika  wie  von  den  Donauländern  abhängig“^)* 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika  wur- 
den ungeheure  Anstrengungen  gemacht,  den  Getreidebau 
auszudehnen.  Wie  bereits  früher  erwähnt,  waren  es  die 
Eisenbahngesellschaften,  die  durch  Abtretung  des  Landes 
längs  der  Eisenbahnlinien  zur  Bebauung  anreizten,  also  die 
Möglichkeit  zu  billiger  Produktion  boten.  Dazu  gehörten 
aber  noch  billige  Frachtsätze,  um  das  Getreide  aus  dem 
Innern  des  Landes  zu  den  Verschiffungshäfen  zu  bringen. 
Aber  auch  hierin  wurde  das  mögliche  geleistet.  Kanäle  und 
Eisenbahnen  brachten  durch  gegenseitige  Konkurrenz  die 
Frachtsätze  auf  die  denkbar  niedrigste  Stufe.  So  betrugen 
’)  Neumaim-Spallart  1878  a a.  0. 
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a.  B.  die  durchsschnittliche  Frachtsätze  per  Bushel  i)  Wei- 
zen in  Cents: 


Jahre 

per  See  und 
Kanal 

per  See  und 
Eisenbahn 

per  Eisenbahn 
allein 

1868 

22,79 

29,00 

42,06 

1876 

9,82 

11,36 

16,86 

1880 

13,13 

15,80 

19,80 

1881 

8,67 

10,49 

14,40 

1882 

7,23 

10,91 

14,47 

1883 

9,01 

11,63 

16,20 

1884 

7,00 

10,00 

13,20 

1885 

6,54 

9,02 

13,20 

1886 

5,10 

12,00 

15,00 

1887 

8,52 

12,00 

15,75 

1888 

6,04 

11,00 

14,50 

1889 

6,89 

8,70 

15,00 

Dieselbe 

Erscheinung  ist  bei  den  übrigen  Zufahrtsli 

\J  X-y  XV./  V.4  VA  W ^ — 

waltiger  Höhe  an,  sodaß  sich  auch  dementsprechend  der 
Export  entwickeln  konnte.  Die  Ausfuhr  von  Weizen  betrag: 


. i ’ 


Jahre 

1831—40 
1841—50 
IRfH— 60 

1871—80 

1881—90 

1891-00 

1901—05 

1906 

1907 

1908 

1909—18 


in  1000  Dz. 
68 
360 
1521 
6061 
21  582 
19775 
28 196 
24769 
9 631 
21086 
27  631 
28451 


; 
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Die  Hauptexporthäfen  sind;  an  erster  Stelle  New-York. 
dann  Baltimore,  Boston,  Philadelphia,  New-Orleans  und  Port- 
land. Unter  den  Absatzgebiet<m  des  amerikanischen  Gle- 
treides  steht  England  an  erster  Stelle.  Nach  Großbritannien 
und  Irland  gingen  Brotstoffe  und  Mehl: 


Jahr 

®,  # des  gesamten 

1877/78 

69,50 

1878/79 

50,80 

1879/80 

53,70 

1880/81 

54,60 

1881/82 

63,00 

1882/83 

62,00 

1883/84 

60,00 

1884/85 

63,40 

1885/86 

63,01 

1886/87 

57,95 

1887/88 

64,08 

1888/89 

60,13 

Das  in  Amerika  zum  Export  gelangende  Getreide  kam 
somit  zu  mehr  als  der  Hälft<i  nach  England.  Nun  war 
aber  England  auch  der  Hauptabnehmer  des  russischen  Ge- 
treides. Es  entspann  sich  also  zwischen  den  beiden  Kon- 
kurrenten ein  heftiger  Kampf.  Seit  Mitte  der  ßOer  Jahre 
hatte  Eußland  in  Westeuropa  die  führende  Stellung;  die 
Getreidepreise  richteten  sich  deshalb  größtenteils  nach  der 
russischen  Ernte.  In  den  70er  Jahren  aber  erlangte  die 
amerikanische  Getreideproduktion  einen  derartigen  Umfang, 
daß  sie  den  russischen  Einfluß  auf  dem  europäischen  Markte 
wesentlich  schmälerte.  Die  politischen  Wirren  zuerst  und 
dann  noch  die  russische  Mißernte  von  1879  bewirkten, 
daß  1880  und  1881  Amerika  die  absolute  Herrschaft  auf 
dem  Getreidemarkt  inne  hatte.  Die  Suprematie  Amerikas 
dauerte  aber  nicht  lange;  abwecihslungsweise,  je  nach  dem 
Ausfall  der  Ernte,  gewann  einmal  Amerika  und  dann  wie- 


__  87  — 

der  Rußland  erhöhten  Einfluß  auf  den  europäischen  Markt; 
von  einer  absoluten  Vorherrschaft  kann  nicht  gesprochen 
werden.  Die  ziemlich  gleich  starke  Machtstellung  der  zwei 
Konkurrenten,  wenn  auch  aus  verschiedenen  Ursachen  her- 
geleitet, führte  vor  allem  zu  einem  stetigen  Sinken  der 
Preise  und  demzufolge  zur  Eliminierung  von  weiteren  Kon- 
kurrenten, die  nicht  unter  gleich  günstigen  Bedingungen 
ihr  Getreide  auf  den  Markt  bringen  konnten. 

Für  die  Versorgung  der  Schweiz  kam  das  amerikanische 
Getreide  erst  in  den  letzten  Jahren  vor  Kriegsausbruch  in 
nennenswert-em  Maße  in  Betracht,  und  zwar  gelangte  es 
über  Rotterdam  oder  Antwerpen  den  Rhein  aufwärts  nach 
Basel.  Die  Schweiz  erhielt  nach  J.  Wirz  1890  nur  unbe- 
deutende Mengen,  1906 — -1912  5 f/o  des  Bedarfes,  1913 
hingegen  28.5  Ho  aus  Amerika.  Auch  Kanada  wurde  in  den 
letzten  Jahren  zum  Lieferanten  der  Schweiz  und  zwar  1906 
bis  1912  mit  6 o'o  und  1913  mit  15  Ho  des  Bedarfes.  Die 
starke  Inanspruchnahme  Amerikas  im  Jahre  1913  erklärt 
sich  aus  dem  beträchtlichen  Ausfall  der  russischen  Zufuhr 
und  der  der  Balkanländer.  Es  ist  dieser  Umschwung  zum 
Teil  nur  als  eine  jener  gewohnten  Erscheinungen  zu  be- 
trachten (Schwankungen  der  Ernteerträge),  die  das  Ge- 
samtbild nicht  beeinflussen  dürfen.  Die  Schweiz  bezog  also 
mit  Vorliebe  das  benötigte  Getreide  (besonders  Weizen) 
aus  Rußland  und  nur  wenig  aus  Amerika. 

Aus  den  Balkan  Staaten,  besonders  aus  Rumänien,  kam 
schon  frühzeitig  Getreide  in  die  Schweiz.  Die  früheren  Be- 
züge gelangten  meistens  über  Oesterreich,  später  über  Vene- 
dig in  die  Schweiz. 

Gesamtüberblick. 

Vorhin  gelangten  die  wichtigsten  Getreidelieferanten  der 
Schweiz  in  chronologischer  Folge  zur  Darstellung  unter 
Hervorhebung  ihrer  quantitativen  Exportfähigkeit  und  der 
jeweiligen  Beteiligung  der  Schweiz  als  Käuferin  der  zur 
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Ausfuhr  gelangten  Mengen.  Im  Folgenden  sollen  noch  kurz 
das  Typische  dieser  Entwicklung  und  die  wesentlichen  Gründe 
der  Verschiebungen  hervorgehoben  werden. 

Die  bisherigen  Ausführungen  zeigten  schon  eine  ganz 
wichtige  Tatsache,  nämlich  die  im  zeitlichen  Verlauf  vor 
sich  gegangene  Verschiebung  der  Exportgebiete.  Die  um- 
stehende Tabelle  zeigt  am  besten  den  Verlauf  dieser  Ver- 
schiebungen und  den  jeweiligen  Anteil  der  einzelnen  Export- 
länder an  der  Deckung  des  Bedarfes  der  Schweiz.  Dabei 
ergibt  sich  als  erstes  der  überwiegende  Anteil  Rußlands. 
Nur  kurze  Zeit  vermochte  Ungjirn  den  ersten  Platz  zu  be- 
haupten. Diesen  Umstand  erklärten  zwei  Tatsachen;  l.  mußte 
Ungarn  den  immer  größer  werdenden  Fehlbetrag  Oester- 
reichs decken,  bis  der  ungarische  Ueberschuß  ganz  in 
Oesterreich  verschwand;  2.  hätte  Ungarn  auf  die  Dauer 
doch  wohl  kaum  mehr  mit  den  Seefrachten,  die  für  Ruß- 
land und  andere  hauptsächlich  in  Betracht  kamen,  kon- 
kurrieren können;  denn  der  Unterschied  zwischen  Eisenbahn- 
und  Schiffsfrachten  wurde  zu  Ungunsten  der  ersteren  immer 
größer. 

Nun  aber  der  große  Unters(;hied  zwischen  Rußland  und 
Amerika.  Wir  sahen,  daß  Amerika  auf  das  russische  Ge- 
treide einen  gewaltigen  Druck  auszuüben  vermochte.  Es 
handelte  sich  in  diesem  Konkurrenzkampf  vor  .allem  um 
die  Produktionskosten  und  die  Frachten.  Besonders  die  letz- 
teren führten  zu  heftigem  Kampf  zwischen  Amerika  und 
Rußland.  Die  Produktionskosten  stellten  sich  nach  der  rus- 
sischen Revue  XIX.  Jahrgang  in  den  80er  Jahren  für  Ruß- 
land das  Pud  Sommerweizen  auf  47,5,  das  Pud  Win- 
terweizen  auf  45,5  Kreditkopeken  und  die  Bodenrente  ist 
so  gering,  daß  mit  dieser  die  Erzeugungskosten  für  ein 
Pud  Weizen  auf  57  Kopeken  geschätzt  werden  können. 
Für  die  Vereinigten  Staaten  schätzt  dieselbe  Quelle  die 
Produktionskosten  von  1 Bushel  Weizen  auf  54  Cents,  was 
42  Kopeken  Metall  oder  65  Kopeken  Kredit  für  das  Pud 


ergebe;  für  Indien  schätzt  sie  dieselben  Kosten  auf  30  Ko- 
peken Metall  oder  47  Kopeken  Kredit,  sodaß  die  russischen 
Ekzeugungskosten  in  der  Mitte  zwischen  den  indischen  und 
> den  amerikanischen  ständen.  Die  Frachtsätze  für  den  Trans- 
port zur  See  sind  mit  Ausnahme  der  Frachtsätze  auf  den 
Wasserwegen  in  Rußland  nicht  höher  als  in  den  Vereinig- 
ten Staaten;  dagegen  sind  die  Kosten  der  Seefracht  für 
7 nissisches  Getreide,  wenn  man  selbst  den  Londoner  Markt 
ins  Auge  faßt,  günstiger  als  für  die  beiden  Konkurrenz- 

j 

Staaten,  Es  betrug  nämlich  der  mittlere  Frachtpreis  bis 


London  per  Pud^) 

Weizen  in  Kreditkopeken: 

1886 

1887 

1888 

von  Petersburg 

4,63 

5,51 

7,16 

von  Libau 

5,01 

6,45 

7,23 

von  Odessa 

7,33 

10,83 

13,00 

von  New- York 

9,10 

7,80 

12,20 

von  Bombay 

21,00 

19,00 

20,00 

Ist  somit  in  diesen  Beziehungen  das  russische  Getreide 
weitaus  billiger  zu  beschaffen  als  das  indische  und  ame- 
rikanische, so  wird  dieser  Vorzug  wesentlich  dadurch  be- 
einti'ächtigt,  1.  daß  die  Umladungs-  und  Kommissionsgebüh- 
ren sowie  die  Gewinne  der  Zwischenhändler  das  russische 
Getreide  in  höherem  Maße  verteuern  als  das  indische  und 
amerikanische,  2.  daß  besonders  der  amerikanische  Getreide- 
handel, was  Schnelligkeit  des  Umsatzes  anbelangt,  ganz 
vorzüglich  organisiert  ist  und  3.  daß  die  Trocknung  und 
Reinigung  des  amerikanischen  Getreides  in  viel  sorgfäl- 
tigerer Weise  geschieht,  sodaß  man  am  Londoner  Markt  das 
Getreide  gerne  höher  bezahlt  als  das  russische  2).  In  der 
Tat  lieferte  Rußland  im  Durchschnitt  der  Jahre  1883 — 1886 
noch  23,7  »/o  seines  Gesamtexportes  an  Großbritannien, 
d.  s.  19,2  o/o  des  englischen  Bedarfes: 


0 1 Pud  = 16,38  kg. 

Neumann-Spallart  1885 — 1889  a.  a.  0. 
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1886- 

-1890 

18,7 

0/0 

1891- 

-1895 

14,2 

o/o 

. 1896- 

-1900 

9,5 

o/o 

1901- 

-1905 

13,4 

o/o 

1906- 

-1908 

10,0 

O/'o 

In  den  70er  Jahren  war  Rußland  noch  stärker  vertre- 
ten. Aber  die  Vereinigten  Staaten  überholten  Rußland  auf 
dem  englischen  Markte  bald  und  entschieden;  an  der  eng- 
lischen Einfuhr  waren  sie  wie  folgt  beteiligt: 


1881- 

-1885 

mit 

53,5  o/o 

1886- 

-1890 

48,0  0/0 

1891—1895 

52,5  0/0 

1896  1900 

59,6  o/o 

1901- 

-1905 

V 

37,8  o/o 

1906—1908 

V 

32,7  0/0 

Gewiß  mögen  die  oben  gen:innten  Nachteile  für  das  rus- 
sische Getreide  von  Einfluß  gewesen  sein.  Dazu  aber  kam 
in  den  späteren  Jahren,  besonders  gegenüber  der  auf  dem 
englischen  Markt  erstarkenden  argentinisch-kanadischen  und 
indischen  Konkurrenz  die  starke  Reduktion  der  Seefracht 
von  New-York-Liverpool  (von  2 sh.  4 d.  im  Jahre  1884  auf 
0 sh.  10  d.  pro  Quarter  Weizen  im  Jahre  1901).  Während 
sich  Rußland  bei  seinem  ehemaligen  Hauptabnehmer  nur 
mühsam  zu  halten  vermochte,  erhielt  sein  Getreide  da- 
gegen für  die  Schweiz  erhöhte;  Bedeutung,  und  es  konnte 
sich  seine  prädominierende  Stellung  bis  in  die  letzten  Jahre 
vor  Kriegsausbruch  wahren. 

Ein  Grund  dieser  Erscheinungen  liegt  darin,  daß  die 
Schweizer  Konsumenten  den  russischen  Weizen  dem  ame- 
rikanischen vorzogen  (in  den  letzten  Jahren  allerdings  lie- 
ferte Amerika  auch  Qualitäten,  die  dem  russischen  nicht 
nachstehen  wie  Msmitoha,  Cansas  u.  a.).  Dann  aber  ist  die 
Differenz  der  Transport-  resp.  der  Gestehungskosten  sehr 
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gering,  sodaß  das  etwas  teurere,  aber  bessere  russische  Ge- 
treide dem  amerikanischen  vorgezogen  wird. 

lieber  die  Preise  von  amerikanischem  und  russischem 
Weizen  in  Basel  gibt  der  Jahresbericht  der  Handelskammer 
von  Mannheim  1881  einen  sehr  schönen  Vergleich.  Ame- 
rikanischer und  russischer  Weizen  kostete  in  den  Jahren 
1880  und  1881: 


1880 

amerik.  Weizen 

russ.  Weizen 

pro  100  kg 

pro  100  kg 

15.  Januar 

Ft.  33. 25 

Fr.  33.  — 

15.  Februar 

„ 33.50 

.,  33.  — 

15.  März 

„ 33.25 

32.25 

15.  April 

„ 32.50 

.,  32.— 

15.  Mai 

„ 31.50 

.,  31.50 

15.  Juni 

.,  32.50 

„ 32.50 

15.  Juli 

„ 31.75' 

.,  31.50 

15.  August 

„ 30.25 

.,  30.50 

15.  September 

„ 29.50 

„ 31.- 

15.  Oktober 

„ 30.50 

„ 31.50 

15.  November 

„ 31.25 

.,  31. 75 

15.  Dezember 

„ 30.25 

.,  31.-- 

1881 

15.  Januar 

Fr.  30. 25 

Fr.  30.  75 

15.  Februar- 

„ 30.- 

.,  31. 

y • 

15.  März 

„ 30.50 

„ 31.- 

15.  April 

„ 30.75 

.,  30.75 

15.  Mai 

„ 30.75 

„ 30.75 

15.  Juni 

„ 30.25 

„ 30.  50 

15.  Juli 

„ 30.25 

„ 30.50 

15.  August 

„ 31.75 

„ 32.— 

15.  September 

„ 33.75 

,,  33.  25 

15.  Oktober 

„ 33.50 

„ 33.25 

15.  November 

„ 33. 

„ 32.75 

15.  Dezember 

„ 32.75 

„ 32.25 
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Berechnet  man  de*n  Durchschnittspreis  der  2wei  Jahre, 
so  erhält  man: 

amerik.  Weizen  russ.  Weizen 

1880:  Fr.  31. 66  Fr.  31. 79 

1881:  „ 31.47  „ 31.56 

Der  Unterschied  ist  also  gering  und  rechtfertigt  vorauf 
den  Bezug  des  besseren  russischen  Weizens. 

Aüch  der  neuste  Kampf  zwischen  den  beiden  Gegnern 
ließ  eine  Marge  zu  Gunsten  des  amerikanischen  Weizens. 
Trotzdem  vermochte  er  sich  nicht  großen  Eingang  in  die 
Schweiz  zu  verschaffen;  d.  h.  mit  Ausnahme  des  letzten 
oder  der  zwei  letzten  Jahre  vor  Kriegsausbruch,  wo  grös- 
sere Quantitäten  Manitoba- Weizen  eingekauft  wurden. 

Die  sich  für  die  einzelnen  Bezugsländer  von  Jahr  zu 
Jahr  ergebenden  starken  Schwankungen  deuten  vor  allem 
auf  den  starken  Wechsel  im  Ernteergebnis  der  einzelnen 
Länder.  Aber  nicht  nur  das.  Bei  der  schweizerischen  Ge- 
treideversorgung hat  Rußland  die  führende  Stelle;  nun  aber 
ist  gerade  die  russische  Ernte  sehr  starken  Schwankungen 
unterworfen,  sodaß  bei  ungünstigen  Ernteergebnissen  not- 
wendigerweise andere  Lieferanten  stärker  herangezogen 
werden  müssen  und  zwar  s<;lbstverständlich  diejenigen, 
welche  gerade  eine  günstige  Ernte  aufweisen. 

Die  jährlichen  Hebungen  und  Senkungen  der  Totalein- 
fuhr der  Schweiz  sind  bedingt-  einmal  durch  die  Ernteer- 
gebnisse des  Inlandes  und  dann  auch  durch  den  jeweiligen 
Stand  der  Getreidepreise. 
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c)  Die  Zufahrtslinien  und  besonders  die  Bedeu- 
tung Mannheims  für  die  Schweiz.  Getreideeinfuhr. 


Es  genügt  nicht,  daß  der  Schweiz  die  benötigten  Quan- 
titäten und  Qualitäten  Getreide  gesichert  sind.  Der  Konsu- 
ment will  möglichst  billiges  Brot  und  demgemäß  der  Mül- 
ler möglichst  billiges  Getreide.  Nun  ist  es  klar,  daß  beim 
heutigen  technisch  hochentwückelten  Fernverkehr  ebenso  gut 
wie  beim  ehemaligen  beschwerlichen  Nahverkehr  die  Trans- 
portkosten ein  schwerwiegendes  Moment  in  der  Getreide- 
beschaffung darstellen.  Trotz  den  heutigen  sehr  niedrigen 
Frachtsätzen  per  Schiff  wie  per  Bahn  spielt  eben  doch 
die  Distanz  eine  Rolle,  die  auch  mit  den  sog.  Staffeltarifen 
nicht  beseitigt  werden  kann.  Da  ist  es  Aufgabe  des  Han- 
dels, den  günstigsten  Zufahi'tsweg  auszusuchen.  Der  kür- 
zeste Weg  sollte  der  billigste  sein.  So  z.  B.  ist  für  den  süd- 
russischen  Wei2:en  die  Linie  Odessa-Genua-Gotthard  der  kür- 
zeste Weg.  Dennoch  haben  wir  gesehen,  daß  für  dieses 
Getreide  drei  Zufahrtslinien  benutzt  werden:  Genua-Gott- 
hard, Marseille-Genf  und  Rotterdam-  oder  Antwerpen-Basel. 
Die  Differenz  in  der  Distanz  zwischen  den  zwei  südlichen 
Routen  und  der  nördlichen  ist  eine  sehr  beträchtliche,  was 
aber  keineswegs  verhindert,  daß  trotzdem  eine  ansehnliche 
Menge  über  diese  längere  Linie  mit  Vorteil  verfrachtet  wird. 
Auch  hier  gilt  also:  der  virtuell  kürzeste  Weg  ist  nicht 
immer  zugleich  der  vorteilhafteste. 

Verschiedene  Faktoren  bestimmen  eben  den  vorteilhaf- 
testen Weg.  Es  ist  zu  berücksichtigen: 
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1.  wieviel  von  dem  zuriick2,ulegenden  Weg  per  Schiff  und 
per  Eisenbahn  zu  machen  ist.  Die  Bisenbahnfrachten  sind 
sehr  viel  höher  als  die  Seefrachten,  woraus  folgt:  je  länger 
der  Weg  ist,  der  per  Eisenbahn  zurückzulegen  ist,  desto 
höher  sind  die  Gesamtfrachtspesen.  Die  Bahnlinie  Genua- 
Bern  beträgt  517  km.,  diejenige  von  Marseille-Bern  630  km. 
und  diejenige  von  Straßburg-  resp.  Mannheim-Bern  250  km. 
resp.  366  km.  Dabei  aber  ist  wiederum  von  Bahnlinie  zu 
Bahnlinie  zu  unterscheiden;  denn  auch  hier  ist  nicht  immer 
die  kürzere  auch  die  billigere,  d.  h.  die  Frachtsätze  sind 
von  Linie  zu  Linie  verschieden.  So  z.  B.  berechnet  die  Me- 
diterranee  von  Marseille  nach  Genf  den  gleichen  Breis  wie 
die  Linie  Genua-Pmo  (Schweizer  Grenze).  Dabei  aber  ist 
die  Linie  Marseille-Genf  bedeutend  länger.  Das  gleiche  gilt 
von  den  Schiffahrtslinien;  die  Frachtsätze  sind  nicht  immer 
und  überall  dieselben. 

2.  daß  für  die  Seeschiffahrt  das  Maß  der  Rückfracht- 
möglichkeit von  Einfluß  ist;  d.  h.  die  Rückfrachtmöglich- 
keit wirkt  direkt  auf  die  Höhe  des  Frachtsatzes.  Also  je 
größer  die  Rückfrachtsmöglichkeit  vom  Erfüllungshafen  ist, 
desto  günstiger  gestaltet  sich  der  Tarifsatz  und  umgekehrt. 
Außer  den  verschiedenen  Frachtsatzmöglichkeiten  kommen 
in  Betracht 

3.  die  Hafenanlagen.  Die  Kapazität  eines  Hafens  in  Be- 
zug auf  Größe,  auf  leistungsfähige  Löschungs-  und  Umlade- 
vorrichtungen, auf  geeignete  Lagerräume  etc.  ist  von  gros- 
ser Wichtigkeit,  besonders  wegen  eventuell  entstehender 
Spesen  und  Verzögerung  des  Transportes. 

4.  die  Gebühren.  Sie  fallen  heute  nicht  mehr  so  stark 
ins  GeAvicht;  früher  hingegen  wirkten  sie  oft  sehr  er- 
schwerend. 

Alle  diese  Momente  wollen  in  Erwägung  gezogen  sein 
und  dann  erst  begreift  man,  daß  es  sich  z.  B.  lohnen  kann, 
südrussisches  Getreide  von  Odessa  über  Rotterdam-Mann- 


heim oder  Straßburg  nach  Basel  oder  Zürich  zu  bringen,  an- 
statt über  Genua-Gotthard  oder  Marseille-Genf.  So  betra- 
gen die  Frachtkosten  i)  für  100  kg.  Weizen 


von  Odessa-Bern: 

über  über  über 

Mannheim  Genua  Marseille 


Schiffsfracht 

Bahnfracht-Bern 

Zoll 

Fr.  1,384 
„ 1,810 
„ 0,300 

Fr. 

»y 

0,800 

2,510 

0,300 

Fr.  0,800 
,.  2,268 
„ 0,300 

Fr.  3,494 

Fr. 

3,610 

Fr.  3,368 

von  Odessa-Zür 

ich: 

Schiffsfracht 

Fr.  1,384 

Fr. 

0,800 

Fr.  0,800 

Bahnfracht-Zürich 

„ 1,530 

yy 

2,310 

„ 2,465 

Zoll 

„ 0,300 

yy 

0,300 

„ 0,300 

Fr.  3,214 

Fr. 

3,410 

Fr.  3,565 

von  Odessa-Brunnen: 

Schiffsfracht 

Fr.  1,384 

Fr. 

0,800 

Fr.  0,800 

Bahnfracht-Brunnen 

„ 2,070 

yy 

2,140 

„ 2,275 

Zoll 

„ 0,300 

V 

0,300 

„ 0,300 

Fr.  3,754 

Fr. 

3,240 

Fr.  3,375 

Es  kommt  sogar  vor,  daß  die  Fracht  von  Odessa  bis 
Rotterdam  nicht  höher  zu  stehen  kommt  als  bis  Genua. 
Dies  kann  doch  nur  geschehen  mit  Rücksicht  auf  die  grös- 
sere Möglichkeit  der  Rückfracht  aus  der  Nordsee  als  aus 
den  Häfen  des  Mittelländischen  Meeres.  Die  Annahme 
dürfte  also  nicht  zu  treffen,  daß  nur  selten  südrussisches  Ge- 
treide über  die  Rheinroute  in  die  Schw^eiz  gelange  (s.  Volkart 
in  Reichesberg’s  Handwörterbuch  der  Schweiz.  Volkswirt- 
schaft). 

’)  Signer;  Die  Getreidebörse  in  Zürich  und  der  Schweiz.  Getreide- 
handel. 1912. 
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Allerdings  kann  unter  Umständen  die  Zeit  von  Wich- 
tigkeit sein.  In  solchen  Fällen  wird  man  die  kürzeste 
Liinie  ohne  große  Rücksicht  auf  Tarifimterschiede  vorziehen. 
Dies  sind  aber  Ausnahmefälk?.  So  können  z.  B.  politische 
Wirren,  knapp  gewordene  Vorräte  etc.  eine  solche  MaO- 
riabme  rechtfertigen.  Im  normalen  Fall  aber  hat  die  Rasch- 
heit der  Beförderung  keine  große  Bedeutung. 

Wir  sehen  also,  daß  die  Rheinroute  mit  den  beiden 
Südrouten  wirksam  konkurriert,  d.  h.  sofern  es  sich  um 
einen  zentral  gelegenen  Bestimmungsort  der  Schweiz  han- 
delt. Bei  einer  Verschiebung  gegen  den  Gotthard  oder  gegen 
Genf  wachsen  natürlich  die  Vorteile  für  die  beiden  Süd- 
routen. Die  Transportkosten  der  verschiedenen  Zufahrts- 
wege differieren  aber  so  wenig,  daß  der  Kampf  um  die  do- 
minierende Stellung  schon  lange  sehr  hart  war.  Die  Gunst 
schwankte  oft  hin  und  her,  aber  die  Rheinroute  vermochte 
immer  wieder  den  ersten  Platz  zu  behalten.  Ca.  65  ^lo 
der  Gesamtgetreideeinfuhr  der  Schweiz  wurde  bis  vor  Kriegs- 
ausbruch noch  über  den  Rhein  bew’ältigt.  Das  Hauptver- 
dienst an  dieser  großen  Konkurrenzfähigkeit  des  Rheines 
gebührt  Mannheim,  dem  Hauptumschlagsplatz. 

Da  dürfte  es  von  Interesse  sein  zu  verfolgen,  wie  Mann- 
heim zu  so  großer  Bedeutung  gelangte  und  wie  es  sich  gegen- 
über den  übrigen  Rivalen  seine  beherrschende  Stellung  zu 
wahren  wußte. 

Schon  lange  bevor  durch  die  verbesserten  Verkehrsmittel 
transozeanisches,  russisches  und  anderes  Getreide  nach  der 
Schweiz  verfrachtet  und  über  den  Rhein  geleitet  wurde, 
spielte  Mannheim  eine  bedeutende  Rolle  für  die  Versorgung 
der  Schweiz  mit  Getreide.  Die  Bezugsländer  der  Schweiz 
waren  ehedem  die  zunächst  an  der  Grenze  gelegenen,  näm- 
lich Baden  und  Württemberg  im  Norden,  Elsaß  iind  die 
Pfalz  im  Nordwesten.  Damals  schon  bildete  der  Rhein  eine 
Hauptverkehrsader;  auf  ihm  wurde  der  Stadt  Basel  das 
aus  der  Pfalz  und  dem  nördliclien  Teil  vom  Elsaß  und  Baden 


— 97  — 

kommende  Getreide  zugeführt.  Neben  Basel  kam  insbeson- 
dere auch  Rorschach  als  Eingangstor  in  Betracht.  Statt 
das  voluminöse  Getreide  per  Fuhi'e  dem  Bestimmungsland 
zuzuführen,  bot  die  Rheinstraße  eine  billige  und  von  Natur 
aus  gegebene  Zufahrtsstraße. 

Gleichsam  im  Herzen  Europas  gelegen,  verschaffte  die 
zentrale  Lage  der  Stadt  Mannheim  bereits  seit  Mitte  des 


18.  Jahrhunderts  eine  ausgesprochene  Monopolstellung  für 
marktgängige  Waren,  ln  Mannheim  vereinigten  sich  alle 
aus  den  umliegenden  Territorien  zu  Markt  fahrenden  Bau- 
ern und  hier  wurden  neben  Mainz  und  Grünstädt  bereits 
1766  große  Anstrengungen  zur  Errichtung  eines  Frucht- 
marktes gemacht.  Das  aus  der  Pfalz,  aus  dem  Norden  von 
Baden  und,  solange  Württemberg  noch  Getreide  ausführte, 
aus  V’ürttemberg  und  dem  Elsaß  kommende  Getreide  kam 
in  Mannheim,  dem  „Getreidetreffpunkt“  zusammen  und 
wurde  von  hier  seinem  weiteren  Bestimmungsland  zugeführt. 
Aber  nicht  nur  für  den  Fernverkehr  hatte  Mannheim  eine 
BG^leutung  erlangt,  hier  trafen  sich  auch  Käufer  und 
Verkäufer  der  angrenzenden  Gebiete,  und  es  bildete  sich 
auf  diese  Weise  schon  sehr  frühzeitig  ein  besonderes  Markt- 
recht aus.  „Dieses  Recht“,  so  sagt  Walter  BorgiusD,  „be- 
stand in  der  Hauptsache  darin,  daß  jeder  Händler,  der  die 
Stadt  pavssierte,  angehalten  und  gezwungen  wmrde,  seine 
.Waren,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dieselben  etwa  schon 
bestellt  waren,  drei  Tage  lang  in  der  Stadt  feilzuhalten  . . . 
Besondere  Bedeutung  und  hauptsächlich  praktische  Anwen- 
dung fand  es  gegenüber  den  nicht  unbeträchtlichen  Trans- 
porten von  Holz,  Getreide  und  einigen  anderen  landwirt- 
sehafiiichen  Produkten,  die  vom  Oberland  neckar-  oder  rhein- 
abwärts  Mannheim  passierten“. 

Maiinlieim  war  vermöge  seiner  Lage  ein  überaus  gün- 
stiger Stapelplatz  am  Rhein.  Vor  ihm  war  es  in  noch  w’eit 


Walter  Borgius:  Mannheim  und  die  Entwicklung  de:^ 
westdeutschen  Getreidtdiandels.  Freiburg  i.  Br.  1899. 
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größerem  Maße  Mainz,  das  an  seinem  Stapelrecht  auch 
lange  nach  dem  Emporkommen  Mannheims  zähe  festhielt. 
Solche  Umschlagsplätze  haben  sich  längs  der  Stromläufe 
insbesondere  da  entwickelt,  wo  ein  Umladen  aus  größeren 
Kähnen  in  kleinere  und  umgekehrt  notwendig  war,  denn 
kleine  Schiffe  auch  für  solche  Strecken  zu  benutzen,  deren 
Wasserstand  das  Befahren  mit  größeren  Kähnen  gestattet, 
hätte  zur  Folge,  daß  Fracht  und  Spesen  beträchtlich  er- 
höht worden  wären.  Schon  früh  entwickelte  sich  denn  auch 
auf  dem  Rhein  stromauf-  und  -abwärts  eine  rege  Schiffahrt. 
Erst  frei,  wurde  die  Rheinschiffahrt  später  zunftmäßig  or- 
ganisiert und  zwar  durch  Errichtung  der  sog.  „Rangschiff- 
fahrt . Sowmhl  Schiffer  wie  Spediteure  verpflichteten  sich 
dabei  gegenseitig,  keine  Frachten  von  Firmen  anzunehmen, 
die  der  Organisation  nicht  angehörten.  Auf  diese  Weise 
entstand  nach  und  nach  ein  ganzes  Netz  von  Schiffahrts- 
straßen  und  zwar  nicht  nur  nord-  und  südwärts,  sondern 
auch  den  Neckar  hinauf  bis  Heilbronn.  Heilbronn  besaß  in 
der  Neckar-  und  Rheinschiffahrt  lange  Zeit  eine  dominie- 
rende Stellung,  sodaß  es  den  Kampf  mit  Mainz  und  später 
mit  Mannheim  aufnehmen  konnte.  Erst  mit  Einführung  der 
großen  Rheinkähne,  die  den  Neckar  nicht  befahren  können, 
sank  die  Neckarschiffahrt  merklich,  und  damit  war  auch 
Heilbronns  Stellung  verloren.  Eine  Regelung  der  Schiffahrt 
mußte  erfolgen,  sobald  einmal  ein  regelmäßiger  Verkehr 
zwischen  den  verschiedenen  Stapelplätzen  am  Neckar  und 
am  Rheine  sich  entwickelt  hatte.  Rasch  begann  nun  Mann- 
heim seine  wirtschaftliche  Stellung  zu  erobern.  Eine  Reihe 
von  größeren  Industrieunternehmungen  faßten  hier  Fuß  und 
speziell  für  den  Getreidehandel  mag  erwähnt  w'erden,  ,,daß 
schon  1777  auf  Anregung  des  Stadtdirektors  Clignet  auf 
dem  Rheinhäuser  Hofgut  eine  große  holländische  ßockwind- 
mühle  errichtet  wurde“^).  Damit  war  der  Grundstein  zu  der 
später  sich  stark  entwickelnden  Mühlenindustrie  gelegt,  die 

*)  Walter  Borgius  a.  a.  0. 
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heute  zu  der  bedeutendsten  von  ganz  Deutschland  zu  zählen 
ist.  Die  leichte  Möglichkeit,  das  gemahlene  Getreide  per 
Schiff  seinem  Bestimmungsort  zuzuführen,  die  zentrale  Lage, 
imterstützt  von  einer  weitblickenden  emporstrebenden  Kauf- 
mannschaft, verschafften  Mannheim  bald  seine  wirtschaft- 
liche Vorrangstellung.  Man  darf  allerdings  nicht  außer  acht 
lassen,  daß  auch  Mannheim  mit  inneren  und  äußeren  Fein- 
ilen  zu  kämpfen  hatte.  Dem  Verkehr  ungünstige  Handels- 
privilegien wie  insbesondere  Mainz  mit  seinem  Stapelrecht, 
dann  aber  vor  allem  die  an  den  Rhein  angrenzenden  Ufer- 
staaten mit  ihren  vielen  Abgaben  und  Zollschranken  bilde- 
ten starke  Hindernisse  für  den  emporstrebenden  Schiffer. 
Trotzdem  die  Wiener  Kongreßakte  das  Prinzip  der  freien 
Rheiiischiffahrt,  das  Aufhören  aller  Stapelrechte,  Rang- 
schiffahrten und  Schiffergilden  als  Grundsatz  für  die  Neu- 
organisation des  Deutschen  Bundes  festgelegt  hatte,  so  gli- 
chen diese  Abmachungen  vorderhand  nur  frommen  Wün- 
schen. Auch  spätere  in  Mainz,  Darmstadt  und  Stuttgart  ab- 
gehaltene Kongresse  verliefen  ohne  nennenswerte  Aende- 
rungen.  Erst  die  am  31.  März  183  J zu  Mainz  geschlossene 
Rheinschiflahrtskonvention  regelte  den  Verkehi*  zwischen 
den  einzelnen  Uferstaaten.  Damit  war  der  Moment  für  den 
größten  Aufschwung  in  der  Rheinschiflährt  und  insbeson- 
dere für  den  Platz  Mannheim  gekommen.  ,,Bald  nach  der 
im  Jahre  1831  ausgesprochenen  freien  RheinschiftährP‘,  so 
schreibt  Walter  Borgius,  „konnte  sich  Mannheims  günstige 
Lage  als  Exportplatz  im  Ausland  Geltung  verschaffen,  und 
dem  Mannheimer  Handelsstand  war  es  möglich  gemacht,  mit 
anderen  bedeutenden  einheimischen  Handelsstädten  in  wirk- 
liche Konkurrenz  zu  treten  und  seiner  Tätigkeit  gelang  es 
auch,  bald  ganz  bedeutende  Aufträge  vom  Auslande,  be- 
sonders von  Holland  und  England,  herbeizuziehen“D.  Als 
dann  in  den  20er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  die 
Dampfschiffahrt  die  bis  dahin  nur  mühsame  Segel-  und 

Walter  Borgius  a.  a,  0. 
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Schleppschii'fahrt  verdrängte,  war  für  die  Entwicklung  der 
Rheinschiffahrt  ein  neuer  Impuls  gegeben.  Große  Schiff- 
fahi’tsgesellschaften,  die  sich  vorwieg^end  aus  kapitalkräf- 
tigen Kaufieuten  zusammensetzten,  w’etteiferten  um  die  mei- 
sten Fahrten  und  die  Folge  w'ar:  große  Verbilligung  der 
Frachten.  Wie  rasch  die  von  der  Mannheimer  Dampfschlepp- 
schiffahrtsgesellschaft in  den  40er  Jahren  ausgeführten 
Fahrten  sich  mehrten,  mag  aus  folgenden  Zahlen  hervoi'- 
gehen.  Besagte  Gesellschaft  führte  aus: 

1843  3 Fahrten  mit  7 Schle]>pkähnen  u.  23,542  Ztr.  Ldg. 

1844  10  Fahrten  mit  19  Schlei -pkähnen  u.  135,448  Ztr.  Ldg. 

1845  26  Fahrten  mit  38  Schlei'pkähnen  u.  170,478  Ztr.  Ldg. 

1846  44  Fährten  mit  69  Schleppkähnen  u.  292,326  Ztr.  Ldg. 

Neben  der  Schiffahrt  trat  aber  als  bedeutender  Kon- 
kurrent die  Eisenbahn  auf,  und  bald  sah  sich  Mannheim 
mit  den  bedeutenderen  Handels-  und  Industriezentren  Süd- 
deutschlands  per  Schienenstrang  verbunden.  1840  wmrde 
die  Linie  Mannheim-Heidelberg,  1843  Heidelberg-Karls- 
ruhe, 1845  Karlsruhe-Freiburg,  1846  Mannheim-Darmstadt- 
Frankfurt,  1851  Freiburg-Haltingen-Schweizergrenze  resp. 
Basel,  1866  Mannheim-Mosbach- Würzburg  und  1869  Mann- 
heim-Sinsheim-Heilbronn  dem  Verkehr  übergeben.  P4ir  den 
Handel  und  somit  für  Mannheim  insbesondere  gewann  die 
Eisenbahn  ihre  wesentliche  B(4eutung  aber  erst  mit  dem 
Jahre  1844,  das  ist  mit  der  Einführung  des  Gütertranspor- 
tes neben  dem  Personenverkehr.  Eine  große  Verbilligung 
der  Frachten  war  die  Folge.  Damit  .fiel  die  Landfracht  für 
Getreide  beispielsweise  von  40  Pfg.  per  Tonnenkilometer 
auf  2,2  Pfg.  (heute  beträgt  sie  nach  dem  Spezialtarif  nur 
1,7  Pfg.i). 

Weitblickende  Kaufleute,  überzeugt  von  der  künftigen 
starken  Verkehr sentwdcklung  Mannheims,  wii-kten  früh  schon 
dahin,  daß  die  Hafenverhältnisse  wesentlich  verbessert  und 
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für  einen  größeren  Umsatz  eingerichtet  wurden.  Es  W'-ar 
namentlich  der  Wunsch,  die  bereits  stark  sich  entwickelnde 
Getreidedurchfuhr  auch  für  die  Zukunft  behalten  zu  kön- 


-> 

■‘ä 


f ' * 
; 


i 


2 


1 « 
^ J 


r 


nen,  und  dafür  bedurfte  es  vor  allem  Magazine  and  I.^ager- 
häuser.  Aber  auch,  um  den  Schiffen  das  Anlegen  zu  er- 
leichtern, sollten  Landungsstellen  und  Verbindungsgeleise 
mit  den  einzelnen  Linien  geschaffen  werden.  Am  1.  Septem- 
ber 1828  wurde  Mannheim  durch  Ministerialbeschluß  zum 
Freihafen  ernannt  und  einige  Jalrre  später,  am  6.  Januar 
1834,  wurden  alle  bisherigen  lästigen  Formalitäten  und 
Kontrollen  beseitigt.  Wie  rasch  sich  der  Verkehr  im  Mann- 
heimer Hafen  entwickelte,  mag  aus  folgenden  Zahlen  er- 
hellen. die  ich  teils  den  Handelskammerberichten '),  teils 


Walter  Borgius  entnommen  habe: 


rheinabwärts 

rhetnaufwärts 


1828 

1 340  476  Ztr. 
507  323 


9? 


1835 

1 359  795  Ztr. 
1014  906  .. 


zusammen 


1 847  799  Ztr. 


2 374  701  Ztr. 


Während  bis  Anfang  der  20  er  Jahre  des  vorigen  Jahr- 
hunderts die  Mühlen  ausschließlich  Lohnmühlen  mit  Na- 
turalentgelt  wmren,  entwickelten  sich  nunmehr  eine  ganze 
Anzahl  größerer  und  kleinerer  Handelsmühlen.  Der  Müller, 
der  bis  jetzt  nur  Kundenmüller  wmr,  strebte  nun  zielbewußt 
dahin,  vom  „Lohnwerk“  zum  „Preiswerk“  überzugehen,  d.  h. 
er  produzierte  jetzt  auf  Vorrat.  Damit  war  eine  große  Um- 
wälzung verursacht:  statt  daß  der  Bauer  wie  bisher  sein 
Getreide  zum  Mahlen  brachte  und  hierfür*  dem  Müller  als 
Mahllohn  einen  Teil  des  gemahlenen  Getreides  zurücklassen 
mußte,  kam  der  Müller  aufs  Land,  kaufte  sich  da  sein  Ge- 
treide auf  und  mahlte  dasselbe  auf  eigenes  Risiko.  Das 
Mehl  ist  also  mit  diesem  Entwicklungsprozeß  zur  Handels- 
w'are  geworden.  Walter  Borgius  sagt:  ,,Die  Mehlfabrikation 
hat  durch  die  Einführung  des  neuen  Mühlensystems  eine  be- 


')  Jahresberichte  der  Handelskammer  Mannheim  1877  ff. 
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deutende  Ausdehnung  genommen,  das  Mehl  ist  ein  Ilandels- 
artikel  geworden,  und  gegenwärtig  kaufen  die  Bäcker  keine 
Früchte  mehr,  sondern  bloß  Mehl‘‘i).  Immer  stärker  prägte 
sich  das  Müllergewerbe  in  Mannheim  aus,  und  bereits  183-4 
finden  wir  die  ersten  Gründungen  großer  Dampfhandelsmüh- 
len. Trotz  heftiger  Einspraclie  seitens  kleinerer  Wasser- 
und  Windmühlenbesitzer  hatte  die  Mannheimer  Müllerei  den 
Weg  zum  Großbetrieb  angetreten,  und  unaufhaltsam  nahm 
diese  Entwicklung  in  der  Folgezeit  ihren  Fortgang. 

Bereits  1832  erhielt  Mannheim  eine  Handelskammer, 
die  die  Interessen  der  Kaufmannschaft  unterstützte  imd 
als  dann  1863  die  Mannheimer  Produktenbörse  errichtet 
wurde,  war  die  Entwicklung  Mannheims  zum  modernen 
Großhandelsplatz  besiegelt.  1861  fielen  die  letzten  Reste 
lästiger  Durchfuhrzölle  und  seit  den  40er  Jahren  waren 
Notstandsmaßnahmen,  wie  z.  B.  Getreideausfuhrverbote, 
nicht  mehr  nötig  gewesen.  Wär  sehen  also  Mannheim  be- 
reits in.  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  als  bedeu- 
tendsten Getreide-  und  Mehlhandelsplatz  Deutschlands  and 
damit  bedingt  es  seine  Weltstellung  im  Getreidehandel. 

■Wenn  wir  Mannheims  Anteil  am  inteimationalen  Verkehi- 
mit  demjenigen  früherer  Jahrzehnte  vergleichen,  so  sehen 
wir,  daß  ihm  schon  sehr  früh  eine  große  Bedeutung  als  Un;- 
schlagsplatz  zukam.  Am  verkelmsr eichen  Rhein  gelegen,  ge- 
wissermaßen als  Endpunkt  des  wenigstens  für  die  Groß- 
schiffahrt in  Betracht  fallenden  Rheinstroms,  vermittelte 
Mannheim  den  Umschlag  vom  Rheinkahn  auf  die  Landfuhre 
und  späterhin  auf  den  Eisenbahnwagen.  Beinahe  alle  den 
Rhein  aufwärts  kommenden  Güter  mußten  hier  umgeladen 
w’erden.  Mannheim  ist  also  gewissermaßen  der  Knotenpunkt, 
wo  Wasser-  und  Landtransport  sich  treffen.  Denn,  wenn 
auch  die  weitere  Schiffahrt  rheinaufwärts  ab  Mannheim 
keineswegs  unmöglich  war,  so  verteuerte  sie  doch  den  Trans- 
port  infolge  Umladens  in  kleinere  Kähne.  Die  Flußschiffahrt 

Walter  Borgius  a.  a.  0. 
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ist  aber  für  den  Gütertransport  nur  solange  von  Vorteil,  als 
ein  mehrmaliges  Umladen  nicht  nötig  ist.  Deshalb  aber, 
weil  von  Antwerpen,  Rotterdam  und  Amsterdam  der  Groß- 
schiffahrt auf  dem  Rhein  bis  Mannheim  keine  gi’oßen  Schwie- 
rigkeiten erwachsen  sind,  hat  dieselbe,  wenn  auch  anfäng- 
lich mit  primitiven  Holzkähnen,  früh  schon  ihren  Anfang 
genommen  und  Mannheim  den  Stempel  des  Verkehrs-  und 
Unischlagsplatzes  aufgedrückt.  Mannheim  bildete  also  früh 
schon  das  Ein-  und  Ausgangstor  für  beinahe  alle  den  Rhein 
auf-  und  abwärts  geleiteten  Güter.  Mit  großer  Fürsorge, 
nicht  zuletzt  selbst  am  Verkehr  Mannheims  stark  interes- 
siert, wnchte  das  Großherzogtum  Baden  über  alle  die  wei- 
tere Entwicklung  dieser  Verkehrsmetropole  betreffenden 
BVagen  und  suchte  seinerseits  die  Stellung  Mannheims  ver- 
kehrspolitisch nach  Möglichkeit  zu  befestigen. 

Die  in  Mannheim  umgesetzten  Güter  sind  nun  vorwie- 
gend Massengüter.  Wii*  sehen,  wo  immer  wir  Gütertrans- 
porten auf  den  Flüssen  begegnen,  daß  nur  solche  Güter  sich 
dazu  eignen,  die  einen  längeren  Transport,  ohne  Schaden  zu 
nehmen,  vertragen.  Auch  eignet  sich  der  Flußtransport  nicht 
für  solche  Warengattungen,  die  wohl  .eine  längere  Reisedauer 
aushalten,  die  aber  vermöge  ihrer  Natur  eine  besonders 
.sorgfältige  Verpackung  oder  Behandlung  erfordern.  Des- 
wegen sehen  wir  im  Mannheimer  Umschlag,  um  nur  die 
hauptsächlichsten  zu  nennen,  vorwiegend  Kohlen,  Petroleum, 
Salz,  Steine,  Eisen-  und  Erzwaren,  Holz,  Getreide  und  Mehl, 
Gement  u.  a.,  kurz  alles  Waren,  die  sich  für*  einen  längeren 
Wassertransport  eignen.  Wie  sich  der  Umschlag  der  ein- 
zelnen dieser  angeführten  Warengattungen  auf  dem  Platz 
Mannheim  vollzieht,  hat  Osswald  i)  ausführlich  dargetan.  Es 
handelt  sich  hier  in  diesem  Zusammenhang  nur  flarum,  zu 
zeigen,  wde  gr-oß  der  Verkehr  Mannheims  an  Getreide  und 
Getreideprodukten  ist  und  wie  sich  derselbe  bis  zur  Gegen- 
wart d.  h.  bis  vor  Kriegsausbruch  entwickelt  hat. 

')  Os3wald;  Mannheims  Umschlagsverkehr  von  1879 — 1908. 
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Mannheims  Getreide  Versand  hat,  so  gut  wie  der  anderer 
Güter,  schon  früh  bestanden.  JSicht  aber  kam  ihm  internatio- 
nale Bedeutung  zu.  Kleine  Holzkähne,  die  den  Main  und 
Neckar  hinunter,  aber  auch  rheinaufw'ärte  von  Mainz  und 
noch  weiter  unten  kamen,  brachten  Frucht  aus  den  Ge- 
treide bauenden  Gegenden  Württembergs,  aus  Bayern,  der 
Pfalz  und  Baden.  Hier  in  Mannheim  wurde  das  Getreide 
dann  auf  dem  Fruchtmarkt  verkauft,  wobei  als  Käufer 
meist  die  Mühlenbesitzer  des  Hinterlandes  auftraten.  Nach 
und  nach,  insbesondere  mit  der  Entwicklung  des  Eisen- 
bahnwesens, wurde  in  Mannheim  auch  solches  Getreide  am- 
geschlagen, das  für  entferntere  Konsumplätze  rheinauf warte 
bestimmt  war.  Die  früher  steirk  Getreide  produzierenden 
Gegenden  Badens  und  der  Pfalz,  die  einstmals  die  Kornliefe- 
ranten für  den  Mannheimer  Markt  wmren,  vernachlässigten 
im.mer  mehr  ihren  eigenen  Geti'eidebau  und  gingen  zum  An- 
bau von  Handelsgewächsen  üb*3r.  Dies  hatte  seinen  Grund 
insbesondere  in  der  Tatsache,  daß  es  bei  den  immer  billiger 
werdenden  Seefrachten  vorteilhafter  wurde,  aus  übersee- 
ischen Getreidakammern  seinen  Bedai’f  zu  decken.  Mann- 
heim wurde  also  aus  einem  früheren  Getreideinlandsmarkt 
ein  internationaler.  Sowohl  Baden  als  das  Elsaß,  die  Pfalz, 
die  östlichen  Teile  von  Frankreich  und  in  ganz  besonderem 
Maße  die  nahegelegene  Schweiz  wurden  die  Hauptabnehmer 
von  dem  nach  Mannheim  verschifften  Getreide.  Wie  stark 
sich  der  gesamte  Mannheimer  Warenverkehr  einschließlich 
des  Getreidehandels  schon  in  <len  90er  Jahren  und  später 
entwickelte,  geht  am  deutlichsten  aus  folgenden  Zahlen 
hervor,  die  ich  dem  Aufsatz  von  Schneider  D entnommen 

hEb’0.  T- 

zu  Wasser  zu  Land  Total 

in  MilL  t in  Mill,  t in  Mill,  t 


1*^80  0,96  0,80  1,76 

1890  2,68  2,34  5,02 


*)  A.  Schneide]-;  Frachtsatz  und  Transportmenge  unter  Zugrunde- 
legung der  Verhältnisse  des  Mannlieimer  Weizenhandels  nacli  der 
Schweiz,  Karlsruhe  1907. 


zu  Wasser 


zu  Land 


Total 


lOH 


1900 

678,9 

1901 

885,3 

1902 

986,4 

1903 

1301,6 

1904 

1035,4 

1905 

1220,7 

1906 

1065,5 

1907 

1126,7 

1908 

889,3 

1909 

983,9 

1910 

828,2 

1911 

932,6 

1912 

977,0 

1913 

903,4 

336,0 

1014,9 

407,9 

1293,2 

413,8 

1400,2 

341,6 

1643,2 

321,8 

1357,2 

505,6 

1726,3 

492,1 

1557,6 

398,2 

1524,9 

310,8 

1200,1 

445,7 

1429,6 

397,8 

1226,0 

570,2 

1502,8 

oöY,3 


580,3  1483,7 

Mannheim  ist,  wie  dies  schon  aus  obigen  Zahlen  her 


vorgeht,  vermöge  seiner  Lage  zum  Haupt  Umschlagsplatz 
von  Baden  geworden.  Seine  Verkehrszahlen  übersteigen  die- 
jenigen anderer  badischer  Städte  wie  Karlsruhe,  Freiburg 
und  Kehl  um  ein  Vielfaches.  Insbesondere  für  den  Ge- 
treide- und  Kohlenverkehr  steht  Mannheim  als  Umschlags- 
platz an  erster  Stelle.  Wie  sehi'  die  in  Mannheim  per 
Bahn  uragesetzte  Gütermenge  diejenige  der  übrigen  badi- 
schen Stationen  übertrifft,  geht  aus  folgenden  Ziffern  i) 
hervor,  welche  den  Totalgüterumsatz  zeigen: 


Gütei 

werkehr 

in  1000 

Tonnen: 

Jahr 

Mannheim 

Basel 

Karlsruhe 

Heidelberg 

Freiburg 

Kehl 

1877 

725 

349 

162 

134 

125 

79 

1878 

775 

332 

116 

112 

103 

73 

1879 

813 

344 

125 

122 

116 

69 

1880 

837 

300 

134 

126 

122 

74 

1881 

889 

355 

137 

129 

120 

75 

1882 

936 

358 

150 

129 

126 

82 

’j  Aus  den  Berichten  der  Handelskammer  Mannheim  1877  ff, 
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Jahr 

Mauabein 

Basel 

Karlsruhe 

Heidelberg 

Freiburg 

Kehl 

1883 

1017 

356 

156 

150 

130 

75 

1884 

1169 

396 

172 

160 

158 

78 

1885 

1105 

324 

176 

172 

165 

75 

1886 

1183 

344 

193 

192 

169 

(0 

1887 

1424 

320 

225 

200 

173 

97 

1888 

1562 

287 

241 

234 

189 

108 

1889 

1746 

295 

261 

254 

182 

105 

1890 

1894 

303 

376 

279 

223 

119 

1891 

1929 

314 

359 

295 

220 

146 

1892 

2143 

305 

343 

313 

197 

119 

1893 

2377 

346 

377 

316 

212 

136 

1894 

2410 

313 

473 

326 

223 

150 

1895 

2495 

337 

474 

267 

252 

153 

1896 

2942 

376 

593 

289 

278 

159 

1897 

3015 

436 

669 

266 

311 

158 

1898 

3266 

405 

756 

210 

318 

167 

1899 

3324 

430 

817 

215 

343 

194 

1900 

4160 

458 

862 

395 

352 

197 

1901 

3642 

398 

836 

390 

354 

193 

1902 

3673 

423 

952 

426 

396 

242 

1903 

4070 

423 

1239 

435 

415 

285 

1904 

4307 

470 

1334 

474 

425 

310 

1905 

4412 

417 

1439 

520 

431 

342 

1906 

4858 

375 

1442 

584 

430 

381 

1907 

OiOO 

418 

1468 

678 

435 

355 

1908 

4940 

432 

1472 

648 

421 

329 

1909 

5092 

426 

1668 

730 

418 

312 

1910 

5062 

473 

1748 

853 

426 

383 

1911 

5695 

480 

2037 

860 

463 

454 

1912 

6008 

509 

2310 

771 

469 

560 

1913 

5855 

477 

2458 

802 

465 

636 

Vergleichen  wir  die  in  Mannheim  umgesetzte  Gütermenge 
mit  derjenigen  von  Basel,  so  sehen  wir,  daß  jedenfalls  ein 
großer  Teil  der  in  Mannheim  umgeseteten  Güter  nach  der 
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Schweiz  rollt.  Nach  keinem  anderen  Staat  ist  sowohl  der 
Versand-  wie  der  Empfangsverkehi*  ab  Mannheim  so  groß 
wie  nach  der  Schweiz.  Es  entlielen  beispielsweise  im  Jahre 


1911  von  dem  gesamten 

Auslandverkehr 

Mannheims 

Tonnen)  aufi): 

\ ersand 

Empfang 

Schweiz 

712  485 

29  248 

Oesterreich 

35  515 

27  705 

Frankreich 

14183 

12  224 

Italien 

12  382 

6 460 

Belgien 

4 993 

4111 

Luxemburg 

3272 

6 375 

Rumänien 

1325 

17 

Rußland 

1197 

290 

Niederlande 

935 

3 702 

Balkanländer 

799 

960 

Schweden 

160 

95 

Dänemark 

52 

3o 

England 

16 

0 

Ganz  enorm  ist  also  der  Ant-eil  Mannheims  an  der  Ge- 
trendezufuhr  nach  der  Schweiz.  Vergleichen  wir  allerdings 
die  \rährend  eines  Jahrzehnts  von  Jahr  zu  Jahr  der  Schweiz 
zugeführten  Mengen  miteinander,  so  fallen  die  oftmals  nicht 
unerheblichen  Schwankungen  auf.  Die  Getreidezufuhren  nach 
der  Schv;eiz  betrugen  beispielsweise: 


1900 

670  582  Dz. 

1901 

767  521  „ 

1902 

779  785  „ 

1903 

484440  „ 

1904 

630  000  „ 

1905 

703  611  „ 

1906 

563320  „ 

1907 

470960  „ 

')  Ans  dem  Jahresbericht  der  Handelskammer  Mannheim  1912. 
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1908 

515  000  Dz. 

1909 

694200  „ 

1910 

627  860  „ 

Man  möchte  annehmen,  daß  diese  Schwankungen  ihren 
Grund  in  der  dem  Platz  Mannheim  von  anderen  Zufahrts- 
linien erwachsenen  Konkurrenz  finden.  Dem  ist  aber  nicht 
so.  Bei  Welthandelsartikeln  wie  beim  Getreide  spielen  viele 
Momente  mit,  die  Schwankungen  und  Verschiebungen  im 
Verkehr  zur  Folge  haben  können.  Daß  natürlich  auch  die 
'lYansportverhältnisse  dabei  von  Einfluß  sein  können,  ist 
klar.  Suchen  \\dr  aber  nach  dem  Grund  des  bedeutenden 
Transportrückganges  von  Getreide  nach  der  Schweiz  von 
1902  auf  1903  und  von  1905  auf  1906  und  1907,  so  fin- 
den v^ii'  die  Ursache  in  den  schwankenden  Erträgnissen 
der  einzelnen  Getreide  produzierenden  Staaten.  Schon 
Gothein  U weist  auf  die  Schwankungen  hin  und  sagt  darüber, 
indem  er  vom  Versand  von  Rohmaterialien  auf  dem  Was- 
serweg spricht:  ,, Höchst  schwankend  blieb  zwar  noch  im- 
mer der  Getreideversand,  weil  er  von  den  Ernten  abhing.“ 
Daß  natürlich  die  Schwankungen  auf  dem  Rhein  auch  solche 
für  den  Landtransport  zeitigen,  geht  schon  aus  der  Tatsache 
hervor,  daß  fast  alles  — wenigstens  früher  — nach  Mann- 
heim rheinaufwärts  gelangende  Getreide  von  hier  aus  mit 
der  Bahn  weiter  spediert  wird.  Der  Jahresbericht  der 
Mannheimer  Handelskammer  1899  sagt  z.  B.  über  den  1898 
erfolgten  starken  Rückgang  im  Getreide versand  nach  der 
Schweiz:  ,,Die  in  der  zw’eiten  Hälfte  des  Jahres  1898  be- 
obachtete starke  Abnahme  des  Getreideverkehrs  von  Mann- 
heim nach  der  Schw^eiz  hat  seinen  Grund  ...  in  verschie- 
denen außergewöhnlichen  Umständen,  nämlich  als  Folge 
der  spanisch-amerikanischen  Kriegswirren  und  der  Leiter'- 
schen  Weizenspekulation,  der  zeitweiligen  Aufhebung 
des  Getreideeinfuhrzolles  in  Frankreich  sowie  m den  an- 
dauernd schlechten  Schiffahrtsverhältnissen  auf  dem  Rhein“. 

9 Gothein:  Die  Schiffahrt  der  deutschen  Ströme  1903,  S.  277. 


So  bedeutend  nun  auch  die  genannten  Schwankungen 
sind  und  obgleich  solche  vom  verkehrspolitischen  Stand- 
punkt aus  eine  recht  unerfreuliche  Tatsache  bilden,  so  ver- 
mögen sie  doch  Mannheims  P>edeutung  als  Hauptverkehrs- 
und Umschlagsplatz  nicht  zu  schmälern.  Mannheim  ist  und 
bleibt  dank  seiner  am  Rhein  gegen  die  Schweiz  vorgescho- 
benen Stellung  das  Eldorado  des  Verkehrs  und  Umschlags 
nach  der  Schweiz.  Trotz  der  st-arken  Konkurrenz  nament- 
lich seit  Eröffnung  der  Gotthardbahn  und  der  seitens  der 
französischen  Bahnen  für  den  Transport  von  Getreide  von 
Marseiile  nach  der  Schweiz  gewährten  Vergünstigungen  ver- 
mochte die  Rheinroute  den  Hauptverkehr  an  sich  zu  reißen. 
Von  den  der  Schweiz  im  Jahr  durchschnittlich  zugeführten 
43  000  Wagen  Getreide  kommen  ca.  27  000  Wagen  über 
den  Rhein.  Worin  mag  dies  seinen  Grund  haben?  A’ergleicht 
man  auf  der  Karte  die  Entfernung  der  Schweiz  vom  Meer 
und  unser  eingeführtes  Getreide  kommt  ja  fast  alles  von 
Uebersee  her  — , so  wundert  man  sich,  daß  nicht  das  meiste 
Getreide  über  Genua  eingeführt  wird.  Der  Grund  aber,  wes- 
halb nicht  über  Marseille  und  über  Genua  das  Hauptkon- 
tingent  eingeführt  wird,  sondern  über  den  Rhein,  liegt  in  ver- 
schiedenem. Ausschlaggebend  für  den  schw^eizerischen  Im- 
porteur ist  vor  allem  der  Costo,  d.  h.  die  Gesamt  Unkosten, 
die  über  den  Rhein  wesentlich  geringer  sind  als  über  die 
Südrouten  (s.  S.  95).  Ueber  Mannheim  nach  der  Schweiz 
geleitetes  Getreide  kostet  beispielsweise  von  Odessa  nach 
Zürich  per  Waggon  {=  10,000  kg.)  Ft.  19.60  weniger  als 
über  Genua  und  Fr.  35.10  weniger  als  über  Marseille.  Worin 
hat  dies  seinen  Grund,  wo  doch  der  Seeweg  durch  das 
Mittelländische  Meer  und  die  ^leerenge  von  Gibraltar  nach 
Rotterdam  und  Antwerpen  ein  \ iel  weiterer  ist  als  bis  Genua 
oder  Marseille?  Mit  Getreide  (aber  auch  anderen  Gütern)  be- 
frachtete Schiffe  werden  deshalb  mit  Vorliebe  nach  Amster- 
dam oder  Rotterdam  diingiert,  weil  hier  die  Schiffe  infolge 
des  überaus  starken  Exportes  insbesondere  nach  süd-  und 


nordamerikanLschen  Häfen  stets  Rückfrachten  vorfinden, 
während  solche  ab  Marseille  und  Genua  nicht  so  häufig  sind. 
Dieser  zu  Gunsten  von  Antwerpen  und  Rotterdam  bestehende 
Vorteil  äußert  sich  in  billigeren  IVachtsätzen.  Trotz  der 
ganz  bedeutend  größeren  Strecke,  den  das  aus  Argenti- 
nien beladene  Getreideschiff  nach  den  beiden  Rheinmün- 
dungshäfen zu  durchfahren  hat,  steht  der  argentinische  Wei- 
zen cif  Genua  in  der  Regel  \/g  bis 

höher  als  cif  Rotterdam  oder  Antwerpen.  Solange  die  von 
Rußland,  A.merika,  Australien  und  Indien  nach  Rotterdam 
und  Antwerpen  fahrenden  Dampfer  an  diesen  beiden  Hafen- 
plätzen für  die  Rückfracht  lohnendere  Güter  aufnehmen  kön- 
nen als  ab  Genua  und  Marseille,  solange  wiial  auch  dieser 
Vorteil  für  die  beiden  Nordseehäfen  bestehen  bleiben. 

Nun  spricht  aber  noch  ein  Moment  mit,  das  die  beiden 
Rheinniündungshäfen  Antwerpen  und  Rotterdam  gegenüber 
Marseille  und  besonders  gegenüber  Genua  im  Vorteil  erschei- 
nen läßt:  ihre  vorzüglichen  Umschlags  Vorrichtungen.  Sowohl 
Antwerpen  wie  Rotterdam  sind  heute  mit  den  technisch  voll- 
kommensten Einrichtungen  versehen,  die  ein  rasches  und 
billiges  Umladen  vom  großen  Ozeandampfer  in  den  Rhein- 
kahn oder  in  den  Eisenbahnwagen  ermöglichen.  Deshalb  er- 
leidet die  Rheinzufahrtslinie  trotz  des  für  die  Zufuhr  nach 
der  Schw’eiz  notwendigen  zweimaligen  Umladens  (in  Ant- 
werpen oder  Rotterdam  vom  Ozeandampfer  in  den  Rhein- 
kahn und  in  Mannheim  oder  Straßburg  vom  Rheinkahn  in 
den  Eisenbahnwagen)  gegenüber  derjenigen  über  Marseille 
und  Genua,  die  nur  ein  einmaliges  Umladen  (vom  Uebersee- 
dampfer  auf  den  Eisenbahnwagen)  erforderlich  macht,  kei- 
nen Nachteil.  Keine  noch  so  großen  Kosten  sind  gescheut 
worden,  um  den  Umschlag  in  Antwerpen  und  Rotterdam 
aufs  rascheste  und  billigste  zu  gestalten.  Bis  vor  nicht  allzu 
langer  Zeit  vollzog  sich  der  Umschlag  vom  Seeschiff  in  den 
Rheinkahn  in  der  Weise,  daß  das  Getreide  von  Hand  mit- 
tels Körbe  in  die  Wiegeschale  einer  sog.  Balkenwage,  die 
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auf  dem  Seeschiff  aufgestellt  wurde,  geschöpft  und  von  da 
nach  der  Verwiegung  in  den  Rheinkahn  geleert  wurde. 
Später  bildete  sich  zunächst  in  Rotterdam  eine  Elevatoren- 
gesellschaft, die  mittels  fahrbarer  Becherhebewerke  (sog. 
Elevatoren)  das  Getreide  aus  den  Seedampfern  heben  und 
über  automatische  Wagen  durch  Rohre  oder  aber  auf  sog. 
,,trotoirs  roulands“  in  das  Rheinschiff  befördern.  Neuer- 
dings wird  das  Getreide  auch  mittels  Saugapparaten  ähnlich 
den  Entstaubungsapparaten  aufgesogen  und  so  vom  See- 
dampfer in  den  Rheinkahn  umgeschlagen.  Solche  vorzüg- 
lichen Einrichtungen  haben  den  großen  Vorteil,  daß  infolge 
der  schnellen  Umladung  Zeit  und  damit  Zinsverkiste,  wie 
sie  })eisj'ielsweise  in  Genua  durch  die  recht  häufigen 
Stockungen  im  Abtransport  entstehen,  nur  selten  Vorkom- 
men. Die  Generalunkosten  für  das  über  den  Rhein  gelei- 
tete Getreide  bleiben  also  trotz  längeren  Transportweges 
und  mehrmaligen  Umschlages  dennoch  hinter  denjenigen 
von  Marseille  und  Genua  zurück.  Diese  und  andere  noch  zu 
erwähnende  Vorteile  sind  es,  die  die  Rheinlinie  für  den  Ver- 
kehr nach  der  Schweiz  so  sehr  begünstigen  und  ihr  trotz 
der  südlichen  Konkurrenz,  die  große  Bedeutung  für  den 
Transit  verschaffen. 

Aber  nicht  nur  am  unteren  Rhein  suchte  man  Umschlag 
und  Abtransport  möglichst  vorteilhaft  zu  gestalten.  Auch 
Mannheim  und  neuerdings  Straßbui’g  und  Kehl  trachteten 
dem  von  Jahr  zu  Jahr  größer  werdenden  Güterumschlag  ge- 
recht zu  werden.  Es  lag  dies  ja  auch  im  allerureigensten 
Interesse  des  Mannheimer  Händlers  begründet;  denn  je  tech- 
nisch vollkommener  und  vorzüglicher  die  Umschlags-,  Lage- 
rungs- und  Verkehrseinrichtungen  sind,  mit  umso  größerer 
Sicherheit  kann  er  auf  ein  rasches  Abwickeln  seiner  Trans- 
porte rechnen,  und  umso  geringer  ist  das  Risiko,  das  er 
läuft.  In  wahrhaft  vorbildlicher  W^eise  hat  nun  Mannheim, 
nicht  zuletzt  durch  den  immer  größer  werdenden  Güterver- 
kehr dazu  gezwungen,  schon  recht  früh  sein  Augenmerk 
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auf  gute  Anlagequais  gerichtet,  die  durch  Schieiienstrang 
mit  dem  Zentralgüterbahnhof  verbunden  ein  leichtes  Ueber- 
laden  vom  Rheinkahn  in  den  Bahnwagen  ermöglichen.  Das 
gleichzeitige  im  Stromlauf  des  Rheines  nicht  immer  leichte 
Anlegen  der  Rheinkähne  längs  der  beiden  Quais  machte 
frühzeitig  schon  den  Bau  eines  besonderen  in  den  Rheinstrom 
mündenden  Hafens  wünschenswert.  So  wurde  bereits  in  den 
70er  Jahren  der  Hafen  Mühlau  gebaut,  der  in  einer  Länge 
von  2100  m und  einer  Breite  von  120  m in  engster  Ver- 
bindung mit  der  einmündenden  badischen  Bahn  und  der  hes- 
sischen Ludwigsbahn  stand.  Aber  dieser  reichte  bald  nicht 
mehr  aus,  und  so  erfolgten  in  den  folgenden  Jahren  Erwei- 
terungen und  Vervollkommnungen,  die  in  verkehrstechni- 
«cher  Hinsicht  zu  den  vollkommensten  zu  zählen  sind.  Schon 
1891  hatte  die  Mannheimer  Handelskammer  die  Anregung 
SU  einem  neuen  besonderen  Industriehafen  gegeben.  1897  in 
Angriff  genommen,  wurde  derselbe  mit  einem  Kostenauf- 
wand von  6^/o  Mill.  Mark  1902  fertig  erstellt.  Derselbe 
hat  eine  Gesamtfläche  von  247  ha  iind  ist  mit  11  Maschi- 
nenkrahnen,  3 Elevatoren,  7 Silos  und  ebenso  vielen  Lager- 
häusern ausgestattet.  Bald  reichte  auch  dieser  neuerstellte 
Hafen  für  den  Verkehr  nicht  mehr  aus,  und  wir  sehen  be- 
reits einen  weiteren  bedeutenden  Hafen  entstehen:  den 
Rheinauhafen  Dieser  hat  eine  Gesamtfläche  von  120  ha 
mit  45  km  Schienenstrang  und  vermittelt  den  Verkehr 
zwischen  der  Rheintalbahn  und  dem  übrigen  Mannheimer 
Hafen.  Der  Rheinauhafen  ist  aber  nicht  als  Konkurrenz- 
hafen, sondern  bloß  als  Ergänzungshafen  zu  Mannheim  zu 
betrachten.  „Er  nimmt  auch“,  wie  OsswaldQ  sagt,  „in  eisen- 
bahntarifarischer Hinsicht  an  den  Vorzugstarifen  Mannheims 
teil“.  Mächtig  sind  also  die  zur  Bewältigung  des  Umschlags 
angelegten  Hafenbauten.  Dieselben  sind  aber  nicht  erst 
aus  einem  gesteigerten  Bedürfnis  nach  solchen  Anlagen  ent- 
standen, sondern  sie  wurden  im  Hinblick  auf  einen  noch 
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größer  werdenden  Verkehr  im  voraus  so  angelegt.  Und 
der  erwartete  Verkehrszuwachs  blieb  nicht  aus. 

Bis  jetzt  war  es  insbesondere  in  Mannheim,  wo  dank 
seiner  großen  Getreidesilos  und  seiner  vorzüglichen  Um- 
schlagsvorrichtungen die  Schweizer  Händler  ihr  Getreide 
lagerten.  Da  sich  in  Mannheim  sozusagen  der  ganze  Ge- 
treidehandel wie  in  einem  Brernpunkt  konzentriert,  so  ge- 
nießen die  Einlagerer  daselbst  den  Vorteil  eines  größeren 
Aktionsradius,  d.  h.  sie  können  von  hier  aus  ihr  Getreide 
besser  nach  allen  Seiten  hin  verkaufen,  als  wenn  dasselbe 
in  der  Ost-  oder  Zentralschweiz  eingelagert  ist.  Dazu  gesellt 
sich  der  Vorteil  der  Reexpeditionsfähigkeit,  das  ist  die  Mög- 
lichkeit, das  zeitweise  in  Mannheim  eingelagerte  Getreide 
zu  demselben  günstigen  Frachtsatz  w’eiter  zu  spedieren,  wie 
wenn  dasselbe  ohne  Einlagerung  direkt  seinem  Bestim- 
mungsort zugerollt  wäre. 

Ein  weiterer  Vorteil,  der,  wenn  auch  nicht  mehr  so 
stark,  auch  nach  der  Rheinregulierung  für  den  Platz  Mann- 
heim bestehen  bleibt,  ist,  daß  der  großen  Rheinschiff- 
fahrt (besondere  Verhältnisse  wie  all  zu  tiefer  Wasser- 
stand oder  Eisgang  ausgenommen)  bis  hier  keinerlei  Schwie- 
rigkeiten erwachsen.  Anders  oberhalb  Mannheim.  Hier  be- 
reitet, insbesondere  bei  Speyer,  der  Stromlauf  mit  seinem 
unregelmäßigen  Wasserstand  und  seinen  Stromschnellen  der 
Schiffahrt  große  SchwuerigkeitenO-  Es  wird  erst  Sache  der 
durchzuführenden  Regulierung  sein,  die  stetig  sich  ver- 
schiebenden Sand-  und  Kiesbänke  zu  beseitigen.  Für  grös- 
sere Tonnenkähne  ist  also  Mannheim  der  Stapel-  und  Um- 
schlagsplatz, während  selbstverständlich  leichtere  Kähne 
heute  schon  ohne  große  Mühe  bis  Straßburg  und  Kehl,  ja 
bis  Basel  hinauf  geschleppt  werden  können.  Die  ganze  Frage 
der  Rheinschiffahrt  und  das  daiait  für  die  Getreideversor- 
gung der  Schweiz  so  hochwichtige  Problem  der  Schiffbar- 


machimg  des  oberen  Rheines  bleibt  noch  einer  späteren 
Betrachtung  Vorbehalten. 

Für  das  Emporblühen  Mannheims  spielt  aber  noch  ein 
Moment  eine  ganz  wesentliche  Rolle.  Das  ist  der  immer 
größer  werdende  Eigenbedarf  der  emporstrebenden  Müh- 
lenindustrie, welche  die  überaus  günstige  Lage  Mannheims 
als  Haupt  Umschlagsplatz  am  Rhein  nach  Möglichkeit  aus- 
zunützen sucht.  Vorteilhaft  für  die  Entwicklung  der  Müh- 
lenindustrie waren  auch  die  billigen  Schiffsfrachten,  die 
sich  aus  dem  Wettbewerb  der  verschiedenen  Rheinschiff- 
fahrtsgesellschaften erklären.  Das  verschaffte  der  Mann- 
heimer Mühlenindustrie  besonders  gegenüber  anderen  Plät- 
zen einen  großen  Vorzug.  Dazu  kommt,  daß  das  Getreide, 
za  Mehl  vermahlen,  infolge  der  leichteren  Form  mit  ge- 
lingerer  Fracht  zum  Bestimmungsort  gelangen  kann.  Daß 
der  Mannheimer  Müller  alle  diese  Vorteile  sich  zunutze 
zu  machen  w’ußte,  geht  aus  der  später  sich  sehr  stark  ent- 
wickelnden Mehlausfuhr  nach  der  Schweiz  deutlich  hervor. 
Davon  aber  und  insbesondere  von  der  durch  eine  so  starke 
Mehlausfuhr  für  die  Schweizer  Müller  entstandenen  pre- 
kären Situation  ward  an  anderer  Stelle  noch  die  Rede  sein. 

So  sehen  wir,  wie  Mannheim,  begünstigt  durch  seine 
Lage  und  unterstützt  von  Staat  und  Gemeinde,  zu  einem 
der  Hauptgetreideplätze  emporgewachsen  ist.  Mannheim 
setzt  heute  nicht  nur  für  sich  und  sein  Hinterland,  sondern 
für  fast  ganz  Mitteleuropa  Getreide  um.  „Mannheim  ist 
nicht  etwa  mit  andern  Hauptgetreidemärkten  wie  New- 
York  und  Odessa  zu  vergleichen,  deren  Verkehr  lediglich 
von  dem  Ausfall  der  heimischen  Ernte  abhängt;  als  Ge- 
treideeinfuhrhafen deckt  es  seinen  Bedarf  in  dem  TJ eber- 
schuß aller  Getreide  exportierenden  Länder“^). 

Die  billigen  Frachten  auf  dem  Rheine,  die  nach  allen 
Richtungen  hin  gewährte  Reexpeditionsfähigkeit  und  die 
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vorzüglichen  Anlagen  für  die  gesunde  Erhaltung  des  da- 
selbst eüigelagerten  Getreides  bewirken  die  bevorzugte  Stel- 
lung Mannheims  gegenüber  seinen  Eivalen  am  Mittelmeer. 
Doch  ergeben  sich  auch  hier  Störungen,  die  eine  gewisse 
Gefahr  in  sich  bergen.  Wenn  der  Händler  bei  den  festen 
Tarifsätzen  der  Eisenbahn  mit  Genauigkeit  und  bei  den 
Seefrachten  mit  ziemlicher  Genauigkeit  kalkulieren  kann, 
so  trifft  dies  bei  den  Frachten  auf  dem  Rhein  gar  nicht  zu. 
Dieselben  sind  fortgesetzten  Schwankungen  unterworfen,  was 
mit  dem  M' asserstand  des  Rheines  zusammenhängt.  Je  nach 
dem  Pegelstand  (W  asserstand)  kommen  für  die  Rheinfrachten 
höhere  oder  niedere  Sätze  zur  Anwendung.  Bei  niedrigem 
Wasserstand  steigen  die  Sätze,  weil  dami  Kähne  mit  ge- 
ringerem Tonnengehalt  verwendet  werden  müssen.  Je  klei- 
ner aber  der  Rheinkahn,  umso  höher  die  Spesen.  Daß  dies 
unangenehm  ist,  erhellt  aus  der  Tatsache,  daß  oftmals  infolge 
plötzlichen  Fallens  des  Wasserstandes  der  Händler  von  heute 
auf  morgen  mit  100  bis  150  To  höheren  Rheinfrachten  kal- 
kulieren muß.  So  entscheidet  der  Pegelstand  in  Kaub  über 
die  Höhe  der  dem  einzelnen  Transport  zu  Grunde  liegenden 
Frachtsätze.  Der  Bericht  der  Getreidebörse  Zürich  1911/12 
sagt  darüber:  „So  sehr  es  begreiflich  ist,  daß  ’die 

Reedereien  bei  kleinerem  Wasserstand  höhere  Rhsinfrach- 
ten  verlangen  müssen  als  bei  gutem  Wasserstand,  so  wenig 
veiständlich  ist  es,  daß  man  am  Rhein  diese  Verhältnisse 
noch  immer  nicht  in  eine  korrektere  und  kaufmännisch 
richtigere  Form  gebracht  hat.  Die  Kauber  Pegelklausel 
paßt  nicht  mehr-  in  den  heutigen  Verkehr,  denn  der  Kauf- 
mann muß  zu  jeder  Zeit  mit  festen  Sätzen  rechnen  können“. 
Während  sich  die  Bahnfracht  von  Rotterdam  bis  Mannheim 
für  100  kg  Getreide  auf  Mk.  1.68  stellt,  schwanken  die 
Frachten  auf  dem  Rhein  für  dieselbe  Menge  zwischen 
23  und  50  Pfg.  So  wesentlich  billiger  dieselben  auch  gegen- 
über der  Bahn  sind,  so  erschweren  ihre  beständigen  Schwan- 
kungen den  Handel  und  damit  den  Transit  über  den  Rhein 
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recht  bedeutend.  Man  hat  schon  auf  verschiedene  Weise 
denselben  zu  begegnen  gesucht  und  zwar  indem  man  die 
Frachtsätze  von  der  Höhe  des  Wasserstandes  unabhängig 
gestalten  oder  indem  man  sie  der  Jahreszeit  angemessen 
staffeln  wollte.  Umsonst.  Frachtschwankungen  sind,  wo  es 
auch  sei.  immer  mit  der  Flußschiffahrt  verbunden. 

Von  viel  schwerwiegenderer  Natur  und  für  den  am 
Mannheimer  Umschlag  interessierten  Händler  recht  unan- 
genehm waren  die  seitens  der  französischen  Bahnen  getrof- 
fenen  Maßnahmen.  Insbesondere  war  es  die  Paris-Lyon-Me- 
diterranee,  welche  durch  Gewährung  von  Refaktien  und 
sonstigen  Vergünstigungen  einen  Teil  des  über  Mannheim 
geleiteten  Verkehrs  an  sich  zu  reißen  suchte.  Diese  ins- 
be.sondere  den  Verkehr  zwischen  Marseille  und  Lyon,  Paris 
und  Genf  vermittelnde  Bahn  trat  auf  diese  Weise  nicht 
nur  mit  der  Rheinlinie,  sondern  ebenso  sehr  mit  der  Gott- 
hai'dlinie  in  Wettbewerb.  Es  sei  beispielsweise  nur  erw’ähnt, 
daß  die  Entfernung  von  Marseille  nach  Brunnen  um  383  km 
größer  ist  als  die  von  Genua  nach  Brunnen.  Ti'otzdem  hat 
die  Faris-Lyon-Mediterranee  die  Frachtparität  mit  Genua 
hergestellt.  Sie  büßt  also  z.  B.  per  Waggon  nach  Luzern 
Fr.  40.90,  nach  St.  Gallen  und  Zürich  Fr.  45.50  an  Fracht 
ein.  Statt  Fr.  350.50  kostet  ein  Waggon  Getreide  von 
Odessa  nach  Zürich  über  Marseille  nur  mehr  Fr.  311. — ; 
gegenüber  der  PYacht  über  Mannheim  also  Fr.  10.40  weni- 
ger und  gegenüber  derjenigen  über  Genua  Fr.  30. — weni- 
gerO.  Aber  auch  die  Gotthardbahn,  unterstützt  von  Ita- 
lien. wollte  aus  der  Konkurrenz  zwischen  der  Rheinroiite 
und  der  Paris-Lyon-Mediterranee  Vorteile  für  sich  ziehen 
und  suchte  ebenfalls  durch  Frachtermäßigung  einen  Teil 
des  Verkehres  auf  sich  abzulenken.  Damit  war  das  Signal 
für  den  zwischen  den  einzelnen  Linien  nunmehr  entbrann- 
ten Konkurrenzkampf  gegeben. 
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Es  ist  klar,  daß  gegenüber  diesen  Anstrengungen  seitens 
der  südlichen  Zufahrtslinien  Mannheim  nicht  müßig  Zusehen 
konnte.  Es  suchte  naeh  Mitteln  und  Wegen,  um  den  Tran- 
sitverkehr' über  den  Rhein  nach  Möglichkeit  zu  erhalten 
und  zu  fördern.  Mit  aller  ihnen  zur  Verfügung  stehenden 
Macht  wirkten  die  Mannheimer  Getreidehändler  darauf  hin, 
daß  die  Bad.^  Staatsbahnen  mit  ihren  Tarifsätzen  herunter- 
gingen,  damit  trotz  der  starken  Konkurrenz  seitens  der 
beiden  südlichen  Zufahrtslinien  ein  großer  Teil  des  Ver- 
kehrs über  Mannheim  geleitet  wird.  Dies  konnte  die  Bad, 
Bahn  unisomehr,  als  auch  sie  fast  ebenso  sehr  wie  Mann- 
heim am  Transitverkehr  nach  der  Schweiz  mitintaressiert 
ist.  Sie  ermäßigte  deshalb,  um  der  drohenden  Ablenkung 
des  Verkehrs  durch  die  Südlmien  zu  steuern,  den  Fracht- 
satz per  V aggon  Getreide  von  Mannheim  bis  Basel  von 
Fr.  83.  auf  Fr.  80. — Die  Fracht  von  Odessa  nach  Zürich 
über  Mannheim  stellt  sich  also  somit  per  Waggon  auf 
Fr.  318.40  statt  auf  Fr.  321.40.  Damit  war  aber  der  Süden 
keineswegs  geschlagen.  Die  von  der  Paris-Lyon-Mediterranee 
gewährten  Refaktien  sind  viel  za  groß,  als  daß  sie  durch 
eine  Frachtermäßigung  von  nur  Fr.  3.—  auf  der  Strecke 
Mciiinheim-Basel  wettgemacht  werden  könnten.  Um  die  von 
der  Lmie  Marseille-Genf  der  Rheinroute  und  damit  dem 
Platz  Mannheim  erwachsende  Konkurrenz  zu  beseitigen, 
müßte  die  Bad.  Bahn  mindestens  die  Frachtparität  mit 
dieser  Linie  hersteilen,  d.  h.  eine  Frachtermäßigung  von 
Fl.  11.40  vornehmen,  damit  sich  die  Prachtspesen  über 
Mannheim,  nicht  höher  stellen  als  über  Marseille.  Ja  sie 
mußte,  um  den  Zeitverlust,  den  der  Transport  über  den 
Rhein  erleidet,  auszugleichen,  noch  bedeutend  unter  den 
Frachtsatz  Marseille-Genf  hinuntergehen.  Denn  selbst  bei 
ganz  normaler  Spedition  braucht  das  über  den  Rhein  ge- 
leitete Getreide  ebenso  viele  Wochen  als  Tage  über  Mar- 
seille oder  Genua.  Dieser  Nachteil  bleibt  also  bei  noch  so 
technisch  vorzüglichen  Einrichtungen  für  Mannheim  beste- 
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heil.  Umsomehr  trachtete  man  danach,  dem  Transit  nach 
der  Schweiz  über  Mannheim  alle  irgendwie  möglichen  Er- 
leichterungen zu  schaffen.  Man  suchte,  um  der  KonkuiTenz 
der  einzelnen  Schiffahrtsgesellschaften  untereinander  zu 
steuern,  dieselben  in  einen  Konzern  zu  vereinigen.  Ehedem 
schmälerten  sie  sich  nämlich  gegenseitig  ihren  Verdienst 
durch  Gewährung  billiger  PYachten.  Lose  V ereinbarungen, 
wie  solche  früher  schon  getroffen  wurden,  führten  deshalb 
zu  keinem  Ziel,  weil  die  gegenseitig  gemachten  Verspre- 
chungen nicht  gehalten  wurden.  Erst  durch  näheren  Zu- 
sammenschluß in  Form  der  heute  zu  starkem  Einfluß  ge- 
langten Konzerne  wurde  der  sich  gegenseitig  gemachten 
Konkurrenz  ein  Ende  bereitet.  VV  enn  auch  diese  V ereini- 
gung  der  einzelnen  Schiffahrtsgesellschaften  zunächst  für 
eine  stärkere  Begünstigung  der  Rheinlinie  ohne  Bedeutung 
wmr,  indem  jetzt  im  Gegenteil  diese  billigen  aus  Brotneid 
gewährten  Frachten  verschwanden,  so  brachte  sie  doch, 
was  insbesondere  für  die  Kalkulation  von  Bedeutung  ist, 
stabilere  und  geordnetere  Frachtsätze  auf  dem  Rhein.  Pür 
die  weitere  Entwicklung  der  Rheinschiffahrt  war  dies  ent- 
schieden von  großem  V orteil.  Dies  war  auch  notwendig, 
denn  hart  w^ar  der  Kampf,  den  Mannheim  und  der  Rhein 
gegen  den  Süden  zu  führen  hatte.  Die  Eröffnung  der  Gott- 
hardlinie brachte  einen  starkem  Konkurrenten  mehr.  Die 
nahe  Verbindung  der  Schw^eiz  mit  dem  Meere  ließ  wmhl 
nicht  mit  Unrecht  die  große  Gefahr  voraussehen,  die  dem 
Rhein  durch  die  Linie  Genua-Schweiz  drohte.  Diese  neue 
Angst,  die  sich  der  Mannheimer  Händler  und  aller  am  Ver- 
kehr interessierten  Kreise  bemächtigte,  spiegelt  sich  so 
recht  in  den  Handelskammerberichten  Mannheims  zu  Be- 
ginn der  80er  Jahre  wieder.  So  sagt  beispielsweise  der  Be- 
richt von  1881  in  seinem  Abschnitt  über  Handel  und  Ver- 
kehr: „Wenn  wir  auch  heuer  dieses  Kapitel  mit  dem  Wich- 
tigsten beginnen  w’ollen,  können  wir  es  abermals  nur  wie- 
der mit  der  Frage  der  Gotthardbahn  einleiten,  die  so  w^enig 
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befnichtende  Wirkung  für  unsern  Platz  geäußert  hat“.  Die 
Mannheimer  Händler  wußten  wohl,  daß  mit  der  Eröffnung 
dieser  für  die  Schweiz  so  wichtigen  Verbindungslinie  ein 
großer  Teil  des  früher  über  den  Rhein  geleiteten  Getreides 
von  nun  ab  über  Genua-Gotthard  geführt  werde.  Ihre  Ver- 
mutung war  richtig,  denn  mit  dieser  Linie  erhielt  die  Schweiz 
die  für  sie  nächste  Verbindung  mit  dem  Meer.  Man  steckU 
aber  auch  jetzt  den  Kopf  in  Marnheim  nicht  in  den  Sand,  San- 
dern suchte  der  drohenden  Ablenkung  des  Verkehres  da- 
durch zu  begegnen,  daß  man  zwecks  Verbilligung  der  l^-acht- 
sätze  einen  noch  viel  engeren  Anschluß  seitens  der  Bad. 
Staatsbahnen  an  die  Rheinschiffahrt  anstrebte.  Der  Jahres- 
bericht 1881  der  Mannheimer  Handelskammer  sagt  da- 
rüber: „Es  kommt  unter  diesen  Umständen  alles  darauf  an, 
daß  von  Seiten  der  Bad.  Staatsbalmen  das  Möglichste  ge- 
schieht, um  den  schon  so  lange  verfolgten  Gedanken  eng- 
sten Anschlusses  derselben  an  die  Rheinschiffahrt  zu  ver- 
iWurklichen;  eine  Politik,  die  gewiß  nur  zum  Besten  der 
gesamten  badischen  Bahn  selbst  ausschlagen  könnte  oder 
müßte“.  Die  schwarze  Wolke,  die  durch  die  Eröffnung  der 
Gotthardbahn  den  Himmel  der  IMannheimer  Händler  zu'’  ver- 
dunkeln schien,  wich  aber  bald  wieder,  indem  sie  in  dem 
Uurchstich  des  Gotthard  und  damit  in  der  Eröffnung  des 
Schienenweges  durch  die  Schweiz  nach  Italien  eine  neue 
für  Mannheim.s  Verkehr  wichtige  Aera  erblickten.  Dies  geht 
auch  deutlich  aus  dem  Mannheimer  Handelskammerbericht 
von  1881  hervor,  der  Mannheim  als  bedeutendsten  Knoten- 
punkt in  der  großen  internationalen  Verkehrsstraße  Rhein- 
Schwuiz-Italien  bezeichnet.  Mannheim  sei  derjenige  Platz, 
wo  der  mächtigste  oder  doch  verkehrsreichste  Strom  Euro- 
pas in  die  neue  Eisenstraße  nach  der  Schweiz  und  Italien 
mündet.  Keine  Kosten  wurden  deshalb  gescheut,  um  dem 
sich  entwickelnden  Verkehr  gerecht  zu  werden.  1882  er- 
hielt Mannheim  den  ersten  mit  den  modernen  Umschlags- 
Vorrichtungen  ausgestatteten  Silospeicher.  Dadurch  wurde 
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die  Möglichkeit  geschaffen,  das  Getreide  durch  sog.  Els- 
vatoren  aus  den  Schiffen  zu  heben  und  auf  Lager  oder  \\  ag- 
gon  zu  bringen.  In  der  Folgezeit  wurden  teils  durch  Private, 
teils  durch  die  badischen  und  pfälzischen  Eisenbahnen  in 
Mannheim  und  Ludwigshafen  (letzteres  wohl  politisch,  nicht 
aber  wirtschaftlich  von  Mannheim  getrennt)  ein  Reihe  derar- 
tiger Anlagen  errichtet  von  einer  Größe,  wde  sie  kein  ande- 
rer Hafen  des  Kontinents  auch  nur  annähernd  für  diesen 
Zweck  aufzuweisen  hat.  Diese  vorzüglichen  Umschlags-  und 
[jagerungs-Einrichtungen  verschafften  dem  Rheinverkehr 
einen  großen  Vorteil  gegenüber  den  südlichen  Zufahrts- 
linien, die  in  Bezug  auf  Lagerungsgelegenheit  sehr  zu  wün- 
schen übrig  lassen.  Wenigstens  in  Genua  sind  die  Lagerungs- 
verhältnisse derart,  daß  sie  nach  Möglichkeit  umgangen 
werden.  Schlimm  sind  in  Genua  besonders  die  Speditions- 
verhältnisse. Der  Bericht  der  Getreidebörse  Zürich  1910/11 
.sagt  darüber:  „Die  Speditionsverhältnisse  in  Genua 

wai’en  den  ganzen  Herbst  und  bis  in  die  letzte  Zeit  hinein 
himmeltraurige.  Die  doch  sehr  geringen  Ankünfte  von  Ge- 
treide in  Genua  blieben  Wochen,  ja  Monate  lang  hegen  und 
dadurch  wurde  der  Getreidehandel  durch  Spesen  aller  Art, 
Zinsverluste  etc.  schwer  geschädigt.  Der  Hafen  von  Genua 
ißt  offenbar  in  seiner  heutigen  Gestalt  am  Ende  der  Lei- 
stungsfähigkeit angelangt“.  Wären  nur  die  Lagerungsver- 
hältnisse schlecht,  hätte  dies  für  die  Einfuhr  nach  der 
Schweiz  über  Genua  nicht  so  nachteilige  Folgen.  Denn  schon 
der  kürzeren  Strecke  wegen,  die  das  über  Genua  oder  Mar- 
seille der  Schweiz  zugeleitete  Getreide  zu  durchlaufen  hat, 
und  auch  wegen  des  nur  einmaligen  Umschlags  vom  See- 
ahiff  in  den  Bahnwagen  kommt  die  Lagerung  bei  den  süd- 
lichen Zufahrtslinien  gar  nicht  stark  in  Betracht.  Wohl 
aber  sind  die  Umschlagsvorrichtungen  von  Genua  ein  großes 
Hemmnis  für  die  weitere  Verkehrsentwicklung  dieses  Ha- 
fens. Sie  stehen  weit  hinter  denjenigen  von  Rotterdam  oder 
Antwerpen  zurück.  Daher  sind  die  Umschlagskosten  in  Ge- 
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nua  gröI3er  als  in  den  beiden  Rheinmündungshäfen.  Der  Um- 
schlag vom  Dampfer  auf  den  Eisenbahnwagen  kostet  je 
nach  Dampferart  oder  Packung  ca.  30  Rp.  per  100  kg.  mehr. 
Man  begegnete  diesem  Nachteil  seitens  der  italienischen 
Staatsbahnen  durch  eine  weitere  Frachtreduktion.  Was 
nützt  aber  dem  Händler  die  Prachtermäßigung,  wenn  er 
nicht  mit  Sicherheit  auf  zuverlässige  Spedition  rechnen  kann? 
Die  Genueser  Bahnhofanlagen  genügen  kaum  dem  normalen 
Verkehr,  geschweige  denn  einem  größeren  Warenandrang. 
.Wie  W’erden  aber  erst  die  Veikehrsverhältnisse  von  Genua 
werden,  wenn  neben  dem  Lötschberg  und  Simplon  infolge 
emes  weiteren  Durchstiches  der  Ostalpen  die  Anforderun- 
gen an  diesen  Platz  noch  größer  werden?  Genua  wird,  weil 
zu  klein,  auch  bei  W’eiteren  Vergünstigungen  seitens  der 
italienischen  Staatsbahnen  niemals  einen  viel  größeren  Ver- 
kehr bewältigen  können  als  es  heute  geschieht.  Solange  die 
Hafen  Verhältnisse  in  Genua  — und  diese  sind  sozusagen  von 
Natur  gegeben  — dieselben  bleiben,  solange  besteht  keine 
Hoffnung,  daß  sich  die  Getreidehändler  entschließen  könn- 
ten, den  Süden  dem  Norden  vorzuziehen.  Selbst  bei  pari- 
tätischer Frachtgleichheit  würde  der  Handel  nur  schwer 
die  Rheinlinie  zu  Gunsten  des  Südens  preisgeben.  Würde 
aber,  um  einen  Teil  des  Verkehrs  auf  Genua  und  die  ita- 
lienischen Bahnen  abzulenken,  die  italienische  Regierung 
tatsächlich  eine  Frachtreduktion  vornehmen,  die  für  den 
Platz  Mannheim  und  die  badischen  Bahnen  von  Einfluß  wäre, 
so  kann  mit  Bestimmtheit  angenommen  werden,  daß  Deutsch- 
land mit  einer  gleichen  Maßnahme  antworten  würde. 

W eit  gefährlicher  und  für  den  Platz  Mannheim  und  die 
Bad.  Staatsbahnen  von  größerem  Nachteil  als  eine  Fracht- 
reduktion auf  den  italienischen  Linien,  sind  die  von  den 
Preuß.  Staatsbahnen  zu  Gunsten  der  deutschen  Seehäfen 
und  zugleich  im  Interesse  der  deutschen  Landwirtsch.aft 
im  Osten  vorgenommenen  Tarifmaßnahmen.  Preußen  suchte 
durch  Einführung  von  Staffeltai’ifen  den  ausländischen  Tran- 


I 


123 


sitverkehr  zu  hemmen,  dafür  aber  die  Ausfuhr  deutschen 
Getreides  und  zwar  zu  Land  zu  fördern.  Der  .Jahresbericht 
v-on  1901  der  Handelskammer  Mannheim  sagt  darüber; 
,,Aus  der  Beobachtung,  daß  für  die  Schw’eiz  bestimmte  Gü- 
ter von  den  deutschen  Nordseehäfen  häufig  zunächst  nach 
holländischen  und  belgischen  Häfen  verschifft  und  von  da 
erst  nach  der  Schweiz  weiter  befördert  werden,  hat  die 
Preuß.  Staatsbalm  Verwaltung  den  Anlaß  genommen,  die  Auf- 
nahme des  Wettbewerbes  gegen  diese  Häfen  durch  Erstel- 
lung möglichst  niederer  Seehafenausnahmetarife  zu  Gun- 
sten von  Bremen  und  Hamburg  zu  erwägen  ...  Es  sollen 
sogar  die  niederen  Sätze  des  im  Wettbewerb  gegen  die 
Rheinschiiiahrt  gebildeten  Antw^erpen-Schweizerischen  Aus- 
nahmetarifs unverändert  auf  Bremen  oder  gar  auf  Hamburg 
übertragen  werden‘t  Und  als  Beweis,  wie  groß  in  Rhein- 
reederkreisen die  Entrüstung  gegen  ein  solches  Vorgehen 
seitens  der  Preuß.  Staatsbahnverwaltung  war,  fährt  der 
Bericht  fort:  „Das  Bekanntwerden  dieser  Pläne  hat  in  den 
an  der  R heinschiff alirt  beteiligten  Kreisen  außergewöhn- 
liches Aufsehen  erregt;  würde  ihre  Verwirklichung  doch 
ein  w’eiteres  und  sehr  bedeutsames  Glied  in  der  Kette  der 
von  der  bezeichneten  Verwaltung  gegen  die  Rheinschiff- 
fahrt bisher  schon  getroffenen  Maßregeln  ausmachen“.  Um 
die  Tragw’eite  eines  solchen  Schrittes  zu  überblicken,  ge- 
nügt  es  festzustellen,  daß  die  Entfernung  Antwmrpen-Zürich 
724  km,  die  Entfernung  Bremen  - Zürich  927  km  und 
die  Entfernung  Hamburg  - Zürich  gar  985  km  beträgt. 
Der  ganze  Verkehr,  die  Schiffahrt  rheinaufwärts  und  auch 
das  ganze  Vermittlungsgeschäft  wird  so  gut  wie  ausschließ- 
lich von  den  an  der  Rheinschif fahrt  interessierten  Kreisen 
betrieben  und  zwar,  soweit  der  vom  Seeschiff  in  den  Rhein- 
kahn sich  ab  wickelnde  Verkehr  in  Betracht  kommt,  von  den 
Niederlassungen  der  deutschen  Rheinschiffahrtsgesellschaf- 
ten in  Rotterdam  und  Antwerpen. 
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Eine  weitere  nicht  geringe  Konkurrenz  erwuchs  der 
badischen  Bahn  und  damit  auch  dem  Platz  Mannheim  in 
den  elsaß-lothringischen  Reichsbahnen.  Preußen  suchte  näm- 
lich durch  Gewährung  von  vorteilhafteren  Frachtsätzen  den 
noch  verbleibenden  Transitverkehr  nach  der  Schweiz  mög- 
lichst übers  Elsaß  zu  leiten.  Es  blieb  der  badischen  Bahn 
somit  nichts  anderes  übrig,  als  durch  entsprechende  Tarif- 
ermäßigungen eine  zu  starke  Ablenkung  des  Verkehrs  auf 
die  elsaß-lothringischen  Bahnen  zu  verhüten.  Dennoch  blie- 
ben die  preußischen  Tarifmaßnahmen  recht  unangenehm. 
Dies  umso  mehr,  als  bei  der  ä erstaatlichung  der  preußischen 
und  badischen  Bahnen  die  den  Privatbahnen  gewährte  Ver- 
günstigung der  Reexpedition  ab  Mannheim  hinfällig  wurde. 
Diese  sog.  Reexpeditionsfähigkeit  ist  deswegen  aufgehoben 
worden,  weil  die  preußischen  Bahnen  glaubten,  daß  die  für 
den  Rheintransport  bis  Mannheim  geltenden  Fi-achten  zu 
niedrig  wären  im  Verhältnis  zu  denen  der  Bahn.  Man  muß 
aber  bei  der  Beurteilung,  ob  ein  Frachtsatz  zu  hoch  ist 
oder  nicht,  die  die  Frachthöhe  beeinflussenden  Faktoren 
mitbeachten.  Wie  ich  bereits  an  anderer  Stelle  ausgefühii 
habe,  spielt  die  Höhe  des  W'asserstandes  für  die  Festset- 
zung der  Rheinfrachten  eine  große  Rolle.  Müssen  infolge 
niederen  V asserstandes  kleinere  Tonnenkähne  verw^endet 
werden,  entstehen  neben  den  ohnehin  höheren  Frachtspesen 
infolge  der  längeren  Reisedauer  auch  Zinsverluste,  die  in 
Berechnung  gezogen  werden  müssen.  Energisch  protestierten 
die  ^ erscliiedenen  Handelskammern  am  Rhein  gegen  ein 
Unterbieten  der  Rheinfrachten  durch  die  preußischen  Bahnen. 
Insbesondere  war  es  diejenige  von  Duisburg,  welche  aufs 
entschiedenste  dagegen  Stellung  nahm  und  auf  die  Gefahr 
binwies,  die  für  die  preußischen  Bahnen  selbst  daraus  ent- 
stünde. Auch  Mannheim  unterstützte  seine  Duisburger  Schwe- 
sterkammer, was  deutlich  aus  dem  Jahresbericht  der  Mann- 
heimer Handelskammer  1892  hervorgeht:  „Der  gesamte 
Handels-  und  Industriestand  des  Rheines,  einschließlich  der 


Rheinschiffahrtsbetriebe,  ist  darin  einig,  daß  alle  \ ersuche 
der  deutschen  Staatseisenbahnen,  die  Rheinstraße  durch  bil- 
ligere Tarife  zu  unterbieten,  ebenso  schädlich  wie  auf  die 
Dauer  für  die  Eisenbahnen  selbst  nicht  einmal  von  Erfolg 
sind“.  Nach  längeren  zwischen  dem  Bad.  Handelsministerium 
und  dem  Preuß.  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  ge- 
pflogenen Unterhandlungen  wmrden  endlich  Baden  d e frühe- 
ren Vergünstigungen  hinsichtlich  der  direkten  Tarife  im  in- 
ternationalen Verkehr  Rotterdam-Mannheim-Basel  auch  für 
das  zeitweise  in  Mannheim  eingelagerte  Getreide  wiederum 

gewährt. 

IVie  sehr  Mannheim  dafür  besorgt  sein  mußte,  seine 
Vorteile  nach  Möglichkeit  auszunützen,  zeigt  schon  die  Ge- 
fahr, die  dem  Platz  Mannheim  durch  die  weiter  oben  am 
Rhein  sich  rasch  entwickelnden  Städte  Straßburg,  Kehl 
und  Karlsruhe  droht.  Blicken  wir  nämlich  rheinaufwärts, 
so  finden  w'ir  in  den  in  den  letzten  Jahren  stark  emporblüh  en- 
den Rheinstädten,  insbesondere  in  Straßburg  und  Kehl,  nicht 
ungefährliche  Rivalen.  Es  bleibt  nur  eine  Frage  der  Zeit, 
die"  ja  auch  stark  mit  der  weiteren  Rheinregulierung  zu- 
sammenhängt, ob  es  letzteren  Städten  gelingen  wird,  den 
Hauptverkehr,  der  bis  heute  dcink  seiner  vortrefflichen  Um- 
schlagsvorrichtungen Mannheim  verblieben  ist,  an  sich  zu 
reißen.  Straßburg  wie  Kehl  (Karlsruhe  kommt  für  den  Ge- 
treidetransport nach  der  Sch\veiz  weniger  in  Betracht)  sind 
Mannheim  gegenüber  desw^egen  im  Vorteil,  weil  sie,  näher 
an  der  Scluveizer  Grenze  gelegen,  (Straßburg-Kehl  liegt  un- 
gefähr in  der  Mitte  zwischen  Mannheim  und  Basel)  ein  län- 
geres Benützen  der  Rheinschiffahrtsstraße  ermöglichen  und 
infolgedessen  mit  geringerer  Fracht  den  Transit  nach  der 
Schweiz  bewerkstelligen  können.  Der  Wassertransport  für  die 
Strecke  Mannheim-Straßburg-Kehl  kostet  Mk.  17.50  (natür- 
lich mit  kleinen  Schw^ankungen),  der  Bahntransport  Straß- 
burg-Kehl-Easei  Mk.  50.—,  zusammen  Mk.  67.50  per  Wag- 
gon. Die  Bahnfracht  von  Mannheim  bis  Basel  beträgt 
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I Mk.  80.--,  die  Differenz  zu  Gunsten  von  Straßbarg  und 

■j  Kehl  somit  Mk.  12.50.  Nur  wenn  das  Getreide  schnell  be- 

nötigt  wjrd,  wird  der  Bahnversand  ab  Mannheim  trotz  der 
12.50  höheren  Fracht  vorgezogen. 

j Weniger  zu  fürchten  ist  die  Konkurrenz  der,  wenn  auch 

? politisch  getrennten,  aber  wirtschaftlich  eng  verbundenen 

Schwesterstadt  Ludwigshafen.  Der  Hauptverkehr  dieser  am 
linken  Ufer  des  Rheines  gelegenen  Industriestadt  ist  indes- 
sen auf  Kohlen  und  Koks  beschränkt.  Der  gesamte  Ge- 
treideverkehr dürfte  höchstens  ein  Drittel  desjenigen  von 

Mannheim  betragen.  Von  dieser  Seite  droht  also  Mannheim 
keine  große  Gefahr. 

Schw’ieriger  und  für  den  Mannheimer  Umschlag  ent- 
schieden recht  empfindlich  ward  die  Frage  der  oberen  Rhein- 
schiffahrt werden.  Man  braucht,  um  die  Stimmung  und 
Angst,  die  sich  der  am  Mannheimer  Umschlag  beteiligten 
Kreise  im  Hinblick  auf  die  künftige  obere  Rheinschiffahrt 
bemächUgte,  zu  sehen,  nur  die  Handelskammerberichte 
Mannheims  zu  lesen.  Da  kann  man  deutlich  sehen,  wie  ängst- 
lich Mannheim  über  seinem  A'erkehr  wacht  und  wie  s"ehr 
es  durch  die  Rheinregulierung-  befürchtet,  noch  mehr  von 
seinem  Lmschlag  zu  verlieren.  Indessen  darf  man  nicht 
vergessen,  daß,  w^enn  auch  die  Fahrrinne  des  Rheines  tiefer 
und^  damit  für  größere  Kähne  fahrbar  gemacht  wird,  ein 
Umladen  vom  ganz  großen  Rheinkahn  (bis  3000  Tonnen) 
in  kleinere  in  Mannheim  doch  vorgenommen  werden  muß. 
Denn  wenn  auch  der  Rhein  bis  Basel  oder  noch  weiter  hin- 
auf schiffbar  gemacht  wird,  so  werden  höchstens  Kähne 
bis  zu  IBOO  Tonnen  für  diese  Strecke  verwendet  werden  kön- 
nen. Die  für  die  Schweiz  bestimmte  Ladung  aber  schon  in 
Amsterdam  oder  Rotterdam  in  kleinere  bis  Basel  zu  ver- 
wendende Kähne  zu  verladen,  würdö  die  Spesen  ganz  be- 
deutend erhöhen. 

V erfen  wir  bei  der  Frage  der  Rheinregulierung  noch 
einen  kurzen  Blick  auf  unsere  Schweizer  Importeure.  Für 


i I 


gie  wül’de  aus  der  Möglichkeit,  das  Getreide  per  Rhein- 
kahn bis  Basel  zu  bringen,  eine  recht  bedeutende  Verbil- 
ligung entstehen.  Vergleichen  wir  nämlich  die  jetzigen  Trans- 
portverhältnisse  mit  denjenigen,  die  sich  schätzungsweise 
nach  Eröffnung  der  Strecke  Mannheim-Basel-Bodensee  er- 
geben, so  stellt  sich  die  direkte  Spedition  nach  der  Schweiz 
auf  dem  Was.'jerwege  um  durchschnittlich  Fr.  45. — per 
Waggon  billiger.  Denn  die  Abfertigung  eines  in  Mannheim 
per  Schiff  angekommenen  und  per  Bahn  bis  Basel  weiter 
zu  leitenden  Getreidelots  von  10,000  kg.  (=  1 Waggon) 
ergibt  folgende  Spesen^): 

a)  wenn  das  Getreide  sofort  aus  dem  Rheinkahn  in 

den  Bahnwagen  verladen  wird: 

Fracht  Mannheim-Basel  (Bahnfracht) 

Ausladen,  Absacken  und  auf  Wagen  bringen 
vSackband 

Frachtbrief,  Begleitschein  etc.  — -80 

Abfertigungsgebühr  K — 

Mk.  92.40 

b)  wenn  das  Getreide  per  Rheinkahn  bis  Basel  geleitet 

w’ird : 

Fracht  Mannheim-Basel  (Schiffsfracht)  Mk.  45. — 

Ausladen,  Absacken  und  auf  Wagen  bringen  .,  10.— 
Sackband  * — -60 

Frachtbrief,  Expeditionsgebühr  — -50 

Mk.  56.10 


Mk.  80.— 

..  10.- 


Bei  direkt  ohne  Lagerung  bezogenem  Getreide  beträgt 
also  die  dem  Konsumenten  zugute  kommende  Ersparnis, 
wenn  das  Getreide,  statt  wie  bisher  nur  bis  Mannheim, 
per  Schiff  bis  Basel  geleitet  werden  kann,  Mk.  36.30  oder 


Aus  der  Neuen  Zürcher  Zeitung  Nr.  223  vom  13,  August  1913 
..Zur  Frage  der  Getreideversorgung“. 
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— per  10,000  kg.  Dabei  sind  bei  den  Abfertigun- 
gen per  Bahn  ab  Mannheim  nur  die  notwendigsten  Auslagen 
aufgeführt. 

M enn  nun  auch  die  Zahl  der  Konkurrenten  Mannheims 
nicht  klein,  die  Gefahr*,  daß  Mannheim,  /sei  es  ilurch  die 
Schiffbarmachung  des  Rheines,  sei  es  durch  technische 
Ueberflügelung  von  Seiten  Straßburgs  und  Kehls,  sei  es 
endlich  durch  die  Südrouten  noch  mehr  von  seinem  Verkehr 
einbüßen  muß,  groß  ist,  so  hat  es  doch  jm  Vergleich  zu  all 
den  eben  genannten  Konkurrenten  eine  ungleich  vorteil- 
haftere Stellung,  nämlich  hinsichtlich  seiner  Mühlenindu- 
strie. Die  in  Mannheim  befindlichen  großen,  wenn  nicht 
größten  Handelsmühlen  Deutschlands,  ergän2^n  in  ihrem 
gewaltigen  Alehlversand  den  durch  die  übrigen  Linien  be- 
wirkten Aerkehrsausfall.  Dadurch,  daß  Mannheim  statt  Ge- 
treide Mehl  ausführt,  genießt  es,  weil  Mehl  leichter  ist, 
infolge  des  Wegfalls  der  Kleie  etc.  eine  nicht  unerhebliche 
T^ansportvergünstigung.  Die  Mk.  12.50,  um  die  Straßburg- 
Kehl  hinsichtlich  der  Frachtspesen  im  Vorteil  sind,  wer- 
den dadurch  mehr  als  ausgeglichen.  Es  hat  sich,  wie  an 
anderer  Stelle  des  Näheren  noch  auszuführen  sein  wird,  des- 
wegen auch  eil)  sehr  starker  Mehlexport  nach  der  Schweiz 
entwickelt,  der  füi*  den  Schweizer  Müller  recht  unliebsame 
Folgen  zeitigte.  Mannheim  wird,  auch  wenn  die  w-eiter  oben 
gelegenen  Städte  Karlsruhe,  Straßburg,  Kehl  u.  a.  sich 
für  den  Verkehr  noch  weiter  entwickeln  sollten  — w*as 
schon  in  Anoetracht  der  w'^eiteren  Schiffahrt  rheinaufwärts 
sicher  der  ! all  sein  wird  — , seine  Stellung  gerade  dank 
der  großen  Mühlenindustrie  behaupten  können.  Wie  sehr 
übrigens  die  Mannheimer  Mühlenindustrie  derjenigen  von 
Nord-  und  Ostdeutschland  überlegen  ist,  geht  daraus  hervor, 
daß  bei  gleichen  Getreidepreisen  die  süddeutschen  Mühlen 
infolge  des  billigeren  Wasserw*eges  bedeutend  geringere 
Produktionskosten  haben  und  deswegen  den  norddeutschen 
Wettbewerbern  das  Feld  mit  Erfolg  streitig  machen.  Auch 
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die  Einführung  der  sog.  Staffeltarife  für  Mehl  und  Getreide 
auf  den  norddeutschen  Bahnen  vermochte  den  norddeutschen 
Mühlenfabnkaten  den  Absatz  in  Süddeutschland  nicht  zu 
sichern.  In  der  vorzüglichen  Lage  am  Ende  der  für  größte 
Kähne  schiffbaren  Rheinstraße  und  in  der  glücklichsten 
Verbmdung  mit  dem  anschließenden  südwestdeutschen  Eisen- 
bahnnetz liegt  eben  Mannheims  Vorsprung  gegenüber  sei- 
nen Schw'esterstädten. 


Dank  der  ausgezeichneten  Pioniere  auf  dem  Gebiet  des 
Handels  und  infolge  fürsorglicher  und  w'eitgehender  Unter- 
stützung durch  Staat  und  Gemeinde  hat  sich  Mannheim  ins- 
besondere auf  dem  Weltgetreidemarkt  eine  Stellung  errun- 
gen, die  so  leicht  nicht  überholt  werden  kann.  Mannheim 
ist  und  bleibt  eine  Schöpfung  des  Verkehrs.  Ein  Massen- 
umsatz, wie  ihn  der  heutige  Handel  verlangt,  ist  doch  nur 
denkbar  mit  Kommunikationsmitteln,  wie  wir  ^e  in  Mann- 
heim in  idealster  Weise  verwirklicht  finden.  , Schon  Bis- 
marck prophezeite  die  Zukunft  Mannheims,  indem  er  sagte: 
„Mannheim  ist  der  bedeutendste  Handelsplatz,  dessen  Wich- 
tigkeit aber  von  den  Anordnungen  einer  umsichtigen  und 
intelligenten  Verwaltung  des  Landes  abhängig  bleibt“^). 
Diese  Voraussetzung  hat  sich  erfüllt,  und  mit  wahrhaftem 
Stolz  kann  Baden  auf  seine  Verkehrs-  und  Handelsmetropole 
blicken,  die  trotz  Rivalität  seitens  anderer  deutscher  Rhein- 
städte  und  trotz  der  größten  Anstrengungen  seitens  der 
beiden  Mittelmeerhäien  Marseille  und  Genua  stets  eine  Vor- 


rangstellung im  internationalen  Verkehr  einnehmen  wird. 

d)  Der  Getreidehandel  im  engeren  Sinne. 


Bis  jetzt  haben  wir  uns  mit  den  Bezugsländem,  mit  den 
Zufahrtslinien  und  den  Frachten  beschäftigt,  noch  nicht 
aber  mit  den  Personen,  die  uns  das  Getreide  beschaffen, 
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Den  Getreidehandel  besorgen  eigentliche  Händler,  die 
als  Vermittler  zwischen  den  Produzenten,  resp.  dessen  Ver- 
käufer im  Produktionsgebiet  und  den  Getreide  verarbeiten- 
den Müller  treten.  Häufig  aber  be  teiligen  sich  auch  die  Mül- 
ler selbst  am  Getreidehandel. 

Bis  in  die  70er  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  konnte 
man  noch  nicht  von  einem  organisierten  Getreidehandel 
reden.  In  der  früher  noch  schwach  entwickelten  Verkehrs- 
wirtschaft waren  es  ausländische  Händler,  die  die  Schweiz 
mit  Getreide  versorgten.  Erst  mit  dem  großen  Umschwung 
zum  modernen  Wirtschaftsleben  und  seiner  verbesserten 
Verkehrstechnik,  das  den  Be25ug  von  Getreide  aus  weiter 
Feme  ermöglichte,  hat  sich  in  der  Schweiz  ein  organisierter 
Getreidehandel  entwickelt.  So  fällt  denn  auch  die  Errichtung 
der  Getreidebörse  Zürich  (einziges  Institut  dieser  Art 
in  der  Schweiz)  auf  Anfang  der  70er  Jahre.  Die  Institu- 
tion als  solche  ist  sehr  einfacher  Natur.  Nach  den  Statu- 
ten ist  ihr  Zweck:  Förderung  und  Regelung  des  Getreide- 
ihandels  in  der  Schweiz  mit  der  Aufgabe 

a)  einen  Vereinigungspunkt  für  die  Getreidehändler, 
Müller  und  Bäcker  zu  schaffen; 

b)  das  Geschäft  durch  Usanzen  und  Schiedsgerichtsver- 
fahren zu  regeln; 

c)  die  Interessen  des  Geschäftes  in  jeder  Richtung  zu 
vertreten. 

Der  Mitgliederbestand  war  im  Geschäftsjahr  1913/1914: 
96  ordentliche,  150  außerordentliche  und  4 passive  Mit- 
glieder, total  250  Mitgliederl). 

Seit  der  Jahrhundertwende  ist  die  Mitgliedschaft  durch 
Beitritt  von  Müllern  und  Agenten  der  Getreidebranche  stark 
vermehrt  worden;  hingegen  ist  der  Bestand  der  eigentlichen 
Händler  zurückgegangen.  „Es  zeigen  sich  also  auch  hier 
deutliche  Spuren  einer  Konzentrationsbewegung  in  wenige, 

’)  Bericht  der  Getreidebörse  Zürich,  Jahrgang  1913/14. 
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jfinanzkräftigere  Hände,  dem  21eitalter  des  modernen  Kapi- 
talismus  entsprechend“!). 

Die  Abwicklung  der  Geschäfte  an  der  Börse  (immer 
Freitags)  ist  nicht  mit  der  an  der  lärmenden  Effektenbörse 
zu  vergleichen.  Gehandelt  wird  eigentlich  wenig.  ,.Die  In- 
teressenten finden  sich  zusammen,  um  Fühlung  mit  der 
Marktlage  überhaupt  zu  bekommen,  um  Nachrichten  auszu- 
tauschen, um  Beziehungen  anzuknüpfen  und  um  sich  zu  in- 
formieren über  die  Preise,  die  Ernten  und  hundert  andere 
Dinge.  Die  meisten  Geschäfte  werden  hingegen  in  der  W^oche 
abgeschlossen,  von  Kontor  zu  Kontor,  schriftlich,  münd- 
lich oder  per  Telefon“2).  Die  Getreidebörse  hat  also  nicht 
die  Bedeutung  der  Effektenbörse  und  zwar  hauptsächlich 
aus  dem  Gnmde,  weil  in  der  Schweiz  keine  Termingeschäfte 
in  Getreide  abgeschlossen  werden;  es  wird  nur  Effektivhan- 
del getrieben.  Für  diesen  Handel  nun  hat  die  Getreide- 
börse eine  Reihe  von  Usanzen  ausgebildet;  so  über  den  Ge- 
schäftsabschluß, der  mündlich  oder  schriftlich  geschehen 
kann.  Der  mündliche  soll  schriftlich  bestätigt  w^erden.  Heber 
die  Quantität:  wo  nichts  vereinbart  ist,  versteht  man  Meter- 
aenter  ä 100  kg.  usw.  Die  Usanzen  bei  der  Qualitäts- 
bestimmung  sind  in  drei  Gruppen  zerlegt: 

1.  nach  Benennung:  d.  h.  Bezeichnung  der  (Qualität  als 

prima,  gut,  mittel  oder  gering; 

2.  nach  Gewichtsgarantie:  d.  h.  Angabe,  wieviel  ein 
Liter  einer  bestimmten  Sorte  wiegt; 

3.  nach  Muster:  hier  handelt  es  sich  um  Uebergabe 
entw’eder  von  versiegelten  Mustern  an  den  Käufer  oder  an 
Dritte  zur  Aufbewahrung;  oder  aber  von  .unversiegelten 
Mustern,  welche  von  beiden  Parteien  vereinbart  wurden 
usw.  Die  Preise  verstehen  sich,  wenn  nichts  anderes  ver- 
einbart ist,  in  Schweizer  Währung  per  Meterzentner 

9 Signer:  Die  Getreidebörse  in  Zürich  und  der  Schweiz.  Getreide- 
handel.  Zürich  1912. 

2)  Signer  h.  a.  0. 
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ä 100  kg  netto  ohne  Sack,  franko  Zürich^).  Wie  bei  allen 
Börsen  üblich,  so  besteht  auch  an  der  Zürcher  Getreide- 
börse ein  Schiedsgericht  zur  Behebung  der  aus  dem  Ge- 
schäft sich  ergebenden  Streitigkeiten. 

Für  den  Abschluß  der  Geschäfte  gibt  es  verschiedene 
Möglichkeiten : 

1.  der  Müller  kann  direkt  einkaufen,  also  ohne  D'azwi- 
schentreten  des  Händlers.  Dies  kommt  vor,  aber  doch  noch 
ziemlich  selten;  immerhin  besteht  eine  gewisse  Bestrebung 
zur  Umgehung  des  Händlers.  Doch  wird  das  kaum  durch- 
führbar sein,  da  das  Risiko  des  Importes  erheblich  ist.  Will 
der  Müller  aber  dennoch  direkt  einkaufen,  so  wendet  er  sich 
an  die  Agenten  der  Exporthäuser,  von  denen  einige  ihre 
Filialen  oder  Agenturen  in  der  Schweiz  haben;  weniger  hin- 
gegen dürfte  er  mit  den  Exporteuren  im  Exportgebiet  selbst 
in  Verbindung  treten. 

2.  zwischen  den  Exporteur  und  den  Müller  tritt  der 
Händler.  Letzterer  setzt  sich  also  entweder  mit  dem  Agen- 
ten des  Exporteurs  oder  mit  der  Exportfirma  im  Ausfuhi’- 
lande  selbst  in  Verbindung. 

3.  es  ist  möglich,  daß  der  ftändler  von  ausländischen 
Plätzen  wie  Mannheim,  Straßburg  etc.  sein  Getreide  auf 
den  Schweizer  Markt  bringt. 

Dem  Getreideimport  liegt  in  den  meisten  Fällen  ein 
cif-Geschäft  zu  Grunde,  wobei  lä-acht,  Versicherung  und 
Spesen  auf  den  Preis  geschlagen  werden,  sodaß  auf  diese  Art 
die  Kalkulation  viel  übersichtlicher  und  vereinfacht  wird 
und  somit  dem  ganzen  Getreidehandel  der  Charakter  der 
Spekulation  genommen  wird. 

Den  besten  Einblick  in  die  Usanzen  und  den  Abschluß 
des  Kaufes  bietet  das  Formular  der  Zürcher  Getreideagan- 
ten  im  Verkehr  mit  Rußland  und  den  Donauländern,  das 
ich  aus  Signer  entnehme. 

’)  Näheres  über  die  Usanzen  bei  Signer  a.  a.  0. 
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i KONTRAKT. 

f 

i 

j 

I No.  3125.  Zürich,  I.  November  1911. 

Geschlossen  durch  Vermittlung  des  Herrn  N.  N.,  Zürich 

zwischen 

Herrn  A.  B.  THEODOSI A,  als  Verkäufer  und 
Herrn  X.  Y.,  Zürich,  als  Käufer. 

Quantum:  (100)  Hundert  Tons  ä 1000  kg.  ö^/o  mehr  oder  weniger. 

Qualität:  Azima  Theodosia  laut  versiegelter  Type-Probe  No.  22  mit 

gebührender  Rücksichtnahme  auf  Kleinheit,  Alter  und  Hand- 
habung  des  Musters, 

garantiertes  Ausladegewicht  bO  kg  per  Hektoliter. 

Preis:  (22  V»)  zweiundzwanzig  und  ein  Achtel  Franken  für  jede  voll 
ausgelieferten  100  kg  cif  Genua. 

Verladung  mit  einem  oder  mehreren  guten,  seetüchtigen  Dampfern 
neuen  Stils.  Das  Datum  des  Konossements  gilt  als  Beweis  für 
den  Zeitpunkt  der  Verschiffung.  Falls  die  Beladung  während 
obigen  Termins  durch  Eis  gehindert  ist,  erfolgt  Verladung  1 

nicht  später  als  binnen  3 Wochen  nach  offizieller  Wieder- 
eröffnung der  Schiffahrt.  Im  Falle  eines  Streiks  wird  der  Ab- 
ladetermin dieses  Kontraktes  um  die  Dauer  des  Streiks  ver- 
längert. Jede  Teilverladung  gilt  als  ein  besonderer  Vertrag. 

Zahlung:  Sichttratte  auf  Käufer,  1 7o  Skonto  gegen  Aushändigung 
des  girierten  Konnossements  (Delivery  Order)  und  der  Asse- 
kuranzpolice, welche  in  jedem  Fall  sofort  aufgenommen  wer- 
(len  müssen. 

Gleichzeitig  mit  der  Faktura  sind  Abladeproben  zu  senden^ 
von  deren  rechtzeitigem  Eintreffen  die  Zahlung  jedoch  nicht 
abhängig  gemacht  w'erden  kann. 

Gewicht:  Das  fakturierte  Gewicht  wird  von  dem  Verkäufer  garan- 
tiert und  das  am  Bestimmungshafen  sich  ergebende  Plus  oder 
Minus  gegenseitig  zum  Fakturapreis  sofort  vergütet.  In  Havarie- 
fällen, in  deren  Folge  das  Quantum  nicht  mehr  festgestellt  . 

werden  kann,  ist  die  provisorische  Faktura  als  final  zu  be- 
trachten.  Die  Verantwortlichkeit  für  die  Qualität  bleibt  be-  ■ 

stehen,  insoweit  letztere  von  der  Havarie  nicht  beeinträchtigt  ist. 
Versicherung:  Der  Verkäufer  ist  verpflichtet,  die  Versicherung  bei 
anerkannt  guten  Gesellschaften,  für  deren  Solvenz  er  jedoch 
nicht  haftbar  ist,  mit  27o  über  den  Fakturabetrag  zu  fran- 
zösischen Konditionen  zu  decken. 
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Schiedsgericht : Streitigkeiten  zwischen  den  Kontrahenten  werden 
durch  Schiedsgericht  in  Genua  endgiltig  geschlichtet.  Der 
Schiedsspruch  ist  für  beide  Teile  bindend  und  verzichten  die- 
selben auf  gerichtliche  Schrittt.  Qualitätsreklamationen  sind 
innerhalb  8 Tagen  nach  Entlösc.hung  der  Ware  dem  Vertreter 
des  Abladers  schriftlich  anzumelden.  Behufs  Feststellung  der 
Qualität  hat  der  Verkäufer  seinen  Kontrolleur  anzuweisen, 
jeweils  mit  dem  Vertreter  des  Käufers  gemeinschaftlich  Muster 
zu  ziehen  und  zu  versiegeln,  welches  einem  etwaigen  Schieds- 
gericht als  Grundlage  dienen  soll.  Sollte  der  Verkäufer  keinen 
Kontrolleur  ernennen  oder  demselben  zur  Musterziehuug  keinen 
Auftrag  erteilen,  so  ist  der  Käufer  berechtigt,  auf  Kosten  des 
Verkäufers  durch  einen  beeidigten  Makler  Muster  ziehen  und 
versiegeln  zu  lassen. 

Löschtage:  Genügende  Löschtage  werden  vom  Verkäufer  garantiert. 
Die  Leichter-  und  Streikklauseln  der  Schwarzes  Meer-.  Azow- 

und  Donau-Charter-Parties  von  1890  bilden  einen  Teil  dieses 
Vertrages. 

Blockade,  Ansfuhrverlot  oder  sonst  eine  höhere  Ge- 
walt annullieren  diesen  Kontrakt. 

Dieser  Vertrag  ist  in  duplo  ausgefertigt. 

Verkäufer:  A.  B.  Käufer:  X.  Y. 

Das  so  gekaufte  Getreide  wirtl  dann  an  der  Börse,  oder 
wie  wir  sahen,  weit  mehr  im  -schriftlichen  Verkehr  yon 
Firma  zu  Firma  an  den  Müller  iweiterverkauft.  Nur  soll 
damit  nicht  etwa  gesagt  sein,  daß  sich  diese  Uebertragung 
vom  importierten  oder  besser  vom  einlaufenden  Getreide 
auf  den  Abnehmer,  den  Müller,  immer  so  glatt  abwickle, 
öfter  wohl  findet  das  einlaufende  Getreide  „schlanken** 
Absatz;  in  den  meisten  Fällen  jf3doch  ist  es  so,  daß  ein 
Teil  der  Ware  auf  Lager  genommen  werden  muß,  bis  sich 
ein  Käufer  dafür  findet. 

Zu  diesem  Zweck  gibt  es  betmndere  Lagerhäuser. 
Früher  befanden  sich  diese  bei  den  wichtigsten  Getreide- 
eingangstoren wie  Buchs,  Rorschach,  Romanshorn,  Basel  und 
Genf.  Seitdem  nun  aber  der  große  Wechsel  der  exportie- 
renden Länder  stattgefunden  hat,  haben  die  meisten  davon 
an  Bedeutung  sehr  stark  eing^büßt,  so  Buchs,  Rorschach, 
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Romanshorn  und  Basel.  Heute  findet  man  die  wientigsten 
Lagerhäuser  in  Genf,  Morges,  Brunnen  und  Altdorf.  Für  die 
Rheinroute  ist  gewöhnlich  Mannheim  der  wuchtigste  Um- 
schlagsplatz, wie  auch  der  Lagerplatz  für  die  nach  der 
Schweiz  bestimmte  Ware.  So  können  die  Händler  von  dort 
aus  ihr  Getreide  auf  dem  geeignetsten  Weg  dem  Käufer 
liefern,  ohne,  wie  dies  durch  Lagerung  in  der  Schweiz  mög- 
licherweise eintreten  würde,  unnötige  Frachtspesen  zu  haben, 
oder  aber  an  einen  kleinen  Käuferkreis  gebunden  zu  sein. 

Für  den  Importeur  sind  die  Lagerhäuser  eine  große  Er- 
leichterung, insofern  als  auch  bei  dem  durch  Lagerung  un- 
terbrochenen Verkehr  meistens  direkte  Frachtsätze  zur  An- 
wendung gelangen.  Dann  aber  trifft  die  Lagerhausverwral- 
tung  alle  nötigen  Vorkehrungen,  natürlich  gegen  entspre- 
chende Gebühren. 

Ueber  die  Lagerhäuser  werde  ich  in  anderem  Zusammen- 
hänge noch  zu  sprechen  haben.  Nur  noch  kurz  erwähnt  sei 
hier  der  L a g e r s c h e i n.  In  England,  den  Vereinigten  Staa- 
ten und  Holland  hat  diese  Berechtigungsurkunde  eine  weit 
größere  Bedeutung  erlangt  als  in  der  Schweiz  and  in 
Deutschland.  Dort  hat  er  sich  zum  Namens-,  Order-  oder 
sogai"  zum  Inhaberpapier  entwickelt.  Warum  dies  in  der 
Schweiz  nicht  der  Fall  ist,  erklärt  die  Tatsache,  daß  über- 
haupt wenig  Ware  zur  Lagerung  gelangt  und  wenn  schon, 
so  doch  nur  für  kurze  Zeit,  w^eil  man  bestrebt  ist,  das  Ge- 
ta*eide  so  rasch  wie  möglich  seiner  Endbestimmung,  dem 
Konsum,  zuzuführen.  Das  ist  mit  ein  Grund,  warum  die 
Lagerbestände  der  Schweiz  sehr  niedrig  sind,  was  schon 
zu  reichlichen  Erörterungen  Anlaß  gegeben  hat,  auf  die  ich 
m anderem  Zusammenhang  näher  eingehen  werde. 

Ein  weiteres  Glied,  das  in  der  Brotversorgung  des  Lan- 
des einen  wuchtigen  Platz  einnimmt,  ist  das  Müllergewerbe. 
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e)  Das  Müllergewerbe. 

Wii’2  sagt:  ,,Wie  die  Verkehrsentwicklung  und  die  Preis- 
bewegung war  auch  die  Entwicklung  der  schweizerischen 
Handelsmüllerei  dem  einheimischen  Getreidebau  nichts  weni- 
ger als  günstig“!).  Das  ist  richtig,  aber  hieraus  darf  man 
noch  nicht,  wie  es  Wirz  tut^),  den  Schluß  ziehen,  daß  die 
großkapitalistische  Entwicklung  des  Müllergeschäftes,  die 
sinn-  und  schrankenlose  Konkurrenz  unter  sich,  sowie  die 
Einfuhr  billiger,  fremder  Getreide  dem  einheimischen  Brot- 
getreidebau weit  stärker  zusetzen,  als  im  allgemeinen  an- 
genommen werde.  Denn  wenn  man  die  dem  Getreidebau  un- 
günstige Wirkung  sorgfältig  verfolgt,  so  wird  man  mit  Ge- 
wißheit konstatieren  können,  daß  der  Rückgang  der  schwei- 
zerischen Getreideproduktion  der  Entwicklung  der  Groß- 
mühlen voraneilte  und  nicht  umgekehrt.  Allerdings,  wenn 
man  das  Müllergewerbe  in  der  ICpoche  seiner  v'ollen  EntfaP 
tung  dem  einheimischen  Getreidebau  gegenüberstellt,  so 
kann  man  wohl  sagen,  daß  es  hemmend  auf  die  Getreide- 
produktion einwirkte.  Aber  m.  E.  liegen  die  Dinge  so,  daß 
das  Müllergewerbe  durch  die  handeis-  und  verkehrspoli- 
tischen Verhältnisse  in  jene  Bahn  gedrängt  wurde,  die  ihr 
selbst  und  dem  Getreidebau  zum  Nachteil  werden  mußte. 
VTirz  sieht  in  der  Bauernmühle  und  in  erhöhtem  Maße  in 
der  genossenschaftlichen  Bauemmühle  den  Idealzustand,  we- 
nigstens ein  wirksames  Mittel,  den  Getreidebau  zu  erhal- 
ten. Wir  werden  aber  sogleich  sehen,  wie  schwrer  sich  dieses 
Postulat  vereinbaren  läßt  mit  dem  gewollten  oder  gedul- 
deten Verlauf  unserer  Getreide  Versorgungspolitik. 

Dfi  die  Schweiz  schon  sehr  früh  auf  eine  beträchtliche 
Getreideeinfuhr  angewiesen  wai  und  das  eingeführte  Ge- 
treide und  Mehl  besserer  Qualität  war  als  das  inländische, 
mag  es  nicht  verwundern,  daß  das  Brot  fremder  Herkunft 

*)  Wirz  a.  a.  0. 

h Vergl.  Wirz  a.  a.  O.  S.  42. 


besser  schmeckte  als  das  eigene,  und  daß  deshalb  ersterem 
der  Vorzug  gegeben  wnirde.  Die  Möglichkeit,  sich  dessen  auf 
breiter  Basis  zu  bedienen,  blieb  nicht  aus.  Schon  in  den 
50er  Jahren,  also  in  der  ersten  Entwicklungsepoche  der 
Eisenbahnen  und  der  Schiffahrt,  gelangten  ganz  beträcht- 
liche Mengen  Mehl  in  die  Schweiz.  So  betrug  die  Einfuhr 
in  Ztr.: 


Getreide  und  | 
Hülsenfrüchte  I 
Mehl  . . . 


1850  1851  1852  1853 

1977  242  2102840  2 374834  2 504  369 
229  368  471716  515168  473090 


I 


Dieses  Mehl  kam  in  der  Hauptsache  über  Basel  und 
Genf,  war  also  zum  Teil  französischer  und  deutscher  Prove- 
nienz; aber  auch  amerikanischer,  indem  gerade  die  zwei  Ein- 
gangstore Genf  und  Basel  vorzugsweise  überseeisches  Ge- 
treide und  Mehl  erhielten.  Knies  sagt,  daß  sogar  noch  in 
Appenzell  amerikanisches  Mehl  über  Triest  und  die  Alpen- 
übergängs  bezogen  wurde,  indem  das  Mehl  eines  weiten 
Transportes  fähiger  wäre  als  das  Getreide^). 

Schon  damals  fühlten  sich  die  Müller  und  Landwirte  von 
der  großen  Mehl-  und  Broteinfuhr  bedroht-).  Die  Befürch- 
tung war  gewiß  nicht  unberechtigt.  Da  nun  aber  die  Schweiz 
dem  Freihandel  huldigte  und  dies  ganz  besonders  in  Bezug 
auf  Lebensmittel,  so  mußte  man  wohl  oder  übel  die  sich 
ergebenden  Konsequenzen  tragen.  Diese  ließen  auch  nicht 
lange  auf  sich  warten. 

Die  modernen  Verkehrsmittel,  das  weitere  Verharren 
der  schweizerischen  Handelspolitik  auf  dem  Freihandels- 
prinzip  und  das  stark  wachsende  Bedürfnis  nach  fremdem 
Getreide  w'aren  nicht  die  geeigneten  Faktoren,  den  Ge- 


‘)  Das  Mehl  kam  in  Fässern  aus  Amerika. 


0 Sogar  Brot  wurde  eingeführt  und  zwar; 
185(J  1415  Ztr.  1851 

1852  2016  „ 1853 


2766  Ztr. 
2111 


1? 
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treidebaii  zu  ermutigen,  aber  auch  ebensowenig  die  Bau- 
ernmühlen lebenskräftig  zu  erhalten. 

Die  Ueberflutung  von  außen  mit  Getreide  in  den  70er 
Jahren  bewirkte  natürlich  die  Erweiterung  und  Vervoll- 
kommnung der  Mühlen  in  der  Schweiz.  Aber  gerade  diese 
großen  Anstrengungen  auf  dem  Gebiete  der  Müllerei  zeu- 
gen da\  on,  (Icvß  die  Konkurrenz  von  außen  eine  'Irückende 
war.  Bekanntermaßen  wurden  In  der  Schweiz  im  Laufe  des 
19.  Jahrhunderts  die  grundlegenden  technischen  Neuerun- 
gen für  die  moderne  Müllerei  eingeführt.  Helfenberg  in 
Rorschach  und  Müller  in  Luzern  konstruierten  die  ersten 
Walzenstühle  mit  eisernen  Walzen.  ,,Aber  erst  Ingenieur 
Sulzberger  in  Frauenfeld  gelang  im  Jahre  1834  die  Her- 
stellung einer  wirklich  brauch baien  Walzmühle,  zu  deren 
Vertrieb  er  eine  Aktiengesells<'haft  gründete.  Nach  dessen 
System  wurden  dann  mehrere  Mühlen  in  der  Schweiz  und 
im  Auslande  eingerichtet“i).  Ende  der  40er  Jahre  brachte 
die  mechanische  Werkstätte  in  St.  Georgen  bei  St.  Gallen 
eine  Verbesserung  durch  Herstellung  der  Walzen  aus  har- 
tem Stahl.  Aber  erst  die  Konstruktion  des  Porzellanwalzen- 
stuhles  mit  selbsttätigem  Andruck  von  Friedrich  Wegmann 
in  Zürich  in  Verbindung  mit  dem  System  Ganz  u.  Cie.  in 

Budapest  ermöglichte  es,  die  Müllerei  gänzlich  umzuge- 
stalten. 

Die  nächste  Folge  davon  war  der  Bau  großer,  technisch 
leistungsfähiger  Mühlen,  die  die  Produktionskraft  um  Vs 
bis  jü  steigerten.  Damit  aber  wurde  die  Lebensfähigkeit 
der  alten  Bauernmühlen  untergraben:  sie  wurden  zurückge- 
drängt. „Nach  einer  Statistik  von  A.  Millot  zählte  die 
Schweiz  im  Jahre  1882,  abgere<3hnet  der  reinen  T^ohn-  und 
Kundenmühlen,  2403  Betriebe  mit  einer  Gesamtbetriebs- 
kraft von  ca.  25,000  HP. 

) Ma^gi;  Reichößberg’sches  Handwörterbuch  der  scbweizerischeji 
Volkswirtschaft,  Art.  „Müllereigewerbe“. 
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Daß  damals  noch  die  Großzahl  der  schweizerischen  Müh- 
len Kleinbetriebe  waren,  zeigte  sich  einige  Jahre  später,  als 
im  Jahi-e  1886  alle  Mühlen,  welche  mehr  als  zwei  Arbeiter 
(excl.  Familienangehörige)  beschäftigten,  dem  Bundesge- 
setz  betr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken  unterstellt  wurden. 
Danach  betrug  Ende  1887  die  Zahl  der  unter  diesem  Ge- 
setze stehenden  Mühlen  130  Betriebe  mit  867  Arbeitern 
und  4757  HP.  Nach  der  Statistik  vom  Juni  1901  betrug 
deren  Zahl  176  (wovon  5 außer  Betrieb)  mit  1499  Arbei- 
tern und  11,910  H P.“.i) 

Die  Konzentrationsbewegung  tritt  klar  zutage.  Damit 
soll  aber  auch  gesagt  sein,  daß  die  Bauernmühlen,  auch 
wenn  genossenschaftlich  organisiert,  nicht  mehr  den  neuen 
Anforderungen  gewachsen  sein  konnten;  ja,  daß  sie  unter 
dem  Druck  der  gezwungenermaßen  entstandenen  Handels- 
mühlen  stai'k  leiden  mußten.  An  einen  Ausbau  der  ßauern- 
inühlen  zur  Bewältigung  des  Bedarfes  ist  nicht  zu  denken. 
Sie  können  nur  da  in  Betracht  kommen  und  eine  Existenz- 
möglichkeit haben,  wo  es  sich  um  das  Vermahlen  des  in- 
ländischen Getreides  handelt  und  auch  da  nur  insofern, 
als  sie  sich  nicht  in  der  Nähe  einer  Großmühle  befinden. 
Die  Bauemmühlen  wurden  somit  auf  ihre  ursprüngliche 
Zweckbestimmung  zurückgesetzt:  die  eigene  Produktion  für 
den  eigenen  Bedarf  zu.  vermahlen.  Nun  aber  hat  sich  das 
fremde  Brot  schon  derart  verbreitet,  daß  die  Bauern  keinen 
Wert  mehr  auf  eigengepflanztes  und  vermahlenes  Brot  legen. 
Nur  in  der  Westschweiz,  wo  sich  überhaupt  der  Getreidebau 
noch  am  besten  erhalten  hat,  blieben  noch  verhältnismäßig 
viele  Bauernmühlen  bestehen;  aber  auch  nur  solange,  bis 
auch  sie  die  fremde  Konkurrenz  hart  \]bedrückte.  Diese 
scliarfe  Konkurrenz  kam  1895  aus  Frankreich,  wm  für  das 
in  die  romanische  Schweiz  exportierte  Mehl  eine  Prämie  bis 
zu  10  Pr.  per  100  kg  ausbezahlt  wurde.  Die  Wirkung  Uus- 
sert  sich  deutlich  aus  der  Zusammenstellung  S.  142.  1894 
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betrug  die  Mehleinfuhr  aus  Frankreich  noch  71016  Dü., 
ein  Jahr  später  hingegen  schon  116  775  Dü.  und  1896 
21 1 892  Dz.  Dies  veranlaßte  dann  zur  Gründung  zahlreicher 
landwirtschaftlicher  Mühlengenossenschaften  in  der  roma- 
nischen Schweiz.  Ob  sich  diese  Organisation  auch  in  der 
deutschen  Schweiz,  wo  der  Getreidebau  nur  noch  ganz  un- 
bedeutend ist,  mit  Erfolg  durchführen  ließe,  ist  sehr  frag- 
lich. Bis  jetzt  ist  dies  nicht  gelungen. 

Das  Ueberhandnehmen  fremden  und  besseren  Getreides 
bewirkte  nicht  nur  die  oben  gezeigten  Anstrengungen  des 
Müllergewerbes,  sondern  auch  die  rasche  und  allgemeine 
Einführung  von  Bäckereien.  Daß  diese  Gründungen  von 
den  Müllern  unterstützt  wurden,  ist  ganz  selbstverständ- 
lich; aber  deshalb  darf  man  wohl  nicht  bedauern,  daß  „als 
die  Bäcker  ihr  billiges,  weißes  Brot  in  die  Dörfer,  Weiler 
und  Bauernhöfe  brachten,  das  Bedürfnis  nach  diesem  Pro- 
dukt geweckt  wurde“i).  Bedauerlich  ist  wohl  nur,  daß  durch 
die  vom  Müllergewerbe  unabhängigen  Verhältnisse  die 
Getreideproduktion  der  Schweiz  stärker  als  dies  tunlich 
war,  vernachlässigt  worden  ist. 

Wenn  nur  das  für  den  Bedarf  der  Schweiz  notwendige 
Getreide  eingeführt  worden  wäre,  so  hätten  all  die  großen 
Anstrengungen  der  Müller  wohl  nicht  stattgefunden.  Was 
aber  die  prekäre  Situation  des  schweizerischen  Müllerge- 
werbes  verursachte,  das  war  die  zusehends  anwachsende 
Mehleinfuhr. 

Der  geringe  Einfuhrzoll  auf  Mehl  von  Pr.  2.—  konnte 
nicht  von  durchschlagender  Wirkung  sein,  indem  es  sich 
immer  noch,  hauptsächlich  an  den  Umschlagsplätzen,  lohnte, 
das  Getreide  zu  vermahlen  und  in  der  weniger  volumi- 
nösen und  schweren  Form  von  Mehl  per  Bahn  in  die  Schweiz 
zu  bringen;  denn  trotz  des  höheren  Mehlzolles  blieb  den- 
noch eine  Marge  zu  Gunsten  des  Mehles  durch  die  niederen 

')  Wirz  a.  a.  0. 
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Frachten.  Immerhin  vermochte  die  schwreizerische  Mühlen- 
industrie, dank  ihrer  Leistungsfähigkeit,  der  fremden  In- 
vasion noch  einige  Zeit  standzuhalten;  ja  das  Jahrzehnt 
IggO — 1890  wird  vom  schweizerischen  Müllerverband^)  als 
die  Blütezeit  der  schweizerischen  Mühlenindustrie  geschil- 
dert. Diese  günstige  Konjunktur  veranlaßte  dann  allerdings 
eine  übermäßige  Anspannung  der  Produktion,  die  in  eine 
unheilvolle  Konkurrenz  ausartete.  Folgende  Angaben  von 
E.  Maggi  illustrieren  am  besten  die  entstandene  Ueberpro- 
duktioii  im  Müllergewerbe.  Nach  einer  Enquete  des  schwei- 
zerischen Müllerverbandes  vom  März  1902  betrug  die  to- 
tale Leistungsfähigkeit  sämtlicher  schweizerischer  Mühlen 
8214000  Dz.  pro  Jahr. 

„Rechnet  man  den  Jalu-esbedarf  der  Schweiz  an  Brot- 
mehl zu  ca.  120  kg  per  Kopf  (einen  jährlichen  Getreide- 
verbrauch von  170  kg  pro  Kopf  der  Bevölkerung  bei  einer 
Ausbeute  von  70  o/o  angenommen),  so  ergibt  dies  die  Zahl 
von  rund  4 000  000  Dz.,  sodaß  die  Produktionsfähigkeit  der 
schw’eizerischen  Mühlen  den  Bedarf  um  1 750  000  Dz.  Brot- 
mehl pro  Jahr  übersteigt.  Zu  Fütterungszwecken  geben 
allein  die  Mühlen,  welche  unter  dem  Fabrikgesetz  stehen, 
ca.  1150000  Dz.  Futtermehl  und  Kleie  ab,  ein  Quantum, 
welches  selbst  zu.  viel  höheren  Preisen  aus  dem  Ausland 
überhaupt  nicht  beschafft  werden  könnte““). 

Dazu  aber  kam  noch  die  fremde  Konkurrenz  und  zwar 
zunächst  jene  von  Frankreich,  die  durch  Exportprämien 
und  billige  Frachten  begünstigt,  besonders  seit  1895  große 
Mengen  minderwertiger  Mehle  auf  den  schweizerischen 
Markt  brachte.  Auch  Deutschland  nahm  seit  1890  einen 
stets  wachsenden  Anteil  an  der  Mehleinfuhr  in  die  Schweiz. 


*)  Denkschrift  II  vom  Verband  Schweiz.  Müller.  Zürich  1908. 
*)  Reichesberg,  Handwörterbuch  der  Schweiz.  Volkswirtschaft. 


142 


Die  Mehleinfuhr  betrug; 


In  Jahr 

im  Ganzen 

ans  Frankreiel) 

ans  Deutschland 

Dz. 

Dz. 

Dz. 

1890 

201 226 

71640 

27  546 

1891 

230414 

69  682 

23491 

1892 

239118 

82  857 

21152 

1893 

278  592 

79  523 

40  886 

1894 

286  657 

71016 

46291 

1895 

340  152 

116775 

70287 

1896 

435  793 

211892 

83  505 

1897 

404  864 

172050 

140373 

1898 

351  833 

166  910 

105  083 

1899 

424  607 

248  686 

78  019 

1900 

298  874 

185  524 

41043 

1901 

428  079 

290  537 

80  013 

1902 

361  757 

252  673 

45  689 

Die  Müller  verlangten  erhöhten  Schutzzoll  auf  Mehl  und 
zwar  Pr.  3.50.  Ihre  Forderung  jedoch  fand  wenig  Gehör. 
Der  Zoll  wurde  nur  auf  Pr.  2.50  erhöht,  also  nur  um 
Fr.  .50.  Mit  dem  wenigen  aber  war  dem  schweizerischen 
Müllergewerbe  nicht  geholfen.  Die  Mehleinfuhr  stieg  von 
Jahr  zu  Jahr,  erst  langsam,  um  dann  aber  1908  plötzlich 
auf  den  Kulminationspunkt  zu  gelangen.  Schon  1906  hatte 
sich  ein  Umschwng  vollzogen,  der  die  Müller  und  Getreide- 
händler der  Schweiz  in  begreifliche  Aufregung  versetzte. 
An  die  Stelle  Frankreichs,  das  bis  dahin  der  größte  Mehl- 
lieferant war,  trat  nun  Deutschland,  aber  mit  einem  gewal- 
tigen Unterschied:  Deutschlaud  übernahm  die  Lieferung 
nicht  des  minderwertigen  Mehles,  sondern  die  des  feinsten. 
Damit  traf  es  nicht  nur  die  Müller  und  Getreidehändler  aufs 
empfindlichste,  sondern  gefährdete  auch  die  Versorgung 
der  Landwirtschaft  mit  den  nötigen  Mehlprodukten,  die  in 
Deutschland  blieben.  Aber  durch  die  starke  Schädigung  des 
Müllergewerbes  und  der  Händler  war  überhaupt  die  Un- 
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abhängigkeit  in  der  Getreideversorgung  gefährdet,  indem 

1.  durch  das  lahmgelegte  Müllergewerbe  die  Gefahr  ent- 
stand, daß  der  Getreidehandel  ins  Ausland  wanderte  und 

2.  die  schon  knappen  GetreidevoiTäte  im  Lande  noch  mehr 
herabgesetzt  würden.  Mit  Recht  sagt  Schmidt:  „Ein  großes 
öffentliches  Interesse  ist  an  ihre  (der  Müllerei)  Aufrechter- 
haltung geknüpft.  Sie  beschäftigt  6300  Arbeiter,  2ahlt  jähr- 
lich Löhne  in  der  Höhe  von  41/2  Mill.  Franken,  in  ihren 
Liegenschaften  sind  58  Mill.  Franken  angelegt.  Mit  dem 
Untergang  der  schweizerischen  Müllereiindustrie  wäre  die 
Schweiz  in  ihrer  Mehl  Versorgung  fast  ganz  auf  Deutsch- 
land angewiesen;  im  Kriegsfall,  wenn  die  deutschen  Mühlen 
und  ihre  Vorräte  vertragsmäßig  in  den  Betrieb  der  Mili- 
tärve^^valtung  übergehen,  würde  die  Mehl2rufuhr  vollstän- 
dig unterbunden  werden  ...  Der  schweizerischen  Landwirt- 
schaft bietet  die  einheimische  Müllerei  vorteilhafte  Gele- 
genheit zur  Verwertung  ihrer  meist  zur  Herstellung  von 
Futtermehlen  bestimmten  Getreideproduktion“i), 

Die  Entwicklung  der  Mehleinfuhr  war  folgende: 


im  Jahre 

im  Ganzen 

davon  aus  Deutschland 

Dz. 

Dz. 

1902 

361 757 

45  689 

1903 

336  950 

44  772 

1904 

365  926 

48  689 

1905 

343701 

54  276 

1906 

358  247 

83  669 

1907 

388  568 

241 250 

1908 

584  732 

457  705 

1909 

471 163 

364114 

1910 

509  644 

427  755 

1911 

457  934 

388010 

1912 

439  343 

364  770 

1913 

381  320 

326  469 

) Schmidt  a.  a.  0. 
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In  Relativzahlen  ausgedrückt,  betrug  der  Anteil  Deutsch- 
lands an  der  Mehlemfuhr  in  die  Schweiz  (einschl.  Futter- 
mehle) : 

1902  1903  1904  1905  1906 


12,6« 

/ I 


13,3  7o 


15.8  «/o 


ohnä  Futtermehle: 

1907  1908 

62,1  7o  78,2  7o 

Glücklicherweise  hat  diese  Entwicklung  keine  weitere 
Ausdehnung  erfahren.  Von  1908  bis  1913  ist  eher  ein  Rück- 
gang zu  konstatieren,  mit  dem  aber  die  kritische  Situation 
des  Müllergewerbes  noch  keineswegs  beseitigt  ist.  Deutsch- 
land versorgt  nach  wie  vor  unseren  Markt  mit  den  feinsten 
Mehlen. 

Die  Ursache  dieser  unglücklichen  Entwicklung  ist  in 
der  versteckten  Ausfuhrprämie  auf  Mehl  zu  suchen,  die 
Deutschland  seinen  Müllern  durch  die  Erhöhung  der  Rück- 
vergütung des  Getreidezolles  bei  der  Mehlausfuhr  gewährte. 
Die  Rückvergütung  überstieg  den  schweizerischen  Getreide- 
zoll, weshalb  sie  zu  einer  erheblichen  Exportprämie  wurde. 
Rückvergütungen  wurden  den  Müllern  schon  nach  dem  Regu- 
lativ für  Getreidemühlen  und  Mälzereien  vom  16.  Dezember 
1897  gewährt,  ohne  jedoch  bei  den  Müllern  der  Schweiz  An- 
stoß zu  finden.  Das  Regulativ  setzte  die  Ausbeute  für  ge- 
beuteltes Mehl  aus  Weizen  auf  75  «/o  fest  und  erklärte: 
„Unter  gebeuteltem  Mehl  aus  Weizen  im  Sinne  dieses  Regu- 
lativs ist  diejenige  Ausbeute  zu  verstehen,  welche  bei  Wei- 
zen nach  Ausscheidung  von  25  « o Unreinigkeiten  und  Kleie 
gewonnen  worden  ist“. 

Auch  das  neue  Regulativ,  das  am  1.  Januar  1900  in 
Kraft,  trat  und  \ier  Mustertyjien  für  das  Mehl  aufstellte, 
d.  h.  für  jede  Klasse  den  Ausbeuteprozent  festsetzte, 
hatte  für  die  Schweiz  keine  weiteren  Nachteile.  Doch  hegte 
man  die  berechtigte  Befürchtung,  daß  bei  der  praktischen 
Anwendung  des  Regulativs  betr.  die  Gewährung  und  Zoll- 
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erleichterong  bei  der  Ausfuhr  dem  deutschen  Müller  Vor- 
teile erwachsen  könnten. 


Am  1.  März  1906  trat  eine  neue  „Einfuhrscheinordnung“ 
in  Kraft,  die  bestimmt:  „Für  Weizenmehl  werden  folgende 
Auvsbeuteklassen  festgesetzt: 


1.  Klasse 


^9 

99 


99 


0—30  0/0 
30—70  o/o 
70 — 75  o/o 
0 — 70  o/o 
0—75  o/o 


Für  die  Berechnung  gelten: 


30  kg  Weizenmehl  der  1. 

Ausbeuteklasse  = 48  kg  .Weizen 

40  kg 

,,  2. 

„ = 47  kg 

5 kg 

,,  3. 

V.  = 5 kg  „ 

70  kg 

„ 4. 

„ = 95  kg  „ 

75  kg 

„ 5. 

„ — 100  kg  „ 

sodaß  bei  der  Ausfuhr  von  100  kg  Weizen  in  Rechnung 
lu  stellen  sind: 


Weizenmehl  der  1.  Klasse  160,00  kg 

„ 2.  „ 117,50  kg 

.,  3.  „ 100,00  kg 

,,  „ 4.  „ 135,71  kg 

„ „ 5.  „ 133,33  kg 


Gleichzeitig  traten  die  erhöhten  deutschen  Getreidezölle 
in  Kraft,  die  für  den  Weizen  von  Mk.  3.50  (bis  1906)  auf 
Mk.  5.50  gesetzt  wurden.  Der  Schweizer  Zoll  hingegen  kam 
mit  dem  neuen  Handelsvertrag  nur  von  Fr.  2.—  auf  Fr.  2.50 
zu  stehen. 

Der  auf  Mk.  5.50  erhöhte  Schutzzoll  ließ  nun  erst  eigent- 
lich die  schon  seit  1900  existierende  versteckte  Exportprä- 
mie zur  Entfaltung  gelangen;  d.  h.  nun  fühlten  sich  die  deut- 
schen Müller  durch  den  am  1,  Januar  1906  in  Kraft  getre- 
tenen deutsch-schweizerischen  Handelsvertrag  gesichert  und 


Egli,  Die  Qetreideversorgung  der  Schweiz. 


10 


14() 


konnten  sich  ohne  Gefahr  die  günstige  Situation  zunutze 
machen.  ,,Der  deutsche  Sta;it  zahlt  bei  der  Ausfuhr 
für  75  kg  exportiertes  Mehl  nur  diese  Mk.  5.50  zurück,  aber 
davon  entfallen 

Mk.  2.64  auf  die  ersten  80  kg  von  Mehl  No.  0 

1.9378  „ ,,  nächstfolgenden  30  ,.  ..  1 

„ 0.64  ^/8  „ 10  _ _ _ _ 3 


0.64  "/'s 
0,27  V8 


r)  r> 


Mk.  5.50  (für  die  5 kg  J'uttermehl  und  20  kg  Kleie  wird 

nichts  vergütet). 

I>er  Zustand  liegt  klar  vor  Augen:  es  kann  bloß  Mehl 

Nr.  0 exportiert  werden,  fast  alle  anderen  Sorten  müssen 
im  Inland  bleiben“^). 

Nach  der  Rekordziffer  von  1908  mit  457  705  Dz  und 
deren  Umrechnung  in  Getreide  bei  einer  durchschnittlichen 
Ausbeute  von  33  0/0  erhält  man  für  die  deutsche  Aus- 
fuhr 1387  000  Dz,  deren  Vermahlung  den  schweizerischen 
Mühlen  verloren  ging.  Das  entspricht  einem  vollen  Viertel 
des  schweizerischen  Bedarfes  an  feinen  Mehlen.  Daß  es  sich 
bei  der  deutschen  Ausfuhr  zum  weitaus  größten  Teil  um 
Mehl  I,  Klasse  handelte,  zeigt  folgende  Darstellung  von 
(Weizenmehl  deutscher  Provenienz  im  Jahre  1912: 

85,1 7o  entfielen  auf  die  Au.sbeuteklasse  von  No.  ü-SO^a» 
0/2%  „ „ . „ 30-70% 

0,4%  „ „ „ „ ^ ^ 70-7570 

2,8  7 0 , „ „ , ^ ^ 0-70 7o 


1,7%  „ . „ 

0,8  7o  waren  Hartweizenmehl 

ioo,07o 


0-75% 


Wie  sich  übrigens  seit  1906  die  Preise  gestalteten, 
zeigt  am  besten  ein  Beispiel  aus  der  „Denkschrift“  des 
Verbandes  schweizerischer  Müller  von  1907: 


0 Signer  a.  a.  O. 


147 


Im 

Dezember  1906  kosteten  100  kg 

in  Mannheim: 

Preis  ab  Mannheim 

Nettopreis  für  den 

Mehl 

für  Inlandskonsum  mit  Sack 

Export  mit  Sack 

per  100  kg 

per  100  kg 

Nr.  0 

Mk.  26.35 

Mk.  17.55 

..  1 

„ 24.85 

„ 18.39 

2 

„ 23.85 

„ 17.39 

3 

„ 22.85 

„ 16.39 

4 

„ 20.85 

„ 14.39 

„ 5 

„ 17.25 

„ 11.50 

Die  Differenz  zwischen  dem  Inlandspreis  und  dem  Ex- 
portpreis betrug  also  bei  Mehl  Nr.  0 ML  8.80,  bei  den 
übrigen  Sorten  Mk.  6.46  oder  Mk.  2.34  w'eniger! 

Führten  schon  die  früheren  Verhandlungen  zwischen 
■Deutschland  und  der  Schweiz  (1903  und  1904)  zu  langwie- 
rigen Debatten,  so  riefen  die  schon  damals  gehegten  Be- 
fürchtungen nun  erst  recht  große  Erregimg  in  der  Schweiz 
hervor.  Die  Schweizer  Müller  wandten  sich  an  den  Bundes- 
rat und  baten  um  die  Erhebung  einer  Ausgleichsgebühr 
für  deutsches  Backmehl  1.  Klasse  in  Anwendung  des  Art.  4 
des  schweizerischen  Zollgesetzes,  das  ausdrücklich  ,, Aus- 
fuhrprämien oder  ähnliche  Begünstigungen“  aufzählt,  die 
den  Bundesrat  veranlassen  können,  „die  ihm  geeignet  er- 
scheinenden Anordnungen  zu  treffen“.  Aber  dem  Bandes- 
rat fehlte  die  feste  Hand.  Die  im  Sommer  1907  und  Mai 

1908  in  Berlin  und  Zürich  stattgefundenen  Verhandlungen 
führten  zu  keinem  Ergebnis.  Durch  eine  einseitige  Ver- 
fügung der  deutschen  Regierung  wmrde  vom  1.  Oktober 

1909  an  für  100  kg  ausgeführtes  Mehl  1.  Klasse  nur 
noch  der  Zoll  für  150  kg  Weizen  vergütet.  (Bisher  für 
160  kg).  Trotz  dieses  „Entgegenkommens“  komiten  sich 
weder  der  Bundesrat  noch  die  Schweizer  Müller  für  be- 
friedigt erklären.  Die  deutsche  Reichsregierung  jedoch 
lehnte  ein  vom  schweizerischen  Bundesrat  vorgeschlagenes 
?Lhiedsgericht  ab,  und  so  blieb  die  mißliche  Lage  des 
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Schweizerin- hen  Müllergewerbes  bis  zum  Kriegsausbruch  be- 
stehen. 

Die  deutsche  Mehleinfuhr  ist  in  den  1908  folgenden 
Jahi-en  etwas  zurückgegangen.  Hieraus  ist  aber  nicht  zu 
schließen,  daß  dieser  Rückgang  auf  die  kaum  nennens- 
werte Ermäßigung  der  deutschen  Rückvergütung  zurück- 
zuführen sei.  Vielmehr  waren  es  zwei  andere  Ursachen, 
die  den  Rückgang  der  deutschen  Einfuhr  bewirkten:  1.  In- 
folge der  ungünstigen  russischen  Ernte  von  1911  und  an- 
gesichts der  Lage  des  Weizenmarktes  erhöhten  die  deut- 
schen Müller  ihre  Mehlpreise,  während  die  Schweizer  Mül- 
ler keine  Preissteigerung  eintreten  ließen^).  2.  In  engstem 
Zusammenhang  mit  obigem  Zurückhalten  in  der  Preis- 
steigerung setzte  seit  1906  unter  den  Schweizer  Müllem 
eine  wirklich  grenzenlose  Konkurrenz  ein,  die  wohl  die 
deutsche  Mehleinfuhr  etwas  zurückhielt,  dafür  aber  doch 
die  Existenz  der  Schweizer  Mühlen  stark  gefährdete.  Die 
Folgen  davon  w’aren  die  verhältnismäßig  vielen  Konkurse. 
In  der  Müllerei  und  dem  Getreidehandel  verzeichnete  man 
in  den  Jahren 

1906  und  1907  16  Konkurse 

1908  „ 1909  10 

1910  ,,  1911  5 

1912  .,  1913  9 

Dabei  ist  die  Zahl  der  teilweisen  und  gänzlichen  ßetriebs- 
einstellungen  sowie  der  zum  Mehlhandel  übergegangenen 
Mühlen  statistisch  nicht  erfaßbar,  da  in  solchen  Fällen  nur 
ganz  selten  ein  Vermerk  im  Handelsregister  erfolgt. 

Nicht  ganz  unbegründet  sagt  Signer^):  „Das  Eindringen 
ausländischer  Mühlenfabrikate  in  unser  Land  ist  für  uns 
von  Nutzen;  es  drückt  auf  die  Inlandspreise.  Anders  aber, 
wenn  die  Wasser  in  wilden  Fluten  über  den  Damm  sich 

*)  Vergl.  Dezember-Monatsbericht  1911  des  Scbweiz.  Bankvereins. 

■^)  Signer  a.  a.  0. 
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jitärzen  und  heimische  Gewerbe  zu  vernichten  drohen.  Was 
würden  wir  sagen,  wenn  das  Ausland  durch  Exportprä- 
mien oder  andere  Machinationen  uns  zwingen  wollte,  von 
ihm  nur  noch  Schuhe  und  kein  Leder,  nur  noch  Zigarren 
und  keinen  Rohtabak,  nur  noch  fertige  Textilerzeugnisse 
und  keine  Baumwolle  und  Rohseide,  nur  noch  Maschinen 
und  kein  Eisen  und  keine  Kohle  mehr  zu.  beziehen!“  Die 
Mühlenindustrie  der  Schweiz  muß  erhalten  bleiben;  denn 
zur  Brotversorgung  unseres  Landes  ist  sie  unentbehrlich. 
Nur  fragt  es  sich,  wie  dies  am  besten  geschehen  kann. 
Dabei  aber  kann  man  die  Mühlenindustrie  nicht  schlecht- 
hin mit  den  übrigen  Industrien  des  Landes  identifizieren; 
denn  die  Wirkung  eines  hohen  Schutzzolles  auf  die  Mehl- 
einfuhr müßte  doch  eine  ganz  andere  sein  als  auf  Leder, 
Rohtabak,  u.  a.  Neben  dem  teureren  Brot  würde  gerade 
durch  die  verteuerten  Mehlprodukte  wie  Kleie  etc.  für 
die  Landwirtschaft  eine  empfindliche  Schädigung  eintre- 
ten. Eine  solche  doppelte  Mehrbelastung  aber  (gegenüber 
Produzenten  und  Konsumenten)  würde  die  Landwirtschaft 
wohl  kaum  zu  ti-agen  gewillt  sein. 

Wir  werden  noch  in  anderem  Zusammenhang  Gelegenheit 
haben,  auf  das  Müllergewerbe  zurückzukommen. 


i 
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ni.  KAPITEL. 

Kritik  der  schweizerischen 
Brotversorgungspolitik  und  Vorschläge  zur 

Behebung  der  Mißstände. 

D«r  deutsch-schweizerische  Mehlzollkonflikt  hat  erst  so 
eigentlich  die  Frage  der  schweizerischen  Getreide  Versorgung 
aufgerollt  und  za  allgemeiner  Diskussion  gebracht.  Ehe- 
dem w-aren  es  nur  vereinzelte  Stimmen,  die  auf  gewisse 
Gefahren,  die  die  Schweizer  Brotversorgungspolitik  ge- 
zeitigt hatte,  aufmerksam  mac;hten.  Vorab  die  Vertreter 
der  Landwirtschaft,  die  aber  ihr  Hauptaugenmerk  auf  die 
staatliche  Unterstützung  des  heimischen  Getreidebaues  rich- 
teten und  erst  in  zw’eiter  Linie  der  Brotversorgung  des 
Landes  Beachtung  schenkten.  Immerhin  tauchten  schon 
vor  der  drohenden  Kriegsgefalir  Projekte  auf,  deren  Ziel 
es  war,  die  Getreide  Versorgung  der  Schweiz  in  ganz  andere 
als  die  althergebrachten  Bahiu-n  zu  lenken. 

Schon  1878  hatte  Seidel  die  Einführung  eines  Getreide- 
monopoles  angeregt,  jedoch  weniger  im  Interesse  der  I<and- 
\virtschaft.  als  vielmehr,  um  niedrigere  Brotpreise  zu  er- 
reichen; also  im  Interesse  der  Konsumenten.  Er  als  erster 
wies  in  seinen  Vorträgen  (1889)  auf  die  unzulänglichen 
Getreidevorräte  des  Landes  hin.  Er  betonte,  daß  die  Schweiz 
nur  für  einige  Wochen  mit  Frucht  versehen  sei  und  daß 
sie  folglich  im  Kriegsfall  den  Auslandstaaten  gegenüber 
entblößt  dastünde;  denn,  sagt  er,  schon  der  Gedanke,  daß 
das  Brot  mangeln  könnte,  ist  gefährlicher  als  die  erste 
verlorene  Schlacht. 
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Weiter  gingen  die  landwirtschaftlichen  \ereine  von 
Basel-Stadt,  Riehen,  Arlesheim  und  Basel-Land,  die  im  Jahre 
1893  im  schweizerischen  landwirtschaftlichen  Verein  den 
Antrag  stellten,  daß  der  Vorstand  die  Frage  prüfen  möge, 
ob  die  Rentabilität  des  schweizerischen  Getreidebaues  ohne 
Verteuerung  der  Brotpreise  durch  die  Verstaatlichung  der 
Weizeneinfuhr  und  Müllerei  gehoben  werden  könne.  In  der 
Delegiertenversammlung  des  schweizerischen  Bauernbundes 
desselben  Jahres  wurde  auf  Antrag  der  Waadtländer  be- 
schlossen: „Der  Bauernbund  unterstützt  das  Begehren  der 
Waadtläiider  in  dem  Sinne,  daß  der  Bund  verpflichtet  wird: 

1.  sofort  den  ganzen  Bedarf  der  Kriegsreserve  und  des 
'IVuppenunterhaites  durch  inländische  Produktion  zu  decken; 

2.  beförderlichst  das  Getreidemonopol  einzuführen  mit 
der  weiteren  Verpflichtung,  im  voraus  das  gesamte  zum 
Verkauf  stehende  schweizerische  Produkt  zu  einem  den 
inländischen  Produktionskosten  entsprechenden  Preise  an- 
zukaufen“. 

Diese  Bewegung  veranlaßte  Dr.  Laur  im  Jahre  1895 
eine  Studie  über  „die  Hebung  des  schweizerischen  Getreide- 
baues durch  ein  Getreidemonopol“  zu  veröffentlichen.  Aber 
auch  er,  wie  der  Bauernbund,  erblickte  im  Getreidemono- 
pol nur  eine  mögliche  Stütze  des  inländischen  Getreide- 
baues und  unterstützte  dieses  auch  nur  insofern,  als  es 
der  landwirtschaftlichen  Interessensphäre  angepaßt  würde. 
So  verlangte  Laur,  daß  die  Einnahmen  aus  dem  Getreide- 
mononol,  die  er  auf  18  Millionen  Franken  schätzte,  als 
Subvention  zur  Hebung  der  Rentabilität  des  Getreidebaues 
Verwendung  finden  sollten.  Dieser  Anregung  wurde  aber 
nicht  "weiter  Folge  igeleistet,  und  in  'den  Jahren  1896 
bis  1898  stiegen  die  Getreidepreise  wieder  stark. 

Auch  WirzU  vertritt  1902  die  Ansicht,  daß  der  in- 
ländischen Getreideproduktion  weit  erhöhte  Aufmerksam- 

>)  Wirz,  Die  Getreide].roduktion  und  Brotversorgung  der  Schweiz. 
1.  Aufl.  Zürich  1U02. 
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keit  geschenkt  werden  sollte  und  befürwortet  in  diesem 
Sinn  das  Monopol;  jedoch,  und  <larin  weicht  er  von  seinen 
Vorgängern  ab,  sieht  er  das  Problem  von  einer  etwas 
höheren  Warte  an.  Er  berücksichtigt  die  Wirkung  eines 
Monopols  nicht  nur  auf  die  Landwirtschaft,  sondern 
auch  auf  die  übrigen  an  der  Getreideversorgimg  des  I^andes 
mitinteressierten  Kreise.  Im  be:^nderen  aber  führt  Wirz 
auch  das  nationale  Interesse  an;  d.  h.  indem  er  auf  die  nie- 
drigen Getreide  Vorräte  (Lagerbestände)  in  der  Schweiz  hin- 
weist, erachtet  er  es  für  notwendig,  Mittel  und  Wege  zu 
suchen,  das  Land  bei  Kriegsgefahr  in  erhöhtem  Maße  mit 
Brotgetieide  zu  versorgen.  Aus  diesem  Grunde  und  weni- 
ger aus  dem  einseitigen  Interesse  der  Landwirtschaft  her- 
aus, oder,  wie  dies  bei  Seidel  der  Fall  war,  im  aus- 
schließlichen Interesse  der  Konsumenten,  verlangt  er  grö- 
ßere Sorgfalt  im  Getreidebau  und  vermehrte  Unterstützung 
desselben,  eben  um  die  Abhängigkeit  vom  Ausland  auf 
das  geringste  Maß  herabzumindem.  Neben  den  technischen 
Verbesseiungen  im  Anbau  sieht  Wirz  im  Getreidemonopol 
das  wirksamste  Mittel,  ohne  die  Interessen  der  Konsu- 
menten und  Müller  zu  gefährden,  der  Schweiz  die  Brot- 
versorgung besser  als  bis  anhin  zu  sichern.  „Beide  Fra- 
gen“, sagt  Wirz^),  ,,die  der  Sicherung  der  Brotversor- 
gung des  Landes  sowie  die  der  Ei'haltung  des  einheimischen 
Getreidebaues,  können  nur  unter  Mitwirkung  aller  Kreise 
durch  eine  die  ganze  Schweiz  umfassende  Organisation  in 
befriedigender  Weise  gelöst  werden“.  Zu  einer  eingehen- 
den Erörterung  dieses  wichtigen  Problemes  unter  Mitwir- 
kung aller  daran  interessierten  Kreise  sollte  es  aber  erst 
einige  Jahre  später  kommen  und  zwar  erst,  als  die  Not 
dazu  z^\ang. 

Doch  die  wenig  erfreuliche  Aussicht,  daß  die  Schweiz 
bei  ki'iegerischen  Verwicklungen  mit  leeren  Lagerhäusern 
dastehen  würde,  bewog  den  Staat,  wenigstens  für  die  Ver- 

’)  Wirz  a.  a.  O. 
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öorgung  des  Heeres  Maßnahmen  zu  treffen.  1887  kaufte 
er  versuchsweise  300  Wagen  Weizen.  Durch  Beschluß  der 
Bundesversammlung  im  Jahre  1892  wurde  der  Bundesrat 
I ermächtigt,  die  für  die  Verpflegung  der  Armee  unent- 
behrlichen Vorräte  an  Konserven,  Weizen  und  Hafer  zu 
beschaffen.  Demgemäß  unterhielt  der  Bund  von  1893  an 
ein  Weizenlager  von  300  bis  1000  Wagen.  Nun  aber  war 
diese  Lagerung  zu  wenig  nach  kaufmännischen  Prinzipien 
organisiert,  da  bis  1899  die  gesamten  Vorräte  nur  alle 
2 bis  3 Jahre  umgetauscht  wurden.  Dabei  konnten  die 
Marktverbältnisse  und  die  Konkurrenz  des  Handels  nicht, 
wie  dies  sein  sollte,  ausgenützt  werden,  sodaß  dem  Bund 
viel  unnütze  Kosten  und  obendrein  Vorwürfe  entstanden. 
Daher  wnrde  dann  von  1900  ab  der  Umtausch  anders  orga- 
nisiert und  zwar  so,  daß  jährlich  ein  Teil  der  Vorräte  er- 
neuert wird.  So  kann  man  sich  nun  ohne  Schwierigkeit 
den  Konjunkturverhältnissen  besser  anpassen. 

Infolgedessen  war  man  beruhigt,  und  die  Getreidever- 
sorgung des  Landes  schien  hinreichend  gesichert  zu  sein. 
Doch  dauerte  es  nicht  lange,  bis  von  neuem  Stimmen  laut 
wurden,  die  die  bisherige  Brotversorgungspolitik  kritisier- 
ten. Diesmal  regten  sich  die  Müller. 

Schon  die  drohende  Haltung  der  deutschen  Müller  durch 
das  Regulativ  vom  1.  I.  1900  hatte  die  Schweizer  Müller 
in  Aufregung  gebracht.  Sie  erkannten  die  Gefahr,  die 
ihnen  durch  das  Gebaren  Deutschlands  drohte.  Anläßlich 
der  Handelsvertragserneuerung  von  1904  versuchten  sie 
daher,  das  über  ihnen  hängende  Damoklesschwert  zu  be- 
seitigen. Wir  sahen  aber,  ihre  Anstrengungen  blieben 
erfolglos;  ihre  Befürchtungen  bewahrheiteten  .dch;  die  In- 
vasion der  deutschen  Mehle  feinster  Qualität  begann  1906 
und  nahm  1908  erschwerende  Proportionen  an.  ■ 

Damit  war  der  Alarm  gegeben.  Die  Müller  griffen 
nach  ihren  erfolglosen  Anstrengungen  im  Mehlzollkonflikt 
nach  dem  ersten  besten  Rettungsanker,  der  sich  ihnen 
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bot.  Die  immer  steigenden  Mehlpreise  hatten  bei  den  Kon- 
sumenten eine  Bewegung  gegen  die  sich  syndizierenden 
Müller  hervorgerufen.  Um  sich  zu  schützen  and  ihre  In- 
teressen zu  wahren,  schlossen  sich  die  Müller,  so  son- 
derbar dies  auch  scheinen  mag,  einer  Bewegung  zur  Ein- 
führung eines  eidgenössischen  Getreidemonopoles  an,  an 
deren  Spitze  sich  die  demokratische  Partei  gestellt  hatte. 
Der  Effekt  Konnte  nicht  ausbleiben.  ,,Als  dann  am 
20.  Juli  1908  die  Motion  Scherrer-Füllemann  betreffend  Ge- 
treide- und  Mehlmonopol  im  Nationalrat  zur  Behandlung 
kam,  wurde  dieselbe  auch  tatsächlich  völlig  unter  dem 
Eindruck  der  durch  den  Mehlzollkonflikt  hervorgerufenen 
prekären  Lage  der  Müllerei  und  der  schwierigen  Lösung 
der  Angelegenheit  dem  Bundesrat  zur  Prüfung  über- 
\\desen‘‘i).  Die  Motion  lautete:  „Ob  nicht  Art.  31  der 
Bundesverfassung  in  dem  Sinne  zu  revidieren  sei,  daß  dem 
Bunde  das  ausschließliche  Recht  zustehen  solle,  diejenigen 
Getreide  und  Mehle,  welche  die  Brotversorgung  des  Landes 
bezwecken,  in  die  Schweiz  zu  importieren,  in  der  Meinung, 
daß  die  nähere  Ausführung  und  eine  allfällige  Ausdehnung 
dieses  Grundsatzes  durch  die  Bundesgesetzgebung  zu  regeln 
sei“. 

So  sehen  wir,  daß  das  Verlangen  nach  einem  Monopol, 
von  den  Konsumenten  aufgegriffen  und  lanciert,  erst  durch 
die  prekäre  Lage  der  Möller  der  Erfüllung  näher  gebracht 
wurde. 

Wer  sich  in  Gefahr  befindet,  schreit  um  Hilfe. 

Anferngs  der  70er  Jahre  hatten  die  stark  steigenden 
Getreidepreise  bewirkt,  daß  die  Sozialdemokraten  ein  Mo- 
nopol verlangten  als  Schutz  gegen  die  „Wucherer“  von 
Müllern  und  Getreidehändlern.  Anfangs  der  90er  Jahre 
reg'ten  sich  infolge  niedriger  Getreidepreise  die  Bauern 
mit  dem  Vorschläge  eines  einzu führenden  Getreidemonopols, 
durch  dessen  Erlös  die  RenLibilität  ihres  Getreidebaues 
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künstlich  erhöht  werden  sollte.  Zuletzt  kommen  nun  sogar* 
die  verschmähten  Müller  und  Händler  und  suchen  Schutz 
unter  den  Fittichen  eines  eidgenössischen  Monopoles. 

Aber  sonderbar,  sobald  der  Patient  den  atemraubenden 
Druck  nicht  mehr  verspürte,  so  schwand  auch  das  \ er- 
langen nach  dem  Universalheilmittel:  dem  Getreidemonopol. 

Das  allgemeine  Interesse  an  der  Sache  fehlte  eben  je- 
weils j es  handelte  sich  nur  um  das  Wohl  oder  Weh  irgend 
eines  volkswirtschaftlichen  Gliedes.  Wenigstens  wurde  es 
von  der  Menge  immer  so  aufgefaßt;  denn  das  Moment  der 
Staatswohlfahrt,  die  eine  zuverläßige  und  gesicherte  Ge- 
treideversorgung verlangt,  wurde  noch  zu  wenig  erkannt. 

Die  Motion  Scherrer-Füllemann  wurde  mit  Wohlwollen 
aufgenommen,  um  aber  baldmöglichst  in  aller  Stille  wie- 
der ' beiseite  geschoben  zu  werden.  Allerdings  hatte  es 
anfangs  den  Anschein,  als  ob  die  Sache  Bestand  haben 
sollte;  der  Bundesrat  beauftragte  nämlich  Prof.  Dr.  Milliet, 
einen  Gesetzesentwuif  auszuarbeiten.  Die  Aufgabe  war 
keine  leichte.  Denn  sobald  es  sich  darum  handelte,  dem 
schönen  Gedanken  konkrete  Form  zu  geben,  da  drängten 
sich  auch  schon  die  verschiedenen  Beteiligten  mit  einer 
Fülle  von  Wünschen  heran:  „Unsere  Landwirte  — ohne 
deren  Unterstützung  die  Einführung  des  Monopols  unmög- 
lich schien  — forderten  bessere  Preise  für  den  Landweizen, 
Änbauprämien,  landwii'tschaftliche  Lagerliäuser  usw.  Die 
Müller  erwarteten  vom  Monopol  einen  auskömmlichen  Mahl- 
lohn, die  Bäcker  einen  genügenden  Backlohn,  und  die  Er- 
füllung aller  dieser  Wünsche  sollte  dem  Konsumenten  bil- 
liges Brot  verschaffen“!).  Prof.  Dr.  Milliet  hat  sich  aber 
dennoch  seiner  Aufgabe  bestmöglich  entledigt,  indem  er 
sich  bemühte,  den  Interessenkollisionen,  sow^eit  dies  mög- 
lich w*ai*,  aus  dem  Wege  zu  gehen.  In  der  Erläuterung 
zum  Entw’urf  sagt  er  selbst:  ,,Bei  Ausarbeitung  des  vor- 

>)  Der  „Economist“:  Die  Getreideversorgung  der  Schweiz. 

Zürich  1913. 
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liegenden  Gesetzentwurfes  ist  für  die  Auswahl  unter  den 
vielerlei  Möglichkeiten  der  Ge<lanke  leitend  gewesen,  der 
staatlichen  Ingerenz  die  denkbar  kleinste  Ausdehnung  zo 
geben,  die  mit  der  Rücksichtnalime  auf  alle  Hauptinteressen 
noch  vereinbar  ist.  Was  darüber  hioausgeht,  soll  der  spa- 
teren Entwicklung  anheimgegeben  bleiben“.  Trotzdem  blieb 
es  beim  Entwurf.  Die  Frage  eines  Getreideraonopols  geriet 
sogar  in  Vergessenheit,  und  die  Initianten  selbst  wollten 
offenbar  nichts  mehr  davon  wissen. 

Einerseits  erhielt  das  Monojelprojekt  eine  kalte  Dusche 
von  den  Bauern,  die  für  ein  Monopol,  das  nicht  ihren  be- 
sonderen Wünschen  entsprach,  nicht  zu  haben  waren.  Das 
ist  aus  der  vom  Bauemsekretarat  verfaßten  SchrifD)  deut- 
lich erkennbar,  besonders  unter  Punkt  1 der  ,, Ergebnisse 
und  Postulate“,  wo  es  heißt:  „die  landwirtschaftliche  Be- 
völkerung ist  der  Neueinführung  von  Monopolen  nicht  gün- 
stig gesinnt.  Nur  schwerwiegende  Gründe  werden  sie  zu 
Freunden  eines  Getreidemonopols  machen.  Wir  erblicken 
solche  Gründe: 

a.  in  der  Bedeutung  des  Monopols  für  die  Konsumen- 
ten (Sicherung  der  Brotversorgung); 

b.  in  der  Besserstellung  der  Landwirtschaft  durch  das 
Monopol ; 

c.  in  der  Erhaltung  der  Müllerei“. 

Andererseits  verlor  das  Projekt  an  Interesse  für  die  Ini- 
tianten, weil  das  schon  anläßlich  der  Erörterung  des  Ge- 
treideraonopols  zur  Sprache  gelangte  Postulat  der  Grün- 
dung genossenschaftlicher  Mühlen  in  die  Tat  umgesetzt 
wurde.  1912  erwarb  der  Verband  schweizerischer  Kon- 
sumvereine die  Stadtmühle  Zürich  zum  Preise  von  1,7  Mil- 
lionen Franken.  Es  war  dies  die  gi'ößte  und  best  eingerichtetste 
Mühle  der  Schweiz.  „Die  Mühlengenossenschaft  schweize- 
rischer Konsumvereine  bezweckt,  eine  möglichst  rationelle, 

‘)  Die  Einführung  eines  schweizerischen  Getreide-  und  Mehl- 
monopols und  die  Landwirtschaft.  Hern  1908. 
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im  Interesse  der  Konsumenten  liegende  Getreide-,  Mehl- 
und  Brotversorgung“!).  Sie  wollte  besonders  preisregulie- 
rend wirken.  1912  war  der  Preisstand  laut  ihren  Be- 
richten ein  günstiger,  doch  1913,  nach  der  Auflösung 
des  Syndikates  Vereinigte  Mühlen  A.  G.  in  Zürich  (eine 
Folge  des  Verkaufs  der  Stadtmühle  Zürich),  sanken  die 
Mehlpreise  um  rund  3 Fr.  per  Dz. 

Nach  diesem  Wandel  der  Dinge  ist  es  klar,  daß  die 
Initianten,  die  nun  ihre  ganze  Kraft  auf  den  Ausbau 
der  Genossenschaftsmühlen  konzentrierten,  dem  Getreide- 
monopol nicht  mehr  mit  den  gleichen  Gefühlen  wie  1908 
gegenüberstanden.  Dagegen  hatte  sich  die  Lage  der  Mül- 
ler verschlimmert,  weshalb  es  begreiflich  erscheint,  daß 
ihnen  sehr  daran  gelegen  sein  mußte,  einen  Ausweg  aus 
der  Klemme  zu  finden. 

Die  Fügung  wollte,  ,d^  si®  diesmal  nicht  allein  um 
Hilfe  riefen.  Der  politische  Horizont  hatte  sich  inzwischen 
verfinstert.  Die  drohende  Gefahr  eines  europäischen  Krie- 
ges vermochte  nun  endlich  die  bis  anhin  sorglosen  Gemü- 
ter aufzurütteln.  Man  erkannte  auf  einmal  die  unhaltbare 
Situation  der  Brotversorgung.  Von  allen  Seiten  ertönte  der 
Ruf  nach  fürsorglichen  Maßnahmen. 

Verfolgt  man  die  Entwicklung  der  Lagerbestände,  so 
beobachtet  man,  daß  dieselben  von  Jahr  zu  Jahr  abnah- 
men.  Seit  dem  Einsetzen  der  deutschen  Konkurrenz  wurde 
die  Lagerung  in  der  Schweiz  auf  das  äußerste  Minimum 
herabgesetzt.  Die  Getreidehäiidler  erachteten  es  für  vor- 
teilhafter, ihre  Ware  in  Mannheim  einzulagern,  w^o  sie 
neben  der  Reexpeditionsmöglichkeit  den  großen  Vorteil  ge- 
nossen, das  Getreide  auf  dem  kürzesten  Weg  nicht  nur  in 
der  Schweiz,  sondern  auch  in  Deutschland  und  Frankreich 
absetzen  zu  können.  Auch  die  Müller  vermieden,  soweit 
es  ging,  Mehl  auf  Lager  zu  halten  und  zwar  aus  Furcht  vor 
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der  deutschen  Konkurrenz,  um  Preissenkungen  nicht  tragen 
zu  müssen. 

Jedoch  bewirkten  auf  der  einen  Seite  die  zusehends  lee- 

% 

rer  w^erd enden  Lagerhäuser  und  auf  der  andern  die  steigende 
Gefahr  eines  Krieges,  daß  der  Bundesrat  wenigstens  seinen 
yorrat  für  die  Armee  erhöhte.  1910  verfügte  er  über  1350 
Wagen  Weizen.  1912  wurden  1500  Wagen  Manitobaweizen 
gekauft.  Die  Ausdehnung  des  Lagerbestandes  erforderte 
natürlich  auch  eine  Erweiterung  der  Lagerräume.  1911 
gewährte  die  Bundesversammlung  zu  diesem  Zweck  einen 
Kredit  von  Fr.  975,000. — Die  sehr  modernen  und  zweck- 
mäßigen Anlagen  konnten  1913  bezogen  werden. 

Diese  zu  Gunsten  der  Annee  getroffenen  Maßnahmen  konn- 
ten aber  noch  nicht  zur  Sicherstellung  der  Zivilbevölkerung 
genügen.  Zudem  blieben  noch  immer  die  unbefriedigten 
Müller,  die  im  Interesse  der  Landesverteidigung  nicht  dem 
Ruine  ausgesetzt  werden  durften.  Aus  dieser  Ueberlegung 
heraus  entstand  dann  auch  die  Motion  Balmer  im  Natio- 
nalrat vom  19.  Juni  1912:  „Der  Bundesrat  wird  einge- 
laden, beförderlichst  Bericht  und  Antrag  zu  bringen,  welche 
Maßnahmen  zu  ergreifen  sind  für  eine  vermehrte  Getreide- 
versorgung der  Schweiz“. 

Die  der  Motion  folgenden  Aeußerungen  der  verschie- 
denen Fraktionen  zeigten,  daß  allgemein  die  Ueberzeugung 
herrschte,  es  müsse  etwas  in  der  Sache  geschehen. 

In  der  Tat,  diesmal  ergriffen  alle  Interessentengruppen 
sowohl  in  der  Presse  wie  in  der  Dezembersitzung  des  Natio- 
nalrates das  Wort. 

Vor  allem  wurde  dabei  die  prekäre  Lage  der  Schweiz 
in  der  Brotversorgung  hervorgehoben.  Daran  anknüpfend 
gelangten  dann  verschiedene  Möglichkeiten  einer  Lösung 
des  Versorgungsproblems  zur  Sprache;  und  zwar  waren  die 
Vorschläge  insofern  verschieden,  als  jeweils  die  Wahrneh- 
mung der  besonderen  Interessen  der  einzelnen  Gruppen, 
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von  denen  sie  ausgingen,  verschiedene  Behandlung  erfor- 
derten. 

Im  Gegensatz  zu  den  früheren  Bewegungen,  die  von 
einzelnen  in  ihren  Interessen  gefährdeten  Gruppen  ausgin- 
gen, sehen  wü*  hier  also  eine  Bewegung,  die  im  Volkswirt-  • 

schaftlichen  Interesse  des  Landes  begründet  war  und  des- 
halb  eher  Aussicht  auf  eine  ernstliche  Prüfung  unter  Be- 
teiligung  der  Allgemeinheit  haben  konnte.  So  schien  also  , 

die  international  gespannte  Situation  dem  bedrückten  Mül- 
lergew’erbe  der  Schweiz  gewissermaßen  zu  Hilfe  zu  eilen. 

Von  den  m Vorschlag  gebrachten  Maßnahmen  möchte 
ich  besonders  hervorheben: 

1.  die  Verbesserung  der  Zufahrtswege; 

2.  Prämierung  der  inländischen  Getreide-  und  Mehlvor- 
räte des  Handels; 

3.  Verstärkung  der  Vorräte  des  Bundes,  sodaß  sie  auch 
den  Bedarf  der  Zivilbevölkerung  während  hinreichender  Zeit 
decken; 

4.  Einführung  des  Getreidemonopol  es; 

5.  Förderung  des  inländischen  Getreidebaues  durch  j 

Schutzzoll  oder  Prämierung. 

ad.  1.  Die  Verbesserung  der  Zufahrtswege. 

In  Kapitel  II  und  besonders  unter  Mannheims  Bedeu- 
tung für  die  schweizerische  Getreideeinfuhr  ist  die  domi- 
nierende  Stellung  der  Nordzufahrtslinie  eingehend  zur  Dar- 
stellung gelangt.  Der  weitaus  größte  Teil  des  einzuführen-  .4 

den  Getreides  und,  seit  1906  auch  der  größte  Teil  des  feinen  | 

Backniehles,  gelangte  über  den  Rhein  in  die  Schweiz  und, 
wie  wir  sahen,  nach  vorheriger  Lagerung  in  Mannheim. 

Die  Rheinroute  gefährdete  auf  der  einen  Seite  die  Interes- 
sen der  Müller  und  Händler  und  auf  der  andern  Seite  die 
Lagerbestände  der  Schweiz. 
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Dem  sollte  abgeholfen  werden  dürch  die  Besserstellung 
der  südlichen  Route,  besonders  der  Linie  Genua^Gotthard, 
um  die  zentral  gelegenen  Lagerhäuser  in  Brunnen,  Altdorf 
und  Schwyz  speisen  zu  können.  Durch  eine  Frachtermäs- 
sigung  um  40  PY.  per  Waggon  sollte  bewirkt  werden,  daß 
der  größte  Teil  des  von  Rußland  über  den  Rhein  geleiteten 
Weizens  seinen  Weg  wieder  über  Genua  finde.  Die  Befür- 
worter dieses  Antrages  glaubten,  daß  der  durch  die  Tarif- 
©rmäßigung  bewirkte  Ausfall  durch  erhöhte  Frequenz  (von 
10 — 15,000  Wagen)  mehr  als  kompensiert  wäre.  Damit 
würde  erreicht,  daß  von  der  bereits  gewährten  Freilage- 
rung Gebrauch  gemacht  und  demzufolge  die  Lagerung  auf 
der  Rheinroute  größtenteils  aufgegeben  würde.  Der  Zweck, 
größere  Lagerbestände  in  die  Schweiz  zu  verlegen,  wäre 
damit  erreicht  und  den  Müllem  wäre  in  Verbindung  mit 
andern  geeigneten  Maßnahmen  ein  größerer  Halt  gegen- 
über der  deutschen  Konkurrenz  verliehen.  Sollten  sich  aber 
die  badischen  und  * elsaß-lothringischen  Bahnen  dazu  ent- 
schließen, eine  Taxe  in  Anwendung  zu  bringen,  die  sich  ab 
Mannheim  und  Straßburg  um  12  resp.  17  Pfg.  pro  100  kg 
^is  Schweizer  Grenze  billiger  stellen  würde,  „so  könnte 
der  Effekt  dieser  Maßnahme  nicht  derart  sein,  daß  un- 
sere Absicht,  die  Zufuhr  über  den  Süden  um  einige  Tau- 
send Wagen  zu  vermehren,  vereitelt  würde“i). 

Diesem  Postulat  wird  entgegengehalten,  daß  es  über- 
haupt nicht  bezwecke,  die  Lagerbestände  der  Schweiz  zu 
heben,  sondern  vielmehr  beabsichtige,  durch  eine  PYacht- 
erniäßigung  der  Gotthardroute  das  Getreide  billiger  in  die 
Schweiz  zu  bringen.  Die  entsprechende  Gegenmaßnahme  der 
Linie  Mannheim-  oder  Straßburg-Basel  würde  natürlich  nicht 
ausbleiben;  folglich,  und  dieses  Argument  gebrauchte  die 
Verwaltung  der  schweizerischen  Bundesbahnen,  würden  die 

*)  „Die  Brotversorgung  der  Schwele  und  unsere  Getreidefrachten“. 
Neue  Zürcher  Zeitung  No.  194  vom  16.  Juli  1913. 
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Importeure  sich  wieder  den  günstigeren  PYachten  der  Linie 
Rotterdam-Mannheim-Basel  zuwenden. 

Des  weitern  wird  aber  darauf  aufmerksam  gemacht, 
daß  mit  einer  Tarifermäßigung  allein  noch  nicht  alles  er- 
reicht wäre)  dazu  müßte  sich  erst  noch  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Südroute  gegenüber  der  Nordroute  als  min- 
destens ebenbürtig  erweisen.  Das  sei  aber  gamicht  der 
Fall:  Genua  wäre  entschieden  im  Nachteil.  „Die  Tatsache, 
daß  für  den  Transport  von  Ware  vom  Dampfer  auf  Waggon 
je  nach  Dampferart  oder  Packung  eine  Differenz  bis  zu 
30  Rappen  per  100  kg  vorkommt,  erschwert  die  Kalkula- 
tion und  den  Vorverkauf.  Auch  die  Klagen  wegen  Wnr 
genmangels  müssen  in  Erinnerung  gerufen  werden...  Die 
Genueser  Bahnhofanlagen  mögen  einem  normalen  Verkehr 
genügen;  bei  größerem  Warenandrang  haben  sie  sich  ge- 
wöhnlich als  zu  klein  erwiesen,  sodaß  das  Rohmaterial, 
selbst  wenn  es  vorhanden  war,  nicht  abgefertigt  werden 
konnte‘'i).  Sollten  nun  aber,  wie  geplant,  erhöhte  Anfor- 
derungen an  die  Leistungsfähigkeit  der  Genueser  Bahn- 
hofanlagen und  des  Wagenparks  gestellt  werden,  so  wäre 
diese  vermehrte  Last  schon  garnicht  mehr  zu  bewältigen. 
„Nebst  dem  Wagenmangel  der  italienischen  Staatseisen- 
bahnen tritt  der  größte  Fehler  des  Hafens  von  Genua, 
sein  Mangel  an  Ausdehnungsmöglichkeit,  in  zweite  Linie. 
Die  Folgen  der  ungenügend  großen  Anlagen  machten  sich 
schon  zu  früheren  Zeiten  unangenehm  bemerkbar.  Sie  wür- 
den noch  in  verschärft  er  em  Maße  fühlbar,  falls  der  dor- 
tige Verkehr  durch  große  Getreidetransporte  erheblich 
stärker  belastet  würde“2). 

Die  vom  Bundesrat  einberuf ene  Expertenkommission  hat 
denn  auch  diese  Maßregeln  zur  Hebung  der  'Getreidevor- 

*)  „Zur  Frage  der  Getreidoversorgung“.  Neue  Zürcher  Zeitung. 
August  1913. 

*)  Neue  Zürcher  Zeitung:  „Zur  Frage  der  Getreideversorgung“. 
August  1913. 

Egli,  Die  Qetreideversorgung  der  Schweiz.  11 
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rate  im  Innern  des  Landes  als  durchaus  unwirksam  be- 
zeichnet, weshalb  sie  vom  Bundesrat  abgelehnt  wurden. 

Als  weitere  Maßnahme  wurde  die  Schiffbarmachung 
des  Rheines  bis  Basel  beantragt.  Damit  sollte  die  Lage- 
rung in  Mannheim  und  Straßburg  zu  Gunsten  von  Basel 
vermieden  werden,  was  eine  Erhöhung  der  inländischen 
Getreidebestände  zur  Folge  haben  würde.  Als  notwendige 
Ergän2uing  dazu  müßten  dann  allerdings  die  Lagerungs- 
und Frachtverhältnisse  besser  gestaltet’  werden.  „Eine 
Hauptbedmgung  für  die  Lagerung“,  sagte  Nationalrat 
Hirter,  „ist  die  Reexpeditionsfähigkeit,  d.  h.  die  Mög- 
lichkeit, die  Ware  zu  den  gleichen  Tarifen,  wie  sie  ein- 
gegangen  ist,  zu  reexpedieren,  vielleicht  mit  einer  klei- 
nen Reexpsditionsgebühr.  Es  ist  eben  ein  großer  Nach- 
teil, wenn  der  Händler,  der  seine  Waren  im  Innern  der 
Schweiz  einlagert,  das  Getreide  nicht  mehr  rückwärts 
spedieren  kann  wegen  ,der  doppelten  Fracht;  und  ohne 
Verlust  es  auch  nicht  vorwärts  zu  spedieren  vermag,  weil 
er  für  die  Reexpedition  den  internen  Tarif  statt  den  in- 
ternationalen Tarif  bezahlen  muß.  Auf  diese  Reexpsditions- 
fähigkeit  der  Lager  muß  besonderes  Gewicht  gelegt  wer- 
den und  ich  glaube,  es  sollten  auch  noch  kleinere  Lager 
im  Lande  herum  damit  ausgestattet  werden,  sobald  sie 
eine  gewisse  Gewähr  für  die  richtige  Lagerung  geben“^). 

ad.  2.  Prämierung  der  inländischen  Getreide- 
und  Mehlvorräte  des  Handels. 

Die  schweizerischen  Müller  und  Getreidehändler  waren 
sich  offenbar  bewußt,  daß  ihr  oben  erwähntes  Postulat 
keine  große  Aussicht  auf  Erfolg  haben  würde.  So  brach- 
ten sie  noch  andere  Lösungen  des  Problems  in  Vorschlag, 
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die  direkter  auf  das  gewollte  Ziel  losgehen  und  mit  grö- 
ßerer Wahrscheinlichkeit  auch  zum  Ziele  führen  würden. 
Es  wurde  der  Antrag  gestellt,  der  Bund  möchte,  anstatt 
selbst  ein  sehr  kostspieliges  und  großes  Lager  zu  halten, 
die  Lagerung  von  Getreide  und  Mehl  durch  Prämierung 
in  den  Mühlen  selbst  durchführen.  Die  Proponenten  ver- 
wiesen auf  das  Beispiel  von  Frankreich  und  Deutschland, 
wo  etwas  ähnliches  geschehe.  Die  Durchführung  dachten 
sie  sich  so,  „daß  der  Bund  mit  einer  gewissen  Anzahl 
von  auf  dem  ganzen  Lande  gleichmäßig,  verteilten  Mühlen 
Verträge  abschließen  würde,  wodurch  diese  gegen  eine 
billige  Vergütung  für  Zinsverlust  und  Lagerungskosten 
stets  ein  Mindestlager  an  Getreide  und  Mehl  zu  halten 
hätten“^).  Die  Kosten  sollten  sich  geringer  stellen  als  die 
Lagerung  in  den  eidgenössischen  Lagerhäusern.  Dabei  wür- 
den sich  Vorteile  ergeben,  wie: 

Frachten  zum  Lagerhaus  und  zurück  in  die  Mühle,  so- 
wie Kosten  für  Ein-  und  wieder  Ausladen  im  Lagerhaus 
fallen  gänzlich  weg; 

Zeitersparnis  im  Mobilisations-  oder  Kriegsfall,  da  das 
zu  vermahlende  Getreide  schon  in  den  Mühlen  lagert,  da- 
durch auch  Minderbelastung  der  Verkehrsanstalten; 

Endlich  braucht  der  Bund  die  für  die  zwei  Monate  aus- 
reichenden Vorräte  erforderlichen  30  Millionen  P¥. 
nicht  zu  immobilisieren.  Auch  eine  durch  die  National- 
bank gewährte  Beleihung  des  Mindestlagers  wird  als  mög- 
liche Lösung  erwähnt.  Die  Beleihung  denkt  sich  Preis- 
werk-Imhof  1 2)  folgendermaßen:  „Die  Nationalbank  hätte 
die  Finanzierung  zu  übernehmen,  aber  es  wäre  nicht  nötig, 
daß  sie  das  Geld  direkt  gäbe  und  die  Lagerkontrolle  aus- 

')  „Zur  Hebung  unserer  Brotversorgung.“  Neue  Zürcher  Ztg. 
No.  169  vom  20.  Juni  1913. 

Preiswerk-Imhoff : Vortrag  über  die  Getreideversorgung  der 
Schweiz,  gehalten  am  15.  Mai  1913. 
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übte.  Diese  Punktion  kann  wohl  zweckentsprechender  durch 
die  Bankverbindung,  über  die  jeder  Händler  und  Müller 
verfügt,  geschehen  in  der  Weise,  daß  die  letztere,  die 
wir  hier  kurz  Vorschußbank  nennen  wollen,  jährlich  eine 
Lager  Vergütung  ausrichtet  und  ein  festes  Darlehen  gibt 
auf  Grund  einer  zu  bestimmenden  Werttaxe,  die  sich  das 
Lager  faustpfändlich  verschreiben  läßt  und  gegen  Garantie 
für  richtig  eingegangene  Verbindlichkeiten  diese  Summe 
bei  der  Nationalbank  zu  Gunsten  ihres  Klienten  erhebt. 
Die  Faustpfandverschreibung  könnte  ja  eventuell  an  die 
Nationalbank  weiter  indossiert  werden.  In  allen  Fällen 
wäre  die  Vorschußbank  Garant  gegenüber  der  National- 
bank“. 

Um  dem  Konjunkturrisiko  zu  entgehen,  schlägt  Preis- 
werk-Imhoff  vor,  dem  Freihandelsprinzip  zu  huldigen:  „bei 
ungünstiger  Konjunktur  kleine,  bei  günstiger  große  Vor- 
räte“. Es  sollte  also  die  Möglichkeit  bestehen,  daß  der 
Bund,  unter  Berücksichtigung  aller  Umstände  und  der 
politischen  Weltlage  die  Beneficianten  wenigstens  teilweise 
und  vorübergehend  von  ihren  Verpflichtungen,  gegen  Rück- 
gabe des  erhaltenen  Vorschusses,  entlasten  könnte.  „Auch 
müßte  die  Möglichkeit  bestehen,  den  Bankvorschuß  je  nach 
der  Konjunktur  zu  erhöhen  oder  zu  reduzieren“. 

Von  den  Gegnern  wurde  darauf  entgegnet,  daß  der 
Verlust  des  Bundes  durch  die  Getreidelagerung  bei  den 
Müllern  viel  zu  groß  wäre.  Sie  berechnen,  daß  für 
100  kg  an  Zinsverlust,  Lagerung  etc.  jährlich  Fr.  2.16 
Bruttoverlust  entstehen  würde,  i „Der  effektive  Verlust, 
der  durch  notwendige  Vorkehrungen  der  Ware  sowie  durch 
sicher  eintretende  ungünstige  Konjunkturen  leicht  doppelt, 
zu  gewissen  Zeiten  auch  fünffach  werden  könnte,  wäre 
je  nach  den  Jahrgängen  mehr  oder  weniger  größer.  Vor- 
handen wäre  er  aber  unbedingt. . . Gerade  weil  die  Konjunk- 
tur auf  die  jeweiligen  Vorräte  von  ausschlaggebender  Be- 
deutung ist  und  bleiben  wird,  würden  die  Lagerbestände 
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nur  bedingt  auf  einer  gewissen  Höhe  gehalten  werden 
können,  ob  nun  die  Frachten  ermäßigt  werden  oder  nicht“^). 
In  Bezug  auf  die  Kapitalbeschaffung  wurde  sodann  sehr 
bezweifelt,  ob  die  , Müller  finanzkräftig  genug  wären. 
Eine  Belehnung  der  Vorräte  durch  Banken  wäre  ausge- 
schlossen, da  sie  ja  auf  Privatlager  liegen  würden, 
also  nicht  kontrollierbar  wären.  Daß  die  Nationalbank 
hiei*zu  beigezogen  werden  könnte,  wird  niemand  ernstlich 
behaupten  wollen. 

ad.  3.  Verstärkung  der  Vorräte  des  Bundes. 

Der  Bundesrat  v/ar  der  Lagerung  bei  den  Müllem  wie 
den  Frachtenermäßigungen  nicht  zugetan;  dafür  schien 
er  aber  eher  geneigt  zu  sein,  , die  Getreidevorräte  der 
Eidgenossenschaft  zu  verstärken,  wohl  vom  Gedanken  ge- 
leitet, daß,  wenn  schon  die  Getreidevorräte  derart  er- 
höht werden  müßten,  daß  sie  für  einige  Monate  hinreich- 
ten, und  da  die  daraus  entstehenden  Kosten  doch  vom  Bunde 
getragen  werden  müßten,  so  wäre  der  nächstli egende 
iWeg  der  beste,  nämlich,  daß  dies  der  Bund  selbst  besorgte. 
Ein  Ansatz  zur  Lagerung  durch  den  Bund  war  schon  vor- 
handen: 1912  waren  für  die  bürgerliche  Getreide  Versor- 
gung 1549  Wagen  Weizen  gekauft  worden.  Bundesrat 
Hoffmann  gibt  allerdings  zu,  daß  der  Bund,  vom  rein 
kommerziellen  Standpunkt  aus,  keine  guten  Geschäfte 
mache;  „aber“,  so  sagt  Bundesrat  Hoffmann,  „das  sollen 
und  können  sie  auch  nicht  sein.  Wir  können  die  Konjunk- 
turen nicht  ausnützen,  sondern  müssen  in  erster  Linie 
dafür  sorgen,  daß  die  Armee  mit  Getreide  versorgt  jst“. 
Um  aber  dennoch  die  kommerzielle  Seite  nach  Möglichkeit 
ZU’  wahren,  glaubt  Bundesrat  Hoffmann,  „daß  es  sich 

’)  Zur  Frage  der  Getreideversorgung.  „Neue  Zürcher  Zeitung“ 
No.  223  vom  13.  August  1913. 


rechtfertigen  dürfe,  für  die  Getreidebeschaffung  eine  be- 
sondere Dienstabteilung  zu  errichten,  die  in  ständiger  Be- 
2äehung  mit  einer  aus  unabhängigen  und  unparteiischen 
Fachmännern  bestehenden  Expertenkommission  stünde“. 

Im  Ganzen  fand  diese  Liösung  der  Versorgungsfrage 
weder  großen  Anhang  noch  starke  Gegnerschaft.  Es  er- 
klärt sich  diese  passive  Stellungnahme  wohl  daraus,  daß 
keine  der  großen  Interessengruppen  direkt  betroffen  wurde. 

Hingegen  bot  der  vierte  Vorschlag  weit  mehr  Anlaß 
zur  Polemik,  nämlich  die 


ad.  4.  Einführung  des  Getreidemonopols. 

Das  Getreidemonopol,  das  schon  verschiedene  Male  und 
von  verschiedenen  Interessentengruppen  beantragt  worden 
war,  kam  auch  in  dieser  letzten  großen  Debatte  um  die 
Getreideversorgung  wiederum  zur  Sprache.  Vor  allem  wa- 
ren es  die  Sozialdemokraten  und  die  demokratische  Partei, 
die  vom  Standpunkt  der  Konsumenten  aus  das  Monopol 
lebhaft  unterstützten.  Aber  auch  die  Müller  schienen  nicht 
abgeneigt,  dem  Monopol  beizupflichten,  sofern  die  erste- 

ren  zwei  ihrem  Interesse  dienlicheren  Mittel  versagen 
sollten. 

Gleich  bei  der  Stellungnahme  zur  Motion  Balmer  er- 
klärten sich  die  einzelnen  Wortführer  der  Sozialisten  und 
Demokraten  für  die  Einführung  des  Monopols,  ohne  indes 
schon  Stellung  zu  nehmen  zur  Ausgestaltung  desselben, 
resp.  zur  Frage,  ob  Handelsmonopol  oder  Fabrikations- 
monopol. Zur  Begründung  ihrer  Forderung  führten  sie  aus, 
daß  das  Monopol  das  geeignetste  Mittel  zur  Sicherung  der 
Brotversorgung  des  Landes  wäre,  da  damit  dem  Staate 
die  Mittel  in  die  Hand  gegeben  würden,  die  Lagerbestände 
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gerechtfertigten  Preisschwankungen  dadurch  beseitigt  wür- 
- den,  für  die  sie  die  Händler  und  Müller  verantwortlich 

i machten.  Natürlich  wurde  von  sozialistischer  Seite  darauf 

I hingewiesen,  daß  die  Getreidehändler  der  Schweiz,  (ca. 

I 30  Firmen),  eine  Art  Monopolstellung  besäßen  und  des- 

ihalb  Gewinne  von  15 — 16  % auf  Kosten  der  Konsumenten 

einheimsen  würden.  Wenn  diese  Berechnung  für  die  70er 

Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  zutrifft,  so  stimmt  sie 

I hingegen  für  die  letzten  Jahre  vor  Kriegsausbruch  gar- 

I nicht  mehr;  nach  Wirz  betrug  ihr  Gewinn  nur  noch 

i 1 — 2 o/o,  ganz  abgesehen  davon,  daß  von  einer  Monopol- 

I Stellung  nicht  die  Rede  sein  kann.  Für  die  Durchbrechung 

i eines  solchen  Monopols  würden  die  ausländischen  Getreide- 

*■ 

i händler  schon  sorgen. 

! Bundesrat  Motta  war  dem  Monopol  nicht  abgeneigt. 

^ Br  führte  aus,  daß  demselben  keine  unüberwindlichen  tech- 
I nischen  Schwierigkeiten  im  Wege  stehen  würden.  Er  an- 
I erkannte  auch  die  Vorteile  eines  Monopols,  glaubte  jedoch, 

I daß  diese  auch  mit  anderen  Mitteln  zu  erreichen  wären. 

I Zu  den  Gegnern  des  Monopols  gehörten,  wenn  auch 

I nicht  gerade  vorbehaltlos,  die  Vertreter  der  Landwirtschaft. 

IDie  Lösung  der  Frage  der  Getreideversorgung  erblickten 
sie  einzig  in  der  Erweiterung  und  Intensivierung  der  Ge- 
treideproduktion  mit  den  finanziellen  Mitteln  des  Bundes. 
Zum  Monopol  selbst  äußerten  sie  sich  nicht.  Ihre  Stellung- 
nahme dürfte  mit  der  des  schweizerischen  Bauernsekreta- 
riats von  1908  übereinstimmen,  d.  h.  sie  sind  zwar  prinzi- 
piell dem  Monopol  abgeneigt,  könnten  sich  aber  damit  ab- 
I finden,  wenn  ihnen  die  Abnahme  ihres  Getreides  zu  höhe- 
I rem  Preise  gesichert  würde. 

I Ausgesprochene  Gegner  des  Monopols  waren  <iie  Ver- 

treter des  Handels.  Ihre  ins  Feld  geführten  Argumente 
jedoch  waren  nicht  gerade  schwerwiegender  Natur.  Von 
den  Schwankungen  des  Getreidepreises  ausgehend,  kamen 
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sie  zu  dem  Schluß,  daß  nur  der  elastische  freie  Handel 
aus  diesen  Schwankungen  Nutzen  zu  ziehen  imstande  wäre, 
nicht  aber  der  schwerfällige  Apparat  eines  staatlichen  Be- 
tiriebes.  Von  einer  Verbilligung  des  Brotes  könnte  des- 
halb nicht  die  Rede  sein. 

I 

ad.  5.  Förderung  des  inländischen  Getreidebaues 
durch  Schutzzoll  oder  Prämierung. 

Durch  die  Darstellung  der  Stellungnahme  der  Baueni 
zum  Getreidemonopol  wurde  bereits  gezeigt,  daß  letztere 
vor  allem  das  Heil  in  der  staatlichen  Unterstützung  be- 
hufs Erhöhung  der  Rentabilität  in  der  Getreideproduktion 
suchten.  Der  Getreidebau  sollte  durch  Prämierungen 
gefördert  werden.  Dann  sollte  der  Bund  das  inländische 
Getreide  trotz  seines  starken  Feuchtigkeitgehaltes  ankau- 
fen. Er  könnte  ja  in  seinen  Lagerhäusern  Trockenappa- 
rate einrichten,  wodurch  das  inländische  Getreide  lager- 
fähig würde  und  so  die  Bauern  zu  vermehrtem  Getreide- 
anbau angeregt  würden.  In  seiner  Eingabe  vom  14.  März 
1913  empfahl  der  schweizerische  Bauernverband,  einen 
jährlichen  Betrag  von  500,000  Franken  zur  Förderung  des 
Getreidebaues  in  das  eidgenössische  Budget  aufzunehmen, 
der  in  folgender  Weise  zu  verwenden  wäre: 

1.  zur  Errichtung  von  Lagerhäusern  für  inländisches 
Getreide; 

2.  zu  Beiträgen  zu  den  Betriebs-  und  Ankaufsspesen 
von  Lagergenossenschaften  (3  fY.  per  100  kg  angekauftes 
Getreide) ; 

3.  zur  Deckung  des  Zinsausfalles  auf  Darlehen  des 
Bundes  an  die  Getreidegenossenschaften; 

4.  zur  Förderung  der  Technik  des  Getreidebaues. 

Die  Befürworter  dieser  Maßnahmen  konnten  sich  also 
sehr  wohl  auch  mit  einem  Monopol  einverstanden  erklären, 
denn  das  eine  schließt  das  andere  nicht  aus. 
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Anders  dagegen  ist  die  Stellung  derer,  die  im  Schutz- 
zoll das  wirksamste  Mittel  zur  Förderung  des  Getreide- 
baues und  indirekt  zur  Sicherung  der  Getreideversorgung 
erblickten.  Dieses  Verlangen  war  allerdings  vereinzelt; 
nichtsdestoweniger  war  die  Einführung  eines  Schutzzolles 
auf  \Getreide  schon  immer  der  sehnlichste  Wunsch  der 
Landwirte  gewiesen.  Nur  taktische  Gründe  vermochten  sie 
zu  bewegen,  mit  der  Forderung  hoher  Getreidezölle  zu- 
rückzuhalten. Der  Wortführer  des  Schutzzolles  im  Natio- 
nalrat  meinte  sogar,  „daß  ein  mäßiger  Getreidezoll  keine 
wesentlichen  Nachteile  hätte,  sondern  nur  Vorteile,  Vor- 
teile für  den  Staat,  für  den  »Konsumenten  und  für  den 
Produzenten,  Namentlich  nicht  den  Nachteil  der  Verteue- 
rung  des  Brotes.  Ich  glaube,  das  wäre  ganz  ausgeschlos- 
sen“. Und  weiter:  „Ich  wage  zu  behaupten,  ein  mäßiger 
Getreidezoll,  der  im  Maximum  auf  2 Fr.  bemessen  werden 
könnte,  ein  solcher  mäßiger  Getreidezoll  würde  sofort  die 
Wirkung  haben,  daß  große  Lagervorräte  auf  Spekulation 
hin  angekauft  würden,  daß  große  Vorräte  auf  Lager  ge- 
halten würden“!),  in  seiner  Schrift  „Zur  Frage  der  Ge- 
treideversorgung in  der  Schweiz“  verficht  Donini^)  den- 
selben Standpunkt.  Er  sagt:  „Um  dem  Bauern  günstigere 
Weizenpreise  zu  sichern  und  ihn  zu  ermuntern,  einen  grö- 
ßeren Teil  seines  Bodens  mit  Weizen  zu  bestellen,  gibt 
es  aber  unseres  Wissens  nur  ein  Mittel:  ein  Weizenschutz- 
zoll. Nur  ein  solches  Mittel  kann  unsere  Weizenproduktion 
auf  eine  Höhe  bringen,  die  uns  gestattet  zu  sagen:  Wir 
können  ruhiger  den  Weltereignissen  entgegensehen,  für 
unser  Hauptlebensmittel  ist  bedeutend  besser  gesorgt“. 
Daß  die  Schweiz  überhaupt  in  diese  prekäre  Lage  gera- 
ten ist,  ist,  nach  der  Auffassung  Doninis,  nur  die  Schuld 
der  Freihändler;  denn,  sagt  er,  „gerade  der  Freihandel 

‘)  Stenographisches  Bulletin  der  Schweiz.  Bundesversammlung 
No.  23,  Winter- Session  1912. 

*)  Aarau  1914. 
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hat  uns  die  G« treide versorg ongsfrag'e  gebracht.  Der  Frei- 
handel hat  uns  etwas  billigere  Getreidepreise  als  in  d;an 
uns  umgebenden  Staaten  bis  jetzt  gebracht,  aber  auch 
gleichzeitig  die  ernste,  unhaltbare  Lage,  in  der  sich  un- 
sere Getreideversorgung  befindet.  Wir  können  das  Getreide 
etwas  billiger  haben  als  unsere  Nachbarn,  dafür  sind  v/ir 
aber  nicht  sicher,  jeden  Tag  Brot  backen  und  essen  zu 
können“. 

Die  schutzzöllnerischen  Anstrengungen  auf  diesem  Ge- 
biet hatten  aber  sehr  wenig  Aussicht  auf  Erfolg.  Ihnen  stan- 
den die  Konsumenten  energisch  gegenüber. 

Wir  sehen,  die  Frage  der  Getreideversorgung  führte 
zu  einer  Aussprache  aller  Interessentengruppen.  Allgemein 
herrschte  die  Ansicht,  daß  die  gegenwärtigen  Zustände 
einer  Eemedur  bedürften,  doch  fand  man  nicht  dieselbe 
Einstimmigkeit  in  Bezug  auf  die  anzuwendenden  Maßnah- 
men. Im  Gegenteil,  der  Anschauungen  waren  so  viele, 
und  sie  gingen  so  weit  auseinander,  daß  eine  Lösung  der 
Frage  in  absehbarer  Zeit  nicht  zu  erwarten  war. 

So  überraschte  der  Krieg  der  umliegenden  Staaten  die 
Schweiz  in  der  denkbar  ungünstigsten  Situation:  die  Ge- 
treidelagerbestände waren  auf  ihrem  tiefsten  Stand.  Die 
Verschleppungspolitik  rächte  sich  bitter. 

Im  folgenden  Abschnitt  werden  wir  sehen,  welche  Maß^ 
nahmen  nun  die  Schweiz  bei  Ausbruch  des  Krieges  not- 
gezwungenerweise ergriff  und  wie  sie  sich  während  der 
Kriegsdauer  mit  Getreide  versorgte. 
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IV.  KAPITEL. 


Was  der  Weltkrieg  zeitigte. 


Die  Situation,  in  der  sich  die  Schweiz  bei  Kriegsaus- 
bruch befand,  ist  bekannt.  Die  Bestürzung  war  ebenso 
groß,  wie  die  Getreidevorräte  klein  waren.  Nun  aber  war 
es  Aufgabe  der  Bundesbehörden,  ihr  möglichstes  zu  tun, 
um  der  Bevölkerung  das  tägliche  Brot  zu  sichern.  Es 
war  auch  ihre  heiligste  Pflicht;  denn  ein  Versagen  der 
Brotversorgung  müßte  zentnerschwer  auf  ihrem  Gewissen 
gelastet  haben,  nachdem  sie  mit  etwas  zu  großer  Sorg- 
losigkeit die  Maßnahmen  zur  besseren  Getreideversorgung 
verzögert  hatten.  Aber  zu  ihrer  Ehre  sei  jetzt  schon  ge- 
sagt, daß  sie  diese  ihre  Pflicht  zur  vollen  Zufriedenheit 
des  Schweizer  Volkes  erfüllten,  was  aus  nachfolgender 
Darstellung  ersichtlich  werden  wird.  Die  Aufgabe  war  aber 
keine  leichte,  auch  wenn,  wie  allgemein  angenommen  wurde, 
der  Krieg  nur  einige  Monate  hätte  andauem  sollen.  Denn 
die  verkehrsgeographische  Lage  der  Schweiz  war  infolge 
der  gewaltigen  Ausdehn ug  des  Krieges  die  denkbar  un- 
günstigste, was  besonders  für  die  Getreideversorgung  der 
Schweiz  schlimme  Folgen  zeitigte.  Die  hauptsächlichsten 
Getreidelieferanten  der  Schweiz  waren  ja  Rußland  und 
Rumänien,  und  der  Hauptzufahrtsweg  war  die  Rheinroute. 
Nun  ist  es  klar,  daß  durch  den  Eintritt  der  Türkei  in 
den  Krieg  gegen  Rußland  einerseits  und  durch  den  Krieg 
Englands  und  Frankreichs  gegen  Deutschland  andererseits 
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die  Möglichkeit  des  Bezuges  von  russischem  Getreide  über- 
haupt ausgeschlossen,  und  die  Benützung  der  Rheinroute 
durch  die  englische  Blockade,  auch  wenn  es  sich  um  neu- 
trales Transitgut  handelte,  ausgeschaltet  war. 

Der  Ausbruch  des  Krieges  hatte  also  als  erstes  eine 
.Verschiebung  der  Bezugsländer  und  der  Zufahrtslinien  zur 
Folge.  Und  zwar  wurde  die  Schweiz  in  beidem  gerade  an 
der  empfindlichsten  Stelle  getroffen,;  denn  das  russische 
Getreide  war  das  bevorzugte,  und  die  Rheinroute  bewäl- 
tigte den  weitaus  größten  Teil  der  schweizerischen  Ge- 
treideimporte. Die  Folgen  dieser  tiefeinschneidenden  Ver- 
schiebungen äußerten  sich  denn  auch  entsprechend  em- 
pfindlich, besonders  wenn  man  die  Beschaffung  des  ge- 
samten Lebeusmittel-  und  Rohstoffbedarfes  in  Betracht 
zieht. 

Die  erste  Folge  war*,  daß  das  in  Rußland  gekaufte 
und  noch  liegende  Getreide  für  die  Schweiz  nicht  mehr 
in  Betracht  kam  und  weiter,  daß  die  nach  Rotterdam  oder 
Antwerpen  schwimmende  Ware  von  England  gekapert  und 
versteigert  wurde.  Dabei  ist  ergänzend  zu  sagen,  daß 
natürlich  auch  dem  von  Amerika  und  Australien  kommen- 
den Getreide,  das  ja  auch  nach  der  Rheinroute  bestimmt 
war,  das  gleiche  Schicksal  zu  Teil  wurde.  Eiugebracht 
werden  konnte,  was  iu  den  Mittelmeer häfen  und  auf  dem 
Rhein  schwimmend,  oder  in  den  Umschlagsplätzen  des 
Rheines  lagernd,  aber  ausdrücklich  für  die  Schweiz  be- 
stimmt war.  Dies  alles  zusammen  waren  ja  ganz  ansehn- 
liche Mengen;  aber  im  Vergleich  zu  den  leeren  Lagerhäusern 
und  der  unsicheren  Zukunft  war  es  wie  ein  Tropfen  Wasser 
in  ein  großes  Feuer. 

Wie  nun,  wenn  alles  gekaufte  und  bezahlte  Getreide 
auf  dem  Weg  von  Uebersee  gekapert  wurde?  Was  frommte 
es  der  Schweiz,  wenn  ihr  auch  dafür  Schadenersatz  in 
Geld  geleistet  würde? 
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Derart  schwierige  Eingriffe  in  die  freie  Verkehrswirt- 
achaft  verlangten  sofortige,  den  [Vorhältnissen  angepaßte 
Vorkehrungen,  die  natürlich  nur  im  Machtbereich  des 
Bundes  liegen  konnten. 

Auf  Grund  der  am  3.  August  1914  von  der  Bundes- 
versammlung erhaltenen  unbeschränkten  Vollmachten  traf 
der  Bundesrat  folgende  Maßnahme:  Die  Getreidever- 
aorgung  ist  zur  Bundessache  gemacht.  An 
Stelle  des  privaten  Händlers  trat  der  Staat  und  dies  vor- 
derhand lediglich,  um  den  Verfrachtungen,  die  jeweils  den 
seefahrenden  Mächten  angezeigt  werden  mußten,  größere 
Sicherheit  zu  verleihen;  dann  auch,  weil  laut  den  im 
Frühjahr  1914  mit  Frankreich  und  Deutschland  zwecks 
Ausfuhr  nach  der  Schweiz  getroffenen  Verständigungen  nur 
von  solchem  Getreide  die  Rede  war,  das  ausschließlich  für 
diei  schweizerische  Armee  und  Bevölkerung  Verwendung 
finden  sollte.  Dem  privaten  Handel  war  aber  damit  seine 
Betätigving  am  Einkauf  nicht  entzogen;  denn  es  konnte  ja  nur 
im  Interesse  der  Schweiz  sein,  daß  soviel  als  möglich 
Getreide  eingeführt  wurde.  Es  ist  jedoch  leicht  begreiflich, 
daß  die  private  Betätigung  bald  ganz  zurücktreten  mußte. 
Die  erschwerenden  Maßnahmen  der  kriegführenden  Staaten 
machten  dies  immer  mehr  wünschenswert.  So  entstand, 
ohne  die  Absicht  des  Bundes,  ein  Getreidemonopol  des 
Staates.  Der  Bund  «kaufte  auf  Grund  obiger  Vollmacht 
ganz  beträchtliche  Mengen  Getreide  in  Amerika,  das  er 
über  französische  Häfen  in  die  Schweiz  befördern  ließ. 
Amerika  mußte  von  diesem  Zeitpunkt  an  den  großen  Aus- 
fall des  russischen  und  rumänischen  Getreides  decken;  und 
zwei  französische  Häfen,  in  Verbindung  per  Bahn  mit 
Genf,  hatten  die  gesamte  Einfuhr  zu  bewältigen.  Genua 
kam  für  einige  Zeit  nicht  mehr  in  Betracht,  indem  Italien 
sofort  bei  Kriegsausbruch  ein  Getreideausfuhrverbot  erließ; 
doch  bald  gelang  es  auch  hier  der  schweizerischen  Regie- 
rung, den  Transit  über  Genua  zu  erwirken. 
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Zur  Bstreibung  des  staatlichen  Getreide  handeis  wurde  I 
tmverzüglich  ein  dem  schweizerischen  Oberkriegskommis-  | 
sariat  angegliedertes  Getreidebüro  errichtet,  das  von  er-  | 

fahrenen  Männern  des  Faches  in  vorzüglicher  Weise  orga-  | 

nisiert  und  seither  geleitet  wurde. 

Bis  Ende  November  1914  wurden  für  Rechnung  des 
Bundes  37  Dampfer  Weizen,  2 Dampfer  Mais,  6 Dampfer 
Hafer- und  2 Dampfer  Hartweizen  gekauft.  Schon  aus  die- 
sen Zahlen  ist  zu  erkennen,  daß  der  Bund  in  kurzer  Zeit 
sehr  große  Mengen  Getreide  aufzustapeln  wußte  und  da- 
durch, wie  einleitend  bemerkt  wurde,  das  nachholte,  was 
er  vorher  versäumt  hatte. 

Damit  aber  ist  die  Tätigkeit  des  Bundes  noch  keines- 
wegs abgeschlossen.  Dem  Bund  als  Einkäufer  steht  auch 
die  Aufgabe  zu,  das  Getreide  an  die  Konsumenten  abzu- 
geben und  zwar  so,  daß  die  Vorräte  möglichst  lange  aus- 
reichen. Zu  diesem  Zwecke  faßte  der  Bundesrat  am 
27.  August  1914  den  Beschluß,  daß 

1.  der  Bund  aus  seinen  Vorräten,  soweit  es  möglich 

und  erforderlich  ist,  für  die  Zivilbevölkerung  Getreide  ab- 
gibt; 

2.  sämtliche  Mühlen  des  Landes  nur  noch  eine  Mehl- 
sorte hersteilen  dürfen,  das  sogenannte  Vollmehl,  wobei 
das  Getreide  bis  zur  mehlfreien  Kleie  auszumahlen  ist; 

3.  die  Füttening  von  für  die  Brotbereitung  geeignetem 
Mehl  sowie  von  raahlfähigem  Getreide  als  Weizen,  Spelz- 
weizen, Roggen  und  Misch el  an  Haustiere  aller  Art 
verboten  ist. 

Die  erlassenen  Vorschriften  waren  noch  keineswegs 
einschränkend  für  den  Brotkonsumenten.  An  Stelle  des 
feinen  Weißbrotes  erhielt  er  das  sog.  Integralbrot  (auch 
Einheitsbrot  genannt).  Hingegen  wurde  zur  Fütterung 
des  Viehes  Brotgetreide  und  Mehl  verboten. 

Der  Bundesrat  rechnete  somit  noch  nicht  mit  einem 
lange  andauernden  Krieg,  sonst  hätte  er  sicher  auch  für 
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den  Brotkonsum  sogleich  einschränkende  Maßnahmen  ge- 
troffen. Aber  wer  könnte  voraussehen,  wie  lange  dieser 
Krieg  dauern  würde? 

Inzwischen  war  auch  die  einheimi^he  Ernte  eingebracht. 
Der  Bund  entschloß  sich  (Bundesratsbeschluß  vom  8.  Sep- 
tember 1914),  das  inländische  Getreide  aufzukaufen,  das, 
wenn  auch  an  Menge  kaum  für  mehr  als  zwei  Monate  aus- 
reichend, doch  eine  recht  erwünschte  Ergänzung  der  ge- 
ringen Vorräte  ermöglichte.  Der  Zweck  des  bereits  am 
27.  August  1914  vom  Bundesrat  erlassenen  Verbotes,  zur 
Brotbeieitung  geeignetes  Mehl  oder  Getreide  zu  verfüttern, 
war  darauf  gerichtet,  die  ganze  inländische  Ernte  .stärker 
als  bisher  zur  menschlichen  Ernährung  heranzuziehen.  Der 
Bund  setzte  für  das  von  ihm  aufzukaufende  Inlandsgetreide 
einen  verhältnismäßig  hohen  Preis  fest  in  der  richtigen 
Voraussetzung,  daß  der  Bauer  dadurch  sein  Getreide  viel 
eher  an  den  Bund  ablieferte,  als  daß  er  es  verfütterte. 
Ja,  man  kann  geradezu  sagen,  der  Bund  hat  dem  Bauer 
dafür,  daß  er  seiner  Verordnung  nachlebte,  eine  verbor- 
gene Belohnung  gewährt.  Für  Inlandweizen  zahlte  der 
Bund  per  100  kg  29  Fr.,  füi'  Roggen  und  Hafer  je 
24  ^ Fr.,  für  Spelzweizen,  Dinkel  und  Korn  je  23  Fr. 
Im  November  desselben  Jahres  erhöhte  der  Bund  bereits 
die  Preise  auf  30  Fi.  resp.  25  Fr.  für  Weizen,  Rog- 
gen und  Hafer.  Für  Spelzweizen,  Dinkel  und  Korn  blieb 
der  Preis  derselbe. 

An  zw'ecks  Sammeln  und  Verladen  von  Getreide  ge- 
gründete landwirtschaftliche  Vereinigungen  gewährte  der 
Bund  Beiträge  zu  deren  Kosten.  Die  Menge  des  dem 
Bund  zum  Kauf  angebotenen  inländischen  Getreides  blieb 
aber  hinter  der  erwarteten  zurück.  Diesen  Ausfall  glich 
der  Bund  so  aus,  daß  er  den  Getreide  produzierenden  Ge- 
. genden,  bei  denen  man  eine  gewisse  durchschnittliche 
jährliche  Mindestproduktion  von  Getreide  annehmen 
konnte,  bei  der  Verabreichung  von  Auslandsgetreide  dem- 
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entsprechend  weniger  zuteilte-  Die  Verteilung  erfolgte  an 
die  Mühlen  und  zwar  je  nach  Bedürfnis  der  einzelnen 
Landesgegenden.  Ein  längeres  Lagern  von  Getreide  wurde 
den  Müllern  nicht  gestattet,  sondern  sie  wurden  laut  dem 
getroffenen  Bundesratsbeschluß  verpflichtet,  das  ihnen 
vom  Bund  zugeteilte  Getreide  sofort  zu  vermahlen  und  an 
die  Bäcker,  respektive  die  Konsumenten,  abzugeben.  Als 
Höchstmenge  für  auf  Lager  genommenes  Getreide  oder 
Mehl  wurde  der  Bedarf  für  einen  Monat  festgesetzt.  Außer 
der  Regelung  des  Verteilungsmodus  schritt  der  Bund  aber 
auch  zur  Festsetzung  der  Verkaufspreise.  Für  Getreide 
(sowohl  für  Inlands-  Wie  Auslandsgetreide)  setzte  er 
anfänglich  (September  1914)  Fr.  30.—,  im  November  1914 
aber  Fr.  32. — per  100  kg  ohne  Sack  franco  Bahnstation 
des  Käufers  fest:  für  Gries,  feinere  Mehlsorten  und  Voll- 
mehl  'zuerst  Fr.  8. — und  später  Fr.  8.50  per  100  kg 
franco  ab  Mühle  ohne  Sack. 

Der  Bund  glaubte  mit  diesen  getroffenen  Maßnahmen 
für  die  weitere  Versorgung  der  Schweiz  mit  Getreide  ge- 
nügend gesorgt  zu  haben.  Das  bisher  der  Schweiz  von 
. Seiten  der  umliegenden  Staaten  bewiesene  freundnach- 
barliche Entgegenkommen  ließ  hoffen,  daß  ihr  die  weiteren 
Zufuhren  möglich  gemacht  würden  und  sie  vor  neuen  Ent- 
täuschungen verschont  bliebe.  Aber  diese  Hoffnungen  er- 
wiesen sich  als  falsch.  Die  von  den  kriegführenden  Staa- 
ten erlassenen  Verordnungen,  die  Durchfuhr  von  Nahrungs- 
m.itteln  nach  der  Schweiz  betreffend,  wurden  von  Monat 
zu  Monat  verschärft.  Immer  strenger  wurde  die  Kontrolle 
über  die  für  die  Schweiz  in  den  verschiedenen  Häfen  aus- 
geschifften Getreidemengen.  Form  vor  Schriften,  wie  sie 
beispielsweise  von  Italien  durch  Dekret  vom  13.  Novem- 
ber 1914  erlassen  wurden,  wonach  alle  für  Getreidesen- 
dungen ausgestellten  Konnossemente  auf  den  letzten  Em- 
pfänger lauten  mußten,  widrigenfalls  die  ganze  Ladung 
Zurückbehalteii  wurde,  erschwerten  immer  mehr  den  Be- 
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zug  von  ausländischem  Getreide.  Dazu  die  immer  stärker 
sich  fühlbar  machenden  Transportschwierigkeiten.  Infolge 
der  enormen  Lebensmittel-  und  Munitionstransporte  von 
Amerika  nach  England  und  Frankreich  war  es  sehr  schwer, 
den  für  die  schweizerische  Getreidezufuhr  notwendigen 
Schiffsraum  zu  erhalten,  ganz  abgesehen  von  den  inzwi- 
schen stark  gestiegenen  Frachtsätzen,  die  den  Bezug  von 
Getreide  aus  überseeischen  Plätzen  immer  teurer  gestal- 
teten. Durch  die  sich  in  immer  stärkerer  Weise  fühlbar 
machenden  Sc^hwierigkeiten  sah  sich  der  Bund  genötigt, 
fortwährend  zu  neuen  einschränkenden  Bestimmungen  zu 
schreiten,  um  die  Vorräte  zu  strecken  und  das  noch  her- 
einkoniniende  Getreide  rationeller  zu  verteilen.  Zu  diesem 
Zwecke  war  natürlich  auch  eine  immer  schärfere  Kontrolle 
über  die  Mühlen  erforderlich.  Der  Bund  verfügte  des- 
halb im  Wege  der  Verordnung,  daß,  zur  strengeren  Kon- 
trolle der  Mühlen,  seitens  der  Mühlenbesitzer  genau  Buch 
zu  führen  sei,  um  das  Ergebnis  der  Vermahlung  und  den 
Verkaufspreis  der  Mahlprodukte  feststellen  zu  können. 
Ueberzeugt  von  der  Notwendigkeit  einer  bis  ins  einzelne 
gehenden  sorgfältigen  Rationierung  von  Getreide  imd  im 
Interesse  einer  besseren  Durchführung  aller  vom  Bund  ge- 
troffenen Maßnahmen  schritt  er  am  9.  Januar  1915  zu 
folgender  Verordnung:  „Die  Einfuhr  von  Getreide  (Wei- 
zen, Dinkel,  Gerste,  Roggen  und  Hafer),  von  Mais;,  fer- 
ner von  Mahlprodukten  dieser  Waren,  Futtermehle  und 
Kleie  inbegriffen,  und  ebenso  von  allen  Kraftfuttermitteln 
ist  ausschließlich  Sache  des  Bundes".  Wenn 
das  Getreidemonopol  schon  seit  Ausbruch  des  Krieges  als 
dessen  notwendige  Folge  de  facto  eingeführt  war,  so  er- 
folgte erst  jetzt  die  rechtliche  Normierung  desselben.  Da- 
durch aber  entstanden  vorderhand  keine  weiteren  Einschrän- 
kungen. Der  Bund  beabsichtigte  offenbar  die  schon  bei 
Kriegsausbruch  gefaßten  Direktiven  weiter  beizubehalten; 
d.  h.  er  suchte  mit  allem  Nachdruck  das  zur  Verfügung 
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stehende  inländische  und  eingeführte  Getreide  im  vollen 
Umfang  und  in  der  ergibigsten  Art  dem  Konsum  zuza- 
führen.  Deshalb  die  strengen  Mahlvorschriften,  die  eine 
Ausbeute  von  mindestens  81  o/o  verlangten  usw.  Als  Ent- 
ßchädignng  wurde  den  Müllem,  die  nun  ganz  aus  der  freien 
Konkurrenz  ausgeschaltet  waren,’  ein  angemessener  Mahl- 
lohn zugesichert. 

Immer  noch  suchte  der  Bund  den  quantitativen  Ver- 
brauch der  Bevölkerung  frei  zu  lassen;  er  scheute  sich, 
den  Konsum  einzuschränken.  An  diesem  Prinzip  hielt  er 
auch  bis  an  die  äußerste  Grenze  der  Möglichkeit  fest. 
Ob  mit  Recht,  das  ist  eine  andere  Frage. 

Wie  sehr  und  mit  welchem  Erfolg  der  Bund  für  die 
Konsumenten  sorgte,  geht  aus  folgendem  hervor:  „Von 
Ende  Juli  1914  bis  Februar  1915  vollzogen  sich  folgende 
Preissteigerungen : 

Weizen  in  New-York  von  Fi-.  16,96  auf  Fr.  33,61 

Seefracht  von  Buenos- 

Aires  bis  Genua  von  Fr.  1,00  auf  Fr.  7,00 

Weizen  in  der  Schweiz  von  Ft.  24,00  auf  Pr.  40,00 

Brot  in  der  Schweiz  von  Fr.  0,32  auf  Fr.  0,48 

In  der  gleichen  Zeit,  da  die  Seefrachten  um  600  o/o  und 
die  Weizenpreise  in  Amerika  um  rund  100  o/o  gestiegen 
sind,  wurde  in  der  Schweiz  das  Getreide  um  nur  65  o'o, 
das  Brot  sogar  nur  um  50  o/o  teurer“^). 

Die  wohlgemeinten  Maßnahmen  des  Bundesrates  führten 
aber  immer  noch  nicht  zum  erhofften  lErfolg.  Auf  der 
einen  Seite  kam  die  Einfuhr  ins  Stocken.  Wenn  sie  bis 
in  die  zweite  Hälfte  des  Jahres  ^1915  noch  befriedigend 
war  (in  den  Monaten  April  und  Mai  war  es  sogar  möglich, 
bis  350  Wagen  Getreide  per  Tag  'von  Marseille  in  die 

Schweiz  zu  bringen),  so  wurden  bis  Ende  1915  die  Trans- 
porte so  gering,  daß  die  Vorräte  'auf  die  Hälfte  zusam- 

0 J.  Wirz,  a.  a.  0. 
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menschmolzen.  Der  Grund  dafür  lag  in  dem  Mangel  an 
Wagenmaterial,  sodaß  das  regelmäßig  ankommende  Getreide 
nicht  auf  die  Eisenbahnwagen  verladen  werden  konnte. 
Auf  der  anderen  Seite  übertraten  die  Müller  die  bundes- 
rätlichen  Verordnungen,  indem  sie  immer  noch  weißere 
Mehle  herstellten,  als  ihnen  vorgeschrieben  war,  sodaß 
vielerorts  bedeutend  weißeres  Brot  in  den  Konsum  gelangte. 
Auf  diese  Weise  wurde  entgegen  den  Absichten  des  Bundes- 
rates weit  mehr  Getreide  konsumiert,  als  den  Verhältnissen 
entsprochen  hätte.  Es  wurden  nun  für  die  Herstellung  und 
den  Verbrauch  von  weißem  Mehl  und  Gries  sehr  strenge 
Maßnahm.en  getroffen  und  beides  auf  das  allergeringste 
Maß  eingeschränkt. 

Die  strengen  Verordnungen  für  das  Ausmahlen  des  Ge- 
treides wirkten.  Im  Neutralitätsbericht  vom  9.  Septem- 
ber 1916  heißt  es:  „Nachdem  bis  jetzt  im  ganzen  30  Müh- 
len die  Lieferung  von  Bandesweizen  auf  die  Dauer  von  1 bis 
3 Monaten  entzogen  worden  war,  halten  sich  die  Hiuidels- 
mühlen,  die  auf  den  Bezug  von  Bundesweizen  angewiesen 
sind,  im  allgemeinen  gut  an  die  Vorschriften.  Dagegen  sind 
die  Klagen  gegen  die  Bauemmühlen  wegen  Lieferung  von 
zu  weißem  Vollmehl  kaum  zurückgegangen.  Da  diese  Müh- 
len fast  ausschließlich  inländisches  Getreide  mahlen,  wel- 
ches sie  selbst  durch  freihändigen  Ankauf  beschaffen,  kann 
gegen  sie  der  Weizenentzug  nicht  angewendet  werden,  und 
die  geringfügigen  Bußen  sind  — soweit  solche  überhaupt 
von  den  Gerichten  ausgesprochen  werden  — erfahrungs- 
gemäß wirkungslos“. 

Im  Jahr  1915  begann  auch  eine  Erweiterung  des  inlän- 
dischen Getreideanbaues  einzusetzen,  wenn  auch  noch 
in  bescheidenem  Maße.  Die  Anbaufläche  für  sämtliche 
Getreidearten  betrug  1914  134  220  ha 

1915  147  800  ha. 

Die  Anbau  Vermehrung  beträgt  somit  13  580  ha  oder  10,1  «/o. 
In  gleicher  Weise  stieg  der  Körnerertrag  von  2 848000  Dz 
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auf  3208000  Dz,  also  um  12,9  %.  Neben  der  Erweiterung 
der  Anbaufläche  hat,  wie  aus  diesen  Zahlen  zu  schließen 
ist,  auch  ein  intensiverer  Getreidebau  eingesetzt.  Dieser 
Mehranbau  wurde  hauptsächlich  in  den  Graswirtschaftsge- 
bieten erzielt.  Die  Kantone  Zug,  St.  Gallen  und  Grau- 
bünden erreichten  z.  B.  eine  Anbau  Vermehrung  von  20, 
30  und  mehr  Prozent.  1916  vergrößerte  sich  die  Anbau- 
fläche um  weitere  6 bis  10  o/o,  der  Ertrag  jedoch  blieb 
hinter  dem  von  1915  zurück. 

Die  Getreideeinfuhr  nahm  einen  ziemlich  befriedigenden 
Verlauf,  ohne  indes  nennenswerte  Vorräte  schaffen  za 
können. 

Mit  dem  Einsetzen  des  uneingeschränkten  Unterseeboot- 
krieges am  1.  Februar  1917  aber  verschlimmerte  sich  die  Lage 
der  schweizerischen  Getreideversorgung  ganz  bedeutend. 
Die  schon  sehr  schwierigen  Transportverhältnisse  zu  Wasser 
und  zu  Lande  gestalteten  sich  nun  außerordentlich  schwer. 
Schiffsraum  war  kaum  mehr  aufzutreiben;  zudem  wurde 
der  Schweiz  mu'  noch  der  kleine  Hafen  von  Cette  zur  Ver- 
fügung gestellt,  dessen  Ausladevorrichtungen  ganz  unge- 
nügend sindf  Das  schlimmste  aber  war,  daß  der  Bund 
nicht  mehr  nach  Belieben  Getreide  einkaufen  konnte.  Er 
war  von  nun  an  auf  ein  sehr  knapp  bemessenes  Kontingent, 
das  von  den  Ententemächten  auf  50,000  Wagen  angesetzt 
wurde,  angewiesen.  Dies  veranlaßte  den  Bundesrat,  am 
2.  Februar  1917  ein  Verbot  über  den  Verkauf  von  frisch- 
gebackenem Brot  zu  erlassen.  Damit  wurde  eine  Einschrän- 
kung des  Brotkonsums  bezweckt,  gegen  die  sich  der  Bun- 
desrat solange  gesträubt  hatte.  Aber  bald  wurde  der  so 
erzielte  Minderverbrauch  dadurch  eingebüßt,  daß  durch  die 
immer  knapper  und  teurer  werdenden  übrigen  Lebensrnittel 
Brot  in  vermehrtem  Maße  konsumiert  wurde.  Dazu  verrin- 
gerten sich  die  Getreidevorräte  in  bedenklicher  Weise,  so- 
daß  sich  die  Behörden  mit  dem  Gedanken  zu  besshäf  tigen  be- 
gannen, ob  es  nicht  zweckmäßig  wäre,  die  Brotrationie- 
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rung  vorzunehmen.  Dagegen  aber  erhob  sich  ein  Sturm 
der  Entrüstung,  weil  infolge  des  bestehenden  Milch-  und 
Kartoffelmangels  und  des  Fehlens  von  Gemüse  und  anderer 
wichtiger  Lebensmittel  eine  Brotrationierung  sehr  einschnei- 
dend wirken  mußte.  Um  einer  solchen  nochmals  aus  dem 
Wege  zu  gehen,  suchte  der  Bundesrat  durch  weitere  Be- 
stimmungen, die  Abgabe  von  Getreide  an  die  Mühlen  betref- 
fend, die  Vorräte  und  Eingänge  an  Getreide  zu  strecken.  Am 
29.  Mai  1917  verfügte  er  u.  a.:  „Das  schweizerische  Ober- 
kriegskommissariat set2it  für  jede  Mühle  eine  Weizenzu- 
teilung (Mahlquote)  fest  auf  Grundlage  der  von  der  be- 
treffenden Mühle  vor  dem  Krieg  vermahlenen  Menge  aus- 
ländischen Weizens,  allenfalls  unter  Berücksichtigung  der 
Bedürfnisse  der  betreffenden  Landesgegend“.  Weiter  be- 
stimmte er:  „Sämtliche  Mühlen  sind  verpflichtet,  über  die 
Vermahlung  des  Getreides  und  über  die  Verwendung  imd 
den  Verkauf  der  Mahlprodukte  Mahlkontrollen  und  Ver- 
kaufsbücher zu  führen,  aus  welchen  einwandfrei  das  Er- 
gebnis der  Vermahlung,  die  Verwendung  der  Mahlprodukte 
und  die  Verkaufspreise  festgestellt  werden  können“. 

Mit  diesen  Maßnahmen  und  einer  weiteren  Verschärfung 
in  der  Regelung  der  Abgabe  von  frischem  Brot  konnte 
aber  nicht  viel  erreicht  werden.  Nur  eine  sichere  und 
regelmäßige  Zufuhr  von  Getreide  konnte  vor  einem  ern- 
sten Mangel  schützen.  Auf  welch’  schwachen  Füßen  je- 
doch diese  Hoffnung  stand,  zeigen  die  bald  folgenden  Er- 
eignisse. Während  die  Weizenverschiffungen  von  Amerika 
im  Monat  Juli  den  Bedarf  an  Brotfrucht  noch  vollständig 
deckten,  gingen  dieselben  im  Monat  Juli  auf  ein  Drittel 
des  Bedarfes  zurück.  Im  August  konnte  oiur  noch  ein 
Dampfer  mit  Weizen  abgeladen  werden;  für  zwei  weitere 
Dampfer  mit  Hafer  und  Gerate  konnte  der  Bund  sich  hoch 
die  Ausfuhrbewilligung  verschaffen.  Für  Weizen  dagegen 
war  eine  solche  nicht  mehr  erhältlich,  bis,  wie  es  hieß, 
die  Ausfuhrkommission  mit  den  Organisationsarbeiten,  der 
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Aufnahme  der  Bestände  und  deren  Verteilung  fertig  sein 
würde  . 

Wegen  mangelnden  Schiffraumes  konnte  die  Schweiz 
in  den  ersten  7 Monaten  des  Jahres  1917  alles  in  allem 
nur  19,700  Wagen  einführen.  Die  Einfuhr  steht  also  hin- 
ter dem  von  der  Entente  festgesetzten  Kontingent  von 
50,000  Wagen  per  Jahr  um  16,229  Wagen  zurück;  gegen- 
über der  Totaleinfuhr  der  gleichen  Periode  des  Vorjahres 
(dieselbe  betrug  31,400  Wagten)  um  11,700  Wagen. 

Weiterhin  verschlimmerten  sich  die  Verhältnisse  auf 
dem  Frachtenmärkte.  Die  Hoffnung,  daß  die  Schweiz  die 
ihr  per  Monat  zugestandenen  11  Dampfer  chartern  könne, 
schwand  immer  mehr. 

Die  Preise  in  Amerika  stiegen  auf  die  nie  geahnte 
Höhe  von  80  bis  90  Fr.  per  100  kg  Parität  Schweiz. 
Sie  zw'angen  die  Schweiz,  den  Abgabepreis  für  Weizen 
von  Fr.  56.75  auf  Fr.  64. — zu  erhöhen,  wobei  der  Bund 
zirka  20  Ph.  per  100  kg  einbüßte. 

„Die  Frachten  nach  Argentinien  sind  noch  viel  schwie- 
riger erhältlich  als  nach  Nord-Amerika.  Aus  diesem  Grund 
war  die  Zufuhr  in  Mais  seit  dem  Monat  Mai  gleich  null; 
es  gelang,  von  den  früheren  Ankünften  und  durch  große 
Zurückhaltung  in  den  Zuteilungen  ein  gewisses  Quantum 
als  Reserve  auf  Lager  zu  legen“i). 

Was  diese  Tatsachen  für  das  Schweizer  Volk  bedeu- 
teten, ist  leicht  verständlich:  der  Hunger  vor  der  Türe! 
— Erst  die  drohende  Gefahr  brachte  Volk  und  Behörden 
zur  Einsicht,  daß  nur  energische  Maßnahmen  helfen  konn- 
ten. Am  2.  August  1917  wurde  verordnet:  „Das  gesamte 
inländische  Brotgetreide  der  Ernte  1917  ist  zu  Händen 
des  Kantons,  in  welchem  es  produziert  wurde,  beschlag- 
nahmt. Die  Beschlagnahme  erfolgt  zu  Gunsten  des  Wohn- 
sitzkantons des  Produzenten,  w'enn  derselbe  das  Getreide 

*)  VIII.  Neutralitäts bericht  vom  10.  September  1917. 
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auf  eigenen  oder  gepachteten  Grundstücken  außerhalb  der 
Gemeinde-  oder  Kantonsgrenzen  angebaut  hat.  Solches  Ge- 
treide ist  der  Wohnsitzgemeinde  des  Produzenten  zuzuteilen. 

Ueber  das  beschlagnahmte  Getreide  darf  nicht  eigen- 
mächtig verfügt  werden.  Es  dürfen  auch  keinerlei  Ver- 
änderungen an  demselben  vorgenommen  werden,  .die  eine 
Verwendung  zur  Brotbereitung  beeinträchtigen. 

Privatrechtliche  Abmachungen  über  das  Brotgetreide 
der  Ernte  1917  (Käufe,  Verkäufe  etc.),  die  vor  Inkrafttre- 
ten dieses  Beschlusses  abgeschlossen  wurden,  sind  nichtig. 

Gestattet  ist  bloß  die  Verwendung  von  Getreide  zur  aus- 
schließlichen Selbstversorgung  des  Produzenten  mit  Brot 
und  Mehl  nach  Maßgabe  der  zu  erlassenden  Vorschriften 
über  die  Brotrationierung“. 

Endlich  konnten  sich  auch  die  Vertreter  der  Kantone, 
der  Bäcker,  Müller,  Getreideproduzenten  und  -Konsumen- 
ten dazu  bewegen  lassen,  der  vom  Bundesrat  vorgeschla- 
genen Brotrationierung  beizupflichten,  gegen  die  sie  sich 
bis  dahin  so  sehr  gesträubt  hatten.  So  beschloß  am 
21.  August  1917  der  Bundesrat  die  Einführung  der  Brot-  und 
Mehlkarte  auf  den  1.  Oktober  1917.  Ganz  zutreffend  heißt  es 
im  Bericht  der  Getreidebörse  Zürich  (Geschäftsjahr  1917/18: 
„Es  bedurfte  des  Eintrittes  Amerikas  in  den  Welt^ 
krieg,  bis  sich  imsere  Bundesbehörden  bestimmen  ließen, 
die  Brotkarte  einzuführen.  Damit  wurde  der  Verfütterung 
von  Brot  und  Mehl  endlich  ein  Riegel  vorgeschoben,  und  es 
haben  schon  die  Resultate  der  ersten  Monate  mit  aller 
Deutlichkeit  bewiesen,  daß  durch  die  Einführung  der  lange 
verkannten  Brotkarte  viel  Getreide  eingespart  wird“.  Noch 
ein  weiteres  bewirkte  die  überraschend  eingetretene  Kala- 
mität: Ara  3.  September  1917  verordnete  der  Bundesrat, 
daß  die  bisherige  Ausdehnung  des  Getreidebaues  erhalten 
bleiben  solle  und  daß  der  Wintergetreidebau  um  50,000  ha 
erweitert  w'erden  müsse.  Die  „Neue  Zürcher  2ieitung“  vom 
26.  September  1917  schreibt  dazu  in  ihrem  4.  Mittagsblatt 


XjJ 


184 


No.  1788:  „Der  Bundesrat  hat  also  beschlossen,  die  Land- 
wirtschaft zu  verpflichten,  im  Betriebsjahre  1917/18  den 
Getreidebau  um  50,000  ha  Zu  vermehren.  Der  Beschluß  ist 
tüu  begrüßen,  und  zu  bedauern  ist  nur,  daß  der  Bundesrat 
so  lange  gewartet  hat,  bis  er  Zwangsmaßnahmen  zur  Erhö- 
hung der  Getreideproduktion  ergriff.  Unsere  heutige  Ver- 
sorgung stünde  schon  viel  besser  da,  wenn  nur  ein  Jahi' 
früher  mit  solchen  Maßnahmen  angefangen  worden  wäre. 
Wir  hätten  die  heute  beschlossene  größere  Anbaufläche 
schon  erreicht  und  für  das  nächste  Jahr  noch  einen  Schritt 
Weitergehen  können“.  Der  Verfasser  dieses  Artikels  in  der 
„Neuen  Zürcher  Zeitung“  hat  Recht,  wenn  er  es  bedauert,  daß 
der  Bundesrat  nicht  schon  früher  durch  eine  ähnliche 
Zwangsmaßnahme  eine  Erhöhung  der  Getreideproduktion  an- 
gestrebt hat.  Die  Verteilung  der  mehr  anzubauenden  Hek- 
taren auf  Üie  einzelnen  Kantone  bot  indessen  einige  Schwie- 
irigkeit,  und  es  mag  dies  vielleicht  mit  ein  Grund  sein, 
daß  man  von  einer  solchen  Maßnahme  bis  dahin  Abstand 
genommen  hatte.  Der  Mahnruf  seitens  des  Bundes  an  die 
einzelnen  Kantone,  die  Getreideproduktion  nach  Möglich- 
keit zu  vermehren,  ist  ja  bereits  früher  schon  ergangen. 
Einzelne  Kantone  hatten  auch  von  sich  aus  eine  Vermehrung 
der  Getreideanbaufläche  angestrebt;  die  meisten  von  ihnen 
aber  regten  sich  erst,  als  das  Gespenst  des  Brotmangels  be- 
reits in  greifbare  Nähe  gerückt  war. 

Aus  dem  VIII.  Neutralitätsbericht  haben  wir  gesehen, 
daß  die  Ankaufspreise  in  Amerika  für  Getreide  auf  den  un- 
erhörten Satz  von  80  bis  90  Pr.  per  Dz.  zu  stehen  kamen. 
Dazu  aber  kamen  noch  die  Frachten  die  1917  von  Nord- 
Amerika  bis  Cette  26  bis  27  Pr.  per  100  kg  und  von 
Argentinien  bis  Cette  31  Fr.  per  100  kg  betrugen.  Für 
Haferfracht  bezahlte  der  Bimd  sogar  45.50  Fr.  gogen- 
über  1.50  bis  2 Fr.  vor  dem  Krieg.  Um  von  dem  Steigen 
der  Frachtsätze  während  des  Krieges  ein  Bild  zu  erhal- 
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ten,  führe  ich  folgende  einer  Zeitungsnotiz^)  entnommenen 
Zahlen  an: 

Die  Frachtsätze  erhöhten  sich  per  Tonne  von 


New-York  bis  Liverpol 
Northem-Range-England 
Australien-England 
La  Plata-England 
Indien-England 


Fr. 


Aber  dies  wäre  noch  nicht  das  ^Schlimmste,  wenn  der 
Bund  wenigstens  auch  für  das  enorme  Geld  das  erforderliche, 
oder,  man  muß  jetzt  schon  mehr  sagen,  das  von  der 
Entente  erlaubte  Getreide  erhalten  könnte!  Aus  dem  oben 
ätierten  Neutralitätsbericht  geht  aber  mit  ganz  trostloser 
Deutlichkeit  hervor,  daß  das  an  sich  schon  knapp  be- 
messene Kontingent  bei  weitem  nicht  mehr  hereinzubringen 
war.  Für  die  zum  Transport  benötigten  Schiffe  mußte  der 
Bund  selbst  sorgen.  Hier  jedoch  scheiterten  die  großen 
Anstrengungen  des  Bundesrates;  die  nötige  Tonnage  war 
nicht  mehr  aufzubringen,  und  dabei  gestalteten  sich  die 
Aussichten  immer  düsterer. 

Einer  derartigen  Situation  gegenüber  müssen  auf  die 
Dauer  auch  die  einschneidendsten  Maßnahmen  versagen. 
Man  suchte  den  mageren  Vorrat  derart  zu  strecken,  daß 
man  dem  Getreide  20  o/o  Mais-  und  10  o/o  Reismehl  bei- 
mischte. Die  im  Oktober  1917  auf  250  g Brot  pro  Tag 
und  350  g Mehl  pro  Monat  lautende  Brotkarte  mußte  im 
Dezember  auf  225  g Brot  pro  Tag  und  350  g Mehl  pro 
Monat  herabgeset2d>  werden.  Am  24.  November  1917  er- 
folgte das  Verbot  für  den  Verkauf  von  Mehl,  Biscuits, 
Zwieback,  sowie  von  Patisserie-  und  Konfiseriewaren,  die 
Mehl  enthalten.  Zur  Einschränkung  des  Verbrauches  wer- 
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den  also  die  höchstmöglichen  Anforderungen  an  die  Bevöl- 
kerung gestellt.  Dazu  kommt,  daß  der  Konsum  aller  übri- 
gen Lebensmittel  teilweise  in  ebenso  starkem  Maße  her- 
abgesetzt wurde  and  sie  zum  Teil  überhaupt  nicht  mehr 
erhältlich  sind. 

Zur  Vermehrung  der  inländischen  Produktion  wird  nun 
auch  alles  getan,  was  möglich  ist,  um  einigermaßen  eine 
Erleichterung  der  Situation  zu  erreichen.  Sich  aber  damit 
vom  Ausland  unabhängig  zu  machen,  ist  natürlich  ein 
Ding  der  Unmöglichkeit.  Am  15.  Januar  1918  erließ  der 
Bundesrat  an  die  Kantone  eine  Verordnung,  worin  diese 
eingeladen  werden,  alle  Maßnahmen  zu  treffen,  die  geeignet 
sind,  die  Lebensmittelerzeugung  des  Landes  zu  heben.  Die 
Kantone  ihrerseits  machten  nun  große  Anstrengungen,  um 
eine  ersichtliche  Mehrproduktion  zu  erreichen,  was  aber 
wiederum  erschwert  wurde  durch  den  Mangel  an  Kunst- 
dünger. 

Bei  Erlaß  dieser  Verordnung  hat  der  Bundesrat  aber 
nicht  die  großen  Schwierigkeiten  in  Betracht  gezogen,  die 
den  Kantonen  bei  der  Förderung  der  Landwirtschaft  ent- 
stehen. Denn  sollen  sie  die  Anschaffung  von  landwirtschaft- 
lichen Maschinen  subventionieren,  die  Gewinnung  von  un- 
produktivem Boden  zur  landwirtschaftlichen  Produktion  un- 
terstützen, usw.,  so  müssen  ihnen  in  erster  Linie  die  dazu 
erforderlichen  Mittel  zur  Verfügung  stehen.  Die  Sicherung 
eines  guten  Preises  allein  genügt  da  fuoch  nicht,  der 
Bund  müßte  die  Kantone  mit  Geld  unterstützen,  und  diese 
Ausgaben  wären  in  Anbetracht  der  schwierigen  Ernäh- 
rungsverhältnisse, die  den  Frieden  im  Innern  gefährden, 
wohl  ebenso  zu  rechtfertigen  wie  die  für  den  Grenzschutz 
bewilligten. 

Die  Beschaffung  von  fremdem  Getreide  gestaltete  sich 
von  Monat  zu  Monat  schwieriger.  Zu  dem  mangelnden 
Schiffsraum,  der  sich  täglich  fühlbarer  macht,  gesellt  sich 
die  Emährungsfrage  der  Welt  überhaupt,  welche  durch 
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den  lange  andauernden  und  bereits  die  ganze  Welt  um- 
apannenden  Krieg  eine  ganz  bedrückende  geworden  ist. 
Bß  ist  somit  erklärlich,  daß  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  ihre  immer  kleiner  werdenden  Vorräte  vorerst 
ihren  alliierten  Mächten  zur  Verfügung  stellen  und  die 
Schweiz  erst  in  letzter  Linie  in  Betracht  kommt,  sodaß  sie 
heute  in  der  Tat  auf  das  Gnadenbrot  der  Entente  ange- 
wiesen ist. 

So  war  es  nach  bald  vierjähriger  Kjiegsdauer  mit  der 
schweizerischen  Getreideversorgung  bestellt! 

Ein  schwacher  Hoffnungsschimmer  schien  noch  von 
Osten  durchzudringen:  seit  dem  Friedensschluß  der  Zen- 
tralmächte  mit  Rußland,  der  Ukraine  und  Rumänien  hegte 
man  ’ in  der  Schweiz  die  Hoffnung,  daß  besonders  die 
Ukraine,  die  Schweiz  mit  Getreide,  wenigstens  iür  den  drin- 
gendsten Bedarf,  versorgen  würde.  Die  gehegten  Hoffnungen 
erfüllten  sich  jedoch  nicht.  Die  Lagerbestände  in  der  Ukraine 
waren  weit  überschätzt  worden  und  die  Ausfuhr  durch  den 
Widerstand  der  Bevölkerung  und  infolge  der  inneren  Un- 
ruhen und  Kämpfe  erschwert.  Was  etwa  hinauskam,  .sicher- 
ten die  Zentralmächte  für  sich,  sodaß  die  Schweiz  leer 
ausging. 

Das  ist  das  Los  der  Neutralen,  die,  wie  die  Schweiz, 
inmitten  des  furchtbaren  Völkerringens  klein  und  ohnmäch- 
tig dastehen  und  ganz  vom  guten  Willen  der  kriegfüh- 
renden Mächte  abhängen. 
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Schlnßbetrachtangen  nnd  Ausblicke. 


Dem  Festhalten  an  freihändlerischen  Prinzipien  bei  der 
Getreideversorgung  der  Schweiz  wurde  oft  der  schwere 
(Vorwurf  gemacht,  es  verschulde  den  Rückgang  der  in- 
ländischen Getreideproduktion  und  habe  dadurch  die  Schweiz 
in  Bezug  auf  ihre  Brotversorgung  in  diese  prekäre  Lage 
gebracht.  Noch  kurz  vor  Ausbruch  des  Krieges  fehlte  es 
nicht,  wie  wir  gesehen  haben,  an  eifrigen  Gegnern  des 
Freihandels. 

Ist  nun  durch  den  Krieg  die  gehandhabte  Getreide- 
versorgungspolitik desavouiert  worden?  Ich  glaube  nicht. 

Vor  allen  Dingen  ist  zu  sagen,  daß,  wenn  auch  tat- 
sächlich der  Getreidebau  der  Schweiz  infolge  der  freien 
Einfuhr  zurückgegangen  ist  (die  von  der  Eidgenossenschaft 
erhobene  Eingangsgebühr  von  30  Rp.  per  100  kg  Getreide 
kann  wohl  kaum  als  Schutz  der  inländischen  Getreidepro- 
duktion angesehen  werden),  dies  noch  kein  Beweis  dafür 
ist,  daß  deshalb  die  Emährungsfrage  der  Schweiz  im  Kriegß- 
fall  eine  ungünstigere  geworden  ist.  Ein  kräftiger  Schutz- 
zoll hätte  wohl  bewirkt,  daß  die  Schweiz  einen  erhöhten 
Prozentsatz  ihres  Bedarfes  selbst  zu  decken  imstande  ge- 
wesen wäre.  Viel  .mehr  wäre  aber  auf  keinen  Fall  zu 
erwarten  gewesen;  denn  das  bessere  fremde  Getreide  hätte 
trotz  dem  etwas  höheren  Preis  mehr  Zuspruch  gefunden. 
Man  denke  nur  an  den  großen  Bedarf  der  stark  entwickel- 
ten schweizerischen  Fremdenindustrie  an  feinen  Backmeh- 
len! Aber  ganz  ungeachtet  der  mehr  oder  weniger  starken 
Erhöhung  der  inländischen  Getreideproduktion  ist  klar, 
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daß,  wenn  eine  Verschiebung  in  der  landwirtschaftlichen 
Produktion  zu  Gunsten  des  Getreides  stattgefunden  hätte, 
notwendigerweise  auch  eine  solche  zu  Ungunsten  anderer 
landwirtschaftlicher  Produktionszweige  die  Folge  gewesen 
wäre.  Bei  ausgedehnterem  Getreidebau  hätte  die  Viehwirt- 
achaft  mit  ihren  Milchprodukten  nicht  jene  Ausdehnung 
und  Intensität  erfahren  können,  die  sie  bis  zum  Ausbruch 
des  Krieges  erreicht  hatte.  Wir  brauchen  nicht  nur  Brot^ 
sondern  auch  Fleisch,  Milch,  Butter,  Käse  etc.  Ist 
auch  die  Produktion  der  einzelnen  Artikel  im  Verhältnis 
zum  Bedarf  eine  ungleiche,  so  läßt  sich  dies  durch  Kom- 
pensation im  Verkehr  mit  den  übrigen  Staaten  (kriegfüh- 
renden und  neutralen)  ausgl eichen,  wie  dies  tatsächlich 
der  Fall  war  während  der  bisherigen  Kriegsdauer. 

Hätte  man  durch  Schutzzoll  die  eigene  Getreide- 
pruduktion  derart  gefördert,  daß  sie,  anstatt  nur  für  2 bis 
2^/2  Monate  für  5 Monate  ausgereicht  hätte  (was  aber  wohl 
kaum  erreichbar  sein  dürfte),  so  wäre  die  Schweiz  den- 
noch in  die  unangenehme  Situation  geraten,  in  die  sie  der 
lange  Krieg  schließlich  versetzt  hat.  Dafür  aber  wäre  sie 
volkswirtschaftlich  weit  schwächer  dagestanden;  oder  glauben 
die  V^ertreter  des  Schutzzolles  auf  Getreide,  daß  die  durch 
die  vom  Konsumenten  in  Form  von  teurerem  Brot  bezahlte, 
künstlich  kreierte  Rentabilitätsquote  der  Getreideprodozen- 
ten  von  volkswirtschaftlichem  Nutzen  gewesen  wäre? 

Wo  wäre  da  die  intensive  Futterwirtschaft  geblieben, 
die  der  Schweiz  während  des  Krieges  so  große  Dienste 
leistete?  Doniuii)  glaubt  zwar  mit  aller  Bestimmtheit,  daß 
der  Weizenzoll  eingeführt  werden  könnte,  „ohne  die  ge- 
ringste Befürchtung  zu  haben,  daß  dies  auf  den  Viehstand 
nachteilig  wirken  könne.  Im  Gegenteil,  ein  intensiverer 
Weizenbau  wird  auch  einem  intensiveren  Futterbau  rufen 
und  gleichzeitig  dem  Bauer  größere  Geldmittel  verschaffen, 
um  im  Auslande  billige  Futtermittel  zu  kaufen,  die  er  sel- 

*)  Donini  a.  a.  0. 
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ber  nicht  oder  zu  teuer  erzeugen  könnte“.  Als  Beweis  lie- 
fert er  statistische  Zahlen  über  die  Entwicklung  des  Vieh- 
standes in  den  letzten  25  bis  '30  Jahren.  Nach  diesen 
Zahlen  ist  allerdings  der  prozentuale  Zuwachs  an  Rind- 
vieh und  Schweinen  in  der  Periode  1883  bis  1912  in  Deutsch- 
land größer  als  in  der  Schweiz  von  1886  bis  1911.  In 
Deutschland  wai*  er  für  Rindvieh  27^6  o/o;  in  der  Schweiz 
nur  19  0,^0.  Damit  ist  aber  noch  nicht  viel  gesagt;  denn  zwei 
Richtige  Faktoren  sind  noch  zu  berücksichtigen:  1.  die 
absoluten  Zahlen  im  Verhältnis  zur  Bevölkerungszahl  und 
2.  der  Stand  der  Entwicklung  der  verschiedenen  I^der 
bei  Beginn  der  Zählung  (also  in  den  80er  Jahren).  So 
kommt  man  mit  den  Zahlen  Doninis  zum  entgegengesetzten 
Ergebnis. 


Entwicklung  des  Viehstandes  in  den  letzten 

25  bis  30  Jahren: 

in  Deutschland 


’P-.L 


Jahr 

Einwohner 

Rindvieh 

1883 

45  234  000 

15  786  000 

1912 

64  903  000 

20158000 

Differenz 

19  669000 

1 4372000 

in  der  Schweiz 

Jahr 

Einwohner 

Rindvieh 

1886 

2 876  000 

1 212  000 

1911 

3 753  000 

1 443  000 

Differenz 

877  000 

f 231000 

i 
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Auf  1000  Emwohner  entfallen  demnach  an  Rindvieh 

in  Deutschland  348  (1883)  310  (1912) 

in  der  Schweiz  421  (1886)  384  (1911) 


310  (1912) 
384  (1911) 
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Aus  obigen  Zahlen  folgt,  daß  die  Schweiz  in  den  80er 
Jahren  eine  viel  stärkere  Entwicklung  der  Viehwirtschaft 
hatte  als  Deutschland,  und  daß  trotz  des  prozentual  stär- 
keren Zuwachses  in  Deutschland  von  1883  bis  1912  die 
Schweiz  immer  noch  einen  bedeutend  stärkeren  Viehstand 
hat.  Daß  die  Entwicklung  seit  Anfang  oder  Mitte  der 
80er  Jahre  in  der  Schweiz  eine  langsamere  war,  ist  sehr 
leicht  erklärlich.  Die  schweizerische  Landwirtschaft  konnte 
mch  dank  der  frühzeitig  abgelösten  Grundlasten  ganz  nach 
ihrem  freien  Ermessen  entwickeln.  Wie  wir  gesehen  haben, 
hatte  sich  schon  vor  den  80er  Jahren  der  gewaltige  Um- 
gchwung  vom  Ackerbau  zum  Futterbau  vollzogen.  Also 
ist  es  ganz  falsch,  derartige  Schlüsse,  wie  es  Donini  tut, 

aus  obiger  Periode  zu  ziehen. 

Eine  richtige  Darstellung  der  Entwicklung  zeigt  viel- 
mehr, daß  eine  im  Konkurrenzkampf  sich  frei  gestaltende 
Landwirtschaft,  soweit  dies  ihre  Natur  erlaubt,  sich  nach 
den  wirtschaftlichen  Grundsätzen  richtet,  d.  h.  sich  vor- 
zugsweise jener  Betätigung  zuwendet,  die  am  meisten  Aus- 
sicht auf  Erfolg  bietet. 

In  diesem  Sinne  hatte  sich  auch  die  schweizerische 
Landwirtschaft  entwickelt;  nur,  wie  schon  gezeigt  wurde, 
in  etwas  einseitiger  Berücksichtigung  und  teilweiser  Ver- 
kennung ihrer  Interessen,  indem  sie  den  Getreidebau  nicht 
in  dem  Maße  pflegte,  wie  es  eine  intensive  Viehwirtschaft 
erfordert;  ganz  abgesehen  vom  Interesse  einer  besseren 
Sicherung  der  Volksernährung.  Diese  zwei  Fehler  hatten 
offenbar  dazu  beigetragen,  die  Brotversorgung  im  Meg 
zu  erschweren;  sie  sind  aber  bei  weitem  nicht  die  alleinige 
Ursache,  die  zu  dieser  Kalamität  geführt  hat. 

Größere  Schuld  trifft  dagegen  die  Versorgungspolitik 
des  Bundes,  die  es  versäumte,  mit  geeigneten  Maßnahmen 
einen  gew'issen  Mindestbestand  an  Getreide  für  alle  Lven- 
tualitäten  dem  Lande  zu  sichern.  Aber  auch  hier  muß 
, man  'zugeben,  daß  für  den  ungeahnt  lange  andauernden  Krieg 
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auch  ein  großes  Lager  schließlich  doch  versagt  haben 
würde.  Ebenso  hätten  die  noch  rasch  bei  Kriegsausbruch 
eingekauften  großen  Mengen  Getreide  auch  bei  sofort  ein- 
geführter  Brotrationierung  nicht  ausgereicht,  die  Schwei« 
den  Krieg  über  mit  Brotgetreide  zu  versorgen.  Nichtsdesto- 
weniger hätte  man  schon  vor  dem  Krieg  die  Angelegenheit 
der  Brotversorgung  regeln  sollen;  denn  kriegerische  Ver- 
wicklungen von  geringerer  Ausdehnung  könnten  immerhin 
mit  erhöhtem  Lagerbestand  überwunden  werden. 

Das  Problem  harrt  also  immer  noch  seiner  Lösung. 
Der  Krieg,  der  der  Schweiz  so  große  Entbehrungen  aufer- 
legte, zeigte  mit  erschreckender  Deutlichkeit  ihre  gefahr- 
volle Abhängigkeit.  An  dieser  Tatsache  ist  wohl  nicht 
sehr  viel  zu  ändern,  besonders  was  die  Getreideversorgung 
anbelangt;  aber  umso  berechtigter  müssen  fürsorgliche 
Maßnahmen  erscheinen,  die  wenigstens  die  harten  Konse- 
quenzen der  Abhängigkeit  etwas  gelinder  gestalten  helfen. 

Aber  wenn  auch  der  Krieg  erbarmungslos  die  Schwächen 
der  schweizerischen  Volkswirts<5haft  auf  deckte,  so  hat 
er  doch  gleichzeitig  gezeigt,  welche  Mittel  ihr  zu  Ge- 
bote stehen,  um  die  Nachteile  zu  beseitigen  oder  doch 

wenigstens  herabzumindem. 

Die  Darstellung  der  Getreideversorgung  während  des 
Krieges  hat  z,  B.  zur  Genüge  gezeigt,  wie  fatal  es  war, 
nicht  verschiedene,  technisch  leistungsfähige  Zufahrtslinien 
zu  besitzen.  Ganz  besonders  äußerte  sich  diese  Schwäche 
im  gänzlichen  Fehlen  von  Schiffahrtsstraßen.  Ich 
erinnere  nur  kurz  daran,  wie  bei  der  durch  die  Rheinsperre 
notwendig  gewordenen  Verlegung  des  Verkehrs  auf  die 
südlichen  Zufahrtslinien  die  letzteren,  insbesondere  dieje- 
nige Genua-Gotthard,  ganz  versagten.  Die  Hafenanlagen 
von  Genua  erwiesen  sich  als  ungenügend;  sie  konnten  den 
enormen  Andrang  von  Waren  nicht  bewältigen.  Aber  auch 
die  Eisenbahnen  haben  versagt.  Infolge  der  Inanspruch- 
nahme des  Wagenparks  und  teilweise  der  Linien  durch 
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die  Militärbehörden,  konnten  die  in  den  Häfen  mit  Mühe 
Busgeladenen  Waren  nicht  weiter  transportiert  werden. 
Diese  mißlichen  Zustände  waren  eben  doch  die  Folge  einer 
unzureichenden  Wahrnehmung  und  Kenntnis  der  Lage  der 
Schweiz  im  Kriegsfall.  Etwas  weniger  Optimismus  hätte 
vielleicht  früher  und  nachhaltiger  auf  die  Notwendigkeit 
gew^isser  Maßnahmen  hingewiesen.  Auch  Jühr^)  war  in  der 
Beurteilung  der  verkehrsgeographischen  Lage  der  Schweiz 
zu  sehr  Optimist.  Er  sagte  nämlich:  „Die  strahlenförmig 
von  der  Schweiz  ausgehenden  Verkehrslinien  nach  den 
Nordsee-,  den  Kanal-,  den  atlantischen,  den  Mittelmeer- 
und  den  adriatischen  Häfen  sichern  uns  die  Verbindung 
mit  dem  Weltverkehr  auch  während  eines  Krieges  unserer 
Nachbarn.  Stehen  Frankreich  und  Deutschland  in  Kon- 
flikt, so  bleiben  uns  auf  alle  Fälle  die  österreichischen 
und  italienischen  Häfen,  vielleicht  auch  Marseille,  offen. 
Ob  Rotterdam  und  Antwerpen  als  neutrale  Häfen  uns  weiter 
werden  dienen  können,  hängt  ganz  davon  ab,  wie  weit 
die  Rheinlinie  leistungsfähig  bleibt;  sie  dürfte,  wie  1870, 
da  sie  im  nächsten  Bereich  der  Operationen  liegt,  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  längere  Zeit  stark  gestört  sein. 
In  einem  italienisch-österreichischen  Kriege  b.ieben  uns  die 
nördlichen  Häfen  und  Marseille  zur  Verfügung.  Liegen  alle 
vier  Mächte  im  Krieg,  so  können  wir  doch  mit  Sicherheit 
damit  rechnen,  daß  die  eine  oder  andere  der  vielen  Zufahrts- 
linien dauernd  oder  doch  zeitweise  außerhalb  des  Bereiches 
der  Kriegsoperationen  liegen  wird  und  daß  über  diese 
Linien  der  Import  und  Export  aufrecht  erhalten  werden 
kann.  Erfahrungsgemäß  weiß  sich  der  Handel  in  solchen 
Fällen  zu  helfen;  es  hat  sich  das  sowohl  zur  Zeit  der 
Kontinentalsperre  als  auch  im  70er  Krieg  gezeigt“.  Trotz 
den  Wegen  zum  Meer,  die  der  Schweiz  noch  zur  Ver- 
fügung standen,  wie  Jöhr  ganz  richtig  bemerkt,  konnte 

*)  Jöhr,  DieVolkswirtschaft  der  Schweiz  im  Kriegsfall.  Zürich  1912. 

Egli,  Die  Getreideversorgung  der  Schweiz 
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der  Verkehr  eben  doch  nicht  aufrecht  erhalten  bleiben, 
wenigstens  nicht  in  dem  Maße,  wie  es  auch  nur  minimale 
Ansprüche  erfordern  mußten. 

Was  der  Schweiz  fehlt,  das  sind  verschiedene  Schiff- 
fahrtsstraßen. Schon  zur  Friedenszeit  erkannte  man  die 
große  Bedeutung  der  Rheinschiffahrt  für  die  Schweiz,  trotz- 
dem dieselbe  bis  heute  hauptsächlich  nur  bis  Mannheim  oder 
Straß  bürg  in  Betracht  kommt  Der  Rhein  bewältigte  stets 
den  größten  Teil  der  schweizerischen  Getreidezufuhr  und 
zwar*,  wie  wir  schon  sahen,  zu  außerordentlich  günstigen 
Frachtsätzen.  Das  war  aber  die  einzige  Fahrrinne,  die  für 
die  Schweiz  in  Betracht  kam;  doch  müßte  sie  zum  mindesten 
bis  Basel  reichen,  um  als  vollwertige  Zufahrtsstraße  gelten 
zu  können.  Der  Krieg  jedoch  beraubte  die  Schweiz  dieser 
Zufahrtsgelegenheit,  und  so  war  sie  nur  noch  auf  die  süd- 
lichen Eisenbahnen  angewiesen,  die  aber  infolge  der  son- 
stigen starken  Inanspruchnahme  nicht  ausreichten. 

Zur  Kriegszeit  wäre  für  die  Schweiz  eine  Schiffahrts- 
straße Marseille-Genf  von  unermeßlichem  Nutzen  gewesen; 
denn  solange  sich  ein  schiffbarer  Fluß  oder  Kanal  nicht 
in  der  Kriegszone  befindet,  kann  sich  der  Verkehr  auf  dem- 
selben viel  leichter  und  ungestörter  abwickeln,  als  auf  der 
EJisenbahn,  indem  für  Kriegstransporte,  die  rasch  zu  erfol- 
gen haben,  die  Flußschiffahrt  weniger  in  Betracht  kommt 
als  die  Eisenbahn. 

M.  E.  ist  es  also  unerläßlich,  daß  die  Schweiz  ihr  mög- 
lichstes tut,  um  dieses  Manko,  das  der  Krieg  so  offensicht- 
lich zu  Tage  förderte,  zu  beseitigen.  Die'  schweizerischen 
Behörden  scheinen  sich  ja  auch  dem  Schiffahrtsproblem' 
allen  Ernstes  annehmen  zu  wollen.  Das  beweist  der  im  Okto- 
ber 1917  vom  schweizerischen  Bundesrat  gefaßte  Beschluß, 
einen  Artikel  in  die  Bundesverfassung  aufzunehmen  mit 
folgendem  W^ortlaut:  „Die  Gesetzgebung  über  die  Schiff- 
fahrt ist  Bundessache“.  Damit  soll  ausdrücklich  die  Kompe- 
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tenz  zur  Regelung  der  Schiffahrt  dem  Bunde  übertragen 
werden.  Die  Aufgaben  des  Bundes  wären  somit  folgende: 

1.  Bau  der  Wasserstraßen; 

2.  Regelung  der  Rechtsverhältni^e  des  Schiffahrtsver- 
kehrs. 

Der  neue  Art.  24*®^  will  aber  auch  feststellen,  daß  die 
Schweiz  als  souveräner  Staat  Anspruch  auf  die  Benützung 
des  Meeres  hat  und  daß,  wenn  die  Interessen  der  schwei- 
zerischen Volkswirtschaft  dies  erfordern,  sie  dieses  Recht 
auszuüben  imstande  ist.  Dem  Bund  soll  allein  die  Kompe- 
tenz zustehen,  diesen  Gegenstand  gesetzlich  zu  regeln.  Von 
den  durch  den  Krieg  bedingten  F*racht-  und  Schiffahrtsver- 
hältnissen ausgehend,  erachtet  es  der  schweizerische  Bun- 
desrat für  unerläßlich,  für  die  Erschließung  der  Binnen- 
wasserstraßen, die  die  Schweiz  mit  den  Meerhäfen  in  Ver- 
bindung bringen  sollen,  nach  Möglichkeit  zu  sorgen,  damit 
die  Schweizer kähne  wenigstens  bis  ans  Meer  geschleppt 
werden  können. 

Die  Vorarbeiten  zu  diesem  Projekt  gehen  weit  zurück. 
Schon  lange  befaßten  sich  eigens  zu  diesem  Zweck  gegrün- 
dete Gesellschaften  mit  der  Verwirklichung  dieses  Pro- 
blems. Besonders  die  Basler  Rheinschiffahrtsgesellschaft  ar- 
beitete mit  großer  Ausdauer  an  der  Verwirklichung  ihres 
Plans:  die  Rheinschiffahrt  bis  Basel  und  Bodensee  durchzu- 
führen. Schon  vor  Kriegsausbruch  gedieh  der  Gedanke  so- 
weit, daß  sich  die  interessierten  Staaten  der  Sache  ernst- 
haft annahmen,  sodaß  die  Durchführung  des  Werkes  bald 
hätte  in  Angriff  genommen  werden  können.  Der  Krieg  je- 
doch brachte  alles  ins  Stocken.  Aber  wiederum  war  es  der 
Krieg  mit  seinen  tiefeinschneidenden  Wirkungen  aufs  Wirt- 
schaftsleben und  besonders  auf  das  Verkehrswesen,  der  die 
Fi*age  der  Binnenschiffahrtsstraße  mehr  denn  je  in  den  Vor- 
dergrund der  Erörterungen  drängte.  Im. Hinblick  a,uf  die 
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kommende  Friedenswirtschaft  ist  es  von  größter  Bedeutang, 
möglichst  billige  Verkehrsmittel  zur  Verfügung  zu  haben. 

Im  Frühjahr  1917  wurde  das  Rheinproblem  wieder  auf- 
gegriffen  und  zwar  von  deutscher  wie  von  schweizeriscner 
Seite.  Die  Eingabe  des  Konstanzer  Rheinschiffahrtsverban- 
des an  die  Regierung  des  Großherzogtums  Baden,  worin 
eine  baldige  Schiffbarmachung  des  Rheines  von  Straßburg 
bis  KonstaiJz  .verlangt  wurde,  fand  gute  Aufnahme.  Auch 
der  schweizerische  Bundesrat  versicherte  obigem  Verband, 
daß  er  alles  tun  werde,  um  das  Zustandekommen  einer  Groß- 
schiffahrt bis  in  den  Bodensee  zu  beschleunigen.  Die  sich 
f nachträglich  ergebenden  Schwierigkeiten  bezüglich  Benut- 

zung des  Oberrheines  für  elektrische  Kraftzwecke  scheinen 
sich  nun  zu  ebnen,  sodaß  das  Werk  bald  in  Angriff  genom- 
; men  werden  kann. 

s Durch  die  Schiffbarmachung  des  Oberrheines  erwächst 

nun  der  Stadt  Basel  die  bedeutimgsvolle  Aufgabe,  einen 
Hafen  zu  errichten.  Das  von  Ingenieur  Boßhardt  ausge- 
arbeitete Projekt  sieht  als  Vollausbau  einen  Handelshafen 
; und  einen  Industriehafen  vor.  Die  Ausführung  der  Anlagen 

■ soll  etappenweise  erfolgen.  Als  erstes  Teilstück  des  Ge- 

samtprojektes bezw.  als  erster  Ausbau  des  Handelshafens 
bei  Kleinhüning  en  ist  ein  zur  Aufnahme  von  Schiffen,  sowie 
zur  Zerlegung  und  Bildung  von  Schiffszügen  bestimmtes 
Schutz-  und  Wendebassm  in  Aussicht  genommen,  dessen 
Uferfronten  von  vornherein,  also  schon  vor  dem  Vollaus- 
bau, dem  Güterumschlag  dienen  können.  Als  zweites  Teil- 
stück ist  der  Industriehafen  längs  der  Landesgrenze  in 
'Aussicht  genommen.  In  einer  dritten  Bauperiode  ist  der 
Bau  des  Basler  Elektrizitätswerkes  und  die  mit  der  Er- 
richtung der  Stauwehr  verbundene  Vollendung  der  Hafen- 
anlagen vorgesehen.  Ingenieur  Boßhardt  berechnet  die  Bau- 
und  Landerwerbungskosten  auf  11,6  Mill.  Fr.  und  den 
ersten  Ausbau  auf  3,5  Mill.  Fr.  Auf  eine  zweckmäßige 
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»Verbindung  des  Hafens  mit  den  Basler  Güterbahnhöfen  soll 
möglichst  Rücksicht  genommen  werden. 

Am  14.  April  1917  beantragte  der  Regierungsrat  des 
Kantons  Basel-Stadt  beim  Großen  Rat  einen  Kredit  von 
3,5  Mill.  Fr.  zur  Herstellung  des  Rheinhafens  bei  Klein- 
hüningen.  Der  Bundesrat  seinerseits  stellte  am  16.  Oktober 
gleichen  Jahres  der  Bundesversammlung  den  Antrag,  zur 
Erstellung  der  Basler  Hafenanlage  einen  Bundesbeitrag  von 
50  o/o  der  Kosten  zu  bewilligen.  Für  die  Ausführung  der 
Arbeiten  wurden  dem  Kanton  Basel-Stadt  drei  Jahre  ein- 
geräumt. 

Die  • Rheinschiffahrt  bis  in  die  Schweiz  wird  also  in  ab- 
sehbarer Zeit  vollendete  Tatsache  und  für  die  schweizerische 
Volkswirtschaft  von  unverkennbarem  Nutzen  sein.  Aber  da- 
mit ist  für  eine  gesicherte  Zufuhr  — und  auf  diese  kommt 
es  ziu’  Zeit  kriegerischer  Verwicklungen  ganz  besonders 
an  — noch  nicht  genügend  gesorgt.  Denn  wir 

sehen,  daß  gerade  im  gegenwärtigen  Krieg  der 
Rhein  für  die  Getreidezufuhren  nach  der  Schweiz  sofort 
außer  Frage  gestellt  worden  ist.  Das  Bestreben  der  Schweiz 
muß  vielmehr  darauf  gerichtet  sein,  nach  möglichst  vielen 
Seiten  hin  durch  Wasserstraßen  mit  dem  Meere  in  Verbin- 
dung zu  gelangen. 

Daraus  ergibt  sich  ganz  von  selbst  als  weiteres  nahe- 
gelegenes Projekt  die  Schiffbarmachung  der  Rhone  zwischen 
Marseille  und  Genf,  resp.  Lyon  und  Genf.  Es  ist  überhaupt 
erstaunlich,  daß  dieses  Werk  nicht  schon  längst  durchge- 
führt worden  ist  und  daß  die  schweizerischen  Wirtschafts- 
politiker nicht  eher  die  Schiffbarmachung  der  Rhone  bis 
nach  Genf  angestrebt  haben.  Es  war  wohl  schon  lange 
davon  die  Rede,  aber  es  fehlte  an  einem  geschlossenen 
Vorgehen  auf  breiter  Basis,  wie  dies  bei  der  Rheinschiff- 
fahi’tsfrage  der  Fall  war.  Für  die  Schiffbarmachung  der 
Rhone  und  die  Verbindung  mit  dem  Rhein  arbeitet  nun  die 
„Association  Suisse  pour  la  Navigation  du  Rhone  au  Rhin“ 
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mit  Sektionen  in  verschiedenen  Kantonen.  Diese  Gesellschaft 
bezweckt  die  Schaffung  eines  durchgehenden  Wasserweges, 
der  den  Nordosten  des  Landes  mit  dem  Südwesten  verbin- 
det imd  der  zugleich  den  Anschluß  an  das  Mittelmeer  bringt. 
Die  technischen  Studien  umfassen  vier  Teile: 

1.  die  Schiffbarmachung  der  Rhone  von  der  französischen 
Grenze,  d.  h.  von  Chancy  bis  zum  Genfersee; 

2.  die  Erstellung  des  Kanals  von  Entreroches  (Verbin- 
dung zwischen  Genfer-  und  Neuenburgersee); 

3.  die  Schiffbarmachung  der  Aare  von  Biel  bis  Olten 
und 


4.  die  Schiffbarmachung  der  Aare  von  Olten  bis  zur  | 
Einmündung  in  den  Rhein  bei  Koblenz.  ^ 

» t 

Von  Chancy  bis  Koblenz  sind  es  287  km.  Ungefähr  die 
Hälfte  dieser  Strecke,  d.  h.  152  km,  ist  bereits  schiffbar,  ’ 
nämlich  der  Genfer-,  Neuenburger-  und  Bieler-See,  sawie 
ein  Teil  der  Aare.  Es  sind  somit  noch  135  km  zu  korrigie-  ^ 
ren.  An  diese  Hauptverkehrsader  soll  sich  unmittelbar  die 
Schiffahrtsstraße  der  Limmat  bis  zum  Zürich-See  und  Wa- 
len-See  anschließen. 

Es  ist  zu  hoffen,  daß  diese  Bestrebungen  von  der  Be- 
völkerung und  den  Behörden  tatkräftig  unterstützt  werden. 

Auf  französischer  Seite  scheint  das  Projekt  der  Rhone - 
Schiffahrt  große  Sympathie  zu  finden.  Einer  der  Hauptför- 
derer ist  der  Senator  und  Exminister  Herriot,  Bürgermeister  | 
von  Lyon.  Am  12.  Juli  1917  sagte  er  im  französischen  Senat,  | 
es  gehöre  zu  den  Lebensinteressen  Frankreichs  imd  der  I 
Schw^eiz,  der  Eidgenossenschaft  über  die  schiffbare  Rhone  I 
einen  Weg  nach  dem^  Orient  über  Marseille  zu  eröffnen,  I 
da  sonst  die  ganze  schweizerische  Ausfuhr  über  den  Rhein  I 
und  die  Donau  geleitet  würde,  wenn  erst  Deutschland  seine  I 
großzügigen  Kanalpläne  verwirklicht  habe.  Fi*ankreich  I 

solle  sich  am  deutschen  Weitblick  ein  Beispiel  nehmen.  I 
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Prof.  Hauser  aus  Dijon  hielt  am  25.  Januar  1918  im  Schosse 
der  Sektion  „Ostschweiz^'  des  schweizerischen  Rhone-Rhein- 
Schiffahrts Verbandes  einen  Vortrag,  worin  er  die  Bedeu- 
tung der  inneren  Wasserwege  Europas  nach  dem  Krieg  dar- 
stellte. Er  verwies  auf  das  schon  stark  entwickelte  Schiff- 
fahrtsnetz Deutschlands  und  auf  die  offensichtliche  Tendenz 
zur  Erweiterung  desselben.  „Die  Wasserwirtschaftspolitik 
der  westeuropäischen  Mächte“,  sagt  er,  „geht  deshalb  dahin, 
gegenüber  dieser  Tendenz  ein  Gleichgewicht  herzustellen. 
Frankreich  ist  berufen,  hierbei  eine  führende  Rolle  zu  spie- 
len“. Welches  ist  nun  die  Stellung  der  Schweiz  gegenüber 
dieser  Neuorientierung  m der  Verkehrspolitik?  Das  schwei- 
zerische Wassemetz,  führte  Prof.  Hauser  aus,  wird  in  Zu- 
kunft kein  Paradoxon  mehr  bedeuten.  Das  hat  man  im  Aus- 
land bereits  erkannt,  und  schon  rüsten  sich  die  Kräfte, 
um  sich  ihre  Positionen  zu  sichern.  Für  die  Schweiz  kann 
es  indessen  keine  ausschließliche  Lösung  der  Frage  geben, 
d.  h.  keinen  unbedingten  Anschluß  an  das  mitteleuropäische 
oder  an  das  westeuropäische  Schiffahrtsprojekt.  Der  Refe- 
rent kritisierte  die  Auffassung  des  „freien  Rheins“,  wie 
sie  ab  und  zu  in  schweizerischen  Köpfen  herrscht.  Er  machte 
darauf  aufmerksam,  daß  die  Idee  an  und  für  sich  durchaus 
Eympathisch  sei,  daß  aber  trotzdem  die  Frage  offen  bleibe, 
ob  der  Rhein  jederzeit,  in  Krieg  und  Frieden,  für  die  Schiff- 
fahrt offen  bleibe.  Soweit  seien  wir  eben  noch  nicht  mit 
der  Garantie  der  Unverletzlichkeit  von  internationalen  Ver- 
trägen. Auf  jeden  Fall  wird  die  Rhein  Verbindung  durch  die 
Verbindung  mit  der  Rhone  vervollständigt  werden  müssen. 
Es  eröffnen  sich  für  die  Schweiz  ganz  neue  wirtschaftliche 
Möglichkeiten,  wenn  sie  erst  einmal  die  gesicherte  Verbin- 
dung mit  dem  Süden  besitzt,  die  mit  zwei  Plätzen  (Saint 
Nazaire  und  Marseille),  unter  Umständen  sogar  mit  einem 
dritten  (durch  das  italienische  Po-Projekt)  hergestellt  wer- 
den könnte.  Die  großen  Vorteile,  die  die  Schweiz  daraus 
ziehen  würde,  wären:  ihre  wirtschaftliche  Unabhängigkeit 
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und  die  Herstellang  des  Gleichgewichtes  zwischen  dem  Sü- 
den und  dem  Norden  Europas. 

Am  3.  März  1918  hielt  das  französisch-schweizsrische 
Komitee  der  „Oberen  Rhone“  seine  Generalversammlung 
in  der  Lyoner  Handelskammer  ab.  Es  wurde  einstimmig 
der  Beschluß  gefaßt,  der  französischen  und  der  schwei- 
zerischen Regierung  folgende  Wünsche  zu  unterbreiten: 

1.  Der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  wird  einge- 
laden, so  rasch  wie  möglich  an  die  Ausarbeitung  eines  Vor- 
entwurfes  für  eine  Korrektion  der  oberen  Rhone  von  Lyon 
bis  zur  Schweizer  Grenze  zu  gehen,  in  welchem  der  Schiff- 
fahrt Rechnung  getragen  und  die  Garantie  für  die  Durch- 
fahrt von  600  Tonnen-Kähnen  gewährleistet  ist.  Die  Ausfüh- 
rungsarbeiten sollen  gleichzeitig  auf  den  Gebieten  beider 
Länder  in  Angriff  genommen  und  beendigt  werden. 

2.  Die  französische  und  die  schweizerische  Regierung 
werden  eingeladen,  eine  internationale  Vereinbarung  zu  tref- 
fen, die  notwendig  ist,  um  eine  Schiffahrtsstraße  Lyon-Genf 
zu  verwirklichen  und  die  die  Ausführung  der  Arbeiten, 
die  Organisation  der  technischen  und  der  Handelsbetriebe 
sicherstellt. 

3.  Endlich  prüfte  das  Komitee  auch  die  Frage  der 
Schaffung  von  Freizonen  für  die  Schweiz  in  den  Häfen  von 
Lyon  und  Marseille,  wodurch  der  Schweiz  für  ihre  Schiff- 
fahrt der  Zugang  zum  Mittelländischen  Meere  ermöglicht 
und  ihr  gestattet  werden  soll,  Reparatimwerkstätten  für 
ihre  Flußschiffahrt  sowie  Magazine  zur  Lagerung  und  Ver- 
teilung der  auf  dem  Wasserwege  zu  transportierenden  Wa- 
ren zu  errichten. 

Die  rüstig  voranschreitenden  Verhandlungen  berechtigen 
zu  der  Hoffnung,  daß  auch  die  Verbindung  mit  dem  Mittel- 
meer zur  Ausführung  gelange.  Sehr  wünschenswert  wäre 
es  für  die  Schweiz,  wenn  auch  dfis  dritte  Projekt,  die  Po- 
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und  die  Tessin -Schiffahrt  bis  in  den  Langensee,  zustande 
käme. 

Nach  Verwirklichung  der  besprochenen  Projekte  wären 
die  schweizerischen  Zufahrtslinien  für  Friedens-  und  Kriegs- 
aeiten  gesichert;  d.  h.  erst  dann  könnte  die  Schweiz  mit 
einiger  Gewißheit  auch  während  eines  europäischen  Krie- 
ges damit  rechnen,  ihre  notwendig  einzuführenden  Waren 
hjereinzubringen,  wenn  ihr  der  eine  oder  andere  dieser  Was- 
serwege unter  Garantie  der  Vertragsmächte  auch  wirklich 
offen  bleiben  würde. 

Noch  einer  Frage  sei  kurz  Erwähnung  getan:  der 
schweizerischen  Handelsmarine.  Ich  habe  vor- 
her schon  darauf  hingewiesen,  daß  infolge  des  immer  knap- 
per werdenden  Schiffsraumes  anfangs  1917  in  Genf  eine 
Aktien-Gesell Schaft  gegründet  wurde  zum  Studium  der  Frage 
einer  schweizerischen  Handelsmarine.  Daran  anschließend 
entwickelte  sich  eine  rege  Diskussion  über  die  Zweckmäßig- 
keit der  direkten  Beteiligung  der  Schweiz  am  Uebersee- 
, Verkehr  auch  nach  dem  Krieg.  Der  Gedanke  einer  eigenen 
Handelsflotte  ist  ja  gewiß  bestiickend,  aber  ob  damit  dem 
schweizerischen  Import  und  Export  eine  tatsächliche  Er- 
leichterung zuteil  würde,  ist  mehr  als  fraglich.  Die  Be- 
denken, die  in  der  Presse  dagegen  erhoben  wurden,  scheinen 
mir  sehr  begründet  zu  sein.  So  wurde  u.  a.  gesagt,  daß  der 
Bedarf  der  Schweiz  an  Schiffsraum  allzu  ungleich  wäre 
zjwischen  Import  und  Export.  Wenn  die  Schweiz  auch  volle 
Ladung  in  der  einen  Richtung  hätte,  so  blieben  ihre  Dam- 
pfer bei  der  Rückfahrt  leer.  Sodann  muß  man  bei  dem 
Import  der  Schweiz  aus  allen  Erdteilen  der  Welt 
berücksichtigen,  was  für  eine  mächtige  Flotte  er- 
forderlich wäre,  um  nur  einmal  vierteljährlich  von 
den  Haupthafenplätzen  eine  Abfahrt  vorzusehen.  Eine 
schweizerische  Handelsflotte  müßte  sich  gleich  jeder 
anderen  am  Weltverkehr  beteiligen.  Ob  sie  aber  genügend 
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kapitalkräftig  wäre,  um  die  Konkurren2S  mit  den  übrigen 
großen  Schiffahrtsgesellschaften  aufzunehmen,  ist  fraglich. 
Die  großen  Schiffahrtsgesellschaften  würden  dem  schwei- 
fcerischen  Import  und  Export  weit  günstigere  Bedingungen 
gewähren  können,  als  dies  eine  eigene  Flotte  imstande 
wäre.  Damit  wäre  aber  dem  schweizerischen  Import  und  Ex- 
port nicht  viel  gedient.  Was  für  die  Dauer  des  Krieges  als 
Zweckmäßig  erscheinen  mag,  kann  nicht  ohne  weiteres  auch 
für  die  kommende  PYiedenswirtschaft  als  vorteilhaft  ange- 
sehen \verden. 

Weiter  fragt  es  sich,  ob  die  im  Krieg  geschaffene,  in- 
folge der  Situation  notwendig  gewordene  Institution  des  G.e- 
treidemonopoles  auch  nach  Kriegsende  noch  fortbe- 
st eben  soll.  Wie  bereits  oben  erwähnt  wurde,  waren  es  zwei 
Gründe,  die  den  Bund  insbesondere  veranlaßten,  diese  Maß- 
nahme zu  treffen; 

1.  den  kriegführenden  Mächten  gegenüber  wurde  es 
notwendig,  daß  der  Staat  als  Einkäufer  an  die  Stelle  des 
privaten  Handels  trat,  außerdem  bot  der  Staat  als  Kontra- 
hent auch  größere  Garantie  den  Verkäufern  gegenüber; 

2.  der  Staat  mußte,  angesichts  der  sehr  bescheidenen 
'Vorräte  und  der  noch  schlechteren  Aussichten  für  die  Zu- 
kunft dafür  sorgen,  daß  mit  dem  Konsum  haushälterisch 
umgegangen  werde;  er  mußte  den  Verbrauch  regulieren  und 
die  Vermahlung  überwachen. 

Der  Staat  hat  also  dafür  zu  sorgen,  daß  dem  Bürgei- 
sein tägliches  Brot  zukommt.  Ihm  steht  nunmehr  die  Auf- 
gabe zu,  geeignete  Mittel  zu  ergreifen,  um  von  einem  etwa- 
igen spätem  Krieg  nicht  wieder  mit  leeren  Lagern  über- 
rascht zu  werden. 

So  hat  auch  hier  der  Krieg  den  Weg  für  die  Zukunft 
geebnet.  Durch  das  gezwungenermaßen  eingeführte  Mono- 
pol und  dessen  Durchführung  während  der  Kriegsdauer  ist 
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der  Beweis  erbracht  worden,  daß  das  Monopol  wohl  die 
beste,  wenn  auch  radikalste,  Lösung  ist,  um  dem  Lande 
die  nötigen  Getreidevorräte  zu  sichern.  Wenn  schon  vor 
dem  Krieg  eine  starke  Strömung  zu  Gunsten  eines  Monopols 
bestand,  wie  die  Debatten  im  Nationalrat  und  in  der  Presse 
zeigten,  so  dürfte  sie  nach  dem  Krieg  noch  weit  stärker 
sein;  denn  1.  hat  man  sich  mit  der  praktischen  Handhabung 
desselben  während  des  Krieges  vertraut  gemacht  und 
2.  haben  sowohl  der  Staat  als  auch  seine  ausführenden  Organe 
bewiesen,  daß  sie  der  an  sie  gestellten  Aufgabe  voll  und 
ganz  gew'aclisen  sind  und  daß  sie  eine  Organisation  ge- 
schaffen haben,  deren  Weiterfühmng  nach  dem  Krieg  eine 
wertvolle  Grundlage  für  eine  verbesserte  Getreideversor- 
gung  bieten  würde. 

Nun  meinte  allerdings  Adolf  Jölir^),  und  diese  Ansicht 
teilte  auch  Bundesrat  Motta,  daß  die  bedenkliche  Seite 
des  Monopols  darin  liege,  daß  der  Preis  des  wichtigsten  Nah- 
rungsmittels, des  Brotes,  mit  einem  Schlage  eine  politische 
Frage  wüi-de.  „Die  Staatsbehörden  werden  direkt  für  den 
Brotpreis  verantwortlich,  der  Parteileidenschaft,  der  Dema- 
gogie ist  eine  neue  und  gefährliche  Waffe  in  die  Hand  ge- 
geben“. Ich  glaube  zwar,  daß  die  einzige  Befürchtung  nach 
jahrelangem^)  effektiven  Bestand  des  Monopols  keinen  ent- 
scheidenden Einfluß  mehr  haben  wird  gegenüber  den  un- 
leugbaren Vorteilen,  die  es  zur  Zeit  der  Not  gewährte. 
Uebiigens  dürfte  der  politische  Einfluß  auf  die  Preisbil- 
dung durch  eine  autonome  Gestaltung  der  Monopolverwal- 
tung erheblich  beeinträchtigt  werden. 

Eine  andere  Frage  ist  aber  die  Einwirkung  des  Mono- 
pols auf  das  Müllergewerbe.  „Daß  das  Getreide import- 
monopol  zum  Getreidemonopol  führen  wird  und  muß,  ist 

•)  Jöhr  a.  a.  O. 

-)  Es  ist  anzunehmeu,  daß  das  Monopol  nach  Beendigung  des 
Krieges  keineswegs  sofort  aufgehoben  werden  kann. 
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unsere  volle  Ueberzeugung.  Denn  der  Einkauf  und  Import 
von  Getreide,  die  Disposition,  der  Blick  übers  Meer  nach 
den  fernen  Kornkammern,  das  Erfassen  des  geschäftlich- 
psychologischen Momentes,  das  alles  gehört  mit  zur  Tätig- 
keit des  modernen  Großmüllers,  ja  bildet  geradezu  seine 
Hauptaufgabe,  ihm  diese  abnehmen,  heißt,  ihn  in  die  zweite 
Linie  drängen  und  zum  Lohnmüller  stempeln.  In  diesem' 
Scheindasein  und  Abhängigkeitsverhältnis,  das  jede  Kon- 
kurrenz des  Auslandes  und  jede  Konkurrenz  der  iuländischen 
Betriebe  ausschließt  und  die  Preisbildung  offiziell  festsetzt, 
wird  über  kurz  oder  lang  der  Starke  den  Schw'achen  völlig 
absorbieren.  Und  der  Starke  ist  in  diesem  Falle  der  Staat. 

Getreidehandel  und  Müllerei  sehen  sich  vor  die  Entschei- 
dung gestellt.  Wenn  sie  sich  nicht  aufraffen,  so  haben  sie 
ihr  Leben  verwirkt“^).  Gewiß  ist,  daß,  wenn  das  Getreide- 
monopol eingelührt  wird,  dem  Großmüller  eines  der  wich- 
tigsten Momente  seiner  bevorzugten  Stellung  gegenüber 
dem  kleinen  Betriebe  weggenommen  ist.  Demgemäß  ist 
ohne  weiteres  klar,  daß  die  Großmüller  alle  Kräfte  j^egen 
das  Monopol  aufwenden  werden. 

Diesen  Sonderinteressen  stehen  aber  diejenigen  des  ge- 
samten Vokes  gegenüber,  und  diese  sind  infolge  der  un- 
abwendbaren Abhängigkeit  in  der  Getreideversorgung  von 
anderen  Staaten  viel  zu  groß,  als  daß  man  letztere  zu  Gun- 
sten ersterer  zurückstellen  könnte. 

Will  man  also  die  allgemeinen  Interessen  mit  Erfolg 
■und  auf  möglichst  einfache  Art  wahren,  so  erscheint  m.  H. 
die  Einführung  des  Handelsmonopols  als  das  geeignetste 
Mittel.  Dabei  wären  zwei  Wege  denkbar:  1.  das  Staats- 
monopol und  2.  das  genossenschaftliche  Monopol.  Wirz  be- 
fünvortet  eine  Brotgetreideversorgungsgenossenschaft  und 
zwar  deshalb,  weil  er  glaubt,  daß  dem  Schweizer  Volk  eine 

*)  Preiswerk-Imhoff : „Die  schweizerische  Getreideversorgung.“ 
Basler  Nachrichten  vom  21.  und  22.  April  1915. 
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nirnngenehme  Erinnerung  an  das  Staatsmonopol  zur  Kriegs- 
Jjeit  bleibe.  „Um  seiner  (dem  Getreidemonopol)  wieder  los 
zu  werden,  wird  man  nur  mehr  von  begangenen  oder  zuge- 
schobenen Fehlern  sprechen  und  dafür  keinerlei  Entschul- 
digung finden,  gerade  so,  wie  wenn  alles  andere  mensch- 
liche Handeln  stets  fehlerfrei  gewesen  wäre  und  wie  wenn 
eine  andere  Organisation  der  Brot  Versorgung*  des  Landes 
uns  vor  jeglichen  Nachteilen  und  Opfern  zu  schützen  ver- 
mocht hätte.  Man  wird  nurmehr  an  diejenige  Zeit  erinnern, 
zu  der  der  Bundesweizenpreis  höher  stund  als  der  Welt^ 
marktpreis,  gerade  so,  als  ob  der  Bund  nie  Weizen  unter 
dem  Weltmarktpreise  abgegeben  und  wie  wenn  der  Pri- 
vathandel erfahrungsgemäß  jederzeit  zu  den  niedrigsten 
Weltmarktpreisen  geliefert  hätte.  Das  Staatsmonopol  wird 
dem  Volk  als  verabscheuungswürdigste,  allen  berechtig- 
ten  Interessen  zuwiderlaufendste,  eigennützigste  und  kauf- 
männisch unfähigste  Organisation  vorgeführt  werden“-). 
Deshalb  meint  er  weiter:  „Weniger  zu  befürchten  wäre  die 
ablehnende  Haltung  des  Volkes,  wenn  das  Monopol  einer  beson- 
deren, die  ganze  Schweiz  umfassenden  Brotgetreideversor- 
gungsgenossenschaft übertragen  würde“  Diese  Befürchtun- 
gen erscheinen  mir  nicht  gerechtfertigt  zu  sein.  Die  Beeinflus- 
sung der  Konsumenten  von  Seite  der  sich  durch  das  Kriegs- 
monopol benachteiligt  geglaubten  Landwirte  und  Müller  ist 
offenbar  als  überschätzt  zu  betrachten.  Ich  glaube  doch, 
daß  man  dem  Schweizer  Volk  so  viel  Einsicht  und  kritische 
Urteilskraft  zumuten  darf,  daß  es  die  außerordentlich  schwie- 
rigen Verhältnisse,  die  der  Krieg  geschaffen  hat  und  die 
das  Volk  selbst  bis  ins  Kleinste  des  täglichen  Lebens 
so  bitter  zu  verspüren  bekam,  zu  würdigen  weiß.  Und,  wie 
weiter  oben  dargetan,  hat  sich  die  Organisation  und  Durch- 
führung des  Kriegsmonopols  im  Laufe  der  Zeit  derart  be- 
wälmt,  daß  ihm  allgemeine  Anerkennung  zuteil  wurde.  Die 
Interessen  der  Landwirtschaft  lassen  sich  ebensogut  mit  dem 

*)  Wirz  a.  a.  0. 
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Staatsironopol  vereinbaren,  wie  mit  dem  genossenschaft- 
lichen; dabei  aber  besteht  weniger  die  Gefahr  einer  Ver- 
quickung von  Landwirtschaft  und  Monopol,  was  den  Kon- 
sumenten gewiß  nicht  zum  Vorteil  gelangen  würde.  Geeig- 
neter erscheint  mir,  daß  die  Förderung  des  inländischen  Ge- 
treidebaues unabhängig  vom  Getreidehandelsmonopol  ge- 
pflegt und  unterstützt  werde. 
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